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Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie zur 4. Sitzung des Kärntner Landtages in dieser Legislaturperiode und eröffne diese! Ich begrüße die Regierungsmitglieder, von denen bisher Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut und Landesrat Dr. Martinz anwesend sind! Ich begrüße die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes, die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne, insbesondere Schüler der Hauptschule 1 St. Veit, unter Begleitung von Frau Prof. Elisabeth Erz und vom Alpen-Adria-Gymnasium Völkermarkt Schülerinnen und Schüler, unter Begleitung von OStR Walko! Seien Sie herzlich begrüßt! Ich begrüße auch herzlich die Medienvertreter. Ich möchte den Herrn Landesrat Gerhard Dörfler entschuldigen, der heute beim Bundesminister wegen einer Aussprache des Transit- und Schwerlastverkehrs ist. Ich entschuldige auch Herrn Landesrat Reinhart Rohr, der gegen Mittag kommen wird. Weiters sind entschuldigt: Bundesrätin Ana Blatnik und Bundesrat Siegfried Kampl wegen ihrer Tätigkeit in Wien. Frau Abgeordnete Mag. Cernic ist erkrankt. Der Landtag ist beschlussfähig. Geburtstage sehe ich in unmittelbarer Nähe hier keine verzeichnet.

Ich komme nun zur Fragestunde der 4. Sitzung des Kärntner Landtages am heutigen Tag. 

Fragestunde

1. 
Ldtgs.Zl. 12/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Zweiten Landeshauptmann-Stell​vertreter Dr. Ambrozy

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Gäste! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy! Meine Anfrage: Wieso halten Sie nunmehr – entgegen Ihrer strikten Ablehnung noch vor wenigen Monaten – einen Verkauf der Landeskrankenhäuser an eine Immobiliengesellschaft zur Finanzierung des LKH-neu Klagenfurt doch für sinnvoll?

Tauschitz

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Abgeordneter! Geschätzte junge Freunde auf der Tribüne! Herr Kollege Tauschitz, zunächst veranlasst mich Ihre Fragestellung, einmal Ihrerseits einzufordern, warum Sie den Verkauf der Landeskrankenhäuser mit meiner Person in Verbindung bringen. Faktum ist – das ist offensichtlich Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit entgangen … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Hat er eine falsche Unterlage vom Sablatnig? – Vorsitzender: Am Wort ist der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Er hat nur fünf Minuten Redezeit! Bitte, das zu berücksichtigen!) Faktum ist, dass das, was Sie sagen, nicht den Tatsachen entspricht und es so ist – da haben Sie dem Kärntner Landtag noch nicht angehört -, dass gegen die Stimmen meiner Fraktion (also der SPÖ) Ihr Parteikollege Wurmitzer in der Regierung gemeinsam mit dem Landesfinanzreferenten einen Verkauf der Landeskrankenhäuser in der abgelaufenen Legislaturperiode schon beschlossen hat, dass dieser Beschluss nach wie vor aufrecht ist und nicht reassumiert worden ist und ich daher jetzt, aus meiner Sicht, der falsche Adressat bin, an den Sie diese Anfrage richten. Den jüngsten Medienberichterstattungen zufolge würde die Möglichkeit einer solchen Finanzierungsform des LKH-neu vom Herrn Landeshauptmann   präferiert, den er gemeinsam mit dem Vorstand der Hypo-Bank ins Auge gefasst hat, wie übrigens auch die Kärnten-Anleihe, ohne dass wir die Modalitäten hiezu näher kennen.

Aber ich möchte in dem Zusammenhang, um die Faktenlage etwas auszuleuchten, folgendes festhalten: Es ist nach hartnäckigem Betreiben von mir der Grundsatzbeschluss für den Bau des LKH-neu gefasst worden. Das wurde sowohl in der Landesregierung als auch im Aufsichtsrat der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft gemacht, und dieser Beschluss, zumindest der erste Beschluss, wurde gegen die Stimmen der ÖVP-Fraktion gefasst.

Angesichts der begrenzten finanziellen Ressourcen der öffentlichen Haushalte und insgesamt limitierter finanzieller Ressourcen – wir werden heute ja sehr ausführlich darüber reden können – hat die Investitionsfinanzierung für die Durchführung von solchen Maßnahmen die erforderliche Liquidität unter größtmöglicher Schonung sowohl der für die Medizin und Pflege erforderlichen Mittel als auch der öffentlichen Haushalte kostengünstig sichergestellt zu werden, insbesondere ist der nutzergerechten Verteilung des Investitionsaufwandes durch eine langfristige, auf die Lebensdauer der angeschafften Investitionsgüter gleichmäßig abgestellte Finanzierungspolitik Rechnung zu tragen. Bei der Auswahl, beim Einsatz der jeweiligen Finanzierungsformen und Instrumente des Finanz- und Zinsmanagements hat die Landesanstalt nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit vorzugehen und insbesondere die Zielsetzung der Liquiditätssicherung der nutzungskongruenten Verteilung der Finanzierungslasten über die Lebensdauer der Investitionen, der Minimierung der jährlichen Belastungen der Landeshaushalte – und auch das werden wir heute noch diskutieren – und der Begrenzung für die Risken für die Landesanstalt und der öffentlichen Hand zu erfolgen.

Das Land Kärnten und die Landesanstalt hat folgend bei der Umsetzung des Projektes „Landeskrankenhaus-neu“ die gemeinsame Zielsetzung, die durch effizientere Organisationsstrukturen realisierbaren Einsparungspotenziale im Betrieb zur Investitionsfinanzierung zu nutzen. Das Hauptziel: Damit soll wegweisend für Österreich die Errichtung eines öffentlichen Krankenhauses für vollständige oder größtmögliche Amortisierung durch den Betrieb erfolgen.

Zur Realisierung des Großbauvorhabens LKH-neu wird die projektspezifische Finanzierung der zu errichtenden Immobilien für die erst in der zweiten Baustufe des Chirurgisch-medizinischen Zentrums sowie des Ver- und Entsorgungszentrums mittels Leasing vereinbart. Es gibt einen Finanzierungsvertrag zwischen dem Land und der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft, in der diese Finanzierung festgehalten ist, wobei darüber hinaus auch beabsichtigt ist, im Zuge dieses Vorhabens die Möglichkeiten der Europäischen Investitionsbank in Anspruch zu nehmen. (Vorsitzender: Die Redezeit läuft ab!)
Gleichzeitig – wenn ich mir den Satz noch erlauben darf! – ist jede andere Finanzierungsform, die zu einer günstigeren Realisierung des Projektes führt, natürlicherweise in die Überlegungen mit einzubeziehen, denn wir dürfen nichts auslassen, was letztlich die Zielsetzungen, die ich vorher genannt habe, erreicht. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Fraktionen der FPÖ und der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage, wenn er sie wünscht.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Nur zur Erklärung, woher ich das habe: „Kleine Zeitung“, 28. April 2004: „Legt sich die SPÖ quer? Peter Ambrozy lehnt den Verkauf der Spitäler an die LIG strikt ab.“ Kurze Zeit später: „Wir sind derzeit gemeinsam mit der KABEG auf der Suche nach günstigen Finanzierungsformen. Eine Immobiliengesellschaft wird überlegt. Ich bin aber skeptisch.“ (Abg. Markut: Frage!) Grundsätzlich wies er darauf hin, dass in jedem Fall am Ende die Kärntner selbst das Spital zahlen.

Herr Dr. Ambrozy, wie stellen Sie sich genau die Finanzierung vor, wenn wir wissen, dass sich in zunehmendem Maße im Laufe der nächsten Jahre auch bei der Aufteilung Gemeinden/Land das zuspitzen wird und das auf eine Unfinanzierbarkeit hinaus läuft?

Tauschitz

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Herr Abgeordneter! Sie zitieren die „Kleine Zeitung“. Ich darf auch auf die „Kleine Zeitung“ verweisen: „Der Grundsatzbeschluss zum Verkauf der Krankenhäuser wird in der heutigen Regierungssitzung“ – das ist also der 16. Juli 2002 – „beantragt. Die Kärntner ÖVP kündigt ihre Unterstützung an.“ Also ich halte es für etwas eigenartig, dass die ÖVP beschließt, die Krankenhäuser an die LIG zu verkaufen und Sie mich hier fragen, warum ich moderne Finanzierungsformen überlege, um das Krankenhaus-neu zu bauen. Das ist der Versuch, sich mit der rechten Hand am linken Ohr zu kratzen. Aber Sie müssten Ihren Kollegen Wurmitzer kratzen. Das wäre viel wichtiger! Ich weiß schon: Wenn man so lange Hände hat, geht das. Sie wissen das. (Heiterkeit im Hause)

Herr Kollege, von der „Unfinanzierbarkeit“ zu sprechen, halte ich für falsch. Ganz im Gegenteil! Die Maßnahmen, die wir jetzt im Bereich der Investitionen der Krankenanstalten und insbesondere im Bereich der Investition LKH-neu setzen, sind Beiträge zur Erhaltbarkeit der Finanzierung, vor allen Dingen im Betrieb unserer Krankenanstalten. Wir müssen ja alle Möglichkeiten organisatorischer und sonstiger Einsparungseffekte nutzen, um die Kostendynamik im Bereich der Krankenanstalten in einem vertretbaren Maße zu halten. Das war ja der Grund, warum wir etwa das unglückliche Modell der ÖVP nicht verfolgt haben, weil uns das Modell der ÖVP in Wahrheit Mehrkosten bei der Investition und keine Einsparungen im Bereich des Betriebes gebracht hätte.

Wir haben uns auf ein modernes, österreichweit einzigartiges Konzept einer neuen Form der interdisziplinären Kooperation in einer Krankenanstalt verständigt und dieses Modell – das im übrigen jetzt schon von allen Bundesländern fast bewundernd begutachtet wird, um nachzuahmen – beschlossen. Dieses Konzept sieht vor, dass gerade durch bessere Organisationsabläufe, durch bessere Nutzung von gemeinsamen Einrichtungen, durch bessere Nutzung der Personalressourcen im Betrieb des Krankenhauses zumindest der Großteil dessen verdient wird, was die Investition ins LKH-neu ausmacht. Nur so können wir uns über dieses Riesenprojekt drüber trauen, das im Übrigen nicht in diesem Jahrhundert, sondern wahrscheinlich auch im vorigen Jahrhundert das größte Bauprojekt ist, das das Land abwickelt.

Herr Kollege Tauschitz, die Form der Finanzierung ist, zumindest einmal fürs Erste, in einem Finanzierungsvertrag zwischen dem Land Kärnten und der Krankenanstalten-Betriebsgesell​schaft festgeschrieben. Der Vorstand der Kran​ken​anstalten-Betriebsgesellschaft ist gerade dabei, die entsprechenden Grundlagen zu erarbeiten. Ich habe Ihnen früher schon gesagt, dass auch die Europäische Investitionsbank bereit ist, hier mitzufinanzieren. Darüber hinaus machen sich natürlich jetzt auch andere Gedanken, wie man unter Umständen noch günstiger und noch besser, was die Verteilung auf die Lebensdauer der Investition betrifft, finanzieren kann. Denn eines möchte ich schon sagen. Das, was wir hier bauen, das werden wir noch in Anspruch nehmen können. Aber in Wahrheit ist das eine Investition für die Jugend dieses Landes, damit die Jugend dieses Landes eine modernste Krankenanstalten- und Gesundheitsversorgung hat. Und daher müssen wir auch die Lasten dieser Inve​stition über einen längeren Zeitraum verteilen. Und wenn es andere Finanzierungs​formen gibt, die günstiger sind, bin ich der Letzte, der sich diesem Faktum verschlie​ßen wird, weil ich der Meinung bin, dass es eine zentrale Aufgabe der Kärntner Lan​despolitik ist, die Qualität unserer Gesundheitsversorgung und vor allen Dingen die Zugänglichkeit zu unserer Gesundheitsversorgung in dem Maße, in dem es jetzt vor​handen ist, sicherzustellen und auch teilzuhaben am medizinischen Fortschritt, und zwar für alle Menschen in diesem Lande. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 1. Anfrage erledigt. Die 2. Anfrage, die Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Trannacher kann nicht aufgerufen werden, weil der Herr Landesrat Dörfler nicht anwesend ist. Ich frage: Wollen sie die schriftlich beantwortet haben oder mündlich in der nächsten Sitzung? (Abg. Trannacher: Mündlich in der nächsten Sitzung!) Münd​lich in der nächsten Sitzung.

Dann komme ich zur Anfrage


3.
Ldtgs.Zl. 14/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dr. Strutz an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Wir müssen mit Verwunderung feststellen, dass in den letzten Monaten im Vermehrten von Ihrer Abteilung mit Bescheid Familienpflege​stellen im privaten Bereich geschlossen wurden. Es ist umso verwunderlicher als die Bescheide so ausgefertigt sind, dass gegen diese Entscheidung Ihrer Abteilung kein ordentliches Rechtsmittel möglich ist.

Meine Anfrage bezieht sich unter anderem auf einen konkreten Fall, jenen der Fami​lie Tschekon, der Ihnen bekannt ist. Hier gab es beispielsweise durch die Überprüfun​gen der dafür zuständigen Bezirkshauptmannschaft Völkermarkt in den letzten Jahren kei​nerlei Beanstandungen. Ich darf Sie deshalb fragen: Aus welchen Gründen wurde die Familienpflegestelle von Frau Elisabeth Tschekon geschlossen?

Dr. Strutz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Die Pflege​stelle wurde deshalb geschlossen, weil sie den einstimmig in diesem Haus beschlos​senen Anforderungen des Kärntner Heimgesetzes in vielen Punkten nicht Rechnung trägt und die Auflagen nicht erfüllt. Meine Aufgabe als Sozialreferentin dieses Landes ist es, dafür Vorsorge zu treffen, dass das Alter der Menschen, die in unserem Land leben, nicht entscheidend darüber ist, wie die Würde der Menschen aussieht. Die Würde der Menschen ist alterslos und sie ist zu beachten in jeder Betreuungsform, in jeder Wohnform. Und das ist die Hauptaufgabe der Sachverständigen, die in diesem Zuständigkeitsbereich auch die Aufsichtstätigkeit des Landes ausüben. Wir tragen dafür Sorge, dass die Pflegequalität ganz unabhängig davon, wo ältere Menschen sich in Betreuungsverhältnissen befinden, gleichermaßen gewährleistet ist und wir haben gemeinsam ein Heimgesetz beschlossen. Und ich hoffe, dass wir in naher Zu​kunft eine Heimverordnung erlassen werden können, wo diesen Gesichtspunkten im Sinne des Schutzes der älteren Generation auch entsprechend Rechnung getragen wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion oder der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage ge​wünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Fallen diese von Ihnen zitierten Familienpflegestellen eindeutig unter dieses Gesetz oder liegt die Anzahl der zu betreuenden Personen nicht darunter?

Dr. Strutz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sie erlauben, dass ich meiner Verwunderung schon Ausdruck verleihe, dass ein Gesetz das von Ihnen mitbeschlossen worden ist, sich doch in weiten Punkten Ihrer Kenntnis entzieht. Aber nichts desto trotz kläre ich Sie gerne auf. Die in Frage stehende Pflegestelle überschreitet bei weitem – nämlich um mehr als das Dreifache – die höchst zulässige Anzahl der zu betreuenden Per​sonen einer privaten Familienpflegestelle, hat demzufolge auch nicht die notwen​dige Bewilligung nach dem Kärntner Heimgesetz und die Handlungen der mir zuge​wiesenen Fachabteilung sind damit im Einklang von dem Gesetz. Und ich werde Ihnen gerne noch einmal eine Ausfertigung dieses Gesetzes, das voriges Jahr hier beschlossen worden ist, zukommen lassen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 3 erledigt.

Wir kommen zur Anfrage


4.
Ldtgs.Zl. 15/M/29:

Anfrage des Dritten Präsidenten Ing. Scheuch an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoch geschätzte Landesregierung! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Wie wir alle wissen, und wir haben es auch hier schon mehrmals in diesem Raum diskutiert, kommt es durch Kormoran-Einfälle – sage ich jetzt einmal hier – zu schwersten Schäden an einheimischen Fischbestän​den und somit auch zu schweren Ausfällen im Einkommen von Grundbesitzern und Fischereiberechtigten.

Sehr geehrter Herr Landesrat Martinz: Wie sehen Sie diese Problematik?

Ing. Scheuch

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Liebe Schüler! Die Schäden am Fischbestand durch die Kormorane sind ja nicht nur in Kärnten sondern überhaupt ein großes Problem und speziell in Kärnten auch sehr erheblich. Durch die rasante Vermehrung dieser Vogelart in ganz Europa ziehen diese Vögel in den Wintermonaten immer mehr über den Alpenhauptkamm in unser Land. Dieser fischfressende Vogel, seine Nahrungsaufnahme, gefährdet also ganz wesentlich unseren Fischbestand. Seit Mitte der Neunzigerjahre sind diese Schäden dann derartig angewachsen, dass be​sonders der Fischbestand in der oberen Drau teilweise schon komplett zurückge​gangen ist oder einzelne Fischarten schon vor dem Aussterben bedroht sind. Der Kormoran ist keine heimische Vogelart. Alle Aufzeichnungen beweisen, dass er le​diglich ein seltener Nahrungsgast war, sozusagen beim Vorbeiflug. Aber europaweit kann man keinesfalls mehr von einer Gefährdung vorm Kormoran sprechen, daher wird eine noch stärkere Dezimierung als bisher gefordert. Das ist also außer Streit gestellt und im Landesgebiet, auch bei bei uns in Kärnten, müsste das breiter mög​lich sein. Der Kormoran ist schwer zu bejagen. Das ist eine Aufgabe dann für die Jäger. Schon aus diesem Grund kann der gesamte Bestand auch bei völliger Frei​gabe kaum ausgerottet werden, sollte da die Befürchtung sein.

Massive Abschüsse in anderen Gebieten, in Bayern zum Beispiel, haben gezeigt, dass trotz dieser Maßnahmen der Kormoranbestand nicht zurückgeht. Es scheint daher gerechtfertigt, dass auch in Kärnten eine Bejagung in allen Regionen im unein​geschränkten Ausmaß genehmigt werden soll. Viele Fischarten, wie die Äsche, der Huchen, die Brasse, die Barbe, sind bereits auf der roten Liste der gefährdeten Fisch​arten und gehen weiter zurück. Eine der Ursachen ist wirklich der Kormoran. Anläss​lich einer simultanen Kormoranzählung im Jänner dieses Jahres – also ganz aktuell – konnten in Kärnten etwa 300 Kormorane erfasst werden. Im heurigen Winter wur​den 50 Stück zum Abschuss freigegeben. Ich muss nur darauf hinweisen, dass der Vogel „Kormoran“ kein Vogel nach dem Jagdgesetz ist und seine Abschussfreigabe in die Abteilung 8 – Umweltschutz, fällt. Von unserer Seite aus würde eine zusätz​liche oder eine Freigabe des Abschusses befürwortet werden.

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke! Haben die Fraktionen von SPÖ und ÖVP eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine. Ich bitte, sie zu stellen, wenn ge​wünscht!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Sehr geehrter Herr Landesrat! Es freut mich, Ihre Ausführungen hier zu hören, dass das Land auch Handlungen setzen sollte.

Eine Zusatzfrage sei mir noch gestattet: Wie Sie sicherlich wissen, haben sich ein​zelne Fischereiberechtigte zusammengeschlossen und eine Sammelklage gegen das Land in der Höhe von 700.000,-- Euro eingebracht. Sind Sie mit mir der gleichen Meinung, dass ein rasches und nachhaltiges Handeln in der Dezimierung dieses Vo​gels, auch sozusagen diese Klage abwehren bzw. mindern könnte?

Ing. Scheuch

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Ich kann mich da nur wiederholen. Man sollte dieses Problem rasch angehen. Es ist für die Fischerei, für die Fischer, ein wirkliches Problem. Und die Fischerei soll ja nicht hier gefährdet sein. Ich kann nur unterstreichen, dass wir gemeinsam und vor allem auch mit der Umweltabteilung hier Maßnahmen setzen.

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 4. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur Anfrage


5.
Ldtgs.Zl. 16/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Gunzer an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gunzer (FPÖ):

Gunzer

Herr Präsident! Hoher Landtag! Kärntens Betriebe genießen einen hervorragenden Ruf in puncto fachkundiger Leistung und Qualität. Der Grundstein zu diesem guten Ruf unserer Betriebe liegt in der Ausbildung. Die Lehrlingsausbildung hat deshalb bei den Kärntner Unternehmen einen sehr hohen Stellenwert.

Jetzt die Frage an Sie, Herr Landeshauptmann: Wie gestaltet sich die Lehrlingsoffen​sive 2004?

Gunzer

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Die Lehrlingsoffensive 2004 ist die Fortsetzung der bisherigen Bemühungen, im Land die Jugendarbeitslosigkeit – ge​rade im Bereich der Lehrlingsausbildung - massiv zu bekämpfen. Und wir waren da​bei erfolgreich. Die Daten, die wir jetzt im Mai vorliegen haben beweisen, dass das Land Kärnten das einzige Bundesland ist, in dem es mehr offene Lehrstellen gibt als nachfragende Lehrlinge nach einer Ausbildung. Das ist ein durchaus erfreuliches Er​gebnis und zeigt, dass die Maßnahmen, die wir gesetzt haben, gegriffen haben. Das haben wir also bisher getan und das machen wir auch in diesem Jahr. Das heißt, wir haben einmal die Berufsschulzeitförderung weiterhin; jeder Betrieb erhält 1.000,-- Euro pro Lehrling und Jahr für die Abgeltung der Kosten der Berufsschulzeit. Und das Land Kärnten zahlt zusätzlich für die „Aktion Plus“ ab Februar jeden Jahres wei​tere 1.000,-- Euro für die zusätzliche Einstellung von Lehrlingen, die über den norma​len Stand in den Lehrbetrieben hinausgehen. Das hat auch wieder Erfolg gebracht.

Wir haben darüber hinaus auch im Lande selbst 119 Lehrlinge in der Ausbildung in den verschiedenen Bereichen des Landes Kärnten, weil wir Vorbildfunktion haben. Und ich wünsche mir, dass auch die Gemeinden und öffentlichen Einrichtungen un​seres Landes diesem Beispiel folgen. Wir haben bisher leider von Seiten der Ge​meinden keine positive Reaktion auf unsere Appelle, sowie das Land, auch entspre​chend zusätzlich Lehrlinge aufzunehmen. Das heißt, es wird unsere Aufgabe sein, mit den Gemeinden einmal ein Gespräch zu führen, auf welcher Grundlage es mög​lich sein könnte, zusätzliche Lehrplätze für junge Menschen in den Gemeinden anzu​bieten, denn ich glaube, dass es doch ein beachtliches Ergebnis ist, wenn 119 Lehr​linge in den verschiedenen Bereichen des Landes Kärnten in Ausbildung stehen (Einsetzender Beifall von der FPÖ-Fraktion) und wir darüber hinaus auch für diese Lehrlinge im Sommer mit der Verwaltungsakademie des Landes sogar ein Zusatz​ausbildungsprogramm heuer starten werden, über das wir Sie noch rechtzeitig infor​mieren werden, damit auch klar ist, dass die Qualität der Ausbildung hier eine beson​dere sein soll, damit der Vorwurf wegfällt, das sind ja nur irgendwelche Aktenträger, die hier ausgebildet werden. Das ist nicht der Fall. Wir bilden sie im handwerklichen Bereich aus, wir bilden sie als Schulassistenten aus, wir bilden sie im Buchhaltungs​bereich aus und wir versuchen, sie durch Maßnahmen der Verwaltungsakademie auch höher zu qualifizieren. Und das wird heuer das erste Mal laufen.

Zum Dritten haben wir die Weichen gestellt - das was wir im Regierungsprogramm vorgesehen haben - dass die Berufsreifeprüfung in Zukunft kostenlos ist. Das heißt, es soll nicht mehr so sein, dass ein Schüler kostenlos die Matura machen kann, wäh​rend ein Lehrling – wenn er die Matura nachmacht und die Zulassung zur Berufsreife haben will - dann muss er rund 4.000,-- Euro aufwenden, um diese Matura zu machen. Ab Schuljahr 2004/2005 gibt es in Kärnten die absolute Gleichberechtigung zwischen Lehrlingen und Schülern! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Nächster Punkt ist, dass wir mit dem Herrn Wirtschaftsminister vor kurzem verhan​delt haben, um auch den letzten Teil unseres Berufsschulkonzeptes umzusetzen. Wir haben ja das Berufsschulkonzept neu gestartet. Das heißt, es gibt Kompetenzzen​tren in den einzelnen Berzirksstädten, damit wir nicht mehr in allen Berufsschulen alle Berufe ausbilden, sondern Schwerpunkte setzen, damit auch bessere Einrichtun​gen finanziert werden können. Offen ist jetzt noch die Berufsschule für die Gastrono​mie und für das Hotelgewerbe. Und offen ist noch die Berufsschule Spittal als Kom​petenzzentrum für Lüftungs-/Heizungstechniker. Und hier haben wir dem Bundes​minister Bartenstein einen Vorschlag unterbreitet, dass wir einerseits in Villach die Berufsschule Oberwollanig nach Warmbad zur Tourismusfachschule hin orientieren wollen und dort ein Zentrum machen wollen für die Ausbildung der jungen Menschen in diesem gastronomischen Bereich und im touristischen Bereich und sie als Alpen-Adria-Schule grenzübergreifend anbieten, damit wir Geld von der EU erlösen und mit diesem Geld auch quasi eine moderne, neue Berufsschule bauen können.

Das Zweite ist, dass wir gerne durchsetzen würden, dass der Bund mitmacht, dass wir ebenfalls ein Kompetenzzentrum, Alpen-Adria-Kompe​tenz​zentrum für erneuerbare Energie in Spittal an der Drau machen, das heißt, dass von der Solartechnik bis zu den Kompetenzen im Bereich der Biomasseanlagen (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) die entsprechenden Berufsschulausbildungen möglich sind. Man muss doch verweisen, dass alleine bei der Biomasse die zwei größten Betriebe und die zwei größten Technologielieferanten in Österreich (mit der Firma Urbas und mit der Firma Kohlbach in Wolfsberg) bei uns im Lande beheimatet sind und es Sinn machen würde, dieses Kompetenzzentrum zu schaffen. Ich darf alle Abgeordneten bitten, uns auf diesem Weg zu unterstützen, weil ich glaube, damit wären wir wieder den anderen Bundesländern in der Lehrlingsausbildung einen Schritt voraus! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Klubobmann Markut, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Landeshauptmann! Herr Präsident! Geschätztes Kollegium! Es ist erfreulich, dass das Land Kärnten mit heurigem Jahr 119 jungen Menschen eine Ausbildungschance bietet. Die Gemeinden haben heute um 14 Uhr mit dem zuständigen Referenten und dem Gemeindebund diesbezüglich eine Aussprache, wie Voraussetzungen geschaffen werden können in den Gemeinden, weil es viele kleine Gemeinden sind, die eine entsprechende Ausbildung mit einem geringen Personalstand nicht sicherstellen. Der Biomasse-Ausbildungsbereich gehört in das Lavanttal. Sie haben die beiden großen Betriebe angesprochen. Das unterstützen wir.

Meine Frage: Wird im Bereich der Gemeinden dieselbe Förderung für die Ausbildung der jungen Menschen und unserer Lehrlinge gewährt, und die zweite Frage oder eine zusätzliche Frage: (Vorsitzender: Es ist nur eine Frage möglich, bitte!) Wie steht es mit dem Ausbildungsfonds? Welche Maßnahmen haben Sie hier in Zukunft vor?

Markut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bitte, es ist nur eine Zusatzfrage erlaubt. Das möchte ich nur der Geschäftsordnung halber klarstellen und dem Herrn Landeshauptmann zur Beantwortung der Frage das Wort erteilen.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Klubobmann! Meine Damen und Herren! Einerseits begrüße ich es, wenn die Gemeinden jetzt eine Initiative unternehmen, uns auf dem Weg der Berufsausbildung behilflich zu sein. Ich bin jederzeit gerne bereit, die Aktion, die wir für die Betriebe haben, mit entsprechenden Förderungen bei zusätzlicher Lehrlingseinstellung auch für die Gemeinden auszudehnen, wenn wir budgetmäßig auch die entsprechenden Ermächtigungen bekommen. Das heißt, wir würden also hier zweifelsohne aus den Mitteln der Arbeitsmarktpolitik oder aus dem Territorialen Beschäftigungspakt auch eine Schwerpunktsetzung machen können. Das muss dann mit Landesmitteln verstärkt werden. Das wäre eine Möglichkeit, die ich sehr begrüßen würde, wobei ich glaube, dass die Gemeinden sich dann auch unseren Ausbildungserfordernissen im Land anschließen sollten. Wir würden dann gerne die Lehrlinge, die die Gemeinden zusätzlich ausbilden, auch in die Verwaltungsakademie für die entsprechende Aufschulung übernehmen. Ich glaube, dass wir damit auch zeigen, dass wir hier breit ausgebildete junge Menschen in die Betriebe wieder zurückschicken können. Es fehlen ihnen ja auch die verschiedenen Lehrlingsakademien wie, etwa die Elmont-Akademie, die wir geschaffen haben, oder die überbetriebliche Lehrwerkstätte mit dem BFI, wo ich auch den Minister Bartenstein gebeten habe, uns für die nächsten Jahre noch einmal die Bewilligung zu erteilen, dass wir das fortsetzen dürfen. Hier hat alleine das Land Kärnten für die IT-Ausbildung in den letzten Jahren mehr als sechs Millionen Euro investiert, um den jungen Menschen eine moderne Ausbildung zu geben, die die Betriebe bisher nicht anbieten.

Das Nächste waren die Fonds. Hierbei sind wir in Verhandlungen, wobei meines Wissens der Kollege Gunzer, der hier eine Anfrage gestellt hat, beim der Wirtschaftskammer jetzt einen Antrag gestellt hat, dass in den einzelnen Fachbereichen der Wirtschaftskammer bei den Umlagen ein Teil für diese Lehrlingsausbildung zur Verfügung stehen soll. Das heißt, dass jene Betriebe, die keine Lehrlinge ausbilden, dafür eine Art Abgabe bezahlen. Diese kommt wieder jenen Betrieben zugute, die Lehrlinge ausbilden. Dazu hat es einen Kompromiss gegeben, soweit ich weiß. Man will jetzt in den einzelnen Fachgruppen der Wirtschaftskammer dieses Thema offenbar offensiv angehen. Wir werden von Seiten des Landes aus Druck machen, denn umgekehrt geben wir sehr viel Geld vom Land, auch nachweisbar, in die Bildungseinrichtungen der Wirtschaftskammer und der Arbeiterkammer. Wir erwarten daher, dass umgekehrt auch eine Bereitschaft von Seiten der Wirtschaftskammer besteht, sich an der Lehrlingsausbildung zu beteiligen, damit nicht alles beim Land alleine hängen bleibt. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gunzer (FPÖ):

Gunzer

Das WIFI ist eine wichtige Einrichtung im Lande Kärnten für die Ausbildung der Menschen. Nun wurde öffentlich der Vorwurf erhoben, dass bei den Vorbereitungskursen zu den Lehrabschlussprüfungen jene Personen auch in der Prüfungskommission sitzen. Herr Landeshauptmann, Sie sind Bildungsreferent des Landes Kärnten. Was sagen Sie zu diesen Vorwürfen?

Gunzer

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Der Vorwurf ist von Seiten der Wirtschaftskammer eigentlich an mich ergangen, dass es nicht richtig sei, wenn ich sage, dass es ein untragbarer Zustand ist, dass Lehrlinge, die eine erfolgreiche Berufsschulausbildung hinter sich haben und die Berufsschule abgeschlossen haben, dann einen Vorbereitungskurs beim WIFI machen müssen, den sie zu bezahlen haben, damit sie bei der Lehrabschlussprüfung mehr Chancen haben, um durchzukommen. Das ist einfach nicht in Ordnung! Die Wirtschaftskammer hat gesagt: „Das gibt es nicht, weil es besteht überhaupt kein Zusammenhang zwischen den Prüfern bei der Lehrabschlussprüfung und den Vorbereitungskursen im WIFI.“ Das ist eine nicht richtige Information! Es gibt allein im WIFI einen – ich nenne nur ein Beispiel – Herrn. Der unterhält dort zwei Buffets, das heißt er ist Pächter in den beiden Buffets (beim WIFI und beim Bauzentrum), und er hält gleichzeitig die Hauptkurse im Bereich der Gastronomie für die Lehrlingsvorbereitung für die Lehrabschlussprüfungen und sitzt in mindestens 80 % der Prüfungskommissionen als Vorsitzender und als Stellvertreter. (Abg. Dr. Strutz: Ungeheuerlich!) Ich nenne also nur dieses Beispiel; Name verfügbar. Es gibt noch einen zweiten, der ist mit ihm verwandt und ist im gleichen Bereich tätig.

Ich würde der Wirtschaftskammer empfehlen, dort einmal Ordnung zu machen, weil ich es wirklich für skandalös halte, dass Lehrlinge, die in den Betrieben gut ausgebildet werden, gezwungen werden, auf ihre Kosten noch einen Vorbereitungskurs zu machen, damit sie mehr Chancen haben, bei der Lehrabschlussprüfung durchzukommen: weil sie bei jenen in die Kurse gehen, die dann in der Lehrlingsabschlussprüfungskommission sitzen. Das ist einfach untragbar! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 5 erledigt. – Die Anfrage 6 des Herrn Abgeordneten Trettenbrein kann nicht aufgerufen werden; er ist für die heutige Sitzung entschuldigt. Sie wird in der nächsten Sitzung aufgerufen werden. Ich komme zur Anfrage 7:

7. 
Ldtgs.Zl. 18/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Lobnig an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Geschätzte Regierungsmitglieder! Mit 1. Mai sind weitere zehn Staaten der Europäischen Union beigetreten - einer der größten Erweiterungsprozesse der Europäischen Union. Unter anderem sieht man ja auch die Einkommenssituation der heimischen Landwirtschaft, die sich ja nicht gerade zur Freude entwickelt.

Daher meine Frage an Sie, sehr geehrter Herr Landesrat Dr. Martinz: Wie wird sich aus Ihrer Sicht die EU-Osterweiterung auf die Kärntner Landwirtschaft auswirken?

Lobnig

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist ein Faktum, dass die meisten ost- und mitteleuropäischen Länder einen sehr starken und einen viel stärker agrarisch geprägten Bezug und Wirtschaftsstruktur haben als der Rest in Westeuropa. Arbeitskräfte und fruchtbarer Boden sind in Ost- und Mitteleuropa – das wissen wir – reichlich verfügbar und billig. Es gibt ein hohes agrarisches Potenzial, das zurzeit nicht voll ausgeschöpft ist. Wir wissen das aus technischen Gründen, aber auch aus der historischen Entwicklung, die sich in diesen Staaten ergeben haben.

Die Übernahme der EU-Agrarpolitik bringt der ost- und mitteleuropäischen Landwirtschaft natürlich immense Vorteile in Form höherer Preise und in weiterer Folge natürlich auch, vor allem jetzt am Beginn, eine hohe Förderkulisse. Die Agrarwirtschaft Ost- und Mitteleuropas hat jedoch zurzeit noch mit erheblichen Problemen zu kämpfen. Es gibt kaum eine Struktur, also unzureichende Institutionen, eine sehr niedrige Produktivität, Kapitalmangel, Schwächen in der Be- und Verarbeitung und teilweise bei weitem oder überhaupt nicht die Qualität, wie wir sie in unserem Bereich anbieten können.

Die Kärntner Landwirtschaft weist teilweise schwierige Verhältnisse auf Grund der kleinbetrieblichen Strukturen auf. Es ist bekannt, dass wir ganz besonders im agrarischen Bereich in der Forstwirtschaft durch die kleinbetriebliche Struktur mit Problemen konfrontiert sind. Wir haben derzeit noch höhere Produktionskosten, Probleme in der Be- und Verarbeitung sowie eine unzureichende horizontale Zusammenarbeit. Ein noch immer bestehender Mangel an vertikaler Kooperation zwischen der Landwirtschaft, den Verarbeitern, den Vermarktern und dem Agrarwarenhandel erschweren natürlich zusätzlich die Position der Kärntner Bauern in ihren Einkommensmöglichkeiten. Je nach Produktionssparten – das wird sich also unterschiedlich entwickeln – sind die Auswirkungen auf die Landwirtschaft durch die Osterweiterung zu sehen!

Im Getreidebau muss insgesamt die österreichische Landwirtschaft langfristig mit vermehrtem Angebots- und Preisdruck rechnen. Das ist schon so zu sehen. Den Obst- und Weinbauern dürfte die Osterweiterung mehr Vorteile als Nachteile bringen. Im Gemüse- und Gartenbau wieder überwiegen hingegen die Nachteile. Gleiches gilt für die vielen Fleischmärkte sowie für den Milchmarkt. In der Schweine-, Rinder- und Milchproduktion haben die Länder Ost- und Mitteleuropas ein hohes Potenzial und niedrige Kosten. Sobald sie ihren Anpassungsschock infolge der Privatisierung, Neuorientierung und Neustrukturierung überwunden haben werden, werden sie zu ernsthaften Konkurrenten für die westeuropäischen Anbieter. In der Mehrzahl der analysierten Branchen überwiegen für unsere Bauern Probleme und ein Konkurrenzdruck wahrscheinlich mehr als die Vorteile in der ersten Sicht. Diese Einschätzung ist mittelfristig zu sehen.

Die Nahrungsmittelindustrie hingegen kann mit doch weiteren Vorteilen aus der Osterweiterung rechnen. Kurz- und mittelfristig dürfte die Osterweiterung zwar weniger einschneidende Folgen für die Kärntner Landwirtschaft als unser EU-Beitritt 1995 haben. Längerfristig wird die Erweiterung natürlich die Kärntner Agrarwirtschaft nachhaltiger prägen und mehr herausfordern, als sie es jetzt durch diese Erweiterung der EU ist. Als Folge der Erweiterung muss nach Ansicht des Wirtschaftsforschungsinstituts die Landwirtschaft in allen Bundesländern mit Marktanteilsverlusten und Ertragseinbußen rechnen. Dies gilt für die Kärntner Agrarwirtschaft, aber auch für die Produktionsschwerpunkte Rinder, Milch und Holz.

Die Wettbewerbsfähigkeit und die Anpassungsfähigkeit der Agrar- und Ernährungswirtschaft in der Kärntner Landwirtschaft muss daher weiterhin gestärkt werden. Es gilt also – und das ist die Herausforderung für uns, das ist die Herausforderung der Agrarpolitik Kärntens – hier aktiv zu werden! Wichtig ist die Förderung einer positiven Wirtschaftsentwicklung im ländlichen Raum, mit den ausreichenden alternativen Erwerbsmöglichkeiten. Genau das, was wir als Schwerpunkt im Agrarreferat haben und auch setzen werden.

Es geht um den Ausbau der Qualität, es geht um die Kooperation mit dem Tourismus, die Kooperation mit dem Gewerbe, (Vorsitzender: Die Redezeit geht zu Ende!) um zeitgemäße Infrastruktur für den ländlichen Raum, also insgesamt um einen Schulterschluss aller Branchen und aller Institutionen des Landes, inklusive selbstverständlich der Regierung und dem Landtag in Kärnten.

Dr. Martinz

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Landesrat! Sie haben sehr ausführlich beantwortet, aber trotzdem noch meine Zusatzfrage: Mit welchen konkreten Maßnahmen werden Sie der sinkenden Einkom​mensentwicklung in der heimischen Landwirtschaft entgegenwirken?

Lobnig

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Eine ganz breit angelegte Initiative wird sein, dass wir in Kärnten eine Treue der Kon​sumenten, ein Verständnis der Bürger für die Landwirtschaft, erzeugen. Wir müssen diese Initiative breit anlegen, weil es ganz einfach unabdingbar ist, dass diese Säule „Landwirtschaft“, diese starke Säule in unserem Kärntner gesellschaftlichen und wirt​schaftlichen Gefüge weiter gestärkt wird und einfach in den Köpfen der Bürger, in den Köpfen der Konsumenten, als ganz selbstverständlicher Teil des täglichen Le​bens, des täglichen Wohnens, aber auch der Ernährung, verankert wird. Wir werden also eine breite Initiative starten, um also Landwirtschaft … Freunde der Landwirt​schaft. Das wir das mehr unterstreichen. Nicht mit der Holzhammermethode. Die Holzhammermethode wird nicht funktionieren, sondern wir müssen das viel emotio​neller anlegen und auch die Treue der Konsumenten hier ansprechen.

Wir haben viel Qualität, wir haben eine hervorragende Motivation, wir haben sehr viele Kooperationen, wir haben viele Initiativen, wir haben viele Chancen auch im grenzüberschreitenden Bereich. Und es ist also in Kombination mit den europäischen Töpfen, die vorhanden sind, zu fördern, eine der obersten Aufgaben meines Refe​rates hier aktiv tätig zu sein und die Landwirtschaft zu unterstützen. (Abg. Lobnig: Danke!)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 7. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur Anfrage


8.
Ldtgs.Zl. 19/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Willegger an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Hochgeschätzter Präsident! Hohes Haus! Liebe Gäste! Hochgeschätzter Herr Lan​deshauptmann! Die Europäische Union ist mittlerweile auf 25 Mitgliedsstaaten ange​wachsen. Welche Initiativen werden Sie setzen, um unser Bundesland im Ausland zu repräsentieren?

Willegger

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Geehrter Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Wir haben in der neuen Landesregierung eine Arbeitsteilung, dass alle Agenden, die mit der Europäischen Union zusammenhängen - soweit sie nicht von mir wahrgenommen werden - durch den Kollegen Martinz wahrgenommen werden. Und er ist also schon fest unterwegs, um in den Institutionen der Europäischen Union, etwa im Ausschuss der Regionen, die entsprechende Repräsentation vorzunehmen. Ich versuche meinerseits aktive Nachbarschaftspolitik zu machen, weil das, glaube ich, auch unserer Philosophie über die neuen Entwicklungen im südosteuropäischen Raum entspricht. Ich war ge​stern Abend bei Präsident Galan etwa in Veneto, um den Besuch am 22. Juli in Kärn​ten vorzubereiten, wo wir - genauso wie mit Friaul - auch ein Kooperationsabkom​men mit dem Veneto schließen werden. Das ist immerhin eine Region die mehr als 4,6 Millionen Einwohner hat. Das ist auch wirtschaftlich für uns ein bedeutender Part​ner. Und wir werden also auch das Veneto einschließen in unsere gemeinsame Ini​tiative mit Präsident Illy, eine Euroregion zu Stande zu bringen, in der grenzüber​schreitend Friaul, das Veneto, Slowenien und Istrien eingebunden ist und damit auf einer größeren Ebene wirtschaftlich zusammenzuarbeiten.

Es wird in den nächsten Wochen auch eine Wirtschaftsdelegation aus Italien, aus Oberitalien, aus Mailand, zu uns kommen. Sie ist zusammengestellt von der Wirt​schaftsuniversität ISFOR in Rom, die in ganz Italien Ausbildungseinrichtungen hat und deren Vizepräsident ich seit einem Monat bin und wir daher auch über diese Brücke den Kontakt zur akademischen Welt in Italien, aber auch zu den Unterneh​men, die diese Universität mitfinanzieren, nützen wollen. Gemeinsam mit der Hypo werden wir in Oberitalien demnächst eine große Präsentation machen, um unsere Wirtschaft zu präsentieren und die Zusammenarbeitsmöglichkeiten und die Investi​tionsmöglichkeiten zu eröffnen. Genauso, wie wir mit der Hypo daran sind, die Bank Burgenland zu erwerben, um damit auch Richtung Ungarn einen Fuß in der Expan​sionsstrategie nach Osten zu haben. Damit würden wir also diesen Alpe-Adria-Raum, der für uns wichtig ist, abrunden. Nachdem ja die landeseigene Bank bereits in Oberitalien, in Slowenien, in Kroatien, in Bosnien-Herzegowina, in Serbien, sehr aktiv ist, passt es also jetzt auch ganz gut dazu, dass wir quasi ein bisschen nach Ungarn hinüber schauen und gleichzeitig aber auch in München eine Geschäftsstelle eröffnet haben, die die Möglichkeit bietet, interessierten Investoren aus dem deutschen Raum, quasi Kärnten als Sprungbrett für diese neuen Märkte anzubieten.

Dann gibt es noch die verschiedenen Kooperationsformen. Dann das ACC – ist eine Kooperationsform mit Slowenien, die wir gegründet haben, um damit einzelne Pro​jekte abzuwickeln; die Gruppe EURALP ist eine bestehende Kooperation, die mehr oder weniger die Verbindungen zum oberitalienischen Raum organisiert. Eine Reihe von Exportbüros sind in unseren Nachbarregionen gemeinsam mit der Entwicklungs​agentur Kärnten errichtet worden, die wir regelmäßig besuchen und die auch eine Kontaktebene für unsere Kärntner Betriebe darstellt. Wir haben die Initiative immoNOT gegründet. Das ist eine Verkehrsinitiative der oberitalienischen, slowe​nischen, kroatischen und österreichischen Regionen (Kärnten, Steiermark einge​schlossen), um damit den Ausbau der Eisenbahn und der Verkehrswege auf der Schiene voranzutreiben. Das ist deshalb auch wichtig, weil die Italiener im oberita​lienischen Raum an dem Ausbau des Koralmprojektes interessiert sind, da sie sonst keinen durchgehenden Zugang im Wege der Schiene Richtung Osteuropa haben.

Jeder weiß, dass es ja hier einen Konflikt etwa zwischen Slowenien und Italien gibt, vor allem zwischen Friaul-Julisch-Venetien und Slowenien gibt, weil die Slowenen nicht bereit sind, das Verbindungsstück der Eisenbahn zwischen Koper und Triest zu errichten, um damit den Italienern die Möglichkeit zu bieten, am Korridor 5 mit teilzuhaben. Daher sind wir der Ersatzkorridor mit der Koralmbahn und daran können Sie ersehen, wie wichtig das Projekt ist, das wir machen. Wir werden nicht nur schneller sein im Bau, sondern wir werden auch damit den gesamten oberitalienischen Raum mitbedienen können. Und das ist eigentlich auch eine Chance, um zusätzlich wirt​schaftliche Investitionen (Vorsitzender: Die Redezeit geht zu Ende, Herr Landes​hauptmann!) aus dem oberitalienischen Raum nach Kärnten zu bekommen. Wenn wir etwa das Logistikzentrum im Raum Fürnitz planen und errichten wollen, dann ist das eine Entscheidung in dieser Richtung.

Wir haben die Messe in Hannover besucht und ich war in Libyen und im Iran mit einer Wirtschaftsdelegation des Herrn Vizekanzlers und wir haben dort, ja wie die Öffentlichkeit auch erfahren hat, konkrete Abschlüsse getätigt, die sich etwa in der Größenordnung von 5,2 Milliarden österreichischen Schillingen bewegen, (Ein​setzender Beifall von der FPÖ-Fraktion) und das ist ja nicht so schlecht.

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Kaiser hat sich für die Zusatzfrage gemeldet. Ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Sehen Sie auf Grund der aktiven, unmittel​baren Nachbarschaftspolitik auch eine Chance, dass Kärnten gemeinsam mit ande​ren Ländern sich endlich am sechsten Rahmenprogramm für Forschung und Ent​wicklung, in Schlüsselbereichen der Zukunft, mitbeteiligen wird?

Mag. Dr. Kaiser

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Wir sind in einer Reihe von Programmen mit eingebunden und es gibt wahrscheinlich zur Zeit kein Bundesland, das im Forschungsbereich soviel Akzente setzt wie wir. Denken Sie daran, wieviel wir über die Babeg Geld von Wien nach Kärnten herein geschaufelt haben, um den Lakeside-Park zu errichten. Und denken Sie daran, dass wir auch – etwa der Firma Infineon – ein Forschungspaket geschnürt haben das dauerhaft für die Zukunft auch Forschungseinrichtungen nach Kärnten bringt und dass wir, etwa wie ich zitiert habe, über die italienische Wirtschaftsuniversität ISFOR ganz konkret auch Kooperationen im Bildungs- und universitären Bereich aufbauen, die für unsere Unternehmungen im Lande wichtig sind, sodass Sie davon ausgehen können, dass Kärnten all jene Maßnahmen, die auch auf europäischer Ebene für uns interessant sind, ergreifen wird. Das muss aber im Einzelfall natürlich auch geprüft werden, ob das für uns interessant ist, von Interesse ist, uns zu beteiligen.

Wichtig ist, dass wir einmal auch im Bereich der Forschung und Entwicklung und außeruniversitärem Forschungsbereich unsere Kräfte bündeln. Daher haben wir ge​sagt: Wir wollen das gemeinsame Dach, eine Art Holding für die Forschungsorgani​sation der heimischen Wirtschaft unter „Carinthian Research“ und darunter alle For​schungseinrichtungen, Kompetenzzentren wie das K-Wood oder das CTR hinein nehmen, um dann auch andocken zu können. Die Mittelbeschaffung erfolgt über die Babeg, denn die Babeg ist zu 50 Prozent im Eigentum des Bundes, zu 50 Prozent im Eigentum des Landes. Und immer dann, wenn wir eine Initiative im Land setzen, muss der Bund mitziehen, ansonsten verringern sich seine Anteile. Und, wenn er gleichberechtigt mitreden will, dann muss er dabei bleiben. Das ist ein Instrument, das uns begünstigt. Andere Bundesländer müssen über Forschungsorganisationen gehen. Wir gehen direkt über die Babeg und haben damit relativ einen guten Zugang auch zu den zur Verfügung stehenden Mitteln, weil wir alle wissen, dass hier in den nächsten Jahren weniger Wirtschaftsförderungen in der EU zulässig sein wird, aber dafür Forschungs- und Entwicklungsförderung mit den entsprechenden Mitteln aus​gestattet ist und auch Österreich selbst sehr viel Geld für Forschung und Entwicklung auch im außeruniversitären Bereich aufwendet.

Und, wenn es uns gelingt, mit diesem Verbund auch Akzente zu setzen, dass die Universität Klagenfurt damit eine stärkere Technikorientierung bekommt, ist es gut, denn aus diesen Mitteln, die wir hier beschaffen, finanzieren wir sechs Stiftungslehr​stühle, wie wir das nennen. Das heißt: Für Bereiche, die für die Kärntner Wirtschaft wichtig sind, werden wir in den nächsten drei bis fünf Jahren die Kosten für Lehr​stühle bezahlen, die auf der Universität eingerichtet werden. Und der Bund verpflich​tet sich umgekehrt, ab dem fünften Jahr die Kosten für diese Lehrstühle dann offiziell zu übernehmen. Das haben wir mit der Frau Bundesminister Gehrer schon geregelt. Das sind also ab jetzt fünf oder sechs Lehrstühle. Das ist für uns natürlich eine tolle Sache. Das wird im Herbst ausgeschrieben und wir werden auf diese Weise auch dazu beitragen, dass die Universität Klagenfurt eine stärkere Technikorientierung hat und dieses Manko, das wir einfach haben, dadurch ausgeglichen werden kann. Sie sehen also, wir sind da auf vielen Ebenen gemeinsam aktiv und ich bin da eigentlich optimistisch, dass uns Einiges gelingen kann. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Gestatten sie mir eine Zusatzfrage und zwar: In Anbetracht, dass da eine Schul​klasse bei uns heute zu Gast ist, möchte ich gerne von Ihnen wissen, Herr Landes​hauptmann: Wir haben in der Vergangenheit aufgrund der Sanktionen gewisse Pro​bleme mit Schüleraustauschprogrammen gehabt und Sie als Landesschulpräsident, vielleicht können Sie uns dazu ein paar Erklärungen abgeben, wie das ausschaut und was in Zukunft mit den Schüleraustauschprogrammen geschehen wird oder was da passieren kann?

Willegger

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Also, es hat zu Zeiten der Sanktionen den Versuch von einzelnen europäischen Län​dern gegeben, unsere Jugendlichen zu diskriminieren. Aber ich glaube, dass die Europäische Union auch eingesehen hat, dass das der falsche Weg gewesen ist, Österreich zu diskriminieren nur weil hier demokratische Wahlergebnisse zu einer Veränderung in der Bundesregierung geführt haben. Diese Phase ist, glaube ich, vorbei. Ich würde es also mehr begrüßen, wenn die Europäische Union mutiger wäre, die Werte dort einzufordern, die sie immer bekennt, was wirklich wichtig ist. Etwa, dass sie unverzüglich dafür sorgt, dass die europäischen Truppen aus dem Irak abziehen und nicht (Einsetzender Beifall von der FPÖ-Fraktion) mit unserem Geld dort fortgeführt wird. Aber, das wird wahrscheinlich von dieser Europäischen Union in der derzeitigen Verfassung nicht zu erwarten sein, weil zwar immer von den Werten die Rede ist, aber wenn es darauf ankommt, dann ordnet man sich doch der amerikanischen Politik unter, was ich für falsch halte. Denn ich glaube, es gibt nie​mand mehr in Österreich – sage ich einmal vorsichtig – der nicht ein mulmiges Ge​fühl hat, was die amerikanische Politik im mittleren Osten anlangt. Und das betrifft na​türlich auch Europa, denn in Wirklichkeit ist es ein Kampf ums Öl. Und der Kampf ums Öl führt dazu, dass sich bei solchen Konflikten eine massive Verteuerung dieses Rohstoffes ergeben wird. Und der betrifft auch Europa. Und das kann unsere wirt​schaftliche Kraft massiv negativ beeinflussen.

So gesehen hätten wir auch aus ökonomischen Gründen allen Grund, als Europäer hier entschiedener aufzutreten.

Was aber die österreichische Seite mit den Schulveranstaltungen betrifft, ist eigentliches alles ausgeräumt. Wir haben sehr viele gute Kontakte. Wir haben auch Native-Speaker-Programme mit unseren Nachbarn, die wir aus​tauschen. Die österreichischen Schülerinnen und Schüler sind überall gern gesehen. Wir haben vor allem sehr viele gescheite junge Leute, die auch bei den internationalen Wettbewerben, bei Olympiaden, bei Berufsausbildungswettbewer​ben auch auf europäischer Ebene mit Gold​medaillen und Silbermedaillen nach Hause kommen. Ich glaube, das ist eigentlich die beste Visitenkarte, dass dieses Österreich ein Gewinn für die Europäische Union ist und wir uns daher nicht mit gekrümmtem Rücken in den Institu​tionen bewegen, sondern aufrechten Ganges und auch manches einzufordern haben, was für Österreich gut ist und nicht zu allem „Ja und Amen!“ sagen sollten. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die 8. Anfrage erledigt. Wir haben gerade noch Zeit, um eine Frage aufzurufen und beantwortet zu bekommen. Ich komme zur Anfrage 9:

9. 
Ldtgs.Zl. 20/M/29:


Anfrage der Abgeordneten Mag. Knicek an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Knicek (FPÖ):

Mag. Knicek

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Jugend! Herr Landesrat, ich frage Sie: Wie sehen Sie aus der Sicht der Landwirtschaft die eventuelle Errichtung eines Naturparks Oberes Drautal?

Mag. Knicek

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Die Schaffung von Naturparks war ein besonderes Anliegen des Referenten, meines Vorgängers Georg Wurmitzer, ist doch ein Naturpark eine ganz besondere Konstruktion, die eine Verbindung bringt, nämlich einerseits den Schutz der Natur und andererseits die Bewirtschaftung der Kulturlandschaft doch noch in einem gewissen Rahmen zulässt. Daraus entstand dieses „Konstrukt Naturpark“, welches sich von Anfang an großer Beliebtheit und auch großen Interesses erfreute.

Ein Naturpark ist ein zukunftsweisender, integrativer Naturschutz und bietet die Verbindung von Naturschutz, Regionalentwicklung, Bildung und Erholung. Möglich wurde das durch die Novelle zum Naturschutzgesetz 2001. Es ist eine Art Vorbildlandschaft, beruhend auf den vier Säulen Naturschutz, Erholungsfunktion, Bildungsfunktion und eben Regionalentwicklung. Es ist auch ein Angebot an eine Region, sich weiter zu entwickeln und trotzdem auch die Natur gleichzeitig bewahren zu können.

Konkret haben sich auch die Initiativen, vor allem beginnend mit dem Naturpark Dobratsch, einige Projekte entwickelt: Lesachtal, Oberes Drautal, in Südkärnten oder in den Karawanken. Konkret ist im Oberen Drautal natürlich die Entwicklung des Naturparks aus der landwirtschaftlichen Sicht positiv zu sehen, weil es einfach die Möglichkeit der regionalwirtschaftlichen Stärkung des ländlichen Raumes bietet. Wie schon ausgeführt, ist das Prädikat „Naturpark“ grundsätzlich keine generelle Einschränkung in der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Fläche. Somit sind die Auswirkungen auf die Landwirtschaft im Zusammenhang mit der Realisierung solcher Projekte nicht so eng zu sehen wie bei einem Nationalpark.

Als zuständiger Landesrat für die Landwirtschaft fordere ich daher natürlich, dass die betroffenen Bauern, die Grundeigentümer, in den laufenden Diskussionsprozess sowie in die diversen Informations- und Beratungsgespräche, die bei der Gestaltung und bei der Formierung des Naturparks Oberes Drautal im Gange sind, eingebunden werden und sich also auch einbringen können. Weiters wird es unabdingbar sein, im Falle der Realisierung des Naturparks die betroffenen Bauern auch in die Planung der Förderprojekte mit einzubeziehen. Schließlich muss es eine Grundvoraussetzung sein – das ist aus der Sicht des Referenten, glaube ich, ganz selbstverständlich -, dass jegliche Einschränkung bei der Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen im Rahmen eines Vertragsnaturschutzes, was ja ein besonders interessantes Konstrukt in diesem Zusammenhang ist, zu sehen ist. Zehn-Jahres-Verträge. Das ist also auszugestalten, aber jedenfalls fordere ich die dringende Miteinbeziehung der Landwirtschaft in der Umsetzung des Projektes!

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Das ist auch nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin, wenn gewünscht, noch eine Zusatzfrage. (Abg. Mag. Knicek: Ich bedanke mich!)

Damit, meine Damen und Herren, ist die Fragestunde abgelaufen. Ich frage die Abgeordneten, deren Anfragen heute nicht aufgerufen werden konnten, wie sie die Antwort wünschen. Herr Abgeordneter Ing. Haas, Anfrage 10 an Dr. Martinz? (Abg. Ing. Haas: Die kann er schriftlich beantworten!) Schriftlich. Anfrage 11 des Abgeordneten Gritsch an Landesrat Dörfler? (Abg. Gritsch: Mündlich, bitte!) Mündlich, in der nächsten Sitzung. Anfrage 12 der Abgeordneten Mag. Lesjak? (Abg. Mag. Lesjak: Mündlich!) Mündlich, in der nächsten Sitzung. Anfrage 13 des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Martinz? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich, in der nächsten Sitzung, bitte!) Mündlich. Anfrage 14 des Abgeordneten Schwager an Landesrat Dörfler? (Abg. Schwager: nächste Sitzung, bitte!) Mündlich. Anfrage 15 des Dritten Präsidenten Ing. Scheuch an Landesrat Dörfler? (3. Präs. Ing. Scheuch: Bitte in der nächsten Sitzung mündlich!) Mündlich, in der nächsten Sitzung. Die Anfrage 16 des Abgeordneten Ing. Hueter an Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger? (Abg. Ing. Hueter zögert.) Wie wollen Sie die Anfrage beantwortet haben: schriftlich oder in der nächsten Sitzung mündlich? (Abg. Ing. Hueter: Mündlich!) Mündlich. Anfrage 17 des Abgeordneten Mitterer an Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut? (Abg. Mitterer: Mündlich, in der nächsten Sitzung!) Mündlich. Anfrage 18 des Abgeordneten Schlagholz an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger? (Abg. Schlagholz: Mündlich, bitte!) Mündlich. Anfrage 19 des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger? (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Mündlich, bitte!) Mündlich. Anfrage 20 des Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Holub: Mündlich!) Mündlich, wie ich höre. Anfrage 21 des Abgeordneten Vouk an Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger? (Abg. Vouk: Bitte mündlich, in der nächsten Sitzung!) Mündlich. Meine Damen und Herren, es wird so vorgegangen werden. Wir haben damit schon die Fragestunde der nächsten Sitzung ausgebucht, wie ich sehe.

Bevor ich zur Aktuellen Stunde komme, möchte ich im Kärntner Landtag Schülerinnen und Schüler der Hauptschule und kooperativen Mittelschule St. Ursula Klagenfurt willkommen heißen, unter der Begleitung von Frau Christoph. Seien Sie alle herzlich begrüßt! (Beifall im Hause)
Ich komme zur Aktuellen Stunde. 

Aktuelle Stunde

Es liegt ein entsprechender Antrag des SPÖ-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist auch die Sozialdemokratische Partei als Fraktion an der Reihe. Das Thema lautet: „Schutz unserer Jugend vor Suchtgefahren“. Ich erteile der Rednerin der Antragsteller als Erster das Wort. Es ist dies Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Werter Herr Landesrat! Werte Kollegen! Liebe Besucher! Liebe Schüler! Diese Woche wurden anlässlich des „Weltnichtrauchertages“, der diese Woche stattfinden wird, alarmierende Zahlen bezüglich des Nikotinkonsums von Jugendlichen veröffentlicht. Mittlerweile rauchen 45 % der Jugendlichen täglich. Interessant ist vielleicht auch das Geschlechterverhältnis: 25 % davon sind weiblich und 20 % männlich. Das ist eine eklatante Zunahme gegenüber den letzten Jahren!

Nikotin ist ein Pflanzengift mit hoher Wirksamkeit, wirkt im Körper – ob es geraucht wird, ob es per Pflaster angewendet wird oder mittels Schnupftabak geschnupft wird – stimulierend auf verschiedenste Körperfunktionen, vor allem im Kreislauf, Blutdruck, Verdauungssystem, regt auch die Gehirnfunktion an und hat eine berauschende Wirkung. Diese berauschende Wirkung ist es wahrscheinlich auch, warum es nicht bei einer Zigarette allein bleibt. Man greift üblicherweise bald zur nächsten, wird vom Genussraucher meistens zum Gewohnheitsraucher. – Ab einem Konsum von zehn Zigaretten täglich stellt das Rauchen jedoch wirklich eine Gesundheitsgefährdung dar! Denn nicht nur das Karzinomrisiko ist erhöht, sondern auch Atemwegserkrankungen, Magengeschwüre treten gehäuft auf. Bei der Nikotinwirkung ist nicht nur das Lungenkarzinom hervorzuheben, das gefördert wird, sondern es ist auch ein wichtiger Kofaktor für andere Karzinome. Hier ist vielleicht die Statistik auch interessant: Es fördert auch das Brustkrebsrisiko! (Abg. Schwager verlässt den Sitzungssaal, darauf Abg. Lutschounig: Franz, gehst du eine rauchen?)

Was mich als Gynäkologin natürlich besonders betrifft, ist das Rauchen bei jungen Frauen, die schwanger sind. Sie gefährden dadurch das ungeborene Leben in ihrem Körper. Diese Kinder sind dystroph, das heißt sie nehmen nicht in dem Ausmaß zu, in dem sie es sollten. Eine erhöhte Fehlbildungsrate ist erkennbar. Aber nicht nur das Rauchen stellt eine besondere Gesundheitsgefährdung dar, sondern auch der Alkoholkonsum. Er nimmt auch unter den Jugendlichen drastisch zu. Mittlerweile konsumieren vier von zehn Jugendlichen mindestens einmal wöchentlich Alkohol! Es ist nichts Ungewöhnliches, wenn am Wochenende zwei bis drei schwer alkoholisierte Kinder im Krankenhaus aufgenommen werden müssen, stationär behandelt werden müssen und auch stationär betreut werden müssen.

Ganz besonders gefährlich halte ich diese neuen Getränke, neuen Mixgetränke, denn sie sind die beliebtesten Getränke bei Jugendlichen; laut Statistik. Zwischen 14- und 17-jährige trinken am liebsten so genannte Alkopops, ready the drinks mixes, das sind Getränke, die aus einem Fruchtsaft mit hohem Zuckergehalt hergestellt sind und hochprozentigen Alkohol beinhalten. In der Regel ist es ein gutes Stamperl Schnaps, das da drinnen ist. Interessant ist, dass die Hälfte der Jugendlichen selber nach dem Konsum des Getränkes angibt, keine hochprozentigen Alkoholikas zu konsumieren. Gefährlich halte ich diese Getränke deshalb, weil sie erstens nicht nach Alkohol schmecken, zweitens nicht nach Alkohol riechen und drittens sehr leicht erhältlich sind. Alkopops haben Türöffnerfunktion für den Konsum anderer alkoholischer Getränke. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Tabak- oder Alkoholabhängigkeit entsteht, ist umso größer, je niedriger das Alter ist, wenn man beginnt, Alkohol zu trinken.

In diesem Sinne und auch deshalb, weil bekannt ist, dass Kinder von Eltern, die Alkohol und Nikotin regelmäßig konsumieren, auch einen leichteren Zugang zu diesen Drogen haben, fordere ich Sie als Erwachsene auf, im Umgang mit Alkohol und Nikotin den Teenagern ein gutes Vorbild zu sein! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Dr. Prettner

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Redezeit wurde etwas unterschritten. Sehr vorbildlich für die Fünf-Minuten-Begrenzung! Als Nächste hat sich Frau Abgeordnete Warmuth zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (FPÖ):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren der Regierung! Liebe Abgeordnetenkollegen! Liebe Jugend auf der Zuhörertribüne! Die heutige Aktuelle Stunde signalisiert einerseits Unbehagen und auch Sorge – andererseits auch ein gewisses Verantwortungsbewusstsein und eine Wertschätzung gegenüber unserer Jugend.

Wir alle sind erschrocken darüber, was kürzlich eine veröffentliche Statistik zur Suchtproblematik in Kärnten besagte. Ich zitiere: „40.000 Menschen sind vom Alkohol und 7.000 Menschen von Medikamenten abhängig, 130.000 Kärntner vom Nikotin, und bereits ein Fünftel der 13-jährigen raucht. Zudem gab es 2003 1.200 Anzeigen gegen das Suchtmittelgesetz in Kärnten. 70 % davon entfielen auf Cannabis.

Das Kärntner Humaninstitut führte auch eine Befragung unter 820 Personen aller Gesellschaftsschichten durch. Die ergab, dass Jugendliche aus Langeweile, Prob​leme in der Schule, Leistungsstress und Beziehungsmangel zu Drogen greifen. Die​ses Ergebnis ist erschütternd und macht auch Angst. Ich glaube daher, sehr geehrte Damen und Herren, dass hier ganz, ganz früh in der Suchtproblematik begonnen werden muss, entgegenzuwirken. Prävention beginnt bereits im Elternhaus im Kleinkindalter, im Kindergarten und dann in der Schule. Es ist notwendig, intensiv die Persönlichkeit der Jugendlichen zu stärken, um eine mentale Immunisierung gegen Drogen zu schaffen. Sinnvoll erscheint mir aber auch, dass in den Sozial- und Ge​sundheits​sprengeln der Bezirke, die ja vor Ort eine gute Arbeit leisten, auch das Thema „Suchtproblematik“ angegriffen wird bzw. gemeinsam mit Exekutive, Ärzten, Eltern, Lehrern und Schülern in Projekten bearbeitet wird. Es wird aber auch wichtig sein, dass sich Kindergärtnerinnen und Lehrer bereits in ihrer Grundausbildung mit dem Thema „Suchtproblematik“ befassen, denn die derzeitige Situation ist auch so, dass im Rahmen der Lehrerfortbildung Suchtproblematik auf freiwilliger Basis stattfin​det. Und hier ist notwendig, dass wir bereits in der Grundausbildung ein Grundwissen schaffen. Ich gebe aber auch zu bedenken, dass es nicht die Lehrer sind, die dann die Verantwortung dafür haben. Das möchte ich auch sagen. Sie sollen nur wissen was läuft und ein Grundwissen haben.

Seitens der Kärntner Landespolitik bin ich sehr froh darüber, dass es auch intensive Bemühungen im Rahmen von Sport, Kultur, Musikschulwesen gibt, um hier den Ju​gendlichen sinnvolle Freizeitgestaltung zu ermöglichen. Und wir erinnern uns, dass wir vor etwa einem Jahr auch ein Jungfeuerwehrgesetz hier beschlossen haben. Und es ist sehr erfreulich, dass diese Jungfeuerwehren in allen Gemeinden Kärntens einen großen Zulauf haben. Ich bin aber auch der Meinung, dass in Kärnten wie​derum der Bewerb der jugendfreundlichen Gemeinde eingeführt werden sollte. Das war vor einigen Jahren so, weil ich denke, dass sich dann die Kommunalpolitik sehr intensiv mit dem Thema Jugendzentrum, Betreuung in Jugendzentren, Kommunika​tion stärken und einfach auch Lebensperspektiven gemeinsam mit der Jugend, mit diesem Thema dann auch befassen werden müssen.

Geschätzte Damen und Herren! Zur Bekämpfung der Suchtproblematik gibt es leider kein Patentrezept. Es macht aber zuversichtlich, dass im Rahmen des neuen Regie​rungsprogrammes unter dem Kapitel „Gesundheit, Jugend vor Drogen schützen“ auch der Punkt enthalten ist, dass im Kärntner Rahmenprogramm Suchtprävention und Drogenhilfe bis 2004 zahlreiche Initiativen klar definiert sind. Ein Maßnahmen​paket bestehend aus Suchtvorbeugung, Früherkennung und Intervention sowie Be​handlung und Betreuung von Suchtkranken (Vorsitzender: Die Redezeit geht zu Ende!) sollen den Bereich des Jugendschutzes mit zahlreichen Initiativen erfüllen. Ich stelle abschließend eines fest: Die Freiheitlichen verwahren sich gegen eine Libe​ralisierung der Drogen! Wir wollen eine gesunde und stabile Jugend. Sie ist unser wichtigstes Kapital! Und dahingehend wollen wir die Rahmenbedingungen schaffen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Warmuth

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Schüle​rinnen und Schüler! Es ist nicht das erste Mal, dass wir die beiden Themenbereiche “Jugend und Sucht“ diskutieren. Und, leider Gottes, ist das eine Aktualität, die immer wiederkehrt und gerade jetzt wieder, durch entsprechende Berichte in den Medien, neu aufgeflammt ist. Gerade heute habe ich auch wieder gehört, dass eine ähnlich gelagerte Diskussion im Bundesland Salzburg läuft, wo man überlegt, per Gesetz oder zumindest per Verordnung, ein Verbot des Verkaufes von Tabakwaren an Ju​gendliche einzuführen. Bei uns bekanntlich haben sich die Trafikanten gewisserma​ßen in einer Art Selbstbeschränkung dazu bekannt. Ich gehe einmal grundsätzlich davon aus, dass natürlich viele, viele gesetzliche Regelungen ohnedies bestehen. Regelungen, wenn wir kritisch sind, die allerdings auch nicht immer leicht umzu​setzen und in der Praxis auszuführen sind und daher als solche eigentlich zu hinter​fragen wären, ob sie praktizierbar, ob sie kontrollierbar sind.

Eine Feststellung, glaube ich, sollte man an den Beginn der Überlegungen stellen. Ich sage und behaupte, auch aus der persönlichen Erfahrung heraus: Die Jugend von heute ist nicht anders! Sie ist vor allem nicht schlechter als wir es zu diesem Zeitpunkt der Entwicklung waren. Allerdings unterliegt sie anderen Einflüssen, ande​ren auch gesellschaftlichen Rahmenbedingungen als wir sie möglicherweise hatten. Und sie hat ein anderes Vorbild der Erwachsenen und wächst unter anderem auch in einer Situation auf, wo viele Eltern das nicht wahrnehmen, wozu sie eigentlich ver​pflichtet wären. Das sage ich bewusst, auch als Lehrer, auch in Ergänzung zu dem, was meine Vorrednerin gesagt hat, nämlich ein bisschen merken wir ja, dass viele Verantwortungsbereiche einfach auf den öffentlichen Bereich, Kindergarten und Schule abgeschoben werden, Dinge, die sehr wohl das Elternhaus regeln sollte.

Wenn wir jetzt also davon ausgehen, dass die Jugend an sich gut ist, dann müssen wir auch selbstkritisch als Erwachsene hinterfragen: Sind wir eigentlich ein Vorbild? – oder, ist es nicht vielmehr so, dass gewisse Dinge eher so mit einem gewissen Augenzwinkern betrachtet werden und gewisse Süchte auch so charmant akzeptiert werden; „charmant“ unter Anführungszeichen natürlich gedacht. Ich möchte in dem Zusammenhang einen Satz eines starken Rauchers zitieren, eines Erwachsenen, der zur Rechtfertigung, warum er in Kürze einen Aschenbecher gefüllt hat, folgenden Spruch von sich gegeben hat und der in dieses geistige Gefüge hinein passt. Ich zitiere: „Durch Alkohol und Nikotin wird die halbe Menscheit hin. Doch ohne Alkohol und Rauch stirbt die zweite Hälfte auch.“ Es ist gut, dass Sie dabei nicht lachen ‑ wie wir es damals in der Situation getan haben ‑, weil darin genau das verpackt ist, was ich vor​her zu formulieren versuchte, nämlich so ein lockeres Drüberhinweggehen. Naja, das eine oder andere Zigaretterl und vielleicht das eine oder andere Achterl. Daher soll​ten wir also bei der Betrachtung dieser Gesamtheit und der Situation durchaus auch diese, unsere eigene Rolle hinterfragen.

Eines möchte ich auch klarstellen. Ich habe im Vorfeld gehört, dass die zuständige Referentin Initiativen setzen will und möglicherweise eine Regierungsvorlage ein​bringt. Wenn es Maßnahmen sind, die wir für sinnvoll erachten und die aus unserer Sicht praktikabel sind, werden Sie in uns selbstverständlich einen Mitstreiter finden. Denn jede Maßnahme, die zur Verbesserung der Situation führt, findet auch unsere Unterstützung. (Beifall von allen im Hause befindlichen Fraktionen.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als nächste Rednerin hat sich Frau Mag. Lesjak – Grün – nein, das ist ja nur eine … Frau Lesjak gemeldet. Ich habe gemeint, Sie haben einen Doppelnamen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Barbara!) weil da steht Grün dahinter. (Dies wird durch den Vorsitzenden auf humorvolle Weise vorgetragen.) Ich bitte, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Liebe Schülerinnen und Schüler! Ich möchte ein paar Worte auch zum Thema Drogen, Drogenkampagne, an Sie richten. Was läuft hier falsch? Und ich würde Sie gerne einladen, einen kurzen Blick darauf zu werfen, wie die derzeitigen Kampagnen laufen. Ich beobachte das sehr genau, weil ich selber zwei Kinder habe und es mir auch ein Anliegen ist, zu verstehen, wie Kinder etwas wahrnehmen und wie nicht. Da fällt mir Folgendes auf. Man muss bestimmte psychologische Kriterien berücksichtigen, wenn man jetzt Drogenkampagnen, Auf​klärungesarbeit etc., beleuchtet. Folgendes ist interessant:

Jetzt sieht man im Fernsehen viele Bilder von Jugendlichen, die lässig sind und rauchen und das auch zeigen. Und unterhalb steht dann meistens die Botschaft: „Das ist schlecht! Das ist verboten!“ Wie kommt es an bei den Jugendlichen? Die denken sich: Gut, das haben sich gescheite Erwachsene ausgedacht, aber interes​sant ist das, was verboten ist! Also, vom Psychologischen her ist das so, dass wenn man etwas zeigt, wenn man das Verbotene sichtbar macht, wenn man es darstellt, dann wird es interessant und das macht das Verbotene auch attraktiv. Das dürfen wir nicht vergessen, das ist ein ganz wichtiger Punkt! Der andere wichtige Punkt ist: Wenn man jetzt unsere Kultur anschaut, es gibt dort und da – besonders in der Wer​bung, im Film, im Kino – häufig eine Verherrlichung von Alkohol und Nikotin, beson​ders von Alkohol. Und das muss uns bewusst sein, welche Art von Drogen wir hier verurteilen. Der Alkohol ist wohl auch ein Suchtmittel, eine Droge die sehr, sehr ge​fährlich ist. Der Alkoholismus ist eine schlimme Krankheit. Das finden wir wieder im Film und in der öffentlichen Darstellung und im Fernsehen. Da läuft einiges falsch in der Aufklärungskampagne. Wir plädieren dafür, dass man Aufklärung umfassend macht und vor allem objektiv. Dass man die guten und die schlechten Seiten von Drogen und Alkohol aufzeigt; dass man unterscheidet, welche Drogen gefährlich sind, wohin sie führen und welche Drogen weniger gefährlich sind.

Bei uns in Kärnten, nicht nur in Kärnten, in Österreich, ist der Alkohol eine Kultur​droge. Das ist das anerkannteste und am meisten verwendete Suchtmittel, das wir haben. Das gibt es auf Kirchtägen, auf Festen, überall. Der Alkohol ist überall verfüg​bar, er ist überall zu haben. Und jetzt wundern wir uns darüber, dass die Jugend da auch zugreift zu den Zigaretten. Ja, warum denn? - weil sie die Möglichkeiten hat. Und wir sind dafür verantwortlich, dass wir ihnen die Möglichkeiten bieten oder auch nicht. Hinzu kommt vielleicht – also mein Vorredner hat gesagt, heutzutage ist die Ju​gend nicht besser oder schlechter als früher - sie ist sicher nicht schlechter, aber heute haben sie eben diese Möglichkeiten. Man könnte sagen, das ist so eine Art Wohlstandsverwahrlosung, weil es möglich wird für Jugendliche, an diese Mittel heranzukommen. Und es ist bei uns schon so internalisiert, dass Alkohol keine Droge ist und gesellschaftlich anerkannt. Da muss man sehr aufpassen, in welche Kerbe man schlägt. Daher muss man sehr umfassend aufklären.

Man sagt ja zum Beispiel auch: Ein Faßl Bier spendieren! Man geht irgendwohin und spendiert ein Faßl Bier. Ich behaupte, jemand der ein Faßl Bier spendiert, handelt mit Drogen. Das sind Drogen! Das ist Alkohol! Und diese Drogen können auch süchtig machen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Ich hoffe, ich werde nicht strafverurteilt!) Und dann darf ich Sie auch daran erinnern, (Abg. Dr. Strutz: Und das sagen die Grünen, die die Drogen liberalisieren wollen! – 3. Präs. Ing. Scheuch: Wie ist das mit Haschisch, Frau Kollegin!? Wie ist das mit Haschisch!?) dass der Landtag ein Glücksspielgesetz er​lassen hat. Also, an jeder Ecke gibt es jetzt Casinos und Glücksspielcafes. Das lädt ganz unmittelbar zum Konsum von Drogen ein. Das müssen wir uns vor Augen hal​ten und die Verantwortung nicht an die Pädagogen, an die Lehrerinnen und Lehrer auslagern, sondern auch (Es herrscht Unaufmerksamkeit in der FPÖ-Fraktion. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen, um mehr Aufmerksamkeit zu erhalten.) selber Vorbild sein und den Kindern und Jugendlichen zeigen, was gefährlich ist und was nicht. Wir gehen mit einem Beispiel voraus. Wir sagen, wir geben auch die Wertig​keiten vor. Wir sagen: Das ist gut, das ist schlecht. Das ist meistens unbewusst. Da​rüber müssen wir nachdenken und über diese Wertigkeiten wird man in der Zukunft, vor allem auch in der Drogenprävention, verstärkt nachdenken müssen. Danke! (Bei​fall von der ÖVP-Fraktion und von Abg. Holub)
Mag. Lesjak

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als nächster Redner hat sich Herr Abgeordneter Dr. Kaiser gemeldet. Ich darf nur zur Information sagen, dass Kundgebungen von der Tribüne nicht erlaubt sind. Bitte, das auch zu berücksichtigen! – auch wenn sie gut gemeint sind. Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich möchte – und das Wort trifft viel​leicht gerade zu dieser Thematik sehr nüchtern - an diese Thematik herangehen. Denn auch hier, bei dieser Thematik unterliegen wir eindeutig dem Diktat der Ge​winnmaximierung. Daher wird es auch sehr schwierig sein, Punkte so darzustellen, dass wir hier ein vernünftiges Lösungspaket präsentieren können. Trotzdem, und Tatsache ist, dass wir hinsichtlich des Suchtmittelgenusses mit folgenden, drama​tischen Entwicklungen konfrontiert sind, die auch die Politik zu einer weiteren Fort​setzung ihrer intensiven Beschäftigung veranlasst.

Die wichtigsten dramatischen Entwicklungen sind: Legale und illegale Drogen sind in der Jugendszene allen anderen Unkenrufen zum Trotz im Vormarsch. Die „Süchti​gen“, die von Suchtmittteln abhängigen Personen, werden immer jünger. Meine Kol​legin Dr. Prettner hat als Medizinerin sehr erschreckende Zahlen genannt. Wenn wir mit 44 Prozent der 15-Jährigen als Raucher zu handeln haben, dann wissen wir, dass damit der Einstieg auch zu anderen Suchtmitteln durch das Fallen der Barriere geschafft worden ist. Alkopops zielen eindeutig auf die Klientel von Jugendlichen, hier sage ich auch, teilweise auch von Kindern ab und umgehen dabei geschickt – und das gehört dazu gesagt – zum Geschäftemachen, das EU-weit geltende Wer​beverbot für Alkohol, weil eben der Prozentsatz an Alkoholanteilen gering ist und da​mit die Werbelinien der EU das nicht verbieten können. Es gibt auch Ersatzwerbun​gen, wie beispielsweise für eine bekannte Zigarettenmarke, die den Nebenweg in ein nicht sehr profitables Textil- und Markenlabelgeschäft genommen hat. Also, hier sind Gesetzeslücken, wo wir als Politik ansetzen können.

Der Medikamentenmissbrauch: Er wurde bereits genannt von einer meiner Vorredne​rinnen. Meine Damen und Herren! Er wird vielfach auch von den befragten Jugend​lichen damit begründet, dass man sagt, anders wäre ihr Schulstress oder auch ande​re Belastungen nicht mehr bewältigbar.

Auch hier ist entsprechender politischer Handlungsspielraum für uns als Gestalter dieses Landes offen.

Wir sind auch mit neuen Süchten konfrontiert wie beispielsweise Spielsucht, aber auch Fernsehen-, TV-, Computer-, EDV-Sucht, die da und dort zur Entkommunikation Jugendlicher unter ihrer Altersgruppe beitragen.

Wir müssen wissen, dass Süchte vielfach die Flucht vor der Realität sind. Leistungsdruck wurde bereits genannt. Aber auch Erwerbslosigkeit, das Nichtvorhandensein von genügend Lehrstellen, Beziehungsprobleme und soziale Vereinsamung: Das sind genau jene Bereiche, die die Anfälligkeit zur Sucht erhöhen! Sie sind aber auch – und dabei ist es gut, uns selbst an der sprichwörtlichen Nase zu nehmen – genau das Resultat gesellschaftlicher Entwicklungen. Daher ist es auch Aufgabe der Gesellschaft, dagegen anzutreten.

Es ist mir klar, es ist der SPÖ klar, als wir dieses Thema thematisiert haben, dass die Politik keine Wunder wirken kann. Trotzdem gibt einfach die gesellschaftliche Realität, die Existenz und das zunehmende Wachstum dieser Problematik und den Auftrag, im Sinne des Schutzes unserer Jugend politische Maßnahmen zu setzen.

Eine moderne Antidrogenpolitik stützt sich auf vier Punkte: Erster und wichtigster Punkt ist die Prävention (die Vorbeugung); zweitens ist es die Therapie, drittens die Überlebenshilfe und viertens die Repression und Angebotsreduzierung eben dieser Suchtmittel. Ich kann das auch sehr handlungsorientiert präziser formulieren: vorbeugen, verhindern, helfen. Genau in dieser Begriffstroika ist auch das Drogenkonzept, das die Sozialdemokratie forciert sehen möchte. Auf dieses Konzept sind auch sämtliche politische Maßnahmen unsererseits abzustimmen.

Ich fordere daher abschließend - ohne den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben - für ausschließlich jenen Bereich, den die Politik mitzuverantworten hat und auch mitgestalten kann, folgende Maßnahmen raschest umzusetzen bzw. weil sie bereits existent sind, auf ihre Einhaltung hin zu achten: Wir fordern einmal mehr die Einhaltung der verbilligten Abgabe von alkoholfreien Getränken. Die SPÖ tritt dafür ein, dass das Präventionsprogramm der Kärntner Landesregierung fortgesetzt wird. Wir fordern weitergehend, dass die Bereitstellung entsprechender Mittel zur Durchführung dieses Präventions-(Vorbeu​gungs-)Pro​gramms durch die Bundesregierung sichergestellt wird. (Vorsitzender: Die Redezeit geht zu Ende!) Wir fordern die Harmonisierung der in den Bundesländern unterschiedlichen Jugendschutzgesetze. Wir fordern auch abschließend die Vorlage endlich eines österreichweiten Drogenkonzeptes. Stärkere Kontrollen, rigidere Handhabung des Strafausmaßes – auch hin bis zum Konzessionsentzug für jene, die die Gesetze zum Schutze der Jugend nicht einhalten – gehören auch zu unserem Repertoire für Maßnahmen, um im Schutze und (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) zum Schutz unserer Jugend auch in Zukunft tätig zu sein. All das zusammengefasst, darf ich dem Herrn Präsidenten im Rahmen eines Leitantrages der SPÖ übergeben. (übergibt den Antrag an den Vorsitzenden. – Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Trodt (FPÖ):

Mag. Trodt

Werter Herr Präsident! Hohes Haus und vor allem liebe Jugend! Es freut mich sehr, dass ihr gerade heute hier seid, denn wir haben ein sehr, sehr wichtiges Thema zu besprechen, das uns alle angeht. Ich denke, es wäre unfair, jetzt von einer Partei zur anderen das hinzuschieben. Es ist etwas, was unsere Gesellschaft betrifft, was unsere Jugend betrifft und somit auch unsere Zukunft.

Wir, die Freiheitlichen, sind gegen jede Legalisierung von Drogen, weil wir uns einfach bewusst sind, dass wir unsere Jugend schützen müssen und uns unserer Aufgabe stellen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion) Es geht jetzt aber nicht nur um Drogen. Es geht um Alkohol, um Nikotin, um Spielsucht. Es ist erschreckend, wie sehr durch unsere moderne Gesellschaft die Jugend schon verschuldet ist. Was das für Probleme nach sich zieht, sodass die jungen Leute eigentlich fast keine Chance haben, einmal ins Leben einzutreten und schon eine Belastung mitbringen.

Dann noch etwas ganz Aktuelles: Die Ess- und Brechsucht, die eigentlich immer wieder heruntergespielt wird. (Abg. Lutschounig: Die Magersucht auch!) Wir haben nur immer ein paar Spitzenmeldungen, wie jetzt zum Beispiel dieses Mädchen, das mit 17 Jahren gestorben ist. Das sind Sachen, die eigentlich leise verschwinden. Wenn ich an einem Freitag Abend durch Villach spaziere, die berühmte Lederergasse aufsuche und dann die betrunkenen Jugendlichen mit ihren Flaschen sehe - dahinschlafend, grölend -, dann denke ich: „Es muss etwas getan werden. So kann es nicht weitergehen!“

Ich überzeichne jetzt ein bisschen spitz den Lebenslauf eines Kindes, das vielleicht in diese Richtung kommt. Es kommt zur Welt, hat eine Mutter, die vielleicht geraucht hat. Wenn es in der Nacht nicht schlafen kann, kriegt es ein Beruhigungsmittel, denn die Erwachsenen brauchen ja Ruhe. Geht es in die Schule, ist es verhaltensauffällig, bekommt es Ritalin. Obwohl es wirklich Studien gibt, woraus man weiß, dass Jugendliche, die in Amerika Amokläufe machen, eben dieses Ritalin als Kinder bekommen haben. Das wird von Ärzten noch immer verschrieben. Ich bitte auch deshalb um eine Diskussion in dieser Richtung!

Wir wissen alle: Drogenkonsum entsteht aus Beziehungsmangel. Kinder brauchen feste Grenzen, innerhalb derer sie sich frei bewegen können. Diese Grenzen werden ausgeweitet, je älter sie werden. Denn wenn Kinder keine Grenzen spüren, fühlen sie sich vernachlässigt und unsicher. Sie brauchen das. Es ist wichtig, eine Ich-Stärkung, das Selbstbewusstsein zu stärken, dann die Aufwertung der Kreativität, Freizeitmöglichkeiten im Bereich der Musik und des Sports zu schaffen; unter Anleitung von Erwachsenen, die sicher führen.

Es ist meiner Meinung nach das Allerwichtigste, dass eine offene Beziehung zwischen Lehrern, Eltern und Schülern vorhanden ist. Ich möchte noch einmal betonen: keine Freigabe von Drogen, denn die „lieben, netten Drogenhändler“ werden nicht aufhören, ihre Sachen zu verkaufen. Wenn sie die „leichteren Sachen“ nicht los werden, werden sie sicher auf die stärkeren dann eingehen. Ich bitte Sie darum, dies alles zu berücksichtigen! Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Trodt

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Zuhörer, Vertreter der Medien! Liebe anwesende Schüler! Das Thema der Aktuellen Stunde ist ein durchaus ernstes und leider Gottes, auf Grund der bisher fehlgeschlagenen Lösungsansätze seitens der Politik, immer noch aktuelles. Ich stelle meinen Ausführungen voran, dass es in der letzten Landtagssitzung der vorangegangenen Periode am 5. Februar des heurigen Jahres zu einer Änderung des Landesjugendschutzgesetzes gekommen ist, welches einige Verschärfungen mit sich gebracht hat. Dieses Gesetz ist vor genau 20 Tagen – das sind nicht einmal drei Wochen – in Kraft getreten. Bezeichnend ist für mich, dass im Februar die erfolgte Gesetzesänderung ohne einen einzigen Debattenbeitrag eines Abgeordneten beschlossen wurde. Man muss sich das auf der Zunge zergehen lassen: Nicht ein einziger Abgeordneter hat es wert befunden, zu diesem Thema Stellung zu nehmen.

Ich glaube, wenn wir einen wirklich effizienten Schutz unserer Jugend vor Suchtgefahr haben wollen, dann brauchen wir vor allem eines: einen ehrlichen und offenen Zugang zu diesem Thema. Ebenso halbherzig wurde in der vergangenen Legislaturperiode das Problem der Spielsucht und der Spielcasinos im Kärntner Landtag behandelt. Einzig und allein die Kärntner Volkspartei war es, die hier bis zum Schluss für ein Verbot mit Übergangsbestimmungen eingetreten ist und (LHStv. Dr. Ambrozy: Erzähl’ keine Märchen! – Heiterkeit und Lärm im Hause.) leider Gottes von FPÖ und SPÖ nicht unterstützt wurden.

Wenn seitens der SPÖ die prekäre Situation um Alkopops, Drogen und andere Suchtmittel bei den Kärntner Jugendlichen als Begründung für die Aktuelle Stunde herangezogen und auch behauptet wird, dass wir die Suchtgefahr nicht totschweigen sollen, sondern als Politiker massiv öffentlich diskutieren und „alle politischen Möglichkeiten ausschöpfen müssen“, Zitat von Dr. Ambrozy von gestern in der Zeitung, angesichts dieses Umstandes, dass es bei der letzten Debatte es niemand für wert befunden hat, sich zu Wort zu melden, vor 90 Tagen, ist das schon sehr scheinheilig. (LHStv. Dr. Ambrozy: Aber es war unser Gesetz. Die ÖVP hat dazu keine Stellung bezogen!) Zudem hat es vor drei Monaten die Alkopops schon gegeben. Auch schon vor drei Monaten wurden sie von den Jugendlichen getrunken, und nicht nur von denen, die es bereits dürfen, sondern auch von jenen, die das überhaupt nicht dürfen, die unter 16 Jahren sind. Hat damals die Sozialreferentin, Frau Schaunig, von der ja die Regierungsvorlage ausging - die, nebenbei bemerkt, ein Jahr lang in der Begutachtung war -, nicht an die Gefahr von Alkopops gedacht? Hat es die noch nicht gegeben? (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Hast du schon bei der Wirtschaftskammer nachgefragt?!) Hat der Parteivorsitzende Ambrozy, der diese Regierungsvorlage mitbeschlossen hat und keiner der heute anwesenden Abgeordneten – den Vorwurf muss ich Ihnen leider machen! – nicht daran gedacht, dass es dieses Problem gibt?! Tut mir Leid! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Protokolle nachlesen!) So lange wir mit diesem Thema dermaßen fahrlässig umgehen, braucht sich niemand in diesem Raum wundern, dass alle erfolgten Gesetzesänderungen und -verschärfungen zu keiner Wirkung führen, in der Realität.

Ein weiteres Beispiel von Scheinheiligkeit oder von einem ein bisserl ungutem Umgang mit dem Thema ist, wenn von Seiten des Parteivorsitzenden Ambrozy nunmehr verlangt wird, dass alle politischen Möglichkeiten ausgeschöpft werden müssen, um unsere Jugendlichen vor jeglicher Suchtgefahr zu schützen. Ein Parteivorsitzender, dessen Jugendorganisation noch vor wenigen Monaten den Spruch plakatiert hat „Besser bekifft ficken als besoffen fahren!“ (Heiterkeit und Lärm im Hause) und sich für die Freigabe von Cannabis ausgesprochen hat! Und jetzt …(Abg. Schlagholz: Bist du für das besoffen fahren?) Aber nicht bekifft ficken.

Obwohl wir wissen, aus wissenschaftlichen Studien, aus wissenschaftlichen Studien, dass Cannabis, dass der THC-Gehalt in Cannabis, das ist so ähnlich wie mit einem Volumensprozent im Alkohol, dass der immer höher wird. Die vor kurzem auf der Saualpe ausgehobene Plantage, der Cannabis, der dort angebaut worden ist, hat einen THC-Wert von 20 % gehabt. Normalerweise, bei üblichen in der Natur gewachsenen Pflanzen, sind es 4 bis 6 %. Das ist das Vierfache! Das Zeug ist heute genmanipuliert, extrem gefährlich und weit davon entfernt, der harmlose Joint aus Hippiezeiten zu sein! Das muss man sich überlegen!

Für mich ist es ebenso unakzeptabel, dass ein hochrangiger SPÖ-Funktionär aus der Stadt Klagenfurt vor kurzer Zeit Drogen und Alkohol in direktem Zusammenhang mit Sport erwähnt hat, gerade aus dem Grund, weil Sport die wirksamste Prävention gegen das Drogenproblem ist und der Sport die wichtigste und beste Freizeitmöglichkeit für unsere Jugend ist. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Stichwort Jandl!) Für mich ist es auch eine Frage der Verständlichkeit von Gesetzen (Vorsitzender: Die Redezeit geht zu Ende!) 17- und 16-jähriger. Wie soll ein 16-jähriger verstehen, dass er sowohl den Bürgermeister und den Landtag wählen darf und laut der SPÖ auch den Nationalrat und den Landeshauptmann – aber nicht selbst entscheiden darf, ob er Alkohol trinken darf und was er trinken darf?

Aber bei einem muss ich der FPÖ absolut Recht geben: was wir brauchen. Wir brauchen eine Veränderung des Bewusstseins und der Bewusstseinsbildung, und wir brauchen strengere Kontrollen der Gesetze, als wir sie schon haben. Absolut! Der Herr Strasser, und da muss ich unseren Bundesminister verteidigen, sorgt ja dafür, dass mehr Leute auf der Straße sind und nicht drinnen sitzen. (Lärm im Hause) Dann wird es uns gelingen, dass wir das Problem in den Griff bekommen können. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, bitte, Herr Abgeordneter!) Es kann nicht sein, dass bei wiederholten Verstößen gegen das Jugendschutzgesetz nichts passiert! Ich sage in diesem Zusammenhang nur: Es gibt viel zu tun. Packen wir es an! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und vom Abg. Dipl.-Ing. Gallo)

(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)

Tauschitz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Hoher Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren, vor allem liebe Jugend auf der Zuhörerbank! Ich freue mich, dass die Wichtigkeit dieses Themas, über das nun allgemeiner Konsens besteht, endlich auch Eingang hier in den Kreis der verantwortlichen Politikerinnen und Politiker gefunden hat! Denn ich kann mich erinnern, vor einigen Jahren, als ich das Thema zum ersten Mal aufgegriffen habe, gab es viele Wortmeldungen, die das in den Bereich des Lächerlichen gezogen haben. Bei manchen ist das vielleicht in der beruflichen Vergangenheit begründet, aber es freut mich umso mehr, dass dieser Konsens nunmehr vorhanden ist.

Wir wissen alle, dass junge Menschen generell risikobereiter sind als Erwachsene. Das ist gut und richtig so, denn viele positive Entwicklungen würden sonst nicht stattfinden, wenn junge Menschen nicht bereit wären, in ihrem Leben so manches Risiko einzugehen. Vor manchen Risiken muss man die Jugend aber schützen. Das ist die Aufgabe von uns Erwachsenen, ganz egal, wo wir Verantwortung tragen. Wir brauchen Schutzbestimmungen; wir brauchen Schutzbestimmungen, die exekutiert werden, die auch entsprechend umgesetzt werden können.

Ein Bereich wurde schon angesprochen: das Jugendschutzgesetz. Dazu nur eine Anmerkung zur politischen Verantwortlichkeit. Man sollte sich – auch wenn man neu in einer Funktion ist – von der eigenen Vergangenheit nicht immer verabschieden. Das Inkrafttreten des Jugendschutzgesetzes im letzten Jahr hat deshalb so lange gedauert, weil von Seiten der ÖVP, aus durchaus interessenpolitischen Gründen, die Begutachtung sehr lange gedauert hat, dass ein Einspruch gegen die Strafhöhe erfolgt ist und als politischer Kompromiss, um das Gesetz überhaupt durchzubringen, die Strafhöhe nicht auf die von mir vorgeschlagenen 35.000 Euro, sondern letztendlich auf 20.000 Euro festgesetzt worden ist.

Und ich denke, hier sollte man bei den Tatsachen bleiben. Ein Element ist also die Frage der gesetzlichen Maßnahmen, die Anpassung des Jugendschutzgesetzes. Und ich glaube, dass die nunmehrige Anpassung in Richtung Alkopops eine richtige und notwendige ist. Und ich glaube, dass solche Gesetze, die auf Trends abzielen, einfach auch sehr oft geändert werden müssen. Überall dort, wo neue Sachen auf​treten – und die Industrie ist da ja sehr findig – werden wir auch hinkünftig möglichst rasch reagieren müssen. Und ein bisschen ist dieser Kampf auch ein Kampf von David gegen Goliath, denn wenn ich mir die Budgets anschaue, die die Industrie im Bereich der Vermarktung alkoholischer Getränke hat, dann nehmen sich unsere Bud​gets zur Prävention nahezu lächerlich dazu aus und umso mehr müssen wir alle an einem Strang ziehen, um auch etwas zu erreichen.

Ich kann meinen Vorrednern nur zustimmen. Wir müssen vor allem auch die Voll​ziehung von Gesetzen sicherstellen. Und hier geht mein Appell an den Bund, an den zuständigen Innenminister, nicht in Permanenz bei der Exekutive den Rot- und Spar​stift anzustellen, die wir als wichtigen Partner in der Vollziehung von Gesetzen brau​chen. Und eine Privatisierung solcher hoheitlichen Aufgaben kann nur grundweg ab​gelehnt werden und ist absolut kontraproduktiv. (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Wir haben aber auch … (Abg. Lutschounig: Exekutive auf die Straße und nicht in den Büros der Verwaltung!) die Möglichkeiten, im eigenen Land Maßnahmen zu setzen. Ich habe mir eine Statistik anfertigen lassen, wie die Strafhöhen bei Übertretungen des Jugendschutzgesetzes in der Vergangenheit ausgesehen haben, wie sie in den einzelnen Bezirken umgesetzt wurden und es wird demnächst eine Besprechung mit den Bezirkshauptleuten geben. Denn es kann nicht sein, dass die Höchststrafe 300,-- Euro sind, die jeder der im Gastgewerbe tätig ist, mit einem Abendumsatz höchstwahrscheinlich wieder herein erwirtschaftet. Es kann nicht sein, dass die An​zeige​häufigkeit von Bezirk zu Bezirk völlig unterschiedlich ist, denn ich bin mir sicher, dass die Problemfälle nicht so stark divergieren.

Gesetzliche Verbote sind ein Element in einer Vielzahl von Ansätzen. Wenn wir mit Verboten das Problem lösen könnten, hätten wir es schon längst gelöst. Es wurde ebenfalls schon wiederholt angesprochen: Wir brauchen verstärkte Maßnahmen in der Prävention! Und hier wurde in Kärnten bereits ein sehr guter Weg eingeschlagen. Wir kooperieren im Bereich des Gesundheits- und Sozialreferates äußerst eng in die​sem Bereich. Es gibt Kooperationen mit der Exekutive. Ich bin sehr froh darüber, dass sich auch die Wirtschaftskammer hier einbringt und einzelne Betriebe eine Vor​reiterrolle übernehmen. Und, die Maßnahmen greifen.

Ein positives Beispiel aus dem Bereich der Trafikanten in Kärnten. Ich war vor einem Jahr bei einer Veranstaltung und dort war die Stimmung äußerst skeptisch, als es da​rum gegangen ist, wie man das Jugendschutzgesetz hier entsprechend vollziehen kann. Im heurigen Jahr gibt es eine breite Bereitschaft der Trafikanten in Kärnten, sich zu einer Einhaltung des Jugendschutzgesetzes zu bekennen, von sich aus Maß​nahmen zu setzen und hier eine aktive Rolle zu übernehmen. Und das ist der Weg, den wir fortsetzen müssen. Dass jeder und jede – ganz egal, wo er in der Gesell​schaft steht – seine Verantwortung entsprechend wahrnimmt. Dazu möchte ich den Bereich der Elternberatungen in Kärnten hinsichtlich der Prävention bereits im Vor​schulalter ausbauen. Die Elternbildung im Rahmen der Schulen hier noch verstärken und auch neue Formen der Elternbildung über Kooperation mit Betrieben und Ver​einen ansprechen sowie weitere Angebote für Lehrbetriebe ausbauen.

Ich bin sehr froh, dass der Präsident des Gemeindebundes hier ein Unterstützer (Vorsitzender: Frau Landesrätin! Die Redezeit geht zu Ende!) der Aktionen ist und hier eine breite Partnerschaft, auch mit den Gemeinden Kärntens stattfinden kann. Als Jugendreferentin habe ich eine Vereinbarung mit AGJ – das sind die Vertreter aller Jugendvereine in Kärnten – dass wir hinkünftig Schwerpunkte auch in der Ju​gendarbeit der Vereine setzen werden, denn ich glaube, für die Jugend ist es weitaus glaubwürdiger, wenn partnerschaftliche Vereinbarungen und Gleichaltrige manche Probleme thematisieren, als wenn Erwachsene von oben herab belehren. (Der Vor​sitzende gibt ein heftiges Glockenzeichen.) Und nur noch ein letzter Satz: Wir als Erwachsene tragen die Verantwortung und haben die Vorbildwirkung! Ein gescheiter Mensch hat einmal gesagt: „Wir können unsere Kinder ohnedies nicht erziehen. Sie machen uns eh alles nach.“ Und ich denke, hier ist wieder jeder und jede einzelne von uns gefordert, nach diesen Grundsätzen zu handeln und glaubwürdig seine Ver​antwortung hier wahrzunehmen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von Abg. Mag. Lesjak.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich darf noch einmal mitteilen, dass Kundgebungen von der Tribüne so oder so nicht erlaubt sind, auch wenn es Ihnen gefallen hat.

Ich komme nun zum nächsten Redner. Das ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Gallo. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

(Abg. Lutschounig: Endlich einer der etwas versteht davon!) Geschätzter Herr Präsi​dent! Hohes Haus! Liebe Jugend! Ich freue mich immer, wenn ein junger Kollege forsch ans Werk geht, nur sollte er auf dem Boden der Tatsachen bleiben. Das sage ich auch dazu. Denn dein Beitrag, lieber junger Freund, war ein Mix aus heißer Luft und kalten Füßen. (Abg. Lutschounig: Bei Jungen paßts, aber bei dir ist es depla​ziert, Kollege!) Wenn, Kollege Lutschounig, das Wissen fehlt, wenn die Antworten fehlen und wenn keine Ideen da sind, dann kommt das einem vor, wie ein Schrift​steller, der selbst voll in der Tinte sitzt.

Ich darf also namens der Wirtschaft und des Wirtschaftskammervizepräsidenten mit​teilen, dass es – weil du die Wirtschaft hier kriminalisiert hast – das nicht der Fall ist in der täglichen Praxis und dass wir bei der Beratung des Jugendschutzgesetzes, der Novelle, sehr wohl über diese Dinge auch gesprochen haben. Wenn du nach​siehst - damals war Ballsaison - und damals war dies daher auch ein Thema. Denn, diese Suchtdiskussion ist ein Dauerbrenner. Es gibt ein breites Spektrum. Viele Süchte, immer in neuer Form, auch in Kombination. Und trotz vieler und guter Expertenvor​schläge ist eine gewisse Hilflosigkeit nicht zu übersehen. Das sollte man auch offen einbekennen, genauso wie man den Dialog auch sehr offen führen sollte. Die Frau Landesrätin hat als Beispiel David gegen Goliath gebracht. Das unterstreiche ich da​zu.

In der gesamten Problematik gibt es diese berühmten „drei A“; - Auseinander​setzung, Aufklärung und Abschreckung. Die Politik hat in allen drei Bereichen nicht nur Mitwirkungsmöglichkeiten, sondern auch die Mitwirkungspflicht und auch die Rechte. Und insbesondere die Jugend ist sehr hellhörig und merkt sehr genau, wenn auch wir Junggebliebene uns der Doppelmoral hingeben. Daher möchte ich auch Gewissenserforschung betreiben, denn: Was leben wir der Jugend täglich vor? Wie halten wir es mit den Genüssen und dem Verzicht? Wie ist unser Konsumverhalten? Es gibt dieses Sprichwort: „Ich will alles und das sofort!“ Wie halten es wir damit?

Wir beklagen auf der einen Seite sinkende Hemmschwellen, negieren aber auf der anderen Seite, dass jeder Mensch Grenzen braucht. Nur, sage ich dazu: Diese Grenzen müssen auch nachvollziehbar sein. Dann werden sie Akzeptanz erreichen. Es ist viel und gescheit geredet worden, erforscht worden, geschrieben worden. Viele Risiken gibt es. Wir sollten aber die einfachen Dinge im Leben nicht übersehen. Und dazu gehört, dass es unser aller Aufgabe ist, die Kinder stark zu machen. Das be​ginnt mit dem Miteinandersprechen: In den Familien, über den Kindergarten, in den Schulen und auch in der Gesellschaft. Dazu gehört auch, dass wir den Jugendlichen, den Kindern auch schon Verantwortung in einem entsprechenden Ausmaß übertra​gen, indem wir ihnen auch etwas zutrauen. Das schafft insgesamt dann auch das Vertrauen. Und hier sind alle gefordert. Ich halte nichts davon, wenn der Ball hin- und hergeschoben wird. Im Leben, und gerade in diesem Bereich, ist Zivilcourage ge​fragt. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Die Politik hat auch den Auftrag, von den Eltern den wirtschaftlichen Druck zu neh​men. Und es ist erfreulich, dass im Budget,das wir heute noch beschließen werden oder morgen, immerhin 44 Millionen Euro in einem Familienpaket 2004 enthalten sind. Wir müssen den Jugendlichen Möglichkeiten bieten, Alternativen anbieten und auch Schutz anbieten. Der Herr Landeshauptmann hat in einer Anfragebeantwortung heute mitgeteilt, dass das Land Kärnten sehr vorbildhaft über 120 Lehrlinge einge​stellt hat. Allein 40 im ersten Vierteljahr des heurigen Jahres. (Abg. Lutschounig: Landeshauptmann Ambrozy hat sie eingestellt! Du erzählst was Falsches!) Wir haben das Musikschulwerk ausgebaut, um auch hier Angebote zu machen. Über 11.000 Jugendliche sind derzeit dort und bekommen Unterricht, um hier einen posi​tiven Beitrag für ihr Leben mitzunehmen. (Vorsitzende.: Ihre Redezeit ist zu Ende!) Über die Beratung in der Jugendwohlfahrt, nehme ich an, wird die Frau Landesrätin oder der Herr Gesundheitsreferent noch referieren, daher komme ich zum Schluss und sage: Es ist ein langer Weg, der vor uns liegt, es ist ein mühevoller Weg. Es wird ein Weg der kleinen Schritte sein, aber wir müssen ihn gehen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter ist nicht im Hause. Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Damit ist die Aktuelle Stunde beendet und wir kom​men zur Tagesordnung. (LH-Stv. Dr. Ambrozy betritt gerade den Plenarsaal.) Ich darf mitteilen, dass die Obmännerkonferenz das Ersuchen gerichtet hat, noch einen 10. Punkt aufzurufen … (LH-Stv. Dr. Ambrozy urgiert seine noch ausstehende Wort​meldung und bringt vor, von Herrn KO Dr. Strutz zu einem kurzen Pressetermin vor den Plenarsaal aufgefordert worden zu sein und er da gewesen wäre.) Wo? Also, Herr Landeshauptmann, das ist eine Irreführung des Präsidenten, weil ich habe näm​lich geschaut – Sie waren nicht im Hause! (LH-Stv. Dr. Ambrozy: Ich war mit ihrem Klubobmann, …) Also, ich muss festhalten, dass ich Sie nach Durchsicht des ganzen Saales nicht gesehen habe, deshalb konnte ich Sie nicht aufrufen. (LH-Stv. Dr. Am​brozy wiederholt nochmals, vom Klubobmann Dr. Strutz zu einem kurzen Presseter​min vor den Sitzungssaal aufgefordert worden zu sein.)
Aber, ich meine, so kann man es nicht machen, dass man sagt, ich war da und Sie waren nicht hier. Sie waren nicht im Raum. Also, wenn wir das einmal feststellen, dann tue ich mir schon ein bisschen leichter, weil ansonsten würde ich ja gegen die Geschäftsordnung verstoßen haben. Wenn das Hohe Haus einverstanden ist, dass der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter auch noch zur Aktuellen Stunde sprechen kann und keine besonderen Einwände sind, und ich glaube, auch das Thema wichtig ist, dann möchte ich ihm das Wort erteilen, aber ich darf doch ersuchen, anwesend zu sein, wenn man an der Reihe ist.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich nehme die Rüge gerne zur Kenntnis, würde aber dann doch anmerken, dass ich gerade von Ihrem Klubobmann wegge​beten wurde, um etwas zu sagen … (Abg. Dr. Strutz: Nein, nein, nein, nein!) Ja, na​türlich! (Abg. Dr. Strutz: Jetzt muss ich mich zur tatsächlichen Berichtigung melden!) Ja, mache eine, weil sonst … wenn wir darüber jetzt eine Diskussion führen, weil ehrlich gesagt, diese Art der Abhaltung vom Reden lasse ich mir nicht gefallen in die​sem Haus! (Es erfolgen weitere Zwischenrufe von Abg. Dr. Strutz. – Unaufmerksam​keit und Lärm im Hause. – Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Herr Klub​obmann, Sie können die tatsächliche Berichtigung nachher machen. Tun wir kein Scharmützl da abführen. Ich habe also sehr nachsichtig jetzt agiert. Wenn jemand das Rederecht ausüben will, muss er im Hause sein. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Im Raum muss er sein! Im Raum! – Vorsitzender: Das gilt auch für Regierungsmit​glieder. Und jetzt bitte zur Sache! – Abg. Dr. Strutz: Im Raum muss er sein! – Vor​sitzender: Hier im Raum muss er sein, das sage ich ja! Ich bitte, zur Sache zu sprechen! Es ist schade um die Redezeit, bitte!)

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe mich deshalb zu Wort gemeldet und auch um dieses Wort gerungen in dem Haus, was ja neu ist, weil mir das Thema so wichtig ist, um das es hier geht. Und weil vor allen Dingen einige Dinge hier doch richtig gestellt werden müssen, die heute gesagt worden sind. Ich möchte in dem Zusammenhang einmal das Hohe Haus daran erinnern, dass wir in der vergangenen Periode in der Regierung einstimmig und auch hier im Hohen Haus diskutiert, einen Rahmenplan für die Präventionsarbeit im Bereich der Sucht beschlossen haben. Und es ist heute hier schon zitiert worden. Es sind auch die wesentlichsten Inhalte dieses Rahmen​plans im neuen Regierungsprogramm enthalten. Wir haben in der vergangenen Pe​riode auch eine eigene Organisationseinheit im Land geschaffen – die Landesstelle für Suchtprävention, die sich ganz intensiv, vor allen Dingen für die niederschwellige Präventionsarbeit nicht nur interessiert, sondern sie auch durchführt.

Und wir haben für alle Bereiche der Präventionsarbeit, denke ich, gute Konzepte ent​wickelt und die oft durchgesetzt. Beginnend vom Kindergarten über die Schule, bis hin zur Multiplikatorenschulung, damit wir in allen Bereichen wo junge Menschen an​gesprochen werden können, auch tatsächlich kompetente Präventionsarbeit leisten können. Da sind die illegalen Drogen im gleichen Maße umfasst, wie die legalen Drogen. Und wir haben gerade in der letzten Zeit eine Kampagne auf dem Sektor Alkohol und Nikotin begonnen, in Kooperation mit der Wirtschaftskammer. Und Sie werden es sicher schon in Gaststätten, Geschäften und Lokalen gesehen haben, wo wir mit derartigen Plakaten (Der Vortragende faltet ein sichtbares Plakat auseinander und hält es in die Höhe) und dazugehörigen Foldern, Aufklärungsschriften, vor allen Dingen auf die in der Gastronomie und im Handel Beschäftigten einwirken, damit die Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes auch tatsächlich eingehalten werden.

Und wir haben darüber hinaus uns ganz intensiv an die Zielgruppe „Eltern“ gewandt, die ja, wie heute hier schon richtig gesagt wurde, ein wichtiger Teil in diesem Bereich sind und über alle Bereiche, über Cannabis genauso wie etwa hier diese Broschüre. (Der Vortragende hält eine weitere Broschüre in die Höhe) was den Alkohol betrifft, sehr intensive und inhaltlich, denke ich, gute Informationen für Eltern, wie man mit Jugendlichen über diese Themen reden kann und welche Informationen notwendig sind, um mit ihnen zu reden.
Dass das ein ganz wichtiger Faktor ist, nämlich vor allen Dingen in diesen Bereichen, wo Jugendliche in Kontakt mit Tabak und Alkohol kommen, möchte ich Ihnen nur an Hand der jüngsten Auswertungen unserer Testkäufe zeigen. Wir haben etwa im März in Kärnten 416 Testkäufe durchgeführt, davon 78 Testkäufe in den Trafiken, den Rest im Handel. Dabei ist zu Tage gefördert worden: In der ersten Reihe der Testkäufe haben die Jugendlichen unter 16 Jahren in 60 % der Handelsgeschäfte anstandslos Alkohol ausgehändigt bekommen. In 90 % der Trafiken sind an diese anstandslos Zigaretten verkauft worden. Wir haben eine zweite Welle durchgeführt. Dabei ist eine leichte Verbesserung eingetreten, aber keine wirklich signifikante; in Prozenten ausgedrückt: zwischen 5 und 10 Prozent.

Was besonders hervorzuheben ist: Wir haben auch entsprechende Testkäufe in Gastronomiebetrieben an Samstag-Abenden gemacht. Hier ist in Klagenfurt etwa zu Tage gekommen, dass in 50 % der Lokale Jugendliche unter 16 Alkohol bekommen haben und in 50 % nicht. Da sieht man auch, dass das regional unterschiedlich ist. In Villach etwa haben Jugendliche unter 16 Jahren in jedem Lokal Alkohol bekommen.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn wir heute hier sagen, dass alle politischen Möglichkeiten ausgeschöpft worden sind, wie ein Kollege der ÖVP es hier gesagt hat, dann bekenne ich mich dazu! Dann muss ich auch sagen, dass das vor allen Dingen für jene Bereiche gilt, die hier interessenvertretend für die Wirtschaft auftreten. Ich habe mich dazu bekannt, dass wir einen Weg der Kooperation gehen. Wir haben auch diese Aktion, die ich Ihnen früher gezeigt habe, was die Bewerbung oder was die „Kampagne Alkohol“ betrifft, in Kooperation mit der Wirtschaftskammer gemacht.  Aber ich muss ehrlich sagen: Wenn das nicht greift, wenn das so weiter geht, wie die Testkäufe es beweisen, dann müssen wir andere Maßnahmen setzen! Wenn Kooperation, Bereitschaft und Appell zur Bereitschaft, mitzuwirken, nicht funktionieren, dann gibt es durchaus Wege, die andere Staaten aufgezeigt haben. Ich darf in dem Zusammenhang nur auf die Vereinigten Staaten von Amerika verweisen, (Vorsitzender: Die Redezeit läuft ab!) die ja angeblich eines der liberalsten Länder der Welt sind, zumindest was die Wirtschaft betrifft. Dort ist es so, dass wenn ein Betrieb Alkohol ausschenkt, ohne sich zu vergewissern, dass die Altersgrenze auch tatsächlich eingehalten ist, dann ist das mit Existenzbedrohung, sprich Konzessionsentzug, verbunden.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wenn nichts wirkt, dann muss es gespürt werden! Daher denke ich, dass es aus meiner Sicht einmal einen gewaltigen Appell an die Wirtschaftskammer gibt, hier intensiver auf die Betriebe einzuwirken. Zum Zweiten werden wir uns dazu entschließen müssen, die Maßnahmen so anzusetzen, dass sie auch für jene, die gegen die Gesetze verstoßen, präventiv wirken! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und der Abg. Mag. Lesjak)
Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Ich darf noch einmal die Abgeordneten ersuchen, wenn sie Wortmeldungen haben, dass sie auch hier in diesem Raume anwesend sind. Das nur zum Verständnis der Geschäftsordnung. Ich habe das bei niemandem absichtlich übersehen. Ich konnte sie nicht sehen, da sie nicht im Raum waren. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, ich glaube, damit ist die Sache geklärt. Diese Diskussion ist eine wichtige Angelegenheit gewesen. Ich glaube, in dieser Form sollten wir uns öfters über brennende Probleme in unserer Gesellschaft auseinandersetzen. Es gibt andere auch noch, die besprechenswert wären. Ich hoffe auch, dass wir hier im Landtag in der Lage sind, den einen oder anderen Akzent zu setzen, um dieser offensichtlichen Situation, die uns alle nicht freut, entgegenzuwirken. Danke für die positiven und sehr konstruktiven Beiträge!

Ich komme nun zur Tagesordnung der heutigen Sitzung. 

Tagesordnung

Hohes Haus! Es ist in der Obmännerkonferenz vereinbart worden, einen weiteren Tagesordnungspunkt noch als Tagesordnungspunkt 10 hinzuzufügen, nämlich Ldtgs.Zl. 87-2/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 1997 geändert wird

./. mit Gesetzentwurf. Wer zustimmt, diesen Punkt als Tagesordnungspunkt 10 heute hinzuzufügen, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Es wird auch so vorgegangen werden.

Ich darf inzwischen auf der Zuhörer- und Zuschauertribüne Schülerinnen und Schüler der HTL Mössingerstraße, unter Begleitung von Frau Prof. Rieken, herzlich begrüßen wie auch die nun eingetroffenen Journalisten! (Beifall im Hause)

Wir werden die Tagesordnungspunkte 1 bis 7 in einer Generaldebatte abführen. Das sind jene Punkte, die den Voranschlag für das Jahr 2004 beinhalten. Wir werden die Berichterstattungen und danach die Generaldebatte durchführen. Ich komme zum Tagesordnungspunkt 1:

1. 
Ldtgs.Zl. 177-9/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Landes Kärnten für das Jahr 2004

Ich möchte hinzufügen, dass die Dringlichkeitsantragsfrist um 12.06 Uhr gegeben ist und wir in etwa ab 13.00 Uhr eine verkürzte Mittagspause von eineinviertel Stunden halten werden.

Ich bitte den Berichterstatter zum Tagesordnungspunkt 1, Herrn Abgeordneten Lobnig, ans Rednerpult, um zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Heute liegt uns ein in Zahlen gegossenes Budget für das Jahr 2004 hier im Kärntner Landtag zur Beschlussfassung vor, worüber wir heute sehr ausführlich zu den einzelnen Gruppen diskutieren und Stellung beziehen werden.

Daher hat eben immer die Kärntner Landesregierung dem Kärntner Landtag vor Ablauf eines Finanzjahres einen Entwurf des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben des Landes, in der Regel für das folgende Jahr, vorzulegen. Nachdem aber der im Dezember 2003 vorgelegte erste Entwurf des Budgets für das Jahr 2004 in der Kärntner Landesregierung und im Kärntner Landtag keine Beschlussfassung erfahren hat, trat bekanntermaßen mit Beginn des Jahres 2004 bis zur Beschlussfassung eines Landesvoranschlages die Regelung für ein Budgetprovisorium in Kraft.

Die rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen für ein Budget sind in der Kärntner Landesverfassung, in der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung sowie im Österreichischen Stabilitätspakt 2001 verankert. Gemäß der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und Gemeinden haben sich die Länder für die Jahre 2001 bis einschließlich 2004 verpflichtet, einen Stabilitätsbeitrag in Form eines durchschnittlichen Haushaltsüberschusses in Höhe von nicht unter 0,75 % des Bruttoinlandsproduktes, jedenfalls aber jährlich 1.671,48 Millionen beizutragen. Für das Land Kärnten beläuft sich dieser für das Jahr 2004 auf 113,36 Millionen Euro und sollte auch erbracht werden.

Durch die rückläufige Einnahmenentwicklung bei den Steuereinnahmen im Haushalt des Landes Kärnten im Jahr 2003 im Vergleich zum Jahr 2002 konnte der ordentliche Stabilitätsbeitrag des Jahres 2003 nur knapp erreicht werden. Darüber hinaus hat auch die Nichtrealisierung der Veräußerung von Liegenschaften betreffend die dritte Tranche des Landes Kärnten an die Landesimmobiliengesellschaft sowie die verringerten Rückersätze des Bundes für die Personalausgaben bei den Lehrern wesentlich mitbeeinflusst, sodass sich nach dem vorliegenden Jahresabschluss 2003 für das Jahr 2004 ein Maastricht-Überschuss in der Höhe von 110,1 Millionen Euro errechnet.

Für das Jahr 2004 bedeutet dies, dass zumindest ein verminderter Stabilitätsbeitrag in der Höhe von 91,8 Millionen erbracht werden kann – vorausgesetzt, dass eventuell zusätzliche Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen durch entsprechende Ausgabeneinsparungen oder Mehreinnahmen bedeckt werden können.

Das nun vorliegende Jahresergebnis 2003 zeigt eine Nettoneuverschuldung von rund 94,167 Millionen gegenüber der im Landesvoranschlag 2003 geplanten Neuverschuldung von 72,674 Millionen. Die Erhöhung des Nettoschuldenzuwachses um rund 21,49 Millionen ist im Wesentlichen auf die vom Bund nicht geleisteten Rückersätze für Personalkosten bei den Lehrern und den nicht durchgeführten Liegenschaftsverkauf und die Steuerausfälle zurückzuführen.

Nun zur Gesamtübersicht des Budgets 2004. Es stellt sich wie folgt dar: Einnahmen 1.616,316.200 Euro, Ausgaben 1.782,880.300 Euro. Das ergibt somit einen Abgang von 166,564.100 Euro. Wenn man die Tilgungen jetzt berücksichtigt und abzieht, von 93,981.100 Euro, so gibt es einen Nettoschuldenzuwachs von 72,583.000 Euro.

Der Nettoschuldenzuwachs in Prozenten beträgt somit 0,53 %, der Schuldenstand 598,286.424 Euro. Die Verschuldung in Prozenten, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, beträgt 4,33 % und die Verschuldung pro Kopf 1.069,51 Euro, das Maastricht-Ergebnis 84,850.300 Euro und Maastricht-Ergebnis pro Kopf 151,68 Euro.

Zu erwähnen ist auch, dass der im Budget 2004 ausgewiesene Nettogebarungsabgang im Ausmaß von etwa 72,6 Millionen ident ist mit dem im Landesvoranschlag 2003, einschließlich Nachtragsvoranschlag, ausgewiesenen Ergebnis.

Nun zu den einzelnen Schwerpunkten bzw. Themenbereichen im Budget 2004. Krankenanstaltenfinanzierung: Bekanntermaßen wurde im Jahr 2001 die Finanzierung der Landeskrankenanstalten umgestellt. Für das Haushaltsjahr 2004 wurde als Bezugswert für die Darlehensfinanzierung durch das Land und die Gemeinden der am 18. Dezember 2003 für die Landesanstalt und Landeskrankenanstalten beschlossene Nettogebarungsabgang im Ausmaß von 196,300.000 Euro herangezogen. 30 % des verrechneten Nettogebarungsabganges werden auf die Gemeinden umgelegt. Das heißt, für das Jahr 2000 errechnet sich das von der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft für den Gemeindeanteil aufzunehmende Darlehen mit insgesamt 52,862.900 Euro. Der vom Land Kärnten abzudeckende Anteil am Nettogebarungsabgang wird durch ein vom Land Kärnten bereitgestelltes Darlehen gedeckt und beträgt für das Jahr 2004 143,437.100 Euro. Durch die Umstellung der Krankenanstaltenfinanzierung werden die Gemeinden hinsichtlich ihrer tatsächlich zu leisteten Beträge erleichtert bzw. deutlich entlastet. Statt 52,862.900 Euro zahlen die Gemeinden 16,663.300 Euro.

Besorgniserregend ist natürlich die Entwicklung der Nettogebarungsabgänge im Krankenanstaltenbereich. Einen Vergleich dazu: Von 2001 auf 2002 gab es eine Steigerung der Ausgaben in der Höhe von 6,6 % oder rund 9,8 Millionen Euro; von 2002 auf 2003 eine Steigerung des Abganges von 11,6 % oder 18,5 Millionen Euro. 2.004 zeichnet sich eine Steigerung von 6,2 % oder 11,5 Millionen Euro ab. In diesem Bereich ist die Feststellung zu treffen, dass die Zielvorgabe mit der Umstellung auf eine leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierung eine Kostenminimierung zu erreichen, nicht eingehalten wird bzw. wurde, zumal die jährliche Anpassung um maximal 3 % schon in den Vorjahren weit überschritten wurde.

Daher sind im Spitalsbereich dringende Strukturmaßnahmen notwendig. Die Finan​zierung der Investitionen im Krankenanstaltenbereich sieht so aus, dass die an​stehenden Ausbaumaßnahmen mit Fremdmitteln bzw. in Form von Leasing finanziert werden sollen. Das Investitionsvolumen beträgt für das Jahr 2004 rund 77 Millionen Euro und wurde die Genehmigung des Landes für die Übernahme der Haftung bzw. Garantiebesicherung bereits mit Beschluss des Kärntner Landtages vom 26. Juni 2003 erteilt.

Nun zum Bereich der Sozialausgaben. Einen großen Brocken der ausgabenseitig veranschlagten Positionen bildet der gesamte Sozialbereich. Obwohl es grundsätz​lich um die Fortschreibung des Budgets 2003 ging, wurden im Sozialbereich die Aus​gaben im Jahr 2004 um 6 Prozent erhöht. Darüber hinaus wurden zusätzlich Mittel in Höhe von 7,5 Millionen Euro für das genehmigte Konzept „“Pflegenetzwerk Kärnten“ bereitgestellt. Die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen auch hier, im Sozialbe​reich, folgendes Bild. Vom Jahr 1999 auf 2000 hatten wir hier eine Steigerungsrate von 8,63 Prozent; von 2000 auf 2001 eine von 2,41 Prozent; 2001 auf 2002 eine Steigerungsrate von 11,4 Prozent; eine Steigerungsrate von 2002 auf 2003 von 13,3 Prozent und von 2003 auf 2004 eine Steigerung von rund 9 Prozent, was in Zahlen rund 19 Millionen Euro ergibt. Die Notwendigkeit der Erhöhung dieser Mittel sind im Bereich der Alten- und Pflegeheime zu erkennen, wobei natürlich auch in die Quali​tätsverbesserung in der Behindertenhilfe, der Jugendwohlfahrt sowie in der Haus​krankenpflege und Hauskrankenhilfe investiert wird.

Für die Bedeckung diverser zusätzlicher Investitionsmaßnahmen werden auch Dar​lehen in der Höhe von rund 57 Millionen bereitgestellt, die über Rücklagen und Be​darfszuweisungsmittel flüssig gemacht werden. Auch nicht verbrauchte und daher auch übertragene Darlehen aus Investitionsmaßnahmen in der Höhe von 4,7 Millio​nen Euro stehen hier zusätzlich zur Verfügung. Ein weiterer Bereich ist im Budget natürlich auch das Familienpaket. Einen ganz wesentlichen Schwerpunkt in der Familienpolitik des Landes Kärntern bildet das für das Jahr 2004 geschnürte Fami​lienpaket in der Höhe von fast 44 Millionen Euro. Und diese werden für Kinderbetreu​ungswesen in der Höhe von 17,4 Millionen Euro; Kinderbetreuungseinrichtungen 7,8 Millionen Euro; familienpolitische Maßnahmen 0,3 Millionen Euro; die Familienförde​rung mit 6,5 Millionen Euro; das Schulstartgeld mit 4,4 Millionen Euro sowie das Kin​derbetreuungsgeld 7,6 Millionen verwendet bzw. betragen.

Im Bereich des Kinderbetreuungsgeldes wurden in den Vorjahren weit höhere Dotie​rungen vorgenommen. Mit Inkrafttreten des Bundes-Kinderbetreuungsgeldgesetzes und der sukzessiven Übernahme der Kosten durch den Bund, wie etwa bei der Kin​derbetreuung, konnten die Ausgaben hier in diesem Bereich um rund 6,8 Millionen Euro reduziert werden. Ab dem Jahr 2005 wird dann das Kinderbetreuungsgeld be​kannter​maßen gänzlich vom Bund übernommen, der das erfolgreiche Kärntner Pilot​projekt als sinnvolle und wichtige familienpolitische Maßnahme erkannt hat.

Die Landesimmobiliengesellschaft – auch ein Bereich, der hier hineinspielt. Viele Lie​genschaften und Liegenschaftsteile, sowie auf Liegenschaften befindliche Liegen​schaftsrechte, wurden teilweise in Tranchen an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GesmbH verkauft. Die dritte Tranche, welche im Jahr 2003 hätte realisiert werden sollen, ist in der zweiten Jahreshälfte 2004 geplant bzw. vorgesehen. Sollte diese planmäßig auch eintreten, so werden ab diesem Zeitpunkt die ersten Mieten fällig, die im Budget mit einer Summe von 649.900,-- Euro als Ausgabe veranschlagt wurden. Weitere Grundstücksveräußerungen sollen Einnahmen von rund 11,7 Millio​nen Euro erbringen. Davon soll ein Erlös in der Höhe von 9,3 Millionen aus dem Verkauf der Straßenbauhöfe Villach, Greifenburg, St. Veit/Glan, dem Landesstraßen​bau zugute kommen. Die erwarteten Einnahmen aus Liegenschaftsverkäufen wur​den somit insgesamt mit 26,8 Millionen Euro veranschlagt.

Der Bereich der Energieförderung: So wurden für das Jahr 2004 – im Vergleich zu 2003 – höhere Budgetierungen vorgenommen, da die Energieförderung sowie der Bereich der Wohnhaussanierung einen wesentlichen Schwerpunkt der künftigen Re​gierungsarbeit bildet. Die Förderung der Nahwärmeversorgungsanlagen sowie insbe​sondere die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für die Solarförderung sind ein wesent​licher Grundstein für die energiesparenden und –fördernden Maßnahmen. Daher wurden auch die Mittel für Alternativenergien um Euro 500.000,-- gegenüber dem Jahr 2003 erhöht bzw. aufgestockt und stehen somit für die gesamten energiepoli​tischen Maßnahmen rund 5,3 Millionen Euro zur Verfügung.

Da im Jahr 2003 zahlreiche Kärntnerinnen und Kärntner bereit waren, in die Warm​wasser​aufbereitung mittels Solaranlagen zu investieren, wurde allein für den Einbau von Solaranlagen bei ausschließlich zu Wohnzwecken dienenden Anlagen, ein Be​trag von 1,6 Millionen Euro abgedeckt. Da diese Aktion auch heuer noch auf großes Interesse stößt, wurden für das Jahr 2004 für diese Zwecke rund 1 Million Euro vor​gesehen bzw. präliminiert.

Investitionen im Bereich der Bundes- und Landesstraßen. Mit Wirksamkeit vom 2. April 2002 wurden ja mit dem Bundesstraßen-Übertra​gungs​gesetz sämtliche Bun​desstraßen an die Länder übertragen und in das Landesstraßennetz aufgenommen. Das Land Kärnten erhält gegenüber dem Vorjahr für diesen Bereich der Landes​straßen B, einen um 1.858 Millionen höheren Pauschalbetrag zur Deckung des Per​sonal- und Sachaufwandes. Und so stehen für diesen Bereich der Bundesstraßen im Jahr 2004 insgesamt über 55 Millionen Euro zur Verfügung. Für den Ausbau der Drautal Bundesstraße B 100 wurden Sonderfinanzierungsmittel in der Höhe von 58,135 Millionen Euro von Seiten des Bundes zugesichert, die über die Jahre 2002 bis 2010 dem Land Kärnten zuflließen werden. Für heuer sind bereits 9,87 Millionen Euro dotiert.

Für den Bereich der Landesstraßen sind im Budget 2004 14,654 Millionen Euro vor​gesehen bzw. veranschlagt. Im Bereich des ländlichen Wegenetzes sind 7,02 Millio​nen Euro vorgesehen. Wichtig auch mit dem Budget der Beschluss der Infrastruk​turmaßnahmen im Bereich der Kärntner Gemeinden.

Ein wesentlicher weiterer Schwerpunkt des Landesvoranschlages 2004 bildet die Unterstützung von Infrastrukturprojekten in Kärntner Gemeinden. Hier wurden unter Berücksichtigung der Errichtung eines neuen Veranstalterzentrums für die Landes​hauptstadt Klagenfurt in Summe 10.657.400,-- Euro verfügbar gestellt und stehen den übrigen Gemeinden Kärntens Budgetmittel in der Höhe von 9.667.800,-- Euro zur Verfügung. Mit diesen Mitteln sollen örtliche und regionale Lift- und Be​schneiungsanlagen, die Mitfinanzierung von Veranstaltungseinrichtungen, Gewerbe- und Betriebsansiedelungen sowie die Schaffung von Sport- und Freizeiteinrichtungen gefördert bzw. unterstützt werden. Sollten diese Mittel nicht ausreichen, so wird hier noch die Möglichkeit, über den Nachtragsvoranschlag jene Mittel zu sichern, geboten.

Der Bereich „Wirtschaftsförderung, Wirtschaftsentwicklung und die Tourismuswer​bung.“ Hier sind im Landesvoranschlag jene Mittel, die dem KWF im Jahr 2003 im Wege eines Darlehens zur Verfügung gestellt wurden, nicht mehr in dieser an​nähernden Größe veranschlagt, da der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds im Jahr 2004 insgesamt, über eine im Wege von Darlehen zu finanzierende Mittelausstattung durch das Land Kärnten in der Höhe von 27.712.100,-- Euro bekommt, die neben der Jahresdotierung von rund 25,5 Millionen auch die Projektfinanzierung für die Ent​wicklungsagentur Kärnten, vormals Technologieland Kärnten GmbH, in der Höhe von 3.276.000,-- Euro als auch Mittel für die Exportoffensive beinhalten.

Für das Förderungsprogramm “Kärntner Wirtshaus“, unter Schwerpunktprogramm der Abwasserentsorgungsinvestitionen für Fremdenverkehrsbetriebe, werden für die Jahre 2004 und 2005 Mittel in der Höhe von 4.330.000,-- Euro zur Verfügung ge​stellt, die durch Rücklagenauflösung vorgenommen werden. Im Bereich der Touris​muswerbung wurde für die Kärnten-Werbung GmbH ein Landesbeitrag in der Höhe von 4,6 Millionen Euro und für Sonderprojekte ein Betrag von 4,121 Millionen Euro dotiert. Mit​eingeschlossen in diesem Bereich sind auch die Förderungen für den Eventbereich sowie Mittel für die Aquirierung neuer Fluglinien im Wege der Destina​tions-Management GesmbH.

Wie siehts eigentlich mit der Entwicklung der Einnahmen im Kärntner Haushalt aus, was ja auch sehr wesentlich dazu beiträgt, um ein Budget in dieser Form zu Stande zu bringen? Die Einnahmenentwicklung, insbesondere die Erträge an den gemein​schaftlichen Bundesabgaben, sind im Vergleich des Jahres 2002 zu 2003 um rund 1,3 Prozent – das heißt, für Kärnten rund 6,99 Millionen Euro – zurückgegangen. Es ist auf die rückläufige Entwicklung bei den Ertragssteuern insbesondere bei der Ein​kommen- und bei der Körperschaftssteuer zurückzuführen. Unter Zugrundelegung der voraussichtlichen Entwicklung bei der Umsatz-, Einkommen-, Körperschaft- und Lohnsteuer darf, betreffend die Ertragsanteile des Landes Kärnten festgestellt wer​den, dass diese für das Jahr 2004 jedenfalls unter jenen des Jahres 2001 liegen wer​den. Durch die geplante zweite Etappe der Steuerreform wird es auch hier zu einer Verringerung bei den Ertragssteuern kommen und somit auch eine Verringerung der Einnahmen von rund knapp ein Prozent gegenüber dem Jahr 2003 und eine Verringe​rung von 2004 bis 2005 um rund 10 Prozent.

Im Gesamten gesehen ist im Jahr 2004 somit nur mit geringen Ertragssteigerungen zu rechnen. Das heißt, Kärnten wird voraussichtlich 492,33 Millionen Ertragsanteile und Bedarfszuweisungsmittel in der Höhe von 52,3 Millionen Euro erhalten, was in Summe 544,36 Millionen Euro ergibt. Im Bereich der Landesabgaben ist im Jahr 2004 mit keinen Änderungen zu rechnen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich möchte mich zum Schluss meiner Berichterstattung namens der Freiheitlichen Fraktion beim Finanzreferenten, Landes​hauptmann-Stellvertre​ter Ing. Karl Pfeifenberger und seinen Mit​arbeitern und vor allem beim Leiter der Finanzabteilung, Dr. Felsner, für das in Zahlen gegossene Bud​get 2004 herzlich bedanken. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Ich beantrage somit das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um die Berichterstat​tung zum Tagesordnungspunkt 2, im Zusammenhang mit dem Landesvoranschlag 2004 vornehmen zu lassen, nämlich


2.
Ldtgs.Zl. 177-10/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Budget​bericht im Sinne des Art. 61 Abs. 3 und 4 K-LVG

Der Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abg. Lobnig. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist auch mit der Vorlage eines Budgets, ein Bericht über die Lage, die Rahmenbedingungen und die Entwicklung des Landeshaushaltes sowie die außerbudgetären Finanzierungsvorhaben, dem Hohen Hause hier vorzulegen. Die Ausgangssituation ist jene, dass bei der Erstellung des Budgetberichtes auf verschie​dene Faktoren bzw. Daten zugegriffen wird bzw. auch berücksichtigt werden.

Zuerst einmal: Die allgemeine Wirtschaftslage 2003. Die gesamtwirtschaftliche Aktivi​tät in der Europäischen Union konnte erst in der zweiten Jahreshälfte 2003 wieder expandieren, nachdem sie in der ersten Jahreshälfte nahezu stagniert hatte. Grund dafür ist und war der Wertverlust des amerikanischen Dollars und sich dadurch die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Anbieter gegenüber den Konkurrenten aus dem amerikanischen Raum zu verschlechtern droht. In Österreich hat sich im Jahr 2003 nur eine leichte wirtschaftliche Erholung eingestellt, die real bei circa 0,6 Pro​zent lag.

In Kärnten lag laut dem IHS-Institut das durchschnittliche nominelle Wirtschaftswachstum bei 3,3 %. Der Österreich-Schnitt lag bei 3,7 %. Wie die jüngsten Medien berichtet haben, hat sich Kärnten bei der letzten Länderkonjunkturdaten-Betrachtung innerhalb aller Bundesländer auf den dritten Platz vorgearbeitet, was ja auch gerade gestern in der „Kleinen Zeitung“ deutlich gemacht wurde. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Laut dem Wirtschaftsforschungsinstitut mutierten die Kärntner sozusagen zum Musterschüler. Vergleicht man die Daten des Jahres 2003, so nimmt Kärnten den hervorragenden Platz hinter Oberösterreich und Salzburg ein. Ausschlaggebend waren hier die Bereiche in der Sachgüterproduktion sowie die Bau- und Tourismuswirtschaft.

Wie sieht es im Kärntner Arbeitsmarkt aus? – Im Jahresdurchschnitt wurde im Jahr 2003 ein Beschäftigtenstand von 194.693 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern verzeichnet. Das ist auch die höchste Beschäftigungsquote seit Jahrzehnten! Kärnten lag mit einem Beschäftigungsanstieg von knapp einem Prozent auch im Bundesdurchschnitt. Bei der Arbeitslosigkeit konnte eine geringe Verringerung der Arbeitslosenzahlen erreicht werden. Neben Oberösterreich hat nur noch Kärnten einen kleinen Rückgang zu verzeichnen, während in den anderen Bundesländern die Arbeitslosigkeit gestiegen ist.

Die Kärntner Bauwirtschaft hat im Jahr 2003 ebenfalls eine erfreuliche Bilanz vorzuweisen. So sind die Ergebnisse gegenüber dem Vorjahr um knapp 9 % gestiegen, was auch auf die hohen öffentlichen Aufträge, die rund 42 % des gesamten Produktionswerte ausmachen, zurückzuführen ist.

Tourismus in Kärnten: Es konnte im Sommerhalbjahr ein Plus von 0,4 % verzeichnet werden und steht hier an zweiter Stelle im Bundesländervergleich. Der Wintertourismus brachte in der Saison 2002/2003 ein sattes Plus von 5 %. Das Ergebnis der Wintersaison 2003/2004 lässt uns nach vorliegenden Zahlen und Daten eine Steigerung von rund 7 % erwarten, was für die Kärntner Tourismuswirtschaft nicht nur erfreulich, sondern auch sehr motivierend ist.

Erwartete wirtschaftliche Rahmenbedingungen für das Jahr 2004 sehen so aus, dass man in Österreich von einem Wirtschaftswachstum von 1,5 % ausgehen kann, was auch auf die zu erwartende positive Entwicklung der Bauwirtschaft zurückzuführen sein wird. Dazu beitragen werden in den Jahren 2004 und 2005 auch die Investitionsanreize, die durch die Steuerentlastung, vor allem durch die Senkung der Körperschaftssteuer bei den Kapitalgesellschaften und natürlich auch bei der Reduzierung der Einkommensteuerbelastung bei Personengesellschaften oder Personenunternehmen bewirkt werden. Dies hat auch zur Folge, dass im Bereich des Arbeitsmarktes spürbare Verbesserungen erreicht werden können.

Beim Finanzausgleich werden wir auf Grund des unterdurchschnittlichen Bevölkerungszuwachses eher benachteiligt, da ab dem Jahr 2002 die festgestellte Bevölkerungszahl aus der Volkszählung 2001 herangezogen wird und hier Kärnten daher bei den Ertragsanteilen ein Minus von 6,8 % treffen wird.

Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Die näheren Erläuterungen zu dem Budgetbericht sind den Unterlagen zu entnehmen. Ich gehe davon aus, dass alle diese hinreichend gelesen und verinnerlicht haben. - Ich darf nun auch hier zu diesem Punkt um das Eingehen in die Generaldebatte ersuchen.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um die Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 3 vorzunehmen.

3. 
Ldtgs.Zl. 177-11/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses, mit dem der Landesregierung Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2004 erteilt werden

Berichterstatter ist ebenfalls Abgeordneter Lobnig. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Hinsichtlich der Ausübung des Gebarungsvollzuges bzw. der Durchführung von Kreditoperationen und dem Eingehen von Leasingverpflichtungen oder der Übernahme von Bürgschaften ist zur Gewährung einer geordneten Haushaltsführung gemäß den Bestimmungen des Art. 60 Abs. 1 bzw. 64 Abs. 1 und 2 Kärntner Landes-Verfassungsgesetz die Genehmigung von Zustimmungen und Ermächtigungen durch den Kärntner Landtag erforderlich. Die Erläuterungen sind ebenfalls diesen Unterlagen zu entnehmen.

Ich beantrage auch hier das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte und unterbreche sie ebenfalls, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 4 zu kommen:

4. 
Ldtgs.Zl. 177-12/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan 2004 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschulwesens sowie der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen

Berichterstatter ist der Abgeordnete Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Liebe Gäste! Es liegt der Stellenplan 2004 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschulwesens sowie der Medizinisch-technischen Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen vor.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um den Bericht zum Tagesordnungspunkt 5 vorzunehmen:

5. 
Ldtgs.Zl. 177-13/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der polytechnischen Schulen in Kärnten

Berichterstatter ist ebenfalls Abgeordneter Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Es liegt uns der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der polytechnischen Schulen in Kärnten vor.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist ebenfalls eröffnet und gleichzeitig wieder unterbrochen, um zum Bericht zum Tagesordnungspunkt 6 zu kommen:

6. 
Ldtgs.Zl. 177-14/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der Lehrer an Berufsschulen in Kärnten

Berichterstatter ist Abgeordneter Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Hier liegt uns wiederum der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der der Diensthoheit des Landes Kärnten unterstellten Lehrer an Berufsschulen vor.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig auch unterbrochen zur Berichterstattung des Tagesordnungspunktes 7:

7. 
Ldtgs.Zl. 177-15/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Schuljahr 2003/04 bzw. das Haushaltsjahr 2004 der Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen in Kärnten

Berichterstatter ist ebenfalls Abgeordneter Willegger. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Hier liegt uns der Stellenplan für das Schuljahr 2003/04 bzw. das Haushaltsjahr 2004 der Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen in Kärnten vor.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne nun auch die Generaldebatte über den Tagesordnungspunkt 7. Es hat sich zu den Tagesordnungspunkten 1 bis 7 als erster Redner Herr Klubobmann Dr. Strutz gemeldet. Ich erteile es ihm.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dr. Strutz (FPÖ):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Kollegen! Ich übertreibe nicht, wenn ich heute hier im Hohen Haus von einem „historischen Tag“ spreche. Ich bin jetzt die vierte Periode hier im Hohen Landtag und habe lange zurück recherchiert. Aber es ist heute das erste Mal seit Jahrzehnten, seit mehreren Jahrzehnten, dass wir ein Budget von allen Parteien (Freiheitliche Partei, Sozialdemokratische Partei und Österreichische Volkspartei) gemeinsam und in vollem Umfang beschließen. Es ist aus dieser Sicht deshalb ein historischer Tag, weil dies auch ein deutliches Signal ist, aus meiner Sicht, dass die Entwicklung der letzten Jahre, der letzten Jahrzehnte, endgültig der Vergangenheit angehört und dass alle gewillt sind, konstruktiv für die Menschen in unserem Land zu arbeiten und gemeinsam an einem Strang zu ziehen.

Es zeigt auch, Hoher Landtag, welche Kraft letztendlich auch das Wort des Wählers - der Kärntnerinnen und Kärntner - hat, denn er hat mit seiner klaren Entscheidung anlässlich der Landtagswahl, indem er die Freiheitlichen wieder zur Nummer Eins und damit zur gestaltenden Kraft gemacht hat, indem er die Sozialdemokraten gestärkt hat, indem er aber den destruktiven Kräften innerhalb der ÖVP eine klare Absage erteilt hat, die Parteien zur Zusammenarbeit im positiven Sinne gezwungen. Er hat sie dazu gezwungen, und das ist gut so! Das ist gut für das Land. Das ist gut für seine Menschen, und das ist gut auch für die demokratische Entwicklung in Kärnten.

Die Arbeit für Kärnten, aber auch die finanzielle Gebarung, das Budget, der Landeshaushalt, erfolgt so auf einer sehr breiten Basis. Es ist dies die beste Voraussetzung dafür, dass wir die Herausforderungen der Zukunft, die auf unser kleines Bundesland, im europäischen Vergleich, zukommen, gemeinsam meistern werden. Diese Herausforderungen, Hoher Landtag, die sind ja mannigfach und werden größer werden. Aber Kärnten ist gut unterwegs! Kärnten fährt einen guten Kurs und hat alle Chancen, auch die Herausforderungen der kommenden Jahre zu bestehen und wirklich im österreichweiten Vergleich das erfolgreichste Bundesland zu werden.

Vor wenigen Tagen hat das Wirtschaftsforschungsinstitut – Sie haben ja die Meldungen und die Schlagzeilen in den Zeitungen gelesen – einen Konjunkturbericht für Österreich veröffentlicht, einen Vergleich der einzelnen Bundesländer, wie sich die Bundesländer unter den gegebenen wirtschaftlichen Voraussetzungen entwickeln. Die Schlagzeile: „Gute Noten für Kärnten“.

Bei der letzten Länder-Konjunkturbetrachtung des Wirtschaftsforschungsinstituts hat sich Kärnten auf den dritten Platz, Hoher Landtag, mittlerweile vom Schlusslicht auf den dritten Platz empor gearbeitet! (Beifall von der FPÖ-Fraktion) Ich glaube, ohne auf die Details eingehen zu müssen, neben einer industriestarken Region wie Oberösterreich, Salzburg haben wir mittlerweile Kärnten auf den dritten Platz, durch gemeinsame Anstrengungen, vorgebracht. Wir sind gemeinsam mit dem Burgenland jene Region, die sich am positivsten entwickelt. Am Schlusslicht steht mittlerweile das rote Wien. Deshalb glaube ich auch, dass wir gut unterwegs sind. Aber mit diesem dritten Platz dürfen wir uns nicht zufrieden geben. Wir dürfen uns nicht beklatschen und uns auf diesen Lorbeeren ausruhen, sondern ich glaube, wir sollten wirklich gemeinsam den Ehrgeiz haben, dass wir an die Spitze vordringen, dass wir Kärnten zur Nummer eins im österreichweiten Vergleich machen!

Voraussetzung dafür ist eine solide und eine vorausschauende Finanzpolitik, ist ein gutes Budget. Beides hat, aus meiner Sicht, Finanzreferent Karl Pfeifenberger mit dem Budget 2004 auch vorgelegt. Und er bekommt dafür heute auch die Zustimmung von Freiheitlichen, von Sozialdemokraten und der Österreichischen Volkspartei.

Das Budget 2004, Hoher Landtag, ist sozial. Es ist zukunftsweisend. Es enthält einen wirtschaftlichen Schwerpunkt, und es ist familienfreundlich.

Es ist deshalb sozial, weil wir uns auch in diesem Budget wieder dazu bekennen, dass die meisten Ausgaben, die höchsten Steigerungsraten im Sozialbereich, im Gesundheitsbereich nicht nur entstehen, sondern von uns auch abgedeckt werden. Sie werden bewusst abgedeckt. Wir bekennen uns zu diesem sozialen Schwerpunkt im Landeshaushalt.

Es ist zukunftsweisend, weil wir die neuen Technologien in die Forschung, in die Entwicklung und in die Ausbildung investieren und auch hier einen Schwerpunkt gesetzt haben.

Wir haben einen wirtschaftlichen Schwerpunkt in diesem Budget, weil wir nach wie vor auch Förderungen, die wir in der letzten Legislaturperiode gemeinsam begonnen haben - ob im Solarbereich, ob die Förderungen der klein- und mittelständischen Wirtschaft, der kleinen Unternehmen, im Tourismusbereich, wo wir viele Arbeitsplätze zu sichern haben -, auch weiterhin fortschreiben werden. Wir werden auch im wirtschaftlichen Bereich neue Formen der Unterstützung für die heimische Wirtschaft finden.

Und er ist, der Landeshaushalt, ist familienfreundlich, weil wir auch diesmal wieder einen familienpolitischen Schwerpunkt gesetzt haben. Das Kindergeld, das von Kärn​ten ausgegangen ist und österreichweit seine Umsetzung und seinen Siegeszug er​fahren hat, wird jetzt im kommenden Jahr, in dieser Legislaturperiode, eine Reihe von zusätzlichen, sozialen Maßnahmen und Unterstützungen erfahren.

Und für uns, Hoher Landtag, für uns Freiheitliche sind drei Schwerpunkte wichtig, die sich in diesem Budget wiederfinden. 1. Arbeitsplätze sichern und neue schaffen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion) 2. Soziale Gerechtigkeit in Kärnten umsetzen und 3. die natürlichen Lebensgrundlagen sichern. Demnach, Hoher Landtag, hat das Lan​desbudget auch drei wichtige Aufgaben zu erfüllen. Den Abbau der Arbeitslosigkeit, die immer zu hoch sein wird, und den Aufschwung, den wir in den letzten Jahren ein​leiten konnten, auch nachträglich sichern. 2. Die Förderung von Familien, die Förde​rung unseres Gesundheitssystems und der Bildung und bessere öffentliche Dienst​leistungen als dringendste Aufgabe auch der Gegenwart zu bewältigen. Und 3.: eine Politik der nachhaltigen Entwicklung. Eine Politik der nachhaltigen Entwicklung, die uns auch zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen verpflichtet und die Eröff​nung der Landesausstellung zum Thema „Wasser“ an diesem Wochenende ist ja ein deutliches und starkes Zeichen für den Schwerpunkt, den die Landespolitik gemein​sam gewillt ist, hier zu setzen.

Mit dem vorgelegten Budget sichern wir dem Menschen Arbeit in Kärnten, wir stärken die Familien und das Leben mit Kindern und wir wollen die Potenziale unseres Lan​des nachhaltig entwickeln, nachhaltig weiter entwickeln zum Wohle auch derjenigen, die nach uns kommen. Hoher Landtag, Kärnten ist – und die Studie des Wirtschafts​forschungsinstitutes ist ein Beweis dazu – zu einem Innovationsland geworden. Kärnten ist Innovation, Kärnten ist Motor für Fortschritt und Vorbild für erfolgreichen und auch sozial gerechten Wandel! Kärnten ist ein Vorbild geworden für einen Wan​del, an dem alle Menschen auch teilhaben können. Unsere Aufgabe muss es aber sein, auch weiterhin mit den Arbeitnehmerinnen, mit den Arbeitnehmern, den Unter​nehmen, dem Handwerk, vor allem aber auch mit der Land- und Forstwirtschaft, die in einem jetzt gestärkten und erweiterten Europa verstärkt unter Druck, auch verstärkt in eine Konkurrenzsituation kommen wird, einen Spitzenplatz im Wettbewerb der europäischen Regionen auch zu sichern. Bestehende Arbeitsplätze sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, das bleibt die wichtigste landespolitische Zukunftsaufgabe. Im industriearmen Kärnten – und ich habe in der Einleitung bereits darauf hinge​wiesen; hier haben wir die anderen Bundesländer als starke Konkurrenten - kann dies nur gelingen, wenn wir vor allem in die Bildung, wenn wir in die Bildung und in die Qualifizierung der Menschen, der jüngeren Menschen, investieren und Innovatio​nen in Forschung und Technik entschlossen fördern.

Der Schwerpunkt, der hier auch im Budget gesetzt wird, sind viele Millionen Euro, die in diesen Bildungsbereich fließen. Sei es im Bereich der neuen Technologien im Um​feld der Universität, mit dem Wirtschafts- und mit dem Forschungsschwerpunkt des Lakeside-Parkes oder sei es auch die dezentrale Ausbildung durch Fachhochschu​len, durch neue Bildungswege in den Regionen.

Hoher Landtag! Es ist eine Verpflichtung für uns und unsere Aufgabe, dass wir die​sen Aufschwung, den wir eingeleitet haben, auch gemeinsam nutzen. Die Freiheit​liche Partei hat nicht zuletzt durch ihren Eintritt, auch in die österreichische Bundes​regierung einen Reformstau in Österreich durchbrochen und in der Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt neuen Schwung entfacht. Und diese Politik muss auch im Land, muss auch in Kärnten unterstützt und für Kärnten genutzt werden. Wir sorgen dafür, dass auch alle am Aufschwung teilhaben können. Wir werden uns besonders um die älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kümmern. Sie haben unver​zichtbare Erfahrung. Und durch ein Programm der verstärkten Weiterbildung wollen wir ihnen helfen, auch die Möglichkeiten der neuen Technologien und Techniken zu nutzen. Hier sind noch mehr und im verstärkten Maße die zur Verfügung stehenden Förderungsmittel, vor allem der Europäischen Union zu nutzen, einzusetzen und vor allem auch anzusprechen. Das sage ich gerade auch im Vorfeld der Wahl zum Euro​päischen Parlament, weil ich glaube, dass wir hier in der Vergangenheit auch viel Geld auf der Straße liegen haben lassen und durch einen verstärkten Einsatz, auch unserer zukünftigen Abgeordneten in Brüssel und auf der europäischen Ebene, mehr Mittel für Kärnten lukrieren könnten, nur muss es auch ein bisschen besser koordi​niert werden. (Abg. Lutschounig: Der rote Großmann wird das machen!) Ich möchte … ja, der Kollege Großmann wird das schon recht gut machen. Da brauchst du keine Sorge haben. Setzt euch ein, damit auch der Kollege Pirker wieder im Parlament ver​treten ist, denn je mehr Kärntner in Brüssel für uns Lobbying (Abg. Lutschounig: Nicht einmal eine Fraktion …) machen und mehr Mittel für uns lukrieren können, desto besser ist es, glaube ich, fürs Land. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Hoher Landtag! Liebe Kollegen! Ich möchte einige Schwerpunkte in diesem Budget aus meiner Sicht ansprechen. Wir werden ja in der Folge in den Gruppen diskutieren. Neben dem Schwerpunkt oder dem Schwerpunkt, zu dem wir uns alle bekennen, Ar​beit, Arbeit, Arbeit und Arbeitsplätze schaffen, glaube ich, dass eine moderne Wirt​schaftspolitik einfach den Dialog fordert. Wir setzen daher verstärkt auch auf Koope​ration statt Konfrontation und ich trete dafür ein, dass wir jenes Bündnis für Arbeit, das wir ja schon in der letzten Legislaturperiode mit Vertretern der Sozialpartner ge​schaffen haben, wieder erneuern. Ein Bündnis für Arbeit, für Innovation, für Qualifi​zierung für Kärnten. (3. Präs. Ing. Scheuch, Abg. Willegger und Abg. Lutschounig führen in den Bänken eine etwas lautere Diskussion.) Im Mittelpunkt dieses Bündnis​ses soll die Schaffung neuer und die Sicherung vorhandener Arbeitsplätze stehen. Wir wollen, in bewährter Weise möchte ich sagen, weil wirklich gemeinsam viel ge​glückt ist, gemeinsam mit den Vertretern der Gewerkschaft, den Vertretern der Arbei​terkammer und den Verbänden der Arbeitgeber, aber auch – und das wird es zukünf​tig aus meiner Sicht im verstärkten Maße geben müssen – auch mit den Gemeinden, die Weichen für eine zukunftsgerichtete Beschäftigung und Ausbildung stellen. Die Landesregierung hat mit dem vorliegenden Budget einen Schwerpunkt zur Förde​rung von Beschäftigungsprojekten und Initiativen vorgelegt, die im Einklang mit den Gemeinden und damit zum Erhalt auch der Infrastruktur im ländlichen Bereich ge​sichert werden darf. Denn, Hoher Landtag, es ist immer besser, Arbeit zu finanzieren anstatt Arbeitslose.

Der zweite Schwerpunkt ist die Stärkung des Mittelstandes und des Handwerkes. Mittelständische Betriebe sind auch in Kärnten das Rückgrat unserer Wirtschaft. Sie stellen die meisten Arbeits- und auch Ausbildungsplätze auch für unsere Jugend dar und sind der Motor für jenen Aufschwung, der Motor auch für die Innovation. Damit es auch in Zukunft so bleibt, müssen wir im verstärkten Maße das Handwerk und den Mittelstand in Kärnten stärken. Ich rege die Bildung von Netzwerken zwischen For​schungs​einrichtungen, Unternehmen, aber auch den Geldinstituten – und es war ja ein bewusstes Zeichen, warum auch die Landespolitik in die Kärntenholding ihre höchsten politischen Repräsentanten entsandt hat – um vorhandene, auch regionale Ressourcen optimal miteinander zu verkoppeln. (Abg. Lutschounig: Entpolitisierung war immer das Stichwort!) Mit der Ausweitung dualer Studiengänge an den Fach​hochschulen haben wir bereits dafür gesorgt, dass die handwerkliche Praxis und die wissenschaftliche Forschung besser miteinander verbunden wird und dadurch auch die Innovationsfähigkeit erhöht wird.

Wir müssen aber auch ein mittelstandsfreundliches Vergabegesetz schaffen. Und ich bin sehr froh, dass die Freiheitliche Partei und die Sozialdemokratische Partei anläs​slich ihrer Klausurtagung überein gekommen sind, dass wir das Vergabewesen in Kärnten neu ordnen. Dass wir hier auch einen Schwerpunkt setzen, dass wir neben den Vorgaben aus Brüssel die gesetzlichen Rahmenbedingungen so nutzen, dass heimische Betriebe verstärkt auch Nutznießer dieses Aufschwungs der öffentlichen Vergaben - sei es im Bereich des Straßenverkehrs, der Infrastruktur, sei es durch den Neubau LKH-Klagenfurt, des Verwaltungszentrums, oder auch der Vergaben, die wir in den einzelnen Bereichen der öffentlichen Verwaltung haben - auch Nutznießer sind. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.
Und der dritte Bereich, zu dem wir Freiheitlichen uns auch ganz stark bekennen ist, dass wir die regionale Vielfalt stärken. Wir setzen auf die Stärkung der verschie​denen Regionen auch unseres Bundeslandes. Die Freiheitliche Fraktion entwickelt und arbeitet daher auch zur Zeit an einem Programm zur Förderung und zur Stär​kung dieser einzelnen Regionen in Kärnten. Die Talschaftsverträge, die noch immer nicht umgesetzt sind, aber, die Dank auch der Koalition jetzt endgültig wirklich einer Beschlussfassung nicht nur harren, sondern auch in diesem Jahr und mit diesem Budget umgesetzt werden, dienen dazu, sinnvolle Mittel unter Einbeziehung aller Be​teiligten auch verstärkt in die Regionen hineinzubringen. Und ich glaube, Kärnten braucht auch so etwas wie einen „Landesentwicklungsplan“ und dazu haben wir uns ja auch im Regierungsprogramm bekannt, dass wir im Bereich der Raumplanung, auch im Bereich der Bündelung der finanziellen Ressourcen, aber auch dadurch, dass wir im Land einen Finanzausgleich zu Stande bringen wollen, einen Ausgleich zwischen stärkeren, schwächeren Regionen und zwischen dem Land, wir hier einen regionalen Entwicklungsschwerpunkt festschreiben.

Dies kann nur gelingen, wenn wir die Regionen in ihren Kompetenzen auch deutlich stärken und die Regionen auch in diesen Entwicklungsplan und in diesen Entwick​lungsprozess einbinden. Das ist schon dadurch gegeben, dass jetzt ja auch verstärkt – möchte ich sagen – starke Bürgermeister auch hier im Landtag vertreten sind. Und man muss ihnen aber auch ein Mitspracherecht, man muss ihnen auch ein Mitspra​cherecht bei der Gestaltung dieses Entwicklungsplanes einräumen, weil ich glaube, es kann nicht so sein, dass, beginnend vom Bund, die Aufgaben und die Verant​wortungen wachsen, die finanziellen Kosten explodieren, aber niemand zuständig ist. Der Bund delegiert an das Land, das Land delegiert ein bisschen weiter an die Ge​meinden. Und nach dem Motto: „Den Letzten beißen die Hunde“– bleibt eigentlich eine gemeinsame Lösung übrig, wo letztendlich dann wieder der Steuerzahler das letzte und kleinste und auch schwächste Glied in der Kette ist.

Deshalb werden wir auch von Seiten Kärntens mit anderen Bundesländern als Erstes verstärkt auch gegenüber dem Bund aufzutreten haben. Die Finanzausgleichsver​handlungen werden nicht zuletzt auch auf Grund der geänderten politischen Verhält​nisse in Österreich, diesmal für den Finanzminister nicht so einfach werden! Und ich erwarte mir, dass wir hier auch verstärkt gegenüber dem Bund auftreten, um die Be​lastungen, die Verpflichtungen die auf Kärnten umgewälzt werden, nicht so einfach zur Kenntnis zu nehmen. Andere Bundesländer haben ja ebenfalls mit dieser Politik des Finanzministers keine Freude. Und wir haben aber auch dann die Verpflichtung, das Land, auch die Regionen, auch die Gemeinden finanziell zu entlasten. Und das können wir nur schaffen, wenn wir uns auch zu einer offenen Auseinandersetzung mit der finanziellen Situation und auch mit den Verpflichtungen bekennen. Das heißt, wenn wir sagen, das Gesundheitssystem in Kärnten soll nicht beschnitten werden, soll nicht reduziert werden. Wir wollen alle Landesspitäler, alle Regionsspitäler im vollen Umfang erhalten – wie sie ja auch durch vielfältige Resolutionen der Bürger​meister in den einzelnen Regionen und Gemeinden dokumentiert ist. Dann muss auch den Bürgermeistern klar sein, dass dieses Bekenntnis etwas kostet und dass das letztendlich auch von den Gemeinden mitzufinanzieren sein wird.

Wenn wir sagen, einen sozialen Schwerpunkt im Landesbudget zu setzen und uns bewusst dazu bekennen, dann kann es nicht so sein, dass sich Einzelne von diesem Bekenntnis, von dieser Verpflichtung verabschieden und sagen: „Wir wollen da beim Zahlen nicht mehr mit dabei sein.“ Über eine Veränderung der Gewichtung des Aufteilungsschlüssels können wir Gespräche führen, aber es muss ein Grundbekenntnis sein. Ich muss jetzt, weil ich gerade den Kollegen Mock sehe, aus deiner Region ein Beispiel nennen. Wenn wir sagen, wir bekennen uns zum Krankenhaus Friesach in vollem Umfang, dass dort die teuerste Medizin, hochklassige Medizin (auch Wirbelsäulenchirurgie und ähnliche Dinge, die ursprünglich in einem Zentralkrankenhaus gemacht werden), stattfindet, mit sämtlichen teuren medizinischen Geräten – MR-Geräten, Ausstattungen usw. – so haben die Bürgermeister ja dafür Resolutionen unterschrieben. Nur, das Interessante ist, dass die gleichen Bürgermeister, die ihre Unterschrift unter diese Resolution gesetzt haben, dann, wenn es ums Zahlen geht, wenn es darum geht, jetzt müssen wir auch mitfinanzieren, vom Standort Friesach sich plötzlich verabschieden und sagen: „Diese Gesundheitskosten können wir nicht mehr tragen.“ Diese Diskussion hat ja im Gemeindebund stattgefunden. Ich möchte einfach auch im Rahmen dieser Budgetsitzung hier für mehr Ehrlichkeit plädieren. Wenn wir gemeinsam beschließen, Dinge auszugeben, dann müssen wir uns aber auch gemeinsam dazu bekennen, diese zu finanzieren.

Ein vierter Schwerpunkt aus meiner Sicht ist, moderne Infrastruktur für das Verkehrsland Kärnten weiter zu schaffen. Eine moderne Infrastruktur ist ein Standortvorteil für die Wirtschaft, ist ein Standortvorteil für unsere Arbeitsplätze. Sie ist auch Voraussetzung für Lebensqualität. Sie ist Voraussetzung für Chancengleichheit der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land. Das Budget 2004 sieht vor, dass die Verkehrsinfrastruktur, der Straßenbau, vor allem aber auch das Straßennetz im ländlichen Bereich gesichert und weiter entwickelt wird. Wir haben uns in der Koalition darüber verstanden, dass wir für den Bereich des ländlichen Wegenetzes auch einen Fonds schaffen wollen, der finanziell ausgestattet, dotiert ist, damit wir hier auch eine weitere Entwicklung vorantreiben können. Verkehrsvermeidung und die Förderung von umweltschonendem Verkehr haben für uns aber absoluten Vorrang. Wir haben ja hier im Zusammenhang mit der verstärkten Transitbelastung heute auch einen Dringlichkeitsantrag von Seiten der Freiheitlichen Fraktion vorzubringen.

Der fünfte Schwerpunkt ist – ich habe es schon angesprochen -, dass in Kärnten die Familien weiterhin gefördert werden, dass wir uns zu diesem familienpolitischen Schwerpunkt auch weiterhin bekennen. Das heißt für mich, dass nicht nur das Kindergeld, das seinen Ursprung und seinen Ausgang hier in Kärnten genommen hat, weiterhin in vollem Umfange umgesetzt wird. Wir müssen vor allem – und wer die Schlagzeilen in den letzten Tagen gesehen hat – im Bereich der Wohnungen etwas machen! Wir müssen bezahlbare Wohnungen für Familien in Kärnten in verstärktem Maße schaffen. Wir wissen, dass sich gerade die jungen Familien schwer tun. Familien mit geringem Einkommen, kinderreiche Familien und Alleinerziehende müssen in den Mittelpunkt auch der neuen Wohnbauförderung gestellt werden. Ich bin sehr froh, dass wir heute rasch in der Früh eine Sitzung gehabt haben, wo wir parallel zum Budget dieses neue Wohnbauförderungsgesetz beschlossen haben, das wir heute ja noch verabschieden werden, wo wir jetzt die Möglichkeit haben, unter Ausnützung auch der finanziellen Möglichkeiten – weil das Zinsenniveau niedrig ist -, hier auch verstärkt den Kapitalmarkt in Ziehung zu nehmen und damit auch finanzielle Mittel letztendlich wieder den Städten und den Gemeinden zur Verfügung zu stellen. Dies deshalb, weil wir wissen, dass wir hierbei einen echten Aufholbedarf haben. Dieses neue Wohnbauförderungsgesetz, auch die Wohnbauförderung, die aus meiner Sicht weiter entwickelt werden muss, hat diesen Schwerpunkt zu tragen. Da viele dieser Familien wirklich keine Chance haben, Wohnungseigentum tatsächlich zu erwerben, müssen wir auch sicherstellen, dass der soziale Mietwohnbau weiterhin gesichert ist. Bei der Schaffung von neuen Wohnungen müssen wir auch darauf achten, dass der Bau altengerecht und behindertengerecht erfolgt.

Sechster Schwerpunkt aus meiner Sicht ist, dass Beratung und Unterstützung im Vorfeld und im Umfeld der Pflege nicht nur in verstärktem Maße umgesetzt werden, sondern auch die notwendige finanzielle Unterstützung bekommen. Deshalb ist auch neben dem Gesundheitsbereich der Sozialbereich der große Brocken im Budget. Die Landesregierung hat dafür Sorge getragen, dass ältere Menschen möglichst lange ein Leben in Selbständigkeit und Würde in ihrem vertrauten Umfeld führen können. Wenn Pflege in einem Heim erforderlich ist, dann müssen diese älteren Menschen den Heimplatz auch frei wählen können. Sie müssen auch die Möglichkeit haben, zu entscheiden, wo sie die Pflege in Anspruch nehmen: ob in einem Heim oder zu Hause in der vertrauten Umgebung. Die Errichtung flächendeckender Beratungsstellen für Pflegebedürftige, für ihre Angehörigen, ist ein Schwerpunkt, den wir in diesem Programm gesetzt haben. Die meisten pflegebedürftigen Menschen werden zu Hause gepflegt. Deshalb wurde im Budget auch die Möglichkeit geschaffen, dass wir im Rahmen des Familienfonds – den wir ja gemeinsam mit den Sozialdemokraten umsetzen wollen – auch das Modell des Pflegeschecks, der finanziellen Unterstützung für die Familien, umsetzen wollen. Angehörige brauchen im Vorfeld und im Umfeld der Pflege nicht nur Hilfe und Unterstützung, sondern sie brauchen auch ambulante Dienste, neutrale Beratung. Das wollen wir mit diesem sozialen Schwerpunkt auch sicherstellen.

Im Bereich der ambulanten und der teilstationären Rehabilitation brauchen wir in Kärnten aber auch neue Angebote. Die Schaffung eines gestuften, eng miteinander verzahnten Versorgungssystems, das aufbaut auf ambulante Hilfe, Pflege in der häuslichen Umgebung, teilstationäre Versorgung in Krankenanstalten und pflegerischen Versorgungen in den Pflegeheimen, umfasst einen Schwerpunkt auch bei der Strukturplanung. Deshalb wird es auch die Hauptaufgabe – ich sage es wirklich – der nächsten Wochen sein, diese Strukturplanung vorzunehmen, weil es sich die Gemeinden nicht mehr leisten können, linear nach oben die Kostenexplosion fortzuschreiben; weil es sich das Land nicht leisten kann und weil es doch den einen oder anderen Bereich gibt, den wir bereinigen müssen. Wir werden darüber diskutieren müssen, aber wir müssen uns hier zu einer Strukturreform auch bekennen.

Hoher Landtag! Ich komme zum Schluss: Wir arbeiten gemeinsam - und das freut mich heute wirklich! -, Freiheitliche, Sozialdemokraten und Österreichische Volkspartei, gemeinsam mit diesem Budget für ein modernes und sozial gerechtes Kärnten. Wir wollen, dass Kärnten ein kinder- und familienfreundliches Bildungs- und Innovationsland wird, das von einer modernen Infrastruktur, einer zukunftsgerichteten Energiepolitik und von gesunden Lebensverhältnissen geprägt ist, damit die Menschen auch in Zukunft gerne in diesem Bundesland leben, damit der Aufschwung in Kärnten auch weiterhin anhält. Das Budget 2004, Hoher Landtag, ist die beste Voraussetzung dafür! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Herr Klubobmann Dr. Strutz hat punktgenau 30 Minuten gesprochen. (Abg. Lutschounig: Fünf Minuten, haben wir gesagt!) Die Klubobmänner dürfen natürlich länger reden. Bevor ich dem Nächsten. Klubobmann Markut, das Wort erteile, möchte ich der Vollständigkeit halber noch mitteilen, dass mit der Zuweisung der Materie zu den Punkten 1 bis 7 an den Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen die erste Lesung erfolgt ist. Damit auch für die jungen neuen Abgeordneten das klar ist.

Nun erteile ich Herrn Klubobmann Markut das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Hoher Landtag! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Vertreter der Presse! Mein Vorredner hat soeben mehrmals darauf hingewiesen, dass es sich heute um einen historischen Tag handelt, weil ein Budget von den drei großen Parteien in diesem Landtag, aller Voraussicht nach, beschlossen werden wird. (Abg. Lutschounig: Das ist eine gute Aussage!) Historisch ist im Zuge einer Budgeterstellung und müsste es eigentlich sein, dass es dem Finanzreferenten gelingt, eine Budgetbeschlussfassung mit allen im Kärntner Landtag vertretenen Kräften und Parteien zu erreichen. Historisch war es in Kärnten auch immer, dass ein breiter Konsens mit allen Institutionen herrschte, vor allem auch mit den Gemeinden, mit den Institutionen und den Sozialpartnern draußen.

Wir Sozialdemokraten sind in diese Arbeitsgemeinschaft mit den beiden großen Parteien eingetreten, um quasi eine Fortsetzung dessen zu schaffen, was in den letzten Jahren hier an starker sozialdemokratischer Handschrift zu vermerken war, aber auch ein bisschen als ordnende Kraft in diesem Bereich der finanziellen Gebarung und vor allem der Budgetgebarung aufzutreten. Wir werden in diesen nächsten Jahren dem Finanz- und Wirtschaftsreferenten die Gelegenheit geben, das Budget in jene Bahnen zu lenken, die Kärnten für die Zukunft brauchen wird. Hier sind wir uns sicherlich einig, dass die großen Vorhaben, die großen Herausforderungen der Zukunft nur gemeinsam mit allen bewältigt werden können und dass hier auch eine finanzielle Sicherstellung hergestellt werden muss.

Der heute vorliegende Jahreshaushaltsvoranschlag mit den schon genannten Zahlen und Eckdaten darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass das im Wesentlichen eine Fortschreibung der Budgets der vergangenen Jahre ist – mit einem Unterschied: dass wir nicht mehr in der Lage sind, aus Einmalerlösen, aus Verkäufen und dadurch erfolgten Rücklagenbildungen die Nettoneuverschuldung einzubremsen. Hier muss man vorsichtig sein! Man darf – trotz aller Selbstverliebtheit, die Politikern manchmal nachgesagt wird – aber nicht mit Scheuklappen dieses Budget betrachten und muss es durchaus differenziert durchleuchten. Man sagt Politikern nach, dass sie selbstverliebt sind, aber so weit darf Selbstverliebtheit nicht führen, dass man sich Scheuklappen aufsetzt, den Bürgern manchmal die Wahrheit nicht zumutet und vor allem versucht, darüber hinwegzutäuschen, dass wir auch in diesen Bereichen Konsolidierung brauchen, um finanzielle Mittel frei zu haben für infrastrukturelle Maßnahmen, für Investitionen in die Zukunft, für Investitionen in Ausbildung, für Investitionen in jene Bereiche, die es den jungen Bürgern unseres Landes möglich machen, hier eine sichere Zukunft vorzufinden.

Der Berichterstatter hat die Eckzahlen heute hier erwähnt und hat festgestellt, dass im eigentlichen Bereich die Ausgaben und die Einnahmen um 166,564.100 Euro auseinander liegen. Es wird im heurigen Jahr noch möglich sein, durch Einsatz von 93,981.100 die Nettoneuverschuldung auf 72,583.000 zu reduzieren.

Wir dürfen aber durchaus auch eine differenzierte Betrachtung bei der Entwicklung des Schuldenstandes anstellen. Die Entwicklung des Schuldenstandes lässt durchaus auch die Sorge erkennen, dass wir dagegensteuern müssen und dass mit diesem Einmalerlös, mit den Verkäufen der Vergangenheit, manchmal etwas zu sorglos umgegangen wurde und die Gefahr besteht, dass der Verschuldungsstand mit Ablauf des heurigen Jahres bereits wieder die Höhe des Jahres 1999 erreicht. Es gibt hier eine interessante Kurve und Grafik, aus der ersichtlich ist, dass 1999 die budgetären und außerbudgetären Schulden bei 1,07 Millionen Euro angesiedelt waren. Es ist in diesem Nachtrags- und Haushaltsvoranschlag zu erkennen, dass mit Ablauf des heurigen Jahres der budgetäre Schuldenstand 598,300.000 erreichen wird und die Summe der ausgegliederten Rechtsträger in unserem Land (also die außerbudgetären Schulden) eine beachtliche Höhe von 376,492.000 Euro erreicht hat, sodass wir wiederum am Jahresende bei 974,800.000 Euro angelangt sind. Nahezu derselbe Stand an Schulden, die wir im Jahre 1999 aufzuweisen hatten! Dies trotz des Verkaufes der KELAG-Anteile, dies trotz des Verkaufes von Wohnbauförderungsdarlehen in einer Größenordnung von einer Milliarde Euro.

Was heißt das für dieses Budget? – Es ist wichtig und richtig, die Weichen entsprechend zu stellen, um jene Maßnahmen im Lande einzuleiten, die für die zukünftige Entwicklung unserer Wirtschaft erforderlich sind und die vor allem auch deshalb erforderlich sind, um die Gemeinden draußen zu stärken und als starke Partner für das Land zu gewinnen, sodass wir jene Infrastrukturverbesserungen herstellen können, die wir brauchen, um den Standort Kärnten nachhaltig und langfristig abzusichern, die für den Bereich der Verkehrsinfrastruktur, im Bereich der Umweltinfrastruktur, im Bereich der touristischen Infrastruktur (im Winterbereich und im Sommerbereich), dass die Sozialpolitik in Kärnten eine soziale Politik bleibt, dass es möglich ist, für jene Hilfestellungen zu leisten, die sie brauchen, dass Akzente hier gesetzt werden für junge Familien, um ihnen einen guten Start in Kärnten zu ermöglichen, dass ein leistbares Wohnungen in Kärnten wieder möglich wird und dass Gesundheit für alle und leistbar in Kärnten bleibt! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Und da wird es aus unserer Sicht, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, unbedingt erforderlich sein, nach dem heutigen Beschluss dieses Voranschlages, der nur ein Rahmenkonzept sein kann, rasch an die Arbeit für die Erstellung eines sogenannten „Nachtragsvoranschlages“ zu kom​men. Quasi, eine Korrektur vorzunehmen in die​sem Zahlenwerk, um dies alles zu ermöglichen, was auch mein Vorredner Klubob​mann Strutz hier ausgeführt hat. Wir müssen das tun, damit die Mittel für die Stär​kung des ländlichen Raumes gewährleistet sind, dass die regionale Entwicklung, von der so oft gesprochen wird, aber vielfach auf Grund fehlender finanzieller Mittel nicht stattfinden kann, eingreifen kann. Und, dass wir vor allem eines tun, dass wir das Nord/Süd-Gefälle, das in Österreich feststellbar ist im Bereich der Bevölkerungsent​wicklung – und hier gibt es neue demographische Zahlen; – dass wir mit Kindereinrich​tungen, mit Wohnbau in den Regionen draußen neben den Ballungszentren vor allem hier für eine gerechte Kaufkraftverteilung im Land Kärnten sorgen können.

Und diese Auswirkungen der budgetären Entwicklung, die ich eingangs zitiert habe, hat ihren wesentlichen Ursprung in einer aus unserer Sicht verfehlten Finanz- und Wirtschaftspolitik des Bundes zu suchen. Hier wurde es nämlich verabsäumt, im Finanzausgleich die Mittel im Bund und im Staat Österreich so zu verteilen, dass es den Ländern möglich ist, ihren Aufgaben auch ohne Nettoneuverschuldung nachzu​kommen, dass es den Gemeinden möglich ist, die ihnen ständig zusätzlich auferleg​ten Aufgaben zu bewerkstelligen und auch für Investitionen für die Zukunft zu sor​gen. Und wir haben hier in unserem Zahlenwerk für das Budget der kommenden Jahre und vor allem des kommenden Jahres einige Millionen an Euro vorgesehen im investiven Bereich. Diese Investitionen sind richtig und wichtig. Und wir müssen aber dennoch mit Sorge feststellen, dass der Freiraum, der finanzielle Freiraum für Investi​tionen ständig im Sinken begriffen ist und dass bei diesem Gesamtvolumen von 26.100.000,-- Euro es die Gemeinden sind, die mit einem Anteil von 42 Prozent hier für Investitionen sorgen.

Dieser Investitionsbereich ist wichtig für unsere Wirtschaft, vor allem für die ange​sprochene und oft zitierte kleinere und mittlere Unternehmenswirtschaft, die die mei​sten Arbeitsplätze in Kärnten sichert. Hier stellen wir durchaus fest, dass hier auch Korrekturen erforderlich sind und dass in jenem Bereich der Betriebe vermehrte und verstärkte Förderung zum Einsatz gebracht werden muss.

Die Sozialdemokraten bringen sich für die Zukunft als starke Partner in diese Part​nerschaft ein. Wir laden alle im Landtag vertretenen Parteien ein, gemeinsam an die​sem großen Reformprojekt Kärnten zu arbeiten. Mit dieser Arbeitsgemeinschaft mit den beiden stärksten Parteien wollen wir aber auch eines tun als starker Partner: Dass die Fehlentwicklungen der vergangenen Jahre hintangehalten werden und dass vor allem im Wirtschafts- und Finanzbereich wieder jene Mittel zum Einsatz kommen, die im investiven Bereich einen verstärkten Impuls für unsere Wirtschaft und damit für das oberste Ziel, nämlich die Schaffung neuer Arbeitsplätze, gewährlei​stet werden kann. Wir werden diesem Vorschlag heute unsere Zustimmung erteilen, um dieses Budgetprovisorium zu beenden. Wir müssen uns aber auch gleichzeitig damit befassen, in einem Nachtragsvoranschlag in jenem Bereich Akzente zu setzen, um die Wirtschaft anzukurbeln, Arbeitsplätze zu sichern, die soziale Sicher​heit zu gewährleisten, das Gesundheits- und Krankenanstaltenwesen in Kärnten mit seiner Qualität aufrecht zu erhalten, wenngleich wir auch zugeben, dass, wenn die finanziellen Grenzen erreicht sind, auch hier über Veränderungen im strukturellen Bereich nachgedacht werden muss.

Und wir werden uns aber auch ernsthaft als Partner für den Finanz- und Wirtschafts​referenten, der interessanterweise bei der Budgetdebatte im Kärntner Landtag nicht anwesend ist, uns als Partner einbringen, dass er Gelegenheit hat, jene Korrekturen herbeizuführen, damit die Fehlentwicklungen der Vergangenheit korrigiert werden können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Man kann ein Budget von mehreren Seiten betrachten. Es ist aber angebracht, es differenziert zu betrachten. Und zwar vor allem aus einem Grund: Weil ansonsten die Gefahr besteht, dass wenn man sich selbst zuviel lobt und selbst zu gute Noten verteilt, der Blick des Wesentlichen und des uns Bedrohenden verschwommen wird und man vergisst, darauf zu achten, dass in Kärnten mit seinen 562.000 Einwohnern, hier brave und fleißige Landesbürger am Werk sind, die es sich verdienen, dass ihre Steuermittel so eingesetzt werden, dass in Zukunft wieder mehr Arbeit, mehr Wohlstand in Kärnten und vor allem mehr Aus​bildungs​chancen für unsere Jugend gefördert werden. In diesem Sinne, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, sehen wir dem Beschluss dieses Voranschlages für 2004 entgegen und stellen fest, dass wir ab heute für den Nachtragsvoranschlag, um ent​sprechende Weichenstellungen für die Zukunft sicherzustellen, arbeiten werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Markut

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn schon meine beiden Kollegen mit einem historischen Bezug begonnen haben, will ich nicht nachstehen. Ich mache aber einen größeren Schritt zurück in die Geisteswelt der alten Römer, wo es galt, mitunter an Sachprobleme, wie es lateinisch geheißen hat: „Sine ira et studio“ – heranzugehen. Ohne Zorn und ohne Eifer – also emotionslos, pragmatisch, vielleicht auch sachlich.

Ich glaube, dass wir dieses heutige Budget durchaus in einem Tag ausdiskutieren können, denn ich stimme mit der Aussage überein, dass es im wesentlichen die Fort​schreibung des Vorjahresbudgets 2003 ist. Daher könnte man auch viele jener Fest​stellungen die voriges Jahr getroffen wurden, hier einfach wiederholen. Es ist gewis​sermaßen eine Pflichtübung, die wir abführen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Kurzprogram​me!) Die große Kür – wenn man mir den Vergleich zum Einskunstlauf gestattet – die folgt beim Nachtragsvoranschlag. Auch hier bin ich einer Meinung. Das heißt, auch uns ist es darum gegangen, dass wir jetzt einmal von dieser provisorischen Rege​lung, von der Zwölftelregelung, wegkommen. Und natürlich auch hier ein offenes Wort: Wir wollten auch in einer Sachfrage, die unseren Referenten betrifft – nämlich die Milchhygiene – einen Schritt weiter kommen. Das war mit ein Animo dafür, dass wir gesagt haben, wir sind mit. Es ist aber nicht das Referatsdenken allein, das uns jetzt bewegt in dieser ganzen Frage, sondern es sind einige Themenkreise und sachlichen Zusammenhänge, die uns hier durchaus kritisch entgegenstehen, wenn man das Budget anschaut.

Auf zwei, drei Dinge möchte ich hinweisen; wurde auch schon nebenher erwähnt, aber ich sage es noch einmal in Klarheit. Betriebsabgangsdeckung bei den Landes​krankenhäusern und Sozialbereich. Wir wissen, dass dort die finanzielle Entwicklung bedrohlich ist, weil es ja nicht nur um die Krankenanstalten und um den Sozialbe​reich für sich geht, sondern weil davon natürlich auch ganz wesentlich die Finan​zierung und die Gebarung der Gemeinden abhängt. Und, wenn ich jetzt diese Ge​dankenkette weiter schmiede, dann heißt es: In dem Augenblick, wo es den Gemein​den finanziell deutlich schlechter geht, dass zum Beispiel auch Aufträge an die Wirt​schaft in den Gemeinden draußen im geringeren Umfang erfolgen kann. Und hier schließt sich sozusagen der Gedankenkreis bis hin zur Frage der Arbeitsplätze und der Möglichkeit, öffentliche Aufträge zu vergeben.

Also, wie gesagt: Ein Schwerpunkt, der uns ins Haus steht und von dem wir wissen, ohne konkrete Reformschritte kommt hier der Kollaps unausweichlich. Daher können wir hier nur auf das hinarbeiten, dass es auch strukturelle Veränderungen geben wird müssen. Das ist hinlänglich bekannt, soll aber hier noch einmal unterstrichen wer​den! Ein zweiter Themenkreis, der auch gewissermaßen sachlich zusammenhängt, ist folgender: Wir haben – jetzt noch einmal ausgehend von unserem Referat – hier die Frage des ländlichen Wegenetzes offen. Sie ist im ordentlichen Voranschlag nicht bedeckt. Mit dieser Thematik des ländlichen Wegenetzes hängt aber natürlich auch die Erhaltung der Kulturlandschaft ursächlich zusammen, weil es eine Existenzfrage der bäuerlichen Betriebe ist. Und die Kulturlandschaft wiederum, behaupte ich, ist nicht nur eine bäuerliche Angelegenheit, obwohl man das immer wieder ein bisschen in diese sozusagen rurale Ecke schiebt. Es ist ein ganz wesentlicher Faktor damit verbunden, nämlich der Tourismus und auch die Erholungsgebiete, die Freizeitwirt​schaft insgesamt auch für die einheimische Bevölkerung.

Es gebe noch Vieles, Vieles anzuführen. Es werden auch die Debatten in den ein​zelnen Gruppen sicherlich darauf hinweisen. Eines orte ich auch: Teilweise bedingt durch die Ziffern des Budgets, teilweise aber auch durch die Meldungen die rund ums Budget uns sozusagen errreichen, stellen wir fest, dass Vieles an Schulden ge​wissermaßen außerhalb des Budgets versteckt wird. Es wurde bereits eine Ziffer ge​nannt – die Verschuldung liegt ja bei etwa 974 Millionen Euro. Wenn ich das KABEG-Darlehen noch dazu rechne, dann kommen wir noch auf höhere Ziffern. Was in diesem Zusammenhang auf alle Fälle zurückzuweisen ist, ist eine Meldung die mich erreicht hat vor ein paar Tagen, nämlich dass mit dem 30. März 2004 eine neue finanzielle Zeitrechnung beginnt. Beginnt selbstverständlich nicht!, - denn ich gehe einmal davon aus, wenn wir das heutige Budget beschließen, sind damit indirekt zu​mindest auch jene Ziffern, die im Vorjahr gegolten haben, akzeptiert. Sicherlich ist eines akzeptiert: Der Nachtragsvoranschlag 2003, den wir als ÖVP seinerzeit abge​lehnt haben, wie die beiden Regierungskoalitionsparteien jetzt gemeinsam eben auch auszudiskutieren haben werden. Wie gesagt, der Themenkreis der Neuver​schuldung, der Rücklagenauflösung wird natürlich dazu führen, dass unsere Proble​me eher steigen.

Und eines sei zum Abschluss auch noch gesagt. Was aber politisch von unserer Seite besonders zurückzuweisen ist, ist die Tatsache, dass wir wieder jenen Zeiten entgegen gehen, wo politische Funktionäre in ausgegliederten Gesellschaften tätig waren und wo sozusagen eine Rückvereinnahmung von solchen Gesellschaften, von wirtschaftlichen Organen, durch die Politik erfolgt. Das ist in meinen Augen ein Rück​schritt in die Steinzeit. Und ich sage Ihnen eines: Die Reanimation der Dinosaurier und das Wiedererwecken der Steinzeit funktioniert nur in Hollywood und nur bei Steven Spielberg. Hier im Land Kärnten warne ich davor! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nicht einmal bei der ÖVP, gelt! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch auf die Gefahr hin, dass ich Ihnen auf die Nerven gehen werde. Die Grüne Fraktion stimmt diesmal ausnahmsweise nicht dem Budgetvoranschlag zu. Und schauen Sie mich an: Wer hätte sich gedacht, dass ich einmal die einzige Opposition in dem Haus sein werde? Ich glaube auch niemand. Dass es nur zwei sein werden jetzt, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mußt aber deine Gage zurückgeben! …) die die Kontroll​funktion haben – nicht dazwischen grunzen! (Dies löst Heiterkeit bei Abg. Mag. Lesjak und in der ÖVP-Fraktion aus.) – die Kontrollfunktion in diesem Hause haben. Was ich noch ansprechen möchte ist: Wenn wir schon die einzige Opposition in dem Hause sind, dann würden wir auch darum bitten, dass man uns einige Instrumente mehr dafür gibt, um Opposition sein zu dürfen. Und zwar, ein bisschen so was, wie bei der Obmännerkonferenz dabei sein zu dürfen, weil ich weiß heute nicht genau, wie eben der Ablauf dieser Sitzung ist. Wir haben auch keine Möglichkeit, zu Rech​nungshofberichten zu kommen. Das liegt jetzt nicht nur an der Geschäftsordnung, sondern auch an der rechtlichen Situation in Kärnten, dass eben der Kärntner Rech​nungshof nicht die gleichen Möglichkeiten hat wie andere Rechnungshöfe in Öster​reich, und zwar in der Öffentlichmachung der Berichte.

Das geht natürlich nur, wie mir der geschätzte Präsident erklärt, im Konsens mit an​deren Parteien. Und wir führen auch Gespräche; haben schon mit den Sozialdemo​kraten, mit der ÖVP, Gespräche geführt, nur leider Gottes, konnten wir auf zehnma​lige Anfrage von der FPÖ noch keinen Termin für Gespräche bekommen. Ich hoffe, dass sich das einmal ändern wird und diese Ausgrenzung sich aufhören wird.

Ja, wie mir erklärt wurde, war früher einmal eine Woche für die Budgetgespräche vorgesehen. Ich nehme an, dass wir heute damit fertig sein werden, weil auch mor​gen Pfingsten ist, und weil … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Am Sonntag!) naja, über Geld spricht man nicht und überhaupt wenn mans nicht hat, nicht besonders lang. Ja, wie schaut jetzt dieser Budgetvoranschlag 2004 aus unserer Sicht aus? Also, für mich ist es eine reine Fortschreibung des Voranschlages 2003. Es hat sich nichts geändert. Was mich sehr verwundert ist, dass ich in diesem Voranschlag eben nichts von der Regierungserklärung der Chianti-Koalition wiederfinde. Und ich nehme auch an, dass das Budget mit der SPÖ gar nicht einmal verhandelt wurde, sondern einfach jetzt der Voranschlag abgestimmt wird und dann der Rest in den Nachtragsvoran​schlag hinein kommen wird.

Ursprünglich war auch die ÖVP in der Regierungssitzung nicht für dieses Budget. Man konnte sie aber dann mit dem Milchhygienebeitrag ins sinkende Boot zurückholen.

Die Kritikpunkte von unserer Seite – ich bin ja auch kein Budgetexperte, wie die meisten wissen - ich wollte nur fragen: Wer von Ihnen Anwesenden hat sich das Ganze durchgelesen? Hände hoch! (Abg. Lutschounig: Alle!) Na ja, also doch alle. Nicht unbedingt sine studio, sondern auch mit einem gewissen Fleiß. Ich habe es auch versucht, durchzulesen, nur es ist für mich relativ intransparent. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Deshalb schaust du so unausgeschlafen aus!) Aber wahrscheinlich werde ich noch dazulernen. Ich hoffe, das strahlt. Nur, wenn ich die Zahlen vergleiche, dann sehe ich einfach: Das ist eine Fortschreibung von 2003. Und 2003 war eine Fortschreibung von 2002. Jetzt ist natürlich die Frage: Wenn man 2003 nicht zugestimmt hat und jetzt doch zustimmt: Was hat sich da geändert – außer der Einstellung von einer Fraktion, die jetzt nicht in der Regierung ist?

Von mir aus: Ich sehe wenige Einnahmen. Wir sind natürlich vom Bund abhängig, zu 88 % kommt über den Bund das Geld nach Kärnten. Wir haben mehr Ausgaben. Wir haben das Familiensilber eigentlich verscherbelt. Ich habe eine Graphik hier, die größer ist als die vom Kollegen Markut. Die schaut so aus (zeigt die Graphik her): Das ist die Entwicklung des Schuldenstandes. Da sind aber die außerbudgetären Schulden noch nicht dabei, das heißt man kann ziemlich genau sehen, in welche Richtung das geht. Wenn man da nicht ein paar Maßnahmen treffen wird, dann wird es irgendwann einmal einen großen Klescher tun, und dann wird nichts mehr da sein. Die Rücklagen sind nämlich, bis auf Kleinigkeiten, aufgebraucht.

Die Grünen haben eine Expertise bei einem grünen Budgetexperten in Auftrag gegeben, weil die billiger sind als die externen Berater. Daraus ein paar Sätze: „Der Landesvoranschlag 2004 lässt keine Veränderung der Ausgabenstruktur zu zukunftsorientierten Aufgabenbereichen erkennen. Das gilt insbesondere für die Aufgabenbereiche Erziehung und Unterricht sowie Forschung und Wissenschaft, die beide im Haushaltsjahr 2004 Ausgabenkürzungen hinnehmen müssen. Eine Veränderung der Ausgabenstruktur wäre aber gerade für den Kärntner Landeshaushalt notwendig, weil sich der Handlungsspielraum des Kärntner Haushalts in den letzten Jahren infolge eines Rückgangs der Ertragsanteile an gemeinschaftlichen Bundesabgaben, weil Kärnten nämlich der Verlierer der Volkszählung 2001 war, eingeengt hat.“ Das heißt auch, dass wir einfach weniger Kärntner haben und deswegen weniger Geld kriegen, dass wir einfach Strukturdefizite im ländlichen Bereich haben, dass dort keine Infrastruktur ist. Wir haben keinen öffentlichen Verkehr, deswegen wandern die Leute ab, und Kärnten veraltet. Das wird uns schlussendlich auf den Kopf fallen.

Weiter: „Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht muss der vorliegende Landesvoranschlag als restriktiv, das heißt als nachfragedämpfend eingestuft werden. Damit verstärkt der Landesvoranschlag 2004 den bundespolitischen Budgetkurs, der trotz der ersten Etappe der Steuerreform 2004 ebenfalls nachfragedämpfend wirkt.“

So schaut es aus unserer Sicht, aus. Ich hoffe, dass im Nachtragsvoranschlag im Herbst ein bisserl mehr drinstehen wird. Ich nehme an, dass beim Rechnungsabschluss 2003, der sich übrigens wissensmäßig nicht im Voranschlag 2004, wiederfindet und auch Teile nicht einmal der Nachtragsvoranschlag 2003, ein bisserl mehr Diskussion aufkommen wird. Danke schön! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak und den Zuhörern auf der Tribüne.)
Holub

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit haben wir die erste Runde zum Voranschlag 2004 beendet und kommen zur Gruppendiskussion. Ich möchte doch noch einmal für die Besucher auf den Rängen sagen: Eine Beifallskundgebung oder eine Ablehnung oder sonstige Maßnahmen sind nach der Geschäftsordnung nicht vorgesehen. Ich darf bitten, das zu berücksichtigen, damit wir eine ordentliche Abwicklung dieser Materie durchführen können!

Nachdem wir noch nicht in fortgeschrittener Zeit sind, möchte ich zur Gruppe O kommen.

Hier hat sich als erster Redner Mag. Ragger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich bin sozusagen der Startredner heute in neun Gruppen. Ich beginne mit der Gruppe 0, der Verwaltung, und möchte einerseits ein bisschen die Gruppe 0 beleuchten, unter anderem dahingehend, weil sie ja ein großer Kostgänger ist, aber nur geringe Einnahmen zu erwarten hat. Vor allem im Bereich unserer Landesverwaltung, unserer Legistik, ist es notwendig, in den Folgejahren, in den nächsten Jahren, in unserer Periode wichtige Akzente gemeinsam mit der SPÖ zu setzen, um einerseits die Verwaltung leistungsorientierter, wirkungsorientierter und effektiver zu gestalten. Ich würde jetzt sogar sagen, dass man das in drei Gruppen eingliedern und untergliedern kann, nämlich zum einen in die legistischen Maßnahmen, die uns natürlich in unserem Bereich der Eigenkompetenz im Land Kärnten zustehen. Da wird es vor allem wichtige Anliegen geben, wie einerseits das gemeinsam zu gründende und im Gesetz zu verankernde Bodenbeschaffungsfondsgesetz und andererseits auch wichtige Maßnahmen, die wir im Bereich der Raumordnung setzen müssen, um einer Zersplitterung Herr zu werden, die natürlich immer stärker auf uns zukommt.

Wichtige Anliegen, die wir bereits vorab über die Medien signalisiert haben, sind ja auch, dass wir im AHS-Bereich die Objektivierungsmaßnahmen, wie sie im Volksschul- und im Hauptschulbereich umgesetzt worden sind, schneller und rascher voran führen und auch diese letztendlich etablieren können, um uns im Sozial- und Gesundheitsbereich die genauen Kostenstrukturen hinkünftig anzuschauen, um hier nicht nur Möglichkeiten – ich sage es bewusst nicht, weil sonst der Abgeordnete Arbeiter gleich aufschreit – für Einsparungen zu suchen, sondern effektivere Verwaltungsszenarien, vor allem auch im Gesundheits- und Sozialbereich zu entwickeln, somit die Möglichkeiten zu schaffen, dass wir letztendlich wichtige Kostenträger mit anderen, neuen Modellen, die heute gang und gäbe sind, finanzieren können.

Ein wichtiger Bereich ist auch die verwaltungstechnische Maßnahme, die wir ja eingeleitet haben, mit dem Neubau des Verwaltungszentrums, die eine Konzentration der Verwaltungsebene im Landesbereich vorsieht. Man sollte aber auch darauf Bedacht nehmen, dass wir ein gutes homogenes Verhältnis zwischen den Bezirkshauptmannschaften als auch den Landesverwaltungseinheiten in Klagenfurt schaffen, weil letztendlich die Verwaltung vor Ort – so wie sie auch von der Bundesregierung mit diesem One-stop-shop geplant und umgesetzt worden ist – auch hier für die Verwaltungsebene Platz greifen sollte.

Wichtige Maßnahmen werden natürlich sein, dass wir, wie wir es beginnend mit der EDV-Auslagerung geschafft haben, neue Formen der Kooperation finden können: sei es in Form von Kooperationsmechanismen, Betreibern oder Konzessionsmodellen, um hier eine neue Entwicklung in der Landesverwaltung zu erreichen. Ich glaube, das sind einmal Ansätze, die wir vornehmen könnten, um vor allem in der Gruppe – man muss ja denken, das sind fast 200 Millionen Euro, die sozusagen da veranschlagt werden – das ein bisschen effektiver gestalten zu können. Ich glaube, diesen ersten Ansatz sollten wir uns in einem Fünf-Jahres-Programm zu Grunde legen und uns sehr genau anschauen, ob wir die zur Verfügung gestellten Mittel und Wege, wie wir sie jetzt auf den Plan gerufen haben, nicht doch etwas weiter entwickeln oder vielleicht sogar auch straffen können. Es ist vor allem zu überdenken, wie wir mit der Verwaltungsebene in Hinkunft umgehen – man darf ja nicht vergessen, dass wir seit 1995 eine zusätzliche Verwaltungsebene hinzu bekommen haben, nämlich die Europäische Union – und dieser auch Herr werden und ob es nicht Sinn macht, dass man offiziell auch im Kärntner Landtag einmal darüber diskutiert, welche Verwaltungsebenen notwendig sind bzw. aufrecht erhalten werden sollten.

Eine Vorbildwirkung sollte es vor allem sein, dass wir auch, wie in der letzten Periode, Vorreiter für diese Entwicklung sind. Ich glaube, auch die anderen Bundesländer denken eifrig darüber nach, wie sich das entwickeln kann. Herzlichen Dank! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bravo! - Beifall von der FPÖ-Fraktion.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Mag. Ragger

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Kollege Ragger, das Gesundheitswesen gehört in die Gruppe 5, nicht in die Gruppe 0 – aber ich habe dir trotzdem sehr genau zugehört.

Die Ausgaben in der Gruppe 0 sind mit fast 214 Millionen Euro beziffert; die Einnahmen mit weniger, nur mit knapp 33 Millionen. Man weiß, welche Hauptbereiche hier hineinfallen, und ich darf das ganz kurz in Erinnerung bringen: der Kärntner Landtag mit nicht ganz 13 Millionen Euro, Landesregierung mit 3,2 Millionen, Amt der Kärntner Landesregierung (sprich die beamteten Mitarbeiter) mit etwas über 97 Millionen und ein großer Brocken für die Pensionen - ohne die Landeslehrer, die diese Summe noch wesentlich erhöhen würden – mit nicht ganz 61 Millionen. Das in diese Richtung.

Es ist ja bei den letzten Landtagssitzungen in der alten Periode immer wieder massiv zu diesem Thema der Gruppe 0 gesprochen worden. Die Personalvertretung, der Zentralbetriebsrat und die Gemeindebedienstete haben sich zusammen gesetzt und über ihre ArGe Landes- und Gemeindebediensteten an die beiden nach dem Vier-Augen-Prinzip derzeit Tätigen oder noch nicht Tätigen Pfeifenberger und Peter Ambrozy dringende Punkte eingebracht, die hier in diese Gruppe 0 hinein gehören.

Ich beginne mit dem Verwaltungszentrum. Kollege Ragger, ich glaube, wir haben uns dazu bekannt, dass das Verwaltungszentrum gebaut wird, auch seitens der Arbeitnehmervertretungen. Wir haben seinerzeit gebeten und dann eingefordert, dass wir ein Konzept bekommen, damit man auch eingehend über das Verwaltungszentrum wird diskutieren können. Ich möchte heute von dieser Stelle an die Verantwortlichen urgieren, dass es auf den Tisch kommt. Es weiß niemand genau, welche Abteilungen zusammengelegt werden, wie die Bezirkshauptmannschaften eingegliedert werden, wie die Zusammenarbeit – und das ist ganz wesentlich! – mit den Gemeinden werden wird. Ich glaube, erst dann sollte man dementsprechend tatsächlich über die Kosten und auch über die Funktionsabläufe diskutieren. Es wäre jetzt längst an der Zeit, dass es auf den Tisch gelegt werden würde, wenn ich das in der Leideform sagen darf.

Noch offen – damit auch der Kärntner Landtag das weiß – ist die Einführung der Abfertigung-neu für die neu eintretenden Bediensteten. Auch hier liegt schon seit langem die Forderung am Tisch, bei den Verantwortlichen darüber einmal Gespräche aufzunehmen, weil es nicht angeht, wenn wir umgekehrt wissen, dass wir weit über 500 Dienstzettler haben, die – wenn sie ausscheiden müssen – nicht ihre Abfertigungsansprüche mitnehmen können und viele andere Dinge. Daher, glaube ich, sollte man die Dringlichkeit, hier endlich aktiv zu werden, wirklich einmal ernst nehmen und auch im Kärntner Landtag, weil das ja sicherlich über eine Gesetzesänderung des Kärntner Landtages gehen muss, auch dann vorzulegen.

Pensionsreform, hören wir immer wieder. Vor den Wahlen war das ein ganz aktives, heißes Thema, von allen Seiten gefordert. Das ist jetzt scheinbar ein bisserl eingeschlafen, nachdem auch die Experten, die einige Vorschläge auf den Tisch gelegt haben, jetzt nichts mehr davon wissen wollen. Auch hier ist das Land säumig, für seine Bediensteten etwas zu tun. Und auch hier, wie wir seinerzeit bereits in diesem Kärntner Landtag eingebracht haben und die Voraussetzung mit der Pensionsreform auch die Besoldungsreform mit einzubeziehen, um hier in einen klaren, leistungsbezogenen Bereich dann endlich eintreten zu können. Das ist langjährig und auch hier mehrmals in den vergangenen Perioden über die Vereinheitlichung der Dienstrechte gesprochen worden, vor allem durch die Dienstrechtsänderung in Richtung der Gemeindebediensteten. Es kann nicht so sein, dass dann ständig Nachverhandlungen geführt werden zu verschiedenen Themen, die eigentlich gleiche Arbeit, gleiche Leistung und auch gleiche Einstufung bringen sollten. Auch hier wäre es höchst an der Zeit, dass gemeinsam ein gemeinsames Dienstrecht ausgearbeitet wird. Ich weiß, dass die Beamten, die das machen, hier gefordert sind. Aber ich glaube, dass auch die Politik dementsprechend Druck ausüben sollte, dass wir auch dieses Thema über die Bühne bringen.

Ein weiteres Thema, das wir eingebracht haben, ist die Anrechnung der Vordienstzeiten. Es ist so, dass der Vorrückungsstichtag in verschiedenen Bereichen geändert worden ist. Es ist nicht einzusehen, dass die Kollegen, die in der EU gearbeitet haben, eine Vollanrechnung ihrer Vordienstzeiten bekommen. Wir haben im Kärntner Landtag beschlossen, dass die Abgänger der Fachhochschulen nicht nur ihre A-Wertigkeit bekommen, sondern auch eine andere Anrechnung der Vorrückungsstichtage. Es gibt dann die alte Regelung, die bis 1996 oder 1995 gegolten hat, das heißt wir haben vier verschiedene Anrechnungszeiten. Auch hier gehört Ordnung gemacht und über diesen Vorrückungsstichtag, wie immer er dann ausschauen sollte, müsste auch hier geredet werden.

Dasselbe gilt für den Bereich der Objektivierungen. Die FPÖ hat sich das ja immer auf ihre Fahnen geheftet; wenn man der ÖVP zugehört hat, auch die ÖVP, die Objektivierung, das Objektivierungsgesetz, das eingeführt worden ist. Auch hier gehört eine Neuerung hinein. Es ist so, dass selbstverständlich bei den Leitungsorganen, Abteilungsleitern und auch in anderen Bereichen die Objektivierung stattfinden soll. Es ist nicht ganz einsichtig, dass man in der gleichen Form in den unteren Berufsgruppen Objektivierungen macht, wo sich 700 Leute bewerben, zum Beispiel im Bereich der Bedienerinnen oder Schreibkräfte und ähnlichen Berufsgruppen, sondern dass hier einmal eine neue Form der Objektivierung eingebracht wird, wenn wir schon eine neue gemeinsame Vorgangsweise, wie wir heute schon ein paar Mal gehört, auch vom Kollegen Strutz, für die Zukunft haben wollen. Das einmal zur Gruppe 0 von meiner Seite.

Ich darf vielleicht noch einmal ganz kurz – damit ich mich später nicht noch einmal zu Wort melden brauche - zu den Stellen kommen.

Noch einmal! – Es gibt in dem Papier 508 Dienstzettler. Wir haben uns das sehr ge​nau angeschaut. Die gehen bis ins 99iger und 98iger Jahr zurück. Und es ist meiner Meinung nach unverantwortlich, dass Kolleginnen und Kollegen – egal, in welchen Bereich sie beschäftigt sind – ständig nur befristete Dienstverträge mit Auslaufen von sechs Wochen und wieder bekommen. Dass man hier eine Regelung findet, um auch einen ehrlichen Stellenplan im Bereich der Hoheitsverwaltung oder wo sich immer ein Gesetz … dann zu erreichen, dass man dies als Thema angeht. Ich weiß, dass bei den Dienstzettlern auch einige dabei sind, die für nur eine Stunde im Monat oder in der Woche tätig sind. Das ist selbstverständlich klar … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wasserableser!) Ja, Wasserableser zum Beispiel und auch noch andere in dem Be​reich, dass die nicht unbedingt mit hineinfallen, ist ganz klar. Aber, es gibt tatsächlich Dienstzettler - im Ausmaß von etwa 500 Leuten - die ihre Vollzeit dienen.

Für die Hoheitsverwaltung im Verwaltungsbereich ist der Stellenplan in etwa fast gleich geblieben. Insgesamt nicht ganz 3.600 - 3.700 aufgerundet. Ich hoffe, dass man mit dem Personal tatsächlich die Aufgaben, die immer mehr werden, auch in den Bereichen, auch in Zukunft wirklich positiv für die Bevölkerung durchbringen wird können. Der Kollege Ragger sagt, wir schneiden noch ein paar ab, oder wie? Auch im Bereich der Pflichtschulen – die Diskussionen hat, glaube ich, auch jeder mit​verfolgt, auch in den Medien – dass wir von Kärnten auch in diesem Budgetjahr 350 Stellen übernehmen, bezahlen müssen. Auch hier wäre vor allem die FPÖ gefordert -in der Regierung auch die ÖVP – ich weiß zwar nicht, ob sie viel zum Reden haben mit den Ministern – hier einzuwirken, weil es kann nicht so sein, dass für den not​wendigen Pflichtschulstellenplan das Land Kärnten schon über 400 im vergangenen Jahr – wenn ich es noch richtig im Kopf habe – und jetzt noch immer 350 Dienst​posten übernimmt und bezahlen muss. Hier könnte ich mir schon erwarten, dass FPÖ und ÖVP in Wien, mit ihren immer wieder sehr positiv zitierten Ministern, hier etwas Druck machen könnten und, vielleicht die Halbscheid dieser Lehrer doch der Bund übernehmen würde. Da täten wir uns im Budget in dem Bereich etwas leichter. Am liebsten wäre es, wenn sie alles übernehmen würden, weil immerhin ist die Bil​dung eine Pflichtaufgabe und das sollte auch der Bund dementsprechend honorie​ren.

Der nächste Stellenplan – das sind die Berufsschulen, der sich nicht geändert hat mit 342 Personen. Ich glaube, hier gibt es keine Diskussionen. Und, da bin ich wieder bei der ÖVP. Es ist interessanterweise - auch hier wieder bei den landwirtschaft​lichen Schulen – es gibt nur zwei mehr. Aber, immerhin gibt es jedes Jahr ein, zwei mehr, wenn man sich das die letzten Jahre angeschaut hat. Ich weiß nicht, ob die landwirtschaftliche Bildung auch hier notwendig ist - dann steht natürlich nicht in Frage, dass hier zusätzlich Dienstposten hinzukommen. Aber vielleicht können wir dies einmal mit den Vertretern der ÖVP, nachdem wir ja auch von der Gewerkschaft für diese zuständig sind, einmal näher reden, damit wir wissen, wozu die zusätz​lichen Stellen in diesem Bereich benötigt werden. Dass sie benötigt werden, das zweifle ich nicht an, aber sie sollten dementsprechend auch untermauert, formuliert werden können. Herr Präsident, ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Arbeiter

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke ebenfalls. Ein höflicher Abgeordneter, der sich bedankt, dass er reden darf. Jeder kann reden, der sich meldet. (Dies wird humorvoll vorgetragen.) Und ich freue mich insbesondere, wenn die Reden nicht zu lange sind und im Inhalt etwas mehr Aussagekraft aufweisen. Ja, als Nächster hat sich Abgeordneter Holub zur Gruppe 0 gemeldet.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Nur ein paar Vorschläge; wenn man schon kritisiert, sollte man auch Vorschläge machen, wo man was einsparen kann. 181 Millionen Abgänge in der Gruppe 0. Einsparen, zum Beispiel: 3,3 Millionen der Son​derparteiförderung! Sollte das jetzt auch eine Wahlkampfkostenrückerstattung-Vor​auszahlung gewesen sein – glaube ich nicht. Eher eine Presseförderung, glaube ich. Dann: Wahlkampfkosten grundsätzlich beschränken, nach oben muss nicht sein! 8 Millionen sind pro Wahl, glaube ich, - zuviel! Repräsentationskosten kann man spa​ren. Hochglanzbroschüren müssen nicht so stark glänzen, dass sie immer teurer werden. Externe Beraterkosten könnte man einsparen und ein Dank noch, dass es den entwicklungspolitischen Beirat wieder gibt. Danke schön! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak. – Abg. Lutschounig: Das war aber die kürzeste Rede!)
(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Martinz das Wort.)
Holub

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauer – wenn noch jemand da ist (Der Redner richtet seinen Blick zur Tribüne.) Ich darf mit Freude anmerken und noch einmal unterstreichen, dass in mehreren Beiträgen der Wunsch und auch das Drängen nach der wirkungsorientierten Landesverwaltung hier auch diskutiert wird. Ich habe das schon im Zusammenhang mit dem Bau des neuen Verwaltungszen​trums massiv eingefordert, weil wir von der ÖVP der Meinung sind, dass ein Haus​bauen alleine zu wenig sein wird. Ich bitte also wirklich, diese Diskussion ernsthaft zu führen und die wirkungsorientierte Landesverwaltung, die da erst wirklich die Verbes​serungen für den Bürger bringen wird und auch die Einsparungsmöglichkeiten eröf​fnet, dass die angegangen werden. Nur das Hausbauen alleine wird zu wenig sein!

Ich freue mich auch schon, oder ich bin schon gespannt darauf, wie die effektiven Verwaltungseinsparungen sein werden ohne dass Kollege Arbeiter aufschreien wird, vor allem dann, wenn wir um das Landeskrankenhaus und um den Neubau, LKH-Neu, diskutieren werden. Aber ich werde mich da überraschen lassen. Übrigens, lie​ber Kollege! Unsere Minister in Wien - da haben wir ein sehr gutes Verhältnis, einer ist gerade hier. Wenn du irgendeine Anfrage hast, bitte gib sie mir, ich nehme sie so​fort mit und kann das auf kürzestem Wege, bis nach dem Mittagessen, abklären. Die landwirtschaftlichen Schulen: Ich möchte noch einmal deutlich unterstreichen, dass die landwirtschaftlichen Schulen eine Bildungseinrichtung für den ländlichen Raum sind, die einen ganz exzellenten Ausbildungsstand haben und wo wir wirklich für den ländlichen Raum und für den Berufsstand, aber auch insgesamt für die Bevölkerung ein Angebot haben, das seinesgleichen suchen muss und die Veränderungen dort sind also wirklich nur auf kleinstem Bereich. Sind wir froh. Es gibt dort erhöhte Nach​frage nach diesen Schultypen und wir können wirklich nur alles unternehmen, um diese Schultypen entsprechend zu erhalten und zu stärken.

In der Gruppe 0 ist auch beinhaltet die Frage der EU-Koordination und des EU-Büros in Brüssel. Ich möchte dazu sagen, dass der Beschluss oder die Übereinstimmung, dass es ein eigenes EU-Referat geben soll, grundsätzlich zu begrüßen ist. Und ich mache in meinem Referat diese Arbeit zu einem ganz wichtigen Thema auch für das Land Kärnten. Es stellt sich natürlich immer wieder die Frage, ob das auch jeder will in dieser Form. Und, wenn man sich zu diesem wichtigen Bereich bekennt, dann muss man damit auch die inhaltlichen Kompetenzen und auch die finanziellen Mittel ausstatten und damit einhergehend entsprechend auch zugestehen.

Wenn ich den vorliegenden Budgetvoranschlag betrachte, dann ist eine erfolgreiche und wirklich effiziente Arbeit aber nur schwer möglich. Das Budget 2004 – das höre ich ja immer mehr – ist ja das was es ist, nämlich ein Provisorium, eine Fortschrei​bung des Budgets 2003. Um die volle finanzielle und auch die wirkliche Arbeitshand​lungsfähigkeit des Landes wieder herzustellen, werden wir – und das ist schon an​geklungen – dem Budget zustimmen. Auch deswegen, weil der vom Finanzreferen​ten im Finanzausschuss getätigte oder die Zusage, dass die entsprechenden Mittel für die EU, aber auch für den landwirtschaftlichen Bereich im Nachtragsvoranschlag sichergestellt werden. Es ist einfach wichtig, dass wir – und das möchte ich betonen – die entsprechenden Mittel nicht nur für den EU-Referenten brauchen, sondern wir brauchen sie einmal, um die Kofinanzierung der vielen Töpfe, die wir aus Brüssel an​zapfen können, sicherstellen müssen. Dazu brauchen wir ein paar Mittel auch im Land und wir brauchen sie auch für die Vorbereitung der Verhandlungen für die För​derperiode 2007 bis 2013. (Abg. Schlagholz: Aber erst 2007!)
Es ist hier wichtig, tätig zu werden … bitte! Ja, aber die vorbereitenden Verhandlun​gen, lieber Herr Kollege, wie Sie wissen, beginnen immer schon viel, viel früher und vor allem hinter den Kulissen. (Abg. Schlagholz: In diesem Jahr sind sie schon noch drinnen!) Nicht dann, wenn man zu spät ist. Hinten nach reitet immer die Urschel! Man muss immer vorher dabei sein. Es geht aber in diesem Referatsbereich neben der finanziellen Ausstattung auch um die inhaltliche Abklärung und um die klare Zu​ordnung noch nicht wirklich definierter Kompetenzverteilungen. Beispiel: Das KIR oder die EU-Programm-Geschäfts​stelle. Gemäß seinem Namen ist also das KIR für Raumordnung, Raumplanung und Naturschutz zuständig, - ist aber nicht wirklich der Aufgabenbereich, wenn mans sich in der tatsächlichen täglichen Arbeit ansieht. Zu 95 Prozent besteht die Aufgabe des KIR im EU-Monitoring. Das heißt also, in der Begleitung, in der Betrachtung, in der Bewertung und in der Berichtfassung über die vielen EU-Programme, die es gibt.

Es wäre also hier eine Statutenänderung vorzunehmen, damit der Name geändert wird, nämlich das was es wirklich ist, nämlich EU-Monitoring Europa und Raumord​nung und damit auch die Zusammensetzung des entsprechenden Vorstandes zu än​dern. Ich bitte, das anzugehen. Ich habe da schon mehrmals darauf hingewiesen. Und es würde damit die Verknüpfung dieser wirklichen Programmstelle mit den EU-Agenden zusammen passen. Die aus der Geschichte entstandene enge, personelle, inhaltliche und finanzielle Verflechtung der EU-Programmstelle selbst, mit der Orts- und Regionalentwicklung ist auch zu entwirren. Orts- und Regionalentwicklung ist ein Teil der dort geleistet wird, aber die EU-Programmgeschäftsstelle als EU-Koordi​nation ist das Zweite. Dieser inhaltliche Zusammenhang führt eben immer wieder zu Problemen. Ich habe darauf schon mehrmals hingewiesen und bitte, dass es wirklich jetzt angegangen und entflochten wird. Leider ist da noch nichts passiert. Es ist teil​weise ein sehr langsames Fortschreiten, aber das wird auch noch in der Findung der verschiedenen Koalitionen und Personen den Grund haben.

Positiv dazu ist die Zusage des Finanzreferenten, das bestehende EU-Referat ent​sprechend auszustatten, um eben die wirklich gute und starke Europapolitik für Kärn​ten leisten oder auch durchführen zu können. Es ist auch für die Beamten wichtig, dass sie wissen, wem sie zugeordnet sind. Wir beobachten das in verschiedenen Be​reichen, in verschiedenen beamteten Einrichtungen, dass hier mehrere Zuordnun​gen, mehrere Referatszuständigkeiten gegeben sind. Und es ist in der Arbeit schwie​rig. Ich bitte, das ernsthaft anzugehen.

Das Zweite ist das Verbindungsbüro in Brüssel. Wir haben im letzten bilateralen Treffen, in Triest, mit den Friaul-Julisch-Venetiern, über dieses Problem diskutiert. Es ist also so gedacht, dass mit Ende dieses Jahres ein gemeinsames Büro in Brüssel bezugsfertig sein wird. Ich bitte den Zuständigen, nämlich unseren Herrn Landes​hauptmann, diesbezüglich mitabzuklären, wie weit dort die Ausgestaltung des Büros sein soll. Aber wichtig ist auch, wer wirklich von den Regionen hier dann einziehen wird. Letztendlich, im Moment ist es nur Friaul-Julisch-Venetien und wir Kärnten. Es ist aber ganz wichtig und eigentlich im Ursprungskonzept daran gedacht, dass die Steiermark, Slowenien und auch Kroatien dort teilnehmen. Ich bin also, was die EU betrifft, im Gegensatz zu anderen hier vertretenen Parteien und Aussagen, überzeugt davon, dass EU und Europa für Kärnten wesentlich mehr Vorteile als Nachteile ge​bracht hat. Kärnten war und ist auch nach wie vor ganz ein aktiver Nettoempfänger von EU-Mitteln. Es ist also derzeit von bis 2006 pro Jahr mit rund 65 Millionen pro Jahr aus Brüssel zu rechnen oder werden hier eingesetzt. Also als Plus wesentlich mehr als wir natürlich dorthin leisten müssen.

EU-Fördermittel kommen in erster Linie der Landwirtschaft, der Wirtschaft – es gibt ja eine ganze Menge von Programmen – und vielen kleinen Projekten zu Gute. Alles Projekte und Stärkungen im ländlichen Raum, die ansonsten nicht durchführbar wären. EU-Programme an denen Kärnten beteiligt ist: LEADER plus und INTERREG, deren Umsetzung in regionalen und überregionalen Netzwerken erfolgt und ein sehr breites Spektrum aufweist. Ich kann immer wieder nur staunen, in wie viele Bereiche diese Programme hineinwirken. Sie sind also auch eine wichtige Grundlage für die vorausschauende Strukturpolitik.

Wir befinden uns seit dem EU-Beitritt 1995 in der Mitte der zweiten Programm​periode, die jetzt Ende 2006 ablaufen wird. Ich hoffe also, dass diese schon weit aus​geschöpften Programme – um die 90 Prozent sind die Programme schon ausge​schöpft – wirklich dann auch realisiert werden. Die Auszahlung selbst geht bis 2008.

Wir haben hier also wirklich eine Vielzahl von Möglichkeiten. Es liegt aber auch an uns selbst und besonders beim Referat der Bevölkerung transparent zu machen und auch darzustellen, welche Möglichkeiten hier für alles vorhanden sind. In diesem Sinne hoffe ich auf die Einhaltung der für den Nachtragsvoranschlag abgegebenen Zusagen zur Ausgestaltung der EU-Mittel und hoffe, dass die heutige Budgetdebatte noch einiges Zusätzliches ergeben wird in diese Richtung. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt als letztem Redner in der Gruppe 0, Abg. Lutschounig, das Wort.)
Dr. Martinz

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Damen und Herren in der Regierungsbank! Ich glaube, wenn man zu dem Kapitel 0 diese Grafik da anschaut, die in unseren Unterlagen drinnen ist, dann fällt einem eigentlich sehr deutlich auf, dass der Bereich „Hoheitsverwaltung“ nämlich eine sehr drama​tische Entwicklung, nämlich Steigerung, zu verzeichnen hat.

Wenn man weiß und wenn man sieht, dass es im Jahre 2003 26 % waren, die die Hoheitsverwaltung vom Gesamtbudget, vom Gesamtkuchen ausgemacht hat, und es im Jahre 2004 dann 30 % sind, dann ist das eine gewaltige Steigerung. Ich glaube, meine Damen und Herren, wir sollten alles daransetzen, um die Verwaltung einigermaßen in den Griff zu bekommen, das heißt, dass wir uns nicht zu Tode verwalten. Verwaltung ist wichtig und notwendig, aber Sie wissen genauso gut, dass die Verwaltung, wenn Sie so wollen, keine direkte Wertschöpfung hat. Das heißt, wir müssen schauen, auch diesen Bereich in den Griff zu kriegen. Es fällt mir auch auf, wenn ich einige Zahlen bei den Lehrern, die zwar dann zu den einzelnen Teilen zugeordnet sind (zur Kunst, Kultur, zum Unterricht etc.), zum Beispiel der Vergleich der Landeslehrer. Es kostet ein Landeslehrer dem Steuerzahler, dem Land Kärnten, in etwa 43.000 Euro im Jahr. Hingegen verglichen mit einem Lehrer des Musikschulwerkes, der kostet dem Land 56.000 Euro, das heißt 13.000 Euro mehr oder über 1.000 Euro mehr im Monat. Ich glaube, da sollte man einfach einmal darüber nachdenken, welche Strukturen dort aufgebaut sind. Ich weiß schon, dass damit auch die Wegekostenrechnung, Wegegeld etc. verbunden sind. Aber es wird zu hinterfragen sein, ob es notwendig ist, dass dann der Klavierlehrer von Klagenfurt nach Heiligenblut fahren soll. Ich kann mir vorstellen, dass es im Bezirk Spittal auch solche geben wird. Damit man diese Dinge sieht, die notwendig sind.

Ich darf daran anknüpfen, was wir heute Vormittag in der Sache „Suchtprävention“ gesprochen haben, dass es wirklich eine notwendige Alternative ist, dass wir unseren jungen Leuten die Möglichkeit des Erlernens eines Instrumentes bieten. Aber ich glaube, diese Kosten sollten wir - auch neben den anderen Kosten, die uns das Musikschulwerk kostet, das zweifelsohne eine gute Einrichtung ist - aber auch in den Griff bekommen, weil das jährlich ausufert. Ich verfolge schon seit elf Jahren diese dramatische Entwicklung. An und für sich ist es eine positive Entwicklung, dass der Zuspruch so groß ist, aber ich glaube, das muss auch leistbar sein, das muss in den Strukturen so sein, dass wir uns das tatsächlich leisten können.

Zu dem, was Kollege Arbeiter gesagt hat, was die Dienstzettel betrifft: Meine Damen und Herren, wir sollten schauen, dass die ganze Angelegenheit mit den Dienstzetteln nicht zu einer Art Günstlingswirtschaft des Personalreferenten ausufert. Sie wissen ja, dass diese ohne Objektivierung stattfinden kann. Wie gesagt, das sollte es dann nicht werden oder dazu verkommen, dass es eine Günstlingswirtschaft gibt oder eine Bevorzugung gewisser Damen und Herren stattfinden kann, die von dem Herrn Landeshauptmann oder von dem jeweiligen Personalreferenten dann aufgenommen werden. Es riecht eigentlich ein bisschen danach. Ich hoffe, dass man das in der Zukunft einigermaßen nach objektiven Vorgaben und Ansätzen jedenfalls in den Griff bekommen wird. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir die Gruppe 0 erledigt. Ich würde sagen, dass wir jetzt eine Mittagspause bis 14.15 Uhr machen. Ich bitte Herrn Präsidenten Ferlitsch, dann die Geschicke fortzuführen! Es haben sich schon einige Redner gemeldet. Ich unterbreche die Sitzung bis 14.15 Uhr!

(Unterbrechung der Sitzung um 13.03 Uhr.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir setzen die unterbrochene Landtagssitzung fort (Die unterbrochene Sitzung wird um 14.17 Uhr fortgesetzt.) und kommen zur Gruppe 1.

Als Erster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Gritsch. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Gritsch (FPÖ):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Der Bereich der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, mit nahzu unveränderten Budgetansätzen ge​genüber dem Vorjahr, ist an und für sich ein sehr kleiner, überschaubarer Bereich der allerdings sehr wichtige Themen enthält. Zum Einen die Tierseuchenbekämpfung und das Tiertransportgesetz, wobei in diesem Bereich auch wiederum ausreichend finanzielle Mittel vorgesehen sind und sich auch zeigt, dass die Mittelaufstockung in den letzen Jahren, gerade im Hinblick auf BSE, als sehr zielgerichtet zu sehen ist.

Ein anderer Bereich dieser Gruppe ist das Feuerwehrwesen und die vielen Organisa​tionen wie Rotes Kreuz, Bergrettung, Bergwacht, Wasserrettung, Zivilschutzverband. Alles Institutionen die Bereitschaft zeigen, sich einzusetzen, wenn es darum geht, Hab und Gut zu schützen oder in Katastrophenfällen auch Menschenleben zu retten. Und gerade das abgelaufene Jahr mit seinen wetterbedingten Katastrophenein​sätzen hat uns sehr eindrucksvoll vor Augen geführt, dass das Einsatzmanagement dieser Institutionen eigentlich bestens funktioniert. Denken wir hier einmal an die vielen Waldbrände oder die vielen Unwetter, die zum Beispiel Ende August des Vor​jahres geschehen sind in Stockenboi oder in Vorderberg. Zu erwähnen wäre natür​lich auch die Umweltkatastrophenhilfe im italienischen Kanaltal, wo im zerstörten Uggowitz zahlreiche Kärntner Feuerwehrkameraden italienische Feuerwehrkamera​den sehr vorbildhaft bei den Aufräumungsarbeiten unterstützt haben. Wir alle waren sehr stolz, diese gelebte Nachbarschaftssolidarität auch miterlebt zu haben.

Wenn man den Meinungen und Vorhersagen der Klimaforscher und Wetterexperten Glauben schenken will, so ist auch weiterhin eine Zunahme von Katastrophenein​sätzen dieser Art prophezeit. Der Wettervergleich allerdings gegenüber dem Vorjahr gibt Grund zur Hoffnung, dass das vielleicht doch nicht so geschehen wird. Dass Kärnten über ein hervorragend funktionierendes Krisenmanagement verfügt, ist aber auch auf die gute Kooperation zwischen freiwilligen Einsatzkräften, Behörden und Experten der Landeswarn- und –alarmzentrale zurückzuführen. Und gerade auch im Feuerwehrwesen – und auch, wenn man als aktiver Feuerwehrmann mit dabei ist, weiß man, dass sich der Aufgabenbereich in den letzten Jahren grundlegend ver​ändert hat und gerade auch, bedingt durch das vermehrte Verkehrsaufkommen, die technischen Einsätze es sind, die das Einsatzgeschehen wesentlich dominieren.

Der Tätigkeitsbericht des Kärntner Landesfeuerwehrverbandes vom Vorjahr doku​mentiert uns da ja ausführlich, wo die Verteilung der Einsätze analysiert ist. Tech​nische Einsätze 65 Prozent, Brandeinsätze 35 Prozent. Das Jahr 2003 insgesamt ein Rekordjahr mit nahezu 13.500 Einsätzen, wobei diese technischen Einsätze ein sehr weites Einsatzspektrum beinhalten: Vom Bergen eingeklemmter verunfallter Perso​nen aus Fahrzeugen, über Einsätze mit gefährlichen Stoffen, bis hin zur Wasserver​sorgung von Mensch und Tier. Dies alles ist sehr eindrucksvoll in diesem Tätigkeits​bericht des Landesfeuerwehrverbandes vor Augen geführt. Und, wenn man auch be​denkt, dass 361 Menschen aus unmittelbarer Lebensgefahr hier gerettet werden konnten.

Was auch Ihnen sicherlich, geschätzte Damen und Herren, aufgefallen ist, wenn Sie auch bei den verschiedenen Veranstaltungen der Feuerwehren mit dabei sind, ist das von uns verabschiedete Feuerwehrgesetz. Ein Gesetz, das sich in der Praxis als sehr fruchtbringend erwiesen hat. Gerade im Bereich der Feuerwehrjugend eine sehr gute Maßnahme, die sich als sinnvolle Alternative für unsere Jugend darstellt. Und erlauben Sie mir anhand der Praxis ein kleines Beispiel zu bringen. Das Beispiel an der Feuerwehr Grafenstein; 125-Jahr-Jubiläum. So geschehen am vergangenen Sonntag. 15 Mitglieder der Jungfeuerwehr - (Der Redner hält eine Photografie dieser Feuerwehrleute aus einer Zeitschrift in die Höhe. – Es erfolgt Beifall von der FPÖ-Fraktion.) alle sehr diszipliniert, motiviert, sehr interessiert und dabei … (Zwischenruf von Abg. Lutschounig.) Also, ich muss aber auch dazu sagen, außerhalb des Proto​kolls, dass zwei Abgeordnete von der ÖVP-Landtagsfraktion dort waren. (Abg. Lut​schounig: Die halbe ÖVP!) Ein halber Landtagsklub, das ist einzigartig. Im Namen der Feuerwehr Grafenstein, ein herzliches Dankeschön! (Beifall von der ÖVP-Frak​tion) Um weiter sprechen zu können, sollte man vielleicht auch Überlegungen anstel​len, auch hier ein weiteres Förderungsangebot in Form einer Stadtförderung zu ge​nehmigen, was auch die Gemeinden entlasten würde. Und auch über mittelfristige und vorausschauende Maßnahmen sollte man sich Gedanken machen, ob nicht an​gesichts der zunehmenden Verkehrsunfälle, ein prozentueller Teil der KFZ-Haft​pflicht​versiche​rung zur Verwendung gelangen sollte oder auch Synergien zu nutzen, um Sicherheitszentren auch Berg-, Wasser-, Rettung- und Zivilschutz beim Feuer​wehrverband anzusiedeln. Aber, diese Maßnahmen sind ja bereits auch ein Bestand​teil des neuen Regierungsprogrammes.

Und, wenn ich noch ein Wort über die Aktivitäten des Zivilschutzverbandes verlieren darf, nachdem ja gerade die Kinderolympiaden in den Bezirken stattfinden, so sei ge​sagt, dass auch das eine sehr wertvolle Veranstaltung ist, die auf unglaubliche Resonanz stößt und den Kindern auf spielerische, pädagogische und durchdachte Weise Sicherheit übermittelt und auch das Wissen vermittelt, Unfälle zu vermeiden und sich auch in Notsituationen richtig zu verhalten. Es gibt ja am 8. Juni im Klagen​furter Strandbad eine Veranstaltung, eine Schlussveranstaltung, wo auch Teilnehmer aus italienischen und slowenischen Kindergruppen mit dabei sein werden. Sie alle haben diese Einladung gestern, glaube ich, erhalten. Es gibt daher auch eine Reihe von Organisationen, die gemeinsam einhergehend mitwirken, mitarbeiten. Und es sei mir erlaubt, von dieser Stelle aus dem Präsidenten des Zivilschutzverbandes, Ing. Hassler, der diese wertvolle Veranstaltung ins Leben gerufen hat, zu danken und vor allem aber auch allen anderen Rettungsdienstorganisationen und freiwilligen Helfern, die letztendlich ein Garant dafür sind, dass die notwendige Sicherheit und der not​wendige Schutz für die Kärntner Bevölkerung auch weiterhin gewährleistet wird. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion und Abg. Tauschitz aus der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Gritsch

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie gestatten mir, eine Rede unter Ausschluss der Öffentlichkeit – aber das ist so, wir sind das ja schon gewohnt. (Es befindet sich niemand mehr als Zuhörer auf der Tribüne.) Es ist einfach so, dass dieser Budgetansatz bei der Gruppe 1 ein sehr kleiner ist, aber um​so wichtiger sind jene Organisationen, die in diesem Budgetansatz untergebracht sind, würde ich einmal sagen. Und, wenn man die Arbeit dieser Organisationen finanziell bewerten würde und sie in den Haushalt einbringen würde, dann wäre es eine sehr große Belastung, sage ich einmal so. Und deshalb müssen wir froh sein, dass es sehr viele ehrenamtliche Organisationen gibt, die also diese Arbeit für die Gesellschaft, für die Allgemeinheit, übernehmen. Es sind also die Organisationen von der Feuerwehr, beginnend ohne eine Wertung vorzunehmen, über die Bergret​tung bis hin zur Bergwacht, die rund um die Uhr als Helfer bereit sind, sich für die Gemeinschaft einzusetzen. Meist wissen wir diese Dinge erst dann einzuschätzen, wenn es einmal am eigenen Leib passiert, wie auch immer. Denn man liest zwar in den Zeitungen, man siehts im Fernsehen oder man hört es auf sonst eine Art und Weise, dass irgendetwas passiert ist, aber das steckt man mehr oder weniger weg, was auch im Leben so sein muss. Denn, wenn man sich alles hineinarbeitet, dann kommt man ja selbst auch nicht mehr zu Rande.

Ich denke, wir haben gerade im Bereich der Feuerwehr in Kärnten eine gute Einrich​tung, nämlich mit der sogenannten Selbstverwaltung. Aber das alleine ist es ja nicht, sondern auch diese selbstverwaltete Feuerwehr – um nur ein Beispiel zu nennen – braucht die Unterstützung von uns, von der Politik, aber nicht nur durch gesetzliche Vorgaben, sondern auch durch die entsprechende finanzielle Dotierung. Und, wenn der neue Feuerwehrreferent des Landes, Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Peter Ambrozy, kürzlich eine Angelegenheit öffentlich diskutiert hat, so ist das eine, die ja schon seit langem unter der Decke – würde ich einmal sagen – zur Diskussion steht. Und es ist gescheit so, denn es kann nicht so sein, dass also Leute, die sich freiwillig in den Feuerwehrdienst stellen und bei Einsätzen sind, dass sie dann Probleme mit ihrem Arbeitgeber bekommen. Wir wissen aber auch, für den Arbeitgeber ist es auch nicht einfach, diesem Mann oder neuerdings ja auch dieser Frau, die Freistellung zu gewähren, obwohl er es sehr gerne täte, aber man muss auch diese Seite irgendwo verstehen. Und so denke ich, ist der vernünftigste Ansatz, hier nicht nur zu diskutie​ren, sondern endlich einen vernünftigen Abschluss zu finden, dass beide Teile – nämlich der Unternehmer aber auch der Feuerwehrmann – sage ich einmal so, be​ruhigt zum Einsatz ausrücken kann.

Ich habe auch den Geschäftsbericht der Kärntner Bergwacht gelesen und nicht nur heuer zum ersten Mal sondern auch schon die letzten Jahre. Und das wiederholt sich und ich denke, dass auch da kein Jammern angesagt war, sondern das ist auch ein​fach so. Ich kenne das aus vielen Gesprächen von diesen Männern und auch Frauen. Sie sind finanziell einfach am Limit! Und ich denke, auch hier wird es ver​nünftig sein, darüber einmal nachzudenken, dass diese ehrenamtliche Tätigkeit viel​leicht mit einer höheren Dotierung zu bedecken ist, damit auch hier die notwendige Arbeit gemacht werden kann. Ich habe auch die Worte des Kollegen Willegger in die​sem Bericht vernommen, der in Vertretung des Herrn Landeshauptmannes dort war und zugesagt hat, sich dafür einzusetzen, dass eine höhere Dotierung dieses Bud​gets für die Bergwacht erfolgen wird. Ich hoffe, das wird auch in dieser Richtung geschehen. (Abg. Willegger: Schon deponiert!)
Jungfeuerwehren – wurde heute auch schon erwähnt. Auch eine sehr wichtige Ein​richtung. Und ich nenne einmal, dass das Vorfeld – wenn man so will – zur Jung​feuerwehr ist, auch diese Einrichtung des Zivilschutzverbandes, wo die Kindersicher​heitsolympiade abgehalten wird.

Ich war gerade vorgestern beim Bezirkswettbewerb in Poggersdorf dabei. Man muss sagen, nicht nur die Schülerinnen und Schüler sind mit großem Engagement dabei sondern auch die Lehrkräfte. Wenn man weiß, dass dort einerseits wirklich für den Ernstfall geübt wird und andererseits doch vorbeugend gewirkt wird, denke ich, ist das sicherlich eine gute Einrichtung.

Sie gestatten mir aber doch noch ein paar Worte zur Exekutive! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Derzeit werden wir mit steigenden Anzeigenziffern, mit einer sinkenden Aufklärungsrate und mit einer wirklich schlechten Motivation innerhalb der Exekutive konfrontiert. Man weiß, dass ich als Polizeiangehöriger sicherlich nicht dem Polizeistaat das Wort reden will. Wir stehen auch zu Reformen. Das muss es geben; sie sind notwendig. Aber so, wie es derzeit, sage ich einmal, „zugeht“, kann es auch nicht sein! Fünf Jahre gibt es eine Reform im Sicherheitsapparat. Die Stimmung ist derzeit so: Egal, was auch immer kommt, aber es soll endlich einmal etwas kommen. Wenn es wirklich von jenen, die die Verantwortung in diesem Staate zu tragen haben, Strategie ist, mag das durchaus seine Berechtigung haben. Nur, wenn man sich dann bestimmte Dinge ansieht, dann zweifelt man oft einmal, ob die wirklich noch wissen, in welche Richtung es gehen soll. Jetzt weiß ich schon: Der Bevölkerung ist es völlig egal, ob das „Polizei“ heißt, ob das „Gendarmerie“ heißt. Die Bevölkerung will eines haben: Wenn irgendwo die Notwendigkeit vorhanden ist, dann muss es so rasch wie möglich gehen, damit Hilfe eintrifft. Aber das, was in den letzten Jahren von dieser Bundesregierung gemacht wurde, das ist schlichtweg gefährlich. Das ist verantwortungslos! Das ist auch, wie ich meine, von bestimmter Seite her fahrlässig, denn die personelle Aushöhlung kann man nicht bestreiten. Meine Herren, muss ich sagen, von der ÖVP! Ich weiß schon, das sind eure Standardsätze: „Es gibt keine Aushöhlung.“ Ich habe es heute wiederum gehört. Kollege Lutschounig, du hast gesagt: „Vom Schreibtisch weg hinaus auf die Straßen.“ Das ist einfach nicht die Wahrheit! Ich habe jetzt die jüngste parlamentarische Anfrage – die ist aber wirklich erst ein paar Tage alt: gestellt im März und beantwortet am 25. Mai 2004. Ich möchte nur einen Bereich heraus nehmen, nämlich die Darstellung der tatsächlich besetzten Exekutivplanstellen beim Landesgendarmeriekommando Kärnten. Jetzt hört einmal her, bitte schön! Am 1. 1. 1999 waren es 1.388, und am 31. 3. 2004 waren es 1.334. Da können wir rechnen, wie wir wollen, aber es sind minus 54 Planstellen. Dazu kommt, dass von diesen Planstellen oder von diesen Exekutivbeamten 19 sich vorübergehend irgendwo anders auf Dienstzuteilung befinden – wo auch immer. Das heißt, man muss diese Zahl 54 minus dieser 19 sehen. Und das ist die Wahrheit! Das ist so! Das kann man nicht wegleugnen! Das Argument, mit 1. 5. hat man Zollwache dazubekommen, meine Damen und Herren, das kann man nicht so stehen lassen. Man fragt sich schon: Was hat denn die Zollwache getan? – Die hat ja auch bis heute sicherheitspolizeiliche Aufgaben erfüllt, das heißt, man hat das nur von einem Ressort in das andere übertragen. In Wahrheit ist das ein Abbau von Personalstellen, wie wir das immer schon – leider! – befürchtet haben.

Geschätzte Damen und Herren! Wenn der Kollege Tauschitz heute gesagt hat, es müssten mehr Kontrollen durchgeführt werden, dann weiß ich schon, das ist eine Forderung, die wir gerade heute aus aktuellem Anlass beim Jugendschutzgesetz gestellt haben. Das ist mir schon klar. Nur eines, Herr Kollege Tauschitz, das werden Sie als relativ junger Abgeordneter nicht wissen, aber ich könnte es Ihnen einmal in Form von Datum und in Form von Namen einmal sagen. Wenn die Exekutive von Klagenfurt eine Schwerpunktaktion – ich nehme das Stichwort „Herrengasse“ oder „Badgasse“ her – startet und es dort zu Anzeigen kommt: Am nächsten Tag geben sich die Intervenierer gegenseitig die Handschellen – ah! (Heiterkeit im Hause) entschuldige! (Beifall im Hause) -, die Türschnalle in die Hand. Das ist so. Das heißt, wir stellen zwar Forderungen auf, die wir aber in Wahrheit nicht erfüllen können. Der Hebel gehört ja ganz woanders angesetzt – ganz abgesehen davon, dass wir personell nicht in der Lage sind, all diese Dinge in dieser Form zu exekutieren, wie wir sie überhaupt einfordern. Das ist nämlich der Punkt, und das ist das Problem!

Wie sich die Freiheitliche Fraktion vor allem auf Bundesebene verhalten wird, das werden wir in den nächsten Tagen wissen. Denn dass das Drüberfahren der ÖVP bei vielen anderen Dingen schon bekannt ist und im Endeffekt nichts gebracht hat, das sind wir schon gewohnt. Aber ich kann mich noch sehr gut an Versprechungen, vor allem von freiheitlichen Politikern sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene, erinnern, (3. Präs. Ing. Scheuch: Was ihr schon alles versprochen habt, Schober. Um Gottes willen!) wo Sie gesagt haben, was Sie alles tun werden. (Abg. Lutschounig: Lass dich nicht aus dem Konzept bringen! – Heiterkeit im Hause.) Ich habe eh Zeit! (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist Herr Abgeordneter Schober!) Mir hat heute der Einwurf vom Grün-Abgeordneten gefallen, wo er gesagt hat: „Nicht grunzen!“ (Heiterkeit im Hause) Na ja, aber es ist einfach so. Ich kann mich noch an diese Versprechen erinnern, und ich sage nur ein Beispiel: Bezirksgendarmeriekommando Feldkirchen, derzeit groß in Diskussion. Bis jetzt ist noch keine Entscheidung gefallen. Ich werde beobachten, wie sich die Freiheitliche Fraktion in der Richtung verhalten wird.

Wir wissen auch, dass das Sicherheitspolizeigesetz in Begutachtung war. Man kennt auch die Standpunkte der einzelnen Länder. Auch Kärnten ist da in vielen Dingen nicht einverstanden. Auch hier wird man sehen, was letztendlich herauskommen wird. Denn wenn schon von Versprechungen und von gebrochenen Versprechungen geredet wird, so sei doch an die Geschichte mit den Gendarmerieposten erinnert. Auch damals hat es, vor allem von der freiheitlichen Seite, sehr große Versprechungen gegeben. Letztendlich sind bis zum heutigen Tag in Kärnten elf Gendarmerieposten geschlossen worden! Danke vielmals! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Schober

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muss sagen, ich schätze den Kollegen Schober sehr, und ich glaube, dass er, aus dem Sicherheitsbereich kommend, durchaus von den Dingen sehr viel versteht. Das ist überhaupt keine Frage! – Nur eines muss man natürlich schon sagen, lieber Kollege Schober: Wer hat denn mit den so genannten Reformen, mit den Einsparungen bei den Posten, mit den Schließungen der Posten begonnen?! Da möchte ich schon daran erinnern, dass das nicht diese „grausliche Bundesregierung“, von der ihr immer redet, die sich jetzt im Amt befindet, war, sondern dass es vor allem damals euer Innenminister war: ob der Caspar von Einem oder dann Schlögl geheißen hat. (Abg. Arbeiter: Wart ihr da nicht dabei?) Ja, aber das ist von eurem Ressort ausgegangen. Selbstverständlich waren wir auch in der Koalition dort dabei – aber das ist von euren ressortzuständigen Ministern ausgegangen. Die haben diese so genannten, von dir zitierten „Grausamkeiten“ oder „Grauslichkeiten“ tatsächlich dann auch umgesetzt.

Ich bin schon bei dir, ich meine, die Sicherheit ist, glaube ich, allen, die da herinnen sitzen, ein großes Anliegen auch in diesem Bereich. Ich meine nur, dass man tatsächlich die Exekutive auf Grund der guten, soliden Ausbildung dort hinsetzen muss, wo sie tatsächlich nach ihrer Ausbildung ihre effizienteste Arbeit leisten kann. Ich glaube, dass vieles im Verwaltungsbereich von sogenannten Verwaltungsbeamten leichter zu vollziehen wäre als von den hoch und gut ausgebildeten Leuten der Exekutive. Das ist es. Wenn ich mit einem Polizeioffizier von Klagenfurt unlängst gesprochen habe, der sagte: „Es sind jetzt mehr Leute auf der Straße wie je zuvor.“, dann muss ich ihm das glauben. Ich kann es nicht nachvollziehen, aber wenn er mir das sagt, dann muss ich das auch glauben. Er sagt, dass es eben eine Umstrukturierung gibt, wo tatsächlich in der – auch das, was wir heute Vormittag geredet haben – Suchtgiftprävention etc. mehr Exekutivbeamte zur Verfügung stehen und mehr auf der Straße sind. Dort wollen wir sie ja haben. Dort wollen wir sie nur dann nicht haben, wenn wir selber mit dem Auto zu schnell unterwegs sind. Dann ist uns jeder Einzelne zu viel. Aber sonst will man es an sich im Sinne einer geordneten Sicherheit schon wissen. Soviel zu dem.

Beim anderen Bereich, was die Gruppe 1, die Feuerwehr, betrifft, kann ich nur unterstreichen, was schon meine Vorrednerkollegen hier auch erwähnt haben. Ich glaube, dass wir bei den Feuerwehren in einer äußerst glücklichen Lage sind, dass das Feuerwehrwesen auf der Freiwilligkeit aufbauend und basierend in Kärnten sehr gut funktioniert. Ich muss sagen, dass wir eigentlich, wenn wir den „Feuerwehrbericht“ jedes Jahr hier im Parlament bekommen und ihn auch ausführlich lesen, dann sehen, dass die Leistungen derart mannigfaltig sind und auch der Ausbildungsstand ständig im Steigen begriffen ist. So können wir sagen: Wir haben eine ausgezeichnet ausgebildete Feuerwehr. Das ist wirklich ein Sicherheitsfaktor, der einfach nicht wegzudenken ist! Ich muss sagen, ich war eigentlich überrascht, als vor 14 Tagen die Bezirksfeuerwehrwettkämpfe stattgefunden haben, und ich weiß, dass bei den Feuerwehrfesten tatsächlich auch die Politiker aller Schattierungen sich dort die Hand reichen. Weil bei diesen Wettkämpfen niemand vorhanden war, habe ich mir gedacht, das wird wohl nicht damit zusammenhängen, dass jetzt keine unmittelbar wichtige Wahl für die Abgeordneten ansteht, dass sie das einfach ignorieren und nicht dabei sind. Es hat mich einfach sehr verwundert! Ich war der Einzige, der dort war. Nichtsdestotrotz: Wir sind sehr dezimiert und klein, aber wir nehmen unsere Aufgaben jedenfalls mit größerer Intensität wahr, auf Grund der Kleinheit, die wir in unserem Klub geworden sind. Das ist, glaube ich, wichtig. Ich glaube, dass die Feuerwehr sich das verdient.

Ich darf mich auch bei allen Initiativen bedanken, was den Zivilschutz betrifft. Ich glaube, dass hier auch diese Veranstaltungen, die angezogen worden sind, mit der „Kinderolympiade“ und der „Sicherheitsolympiade“ wirklich zu begrüßen sind und dass die Jugend und die Kinder sehr früh schon lernen, wie man mit etwaigen Katastrophen etc. umgeht und wie man sich dann entsprechend zu verhalten hat. Ich glaube, das ist eine ganz wesentliche Aufgabe. Ich habe auch da eine entsprechende materielle Unterstützung für die Bezirkswettbewerbe, die ja auch in Poggersdorf stattgefunden haben, gegeben.

Es ist noch eines, wenn Kollege Schober gemeint hat, der Herr Feuerwehrreferent Ambrozy hat unter der Decke einige Sachen schon länger gehabt. Unter der Decke nützen sie nichts! Sie müssen auf den Tisch gelegt werden. Wenn es zur Regelung kommt, was die Arbeitnehmer betrifft, die freiwilligen Feuerwehrmänner und ‑frauen in der Zwischenzeit, auch was die Arbeitszeit und den Verlust des Lohnes anlangt und alles, was damit im Zusammenhang steht, dann muss man sehr sachlich und ohne Emotionen darüber diskutieren: Arbeitnehmer und Arbeitgeber an einem Tisch und hier eine gemeinsame Lösung finden, inwieweit auch das Land mithelfen wird. Es wird wahrscheinlich nicht ohne das Land gehen, damit es zu einer entsprechenden und sauberen Lösung kommen wird. Wir werden jedenfalls das Unsere dazu beitragen, dass es eine solche saubere Lösung geben wird.

In diesem Bereich ist aber etwas drinnen, was auch zur Sicherheit gehört. Das ist der ganze Bereich der Tierseuchenbekämpfung. Auch hier sind relativ große Mittel notwendig, weil einfach im Zuge der BSE-Kontrollen und der verschärften Kontrollen des Risikomaterials hier große Aufwendungen zu vollziehen sind. Ich glaube, dass man jedenfalls auch seitens des Landes versuchen muss, diese entsprechenden Budgetdotierungen aufrecht zu erhalten, dass diese Untersuchungsgebühren letztlich nicht wieder dem Endverbraucher, das ist in dem Fall dann der Bauer, bei den Schlachtgebühren und bei den Schlachtungen auf den Kopf fallen. Ich glaube, dass die Preissituation, wie sie zurzeit ist, nicht mehr zulässt, dass man hier noch weitere Belastungen für die Landwirtschaft in diesem Sinne macht.

Soviel zu diesem Bereich. Nochmals meinen herzlichen Dank für all diejenigen, die zur Sicherheit in Kärnten in den mannigfaltigen Bereichen beitragen und vor allem der Feuerwehr für ihre Freiwilligkeit und für ihre Selbstverwaltung, in der sie ja steht! Ich glaube, dass sie damit einen großen Beitrag für die Sicherheit in diesem Lande leistet. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und vom Abg. Willegger)

Lutschounig

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Mit Beendung dieser Wortmeldung ist die Gruppe 1 erledigt.

Wir kommen zur Gruppe 2: a. Unterricht und Wissenschaft. Als Erste zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Trodt. Ich darf Sie ersuchen, zu sprechen!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Trodt (FPÖ):

Mag. Trodt

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Hohes Haus! Wir haben jetzt über Zahlen, Daten, Fakten, gesprochen und ich möchte jetzt ein bis​schen einen Einblick geben, in die Schule, in das Schulwesen und wofür das ganze Geld verwendet wird. Unterricht – was ist das Ziel des Unterrichtes? Ziel des Unter​richtes ist es, die Schüler fit für das Leben zu machen, sie bereit zu machen, dass sie ein lebenslanges Lernen vor sich haben, neugierig drauf zu sein. Und, was ganz wichtig ist und was gefordert ist von der Wirtschaft, sind die sozialen Kompetenzen. Diese sozialen Kompetenzen müssen den Schülern und den Kindern vermittelt wer​den. Wie wir ja vorher gehört haben, lernen die Kinder durch Vorbildwirkung, durch das was vorgelebt wird. Also müssen auch die Lehrer über diese sozialen Kompeten​zen verfügen, denn sonst lernen es die Kinder ja nicht.

Wir haben jetzt für Führungskräfte im Schulwesen das Schulleiterauswahlverfahren entwickelt. Und dieses Schulleiterauswahlverfahren ist ein sehr komplexes, wo wirk​lich Führungskräfte ihre Qualitäten beweisen müssen. Sie müssen sich einem Komi​tee stellen, das aus einem Lehrervertreter, einem Elternvertreter, einem Vertreter der Schulaufsicht, einem Vertreter der Wirtschaft und der Schülerberater besteht. Wichtig ist auch noch die Biografie und auch ein psychologisches Testauswahlverfahren. Wir fordern, dass dieses Schulleiterauswahlverfahren, dieses Objektivierungsmodell, auch für die höheren Schulen gelten soll, denn auch diese Kompetenzen sollen in anderen Schulzweigen vorhanden sein.

Die Lehrerausbildung ist uns auch noch ein wichtiges Anliegen. An den pädagogi​schen Akademien, an den Universitäten sollen Lehrer herangebildet werden und an den pädagogischen Instituten; die stehen den Lehrern zur Weiterbildung zur Verfü​gung. Wir merken auch immer wieder, dass es vielleicht Menschen in diesen Beruf drängt, die vielleicht doch etwas anderes machen sollten oder die nicht so geeignet sind. Wir haben ein sehr festgefahrenes System. Wenn da jemand drin ist, kommt er sehr schwer raus. Diejenige Person ist unglücklich und derjenige Bezirk, der damit betraut ist, muss dann auch schauen, wie er dann die Leute unterbringt. Ich denke, es wäre ganz wichtig, wenn es Möglichkeiten gebe für Junglehrer, wenn sie merken ‑ oder schon für Lehrer in der Ausbildung - dass sie sagen, hoppala, das ist doch nicht das, was ich mir vorgestellt habe; ich wähle einen anderen Berufszweig und ich habe die Möglichkeit dazu. Ziel der Grundschule ist es, eine umfassende Grundbildung zu machen. Und ich stehe dafür ein, dass die Schüler in der Grundschule die Grund​kompetenzen, Lesen, Schreiben und Rechnen lernen sollen, denn, das ist jetzt das, was sie immer weniger können. Und das muss verstärkt in den Vordergrund gerückt werden.

Diese Grundkompetenzen sollen mit allen Sinnen vermittelt werden. Wir sind jetzt wieder bei den Dingen wie Musik, bildnerische Erziehung, Sporterziehung. Das alles trägt zur Entwicklung des jungen Menschen bei. Standards – man hört jetzt immer wieder von Standards. Standards werden entwickelt und sind auch wichtig, um zu wissen, was Schüler in einer gewissen Stufe oder was sie in einer gewissen Alters​stufe wissen sollen und wissen können und können müssen. Im Bereich der Päda​gogik nimmt die Sonderpädagogik eine sehr große Stelle ein. Die Integrationspäda​gogik verschlingt sehr viele Mittel. Die „Integration Österreich“ ging von den Eltern aus, die einen sehr großen Leidensdruck verspürten und einfach wollen, dass ihre Kinder, ihre behinderten Kinder, mit anderen Kindern zusammen aufwachsen und unterrichtet werden. Da ist neben dem Lehrer noch ein Sonderpädagoge in der Klasse, der eben diese Schüler begleitet. Es geht hier in erster Linie um die soziale Integration.

In Kärnten haben wir auch das Minderheitenschulwesen. Bei diesem Minderheiten​schul​wesen unterrichtet in der Klasse, in der Kinder angemeldet sind, neben dem Klassenlehrer auch noch ein Teamlehrer gemeinsam. Und die Schülerhöchstzahl wird herunter gesetzt von höchstens 30 auf 21. Dann, die Schulautonomie: Die Schulen haben die Autonomie. Das heißt, sie haben die Mög​lichkeit, innerhalb ihrer Rahmenbedingungen sich selbst Schwerpunkte zu setzen und da selber zu verwalten. Sie hören jetzt vielleicht immer ein großes Geschrei, aber ich denke, auch damit müssen wir in der Schule umgehen lernen. Und die Füh​rungskräfte müssen das auch können, dass sie ihren eigenen Bereich selber ver​walten. Denn, man bekommt Werteinheiten, das ist so ungefähr – man bekommt so​viel wie ein Geld und egal wie das Haus ausschaut, das man sich damit baut, das ist dann im Ermessen derjenigen Schule.

Dann sind alle Schulen Kärntens am Netz. Durch das Schülerverwaltungssystem „Sokrates“ können Schulen verwaltet werden und auch die einzelnen Schulungen derjenigen Personen, der Lehrer, der Direktoren, sind auch Landessache. Dann, ganz, ganz wichtig ist eine gelebte Schulpartnerschaft zwischen Lehrern, Eltern und Schülern und allen die mit der Schule zu tun haben; Schulpsychologie, Jugendamt, Jugend-Rot-Kreuz und so weiter. Und auch länderübergreifende Projekte. Also, wie Sie jetzt gehört haben, können wir über Zahlen, Daten und Fakten reden, aber es arbeiten Menschen darinnen. Und Unterrichtsarbeit ist Beziehungsarbeit und dazu gebraucht man doch andere Kompetenzen, als wenn man nur am Zeichenbrett sitzt oder nur mit Zahlen rechnet und eine Kosten-Nutzen​rechnung aufstellt.

Was uns jetzt noch bevorsteht ist die Flüchlingsproblematik. Wir bekommen Kinder die kein Wort Deutsch können. Das muss auch aus den Ressourcen des Landes ab​gedeckt werden. Und ich denke, da müsste auch der Bund soviel sein, dass er dem Land da beisteht, denn wir fühlen uns da doch ein bisschen allein gelassen. Ich hoffe, dass ich Ihnen einen kleinen Überblick über das Schulwesen und ein bisschen über die Hintergründe damit geben konnte. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Trodt

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Nach genauer Prüfung und Durchsicht des Bildungs- und Wissenschaftsbudgets, glaube ich sagen zu können, dass dieser Abschnitt des Kärntner Landeshaushaltes an und für sich einer ist, der mit den gerin​gen Mitteln, die wir dafür einzusetzen in der Lage sind, eigentlich punktgenau De​fizite verringert, die letztendlich ihre Verursacher auf Bundesebene zu finden haben. Ich möchte aber, bevor ich im Detail auf das Budget und einzelne unserer Fraktion wichtige Punkte eingehen möchte, generell einmal den Bogen spannen, in welchem Verhältnis wir Bildungs-, Wissenschaftspolitik – auch was meine Vorrednerin gesagt hat – Schulpolitik, zu bewerten haben.

Generell - und ich glaube, dass wir das heute auch am Vormittag in der Generalde​batte bereits dargestellt haben – haben wir es insgesamt mit einer generellen Umge​staltung unserer Gesellschaft in Richtung einer Wissensgesellschaft zu tun. Wir haben daher, auch was den Schulbetrieb als die Art Basis gemeinsam mit Kindergar​ten und Vorschule für die schulische Sozialisation betrifft, eine tiefgehende Ziel- und Organisationsdebatte in Österreich zu führen, auf Basis dessen, was die Reform​kommission auf Bundesebene – Klasse „Zukunft“ – eingesetzt von Frau Bundes​minister Gehrer, erarbeitet hat. Obwohl die Ergebnisse nicht konform mit den politi​schen Absichten der Frau Bundesminister gehen, halte ich es für notwendig, dass diese Punkte näher erörtert werden. Resultat dessen muss es sein, die Erstellung eines konsensualen und eines langfristigen Bildungsplanes, der auch vor sogenan​nten „Tabus“ der österreichischen Innenpolitik – Zweidrittelmehrheit bei Schulgesetz​gebung und ähnlichem – nicht halt machen darf, der aber auch den Mut haben muss, die teilweise Verkrustetheit von Strukturen in diesem Bildungssystem anzusprechen.

Und meine Damen und Herren! Es gibt einen hochinteressanten OECD-Bericht, der die Vergleichbarkeit der Effizienz der Schulsysteme, gemessen an der Pro-Kopf-Auf​gabe im OECD-Bereich, festmacht. Ich möchte Ihnen nur drei Zahlen zum Vergleich geben, die eigentlich unterstreichen, dass wir hier im gesamten Organisationssystem wahrlich noch einiges zu effektivieren haben. Im OECD-Durchschnitt werden pro Schüler/In von der Volksschule bis zur Universität – und diese Zahl ist kaufkraftbe​reinigt, also auf die wirkliche Kaufkraft pro Land abgestimmt – im Durchschnitt 5.957 Dollar pro Jahr, pro Schüler und Schülerin ausgegeben. In Finnland, welches in der PISA-Studie mit Abstand am besten bildungspolitisch abgeschnitten hat, sind das ge​ringfügig um einige Euro mehr – nämlich 6.094. Und Österreich, das sich im vorde​ren Mittelfeld, aber deutlich hinter Finnland befindet – 8.430 Euro. Also, um rund 50 Prozent mehr als es der OECD-Durchschnitt der auch konform geht mit den Leistun​gen, Outputs, des österreichischen Bildungssystems ist.

Also hier haben wir, meine Damen und Herren, verschiedenste Potenzialien, wo wir Dinge auf alle Fälle noch reduzieren können. Ich stimme mit der Frau Kollegin über​ein, dass die soziale Kompetenz nicht nur im Schul-, aber auch natürlich im Schulbe​reich, ein ganz wesentliches zu vermittelndes Gut ist. Ich füge nur hinzu, dass wir diese soziale Kompetenz nicht nur im Schulbereich, sondern auch überall anderswo dringender denn jemals zuvor brauchen werden. Ich möchte nur mit einem Satz auf das Objektivierungsverfahren, das Sie genannt haben, mit eingehen. Ich bin der Mei​nung, die Objektivierung hat ihre gewisse Berechtigung, aber wenn Objektivierung für einzelne Stellen gilt, dann kann es für mich nur noch einen Grundsatz geben. Es kann nicht nur für Schulleiter, sondern es hat für alle entsprechenden Positionen, so sie nicht politisch besetzt werden, in jedweder Form Geltung zu haben. Das heißt, Objektivierungsverfahren dann ja, wenn es wirklich überall dort durchgezogen wird, wo es zur Anwendung kommt. Und das heißt für mich, ohne Ausnahmen und ohne sogenannte andere Besetzungsformen.

Ich möchte jetzt generell zum Budget eingehen. Ich glaube, wir müssen uns bewusst sein beim Lesen dieses Budgets im entsprechenden Kapitel, dass hier das Land Kärnten, also wir, unsere Steuerzahler und Steuerzahlerinnen, zur Aufrechterhaltung der notwendigen Kopfzahl an Landeslehrerinnen und –lehrern 360 Landeslehrerplan​stellen zusätzlich bezahlen, um damit das Angebot, die derzeitige flächendeckende Bereitschaft an Bildungssystemen abdecken zu können. Hier wird es Aufgabe sein, auch des Landeshauptmannes, des Landesfinanzreferenten, in den Verhandlungen mit dem Bund über Finanzausgleichsgesetze sicherzustellen, dass hier die gesam​ten, dem zu Grunde legenden Kopf- und Relationszahlen im positivem Sinne für die Länder verändert werden.

Ich halte es auch für äußerst positiv, das möchte ich hier anfügen, dass es gelungen ist, auch im Landesbudget sicherzustellen, dass die Klassenvorstandsstunden im Bereich des Pflichtschulwesens für die Kärntner Schulen gewährleistet bleiben, weil das auch einer jener Bereiche ist, die wir am Vormittag unter einer anderen Präam​bel – nämlich Sucht junger Menschen – disktutiert haben, dass auch hier zusätzlich, in einem Bereich, wo sich junge Menschen zu einem Drittel ihrer Lebenszeit aufhal​ten, Vertrauenspersonen, Ansprechpersonen - und auf Grund der inneren Schul​struktur sind das vornehmlich Klassenvorstände – vorhanden sind. Die Schule schafft das Bildungsfundament für die Zukunft. Die individuellen Lebenschancen wer​den in Zukunft immer entscheidender von Bildung bestimmt. Ich halte diese Kernaus​sage auch für jene, die für diesen Budgetposten, auch das Budget, übernehmen wird … Ich möchte, ich glaube daher, dass wir die paar innovativen Mittel im Budget in Richtung Verbesserung des Systemes, also Systemqualität, in Standortqualität – da​mit meine ich auch sehr wohl die Hardwareschule, Schulgebäude, Möglichkeiten der Klassenraumgestaltung und in die Unterrichtsqualität - investieren sollten.

Erlauben Sie mir aber auch beim Kapitel „Bildung, Wissenschaft“ auf die Situation der Klagenfurter Universität, die Alma Mater unseres Bundeslandes einzugehen. Es ist auch heute schon sehr viel darüber diskutiert worden in der Fragestunde und in den Sitzungen des Landtages, in der Debatte zur Regierungserklärung. Ich halte noch einmal fest: Die drei Fakultäten, die wir derzeit hier in Klagenfurt an der Univer​sität anbieten, halte ich für den unteren Level. Das ist notwendig, um von einer Uni​versität, die auch eingebettet in die internationale Forschungsgemeinschaft ist, aus​gehen zu können. Ich unterstütze sämtliche Vorhaben, die in die Richtung der Schaf​fung eines technischen Schwerpunktes, der möglicherweise eine vierte Fakultät ein​mal als solches darstellt, gehen und bin aber der Meinung, dass wir einige andere Punkte die jetzt auch durch die Bologna-Richtlinien der Europäischen Union kom​men, wahrscheinlich mindestens gleichberechtigt behandelt werden müssen, um nicht nachteilige Verluste an Qualität und an Renommee unserer Universität hervor​zurufen.

Erster Punkt, und da komme ich wiederum zu meiner Vorrednerin zurück: Wir brauchen eine Akademisierung der gesamten pädagogischen Ausbildung. Das ist ein Gebot der europäischen Stunde; das ist etwas, wo wir einfach Aufholbedarf haben. Kein anderer Standort in Österreich bietet sich optimaler an als Kärnten, wo allein durch die räumliche Nähe der Pädagogischen Akademie, des Pädagogischen Instituts des Bundes, des Religionspädagogischen Instituts, aber auch der Ausbildungsszenarien für das Minderheitenschulwesen und jenen der Klagenfurter Universität, die vormals sogar noch eine „Universität der Bildungswissenschaften“ war, gegeben ist. Also hier, glaube ich, drängt sich de facto bei der Reduzierung der Standorte in Österreich eine Schwerpunktbildung in Kärnten auf.

Ich verweise darauf, dass wir im Budget nicht genügend Vorsorge dafür treffen können, dass die Fachhochschulen letztendlich mehr und mehr aus der finanziellen Phase des Bundes entlassen werden, dass hier auch entsprechende finanzielle Vorkehrungen getroffen werden können. Das wird zweifelsohne eines jener Probleme der Zukunft werden, mit denen wir uns konfrontiert sehen.

Ich denke, dass wir – auch noch einmal zurückkommend auf eine SPÖ-Forderung – die Überlegung nach flächendeckenden flexiblen Kinderbetreuungseinrichtungen genauso wertschätzen müssen wie die Einführung von vermehrten Vorschulklassen, denn der Zugang zum pädagogischen System fängt bereits im frühesten Kindesalter an. Ich komplettiere diesen Bereich mit der Erneuerung meiner Forderung auch im Sinne der Erfüllung der Bologna-Leitlinien, dass das Landeskonservatorium spätestens bis zum Jahr 2007 entweder eine Musikschule oder aber eine Musikhochschule werden muss. Diese Entscheidung haben auch wir hier im Kärntner Landtag durch entsprechende budgetäre Voraussetzungen oder Hilfestellungen diesbezüglich zu leisten.

Ich möchte zum Schluss kommen und ganz generell noch einmal auf ein paar Punkte differenzierend eingehen, die auch auch im Budget auffallend sind, die mit Wirtschaftsdaten zusammenhängen. Wir haben, wie das „Format“ vor zwei Wochen feststellte, in Kärnten die höchste High-tech-Beschäftigungsrate. Das ist zweifelsohne bei einem Anteil von 3,6 % an allen unselbstständig Beschäftigten eine positive Zahl. Ich würde sie aber so allein nicht stehen lassen, weil ich sie unbedingt in Verbindung bringen möchte mit einer anderen Zahl, die mir mehr Sorge bereitet, nämlich dass wir gleichzeitig die geringste Anzahl von Internetanschlüssen in den Kärntner Haushalten haben, nämlich auch hier nur eine Anschlussquote von knapp 30 %. Hier wird, meine Damen und Herren, ein großer Handlungsbedarf sein, dem mit Schlagworten wie „Breitbandwegen“ und anderen Bereichen mit Förderungen notwendigerweise zu begegnen sein wird.

Wir haben in den Rahmenbedingungen mit 11,4 % im ersten Quartal 2003 die höchste Erwerbslosenrate, Arbeitslosenquote, aller Bundesländer. Wir haben – trotz andersseitiger Bedeutungen, und das ist natürlich auch budgetwirksam – mit 89,5 % des österreichischen Durchschnitts auch noch immer die geringste Kaufkraft, wiewohl Anzeichen vorhanden sind, dass sich die Tendenz für unser Bundesland mittelfristig bessern wird.

Insgesamt glaube ich, dass wir noch einmal mehr die bundespolitische Beeinflussung auch eines Landesbudgets mit heranziehen müssen. Wir haben, wie ich es bereits ausführte, ein in Summe zu teures Schulsystem, was das, verglichen mit dem Output, betrifft. Ich bin der Meinung, dass wir, gemessen an den Ausgaben pro Kopf die gleichzeitige Angebotsreduzierung, wie sie vielfach vom Bund ventiliert wird, uns nicht gefallen lassen müssen. Ich denke, dass hier eine gewisse Umstrukturierung nottut.

Ich glaube, dass wir auch Ansätze, die zwar nicht im Bildungsbereich sind, diesen aber natürlich tangieren, mit berücksichtigen sollten, nämlich dass die Mobilität jetzt nicht nur von Lehrern und Lehrerinnen sondern in absehbarster Zukunft und parallel dazu einstweilen auch die Mobilität von Schülerinnen und Schülern durch das EU-Programm gefördert werden sollte.

Meine letzte, fast persönliche Bitte, abschließend zu diesem Budgetpunkt: Vielleicht ergibt sich auch im Rahmen des Nachtragsvoranschlages die Möglichkeit, sehr positive Initiativen der Europäischen Union wie jene "Education to sport" auch in unserem Bereich, auch im Bereich des Landes Kärnten, mit zu verankern.

In Summe noch einmal zusammenfassend: Der Bereich „Bildung und Wissenschaft“ macht, aus meiner Sicht, das Beste im Rahmen des Möglichen. Vielleicht haben wir die Möglichkeit, beim Nachtragsvoranschlag da und dort noch Akzente zu setzen, die ein eigenes Profil ergeben. Wie gesagt, die gesamten Rahmenbedingungen im Bildungsbereich sind nicht nur positiv, sondern leider, muss ich sagen, negativ beeinflusst durch jene Bundesvorgaben. Ich danke Ihnen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Knicek (FPÖ):

Mag. Knicek

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Im freiheitlichen Bildungsprogramm steht im Kapitel 16, dass jeder ein Grundrecht auf Bildung hat. Die Bildung ist das kulturelle Instrument zur Herstellung von Chancengleichheit, zur Ausübung von Freiheit und zur Teilnahme am demokratischen Leben. Sie dient zur Persönlichkeitsentfaltung ebenso, wie sie zu verantwortlichem Handeln besteht. Der Staat hat die Rahmenbedingungen, die Finanzierung und die grundlegenden Zielvorgaben für das Bildungssystem sicherzustellen. Eine Zielsetzung, die nicht nur freiheitliche Bildungspolitik fordern sollte, vielmehr sollten alle Verantwortlichen ihr Augenmerk darauf richten, dass unsere Kinder und Jugendlichen alle Möglichkeiten für eine adäquate Ausbildung bekommen.

In Kärnten ist es mittlerweile gelungen, unter nicht einfachen Bedingungen eine optimale Schulstruktur zu schaffen. Warum sage ich „unter nicht einfachen Bedingungen“? – Geburtenrückgang. In den nächsten drei Jahren ist noch einmal ein Schwund von 3.000 Pflichtschülern zu erwarten. Und ein Überschuss an pragmatisierten und unbefristet angestellten Lehrern und Lehrerinnen macht es nicht einfach, Schule zu organsieren, und zwar so zu organisieren, dass die Kosten mit den Bundesvorgaben abdeckbar sind. Dazu kommt noch, dass zurzeit 960 Junglehrer in der Bewerber-Evidenz auf Anstellung warten, wobei man allerdings sagen muss, dass 250 schon bei der Bewerbung um Aufschub bitten, da sie entweder vorübergehend in anderen Bereichen tätig sind, in anderen Bundesländern unterrichten oder sich im Karenzurlaub befinden.

Die Situation in unserem Land ist nach wie vor so, dass es in allen Bereichen viel mehr ausgebildete Lehrer gibt, als angestellt werden können und sich für diesen Personenkreis die Wartezeit allein schon durch die sinkenden Schülerzahlen wesentlich verlängert.

Die Aufnahme von Junglehrern ist, bekanntermaßen, gesetzlich geregelt und für alle Bewerber transparent und nachvollziehbar. Welche Möglichkeiten haben wir also, zusätzlich den Junglehrern eine Chance zu geben? – Setzen wir sie doch vermehrt in die Nachmittagsbetreuung ein! Die Junglehrer zur Nachmittagsbetreuung heranzuziehen, wird in Kärnten im nächsten Schuljahr verstärkt zur Umsetzung gebracht werden. All jene Schulen, die in der Schulabteilung ein entsprechendes Betreuungskonzept vorlegen, können für täglich zwei Lernbetreuungsstunden Junglehrer einsetzen. Das geforderte Konzept kann individuell gestellt werden und muss einen Partner (entweder eine Gemeinde oder einen Hort) haben: Die Mittagsverpflegung, die Freizeitgestaltung müssen natürlich festgelegt sein. Diese Arbeit kann von arbeitslosen Junglehrern übernommen werden. Es müssen auch Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Die Vorteile einer so konzipierten Betreuung liegen nicht nur darin, dass Junglehrer eine Chance auf einen Arbeitsplatz bekommen, sondern auch darin, dass die Kinder auch am Nachmittag eine Lernbetreuung erfahren und dass die Eltern dieses Angebot individuell nach ihren Bedürfnissen nützen können. Die Kinder können die ganze Woche hindurch oder nur an einzelnen Tagen diese Lernbetreuung in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist die Kontinuität. Die Stunden werden ab dem kommenden Schuljahr vom Bund zur Verfügung gestellt und 1:1 weitergegeben werden.

Noch einmal auf den Geburtenrückgang zurückkommend, der speziell im ländlichen Bereich zu sehr niedrigen Schülerzahlen führt, möchte ich dezidiert darauf hinweisen, dass wenn es zu Standortdiskussionen kommt, dies nicht ein Abbau der Bildung ist, sondern einzig und allein auf den Schülerrückgang zurückzuführen ist. Da auch im ländlichen Bereich eine Ausbildungsoptimierung stattfinden muss, gilt es zu überlegen, wie die Schulstrukturen angelegt werden könnten, damit die Schüler auch dort eine optimale Bildungsversorgung erfahren.

Ein ganz großes Ziel freiheitlicher Bildungspolitik war und ist die moderne Technologie in den Schulen. Die Jugend muss als Zukunftsträger modern und praxisbezogen ausgebildet werden, da sie durch den härteren Wettbewerb und die Globalisierung vor immer größere Herausforderungen gestellt wird. Hundert Prozent der Pflichtschulen Kärntens sind beim Kärntner Schulnetz angeschlossen. Nicht nur die Schüler- sondern auch die Lehrerverwaltung sollen in Zukunft mit dem „Sokrates-Programm“ bearbeitet werden. Dies ist eine Errungenschaft, die in den letzten drei Jahren aufgebaut wurde und uns an die Spitze der Bundesländer reiht. Wir kooperieren mit Salzburg. Dies ist auch ein Bundesland, das mit uns gleichzieht.

Unsere Berufsschulen nutzen diese hundertprozentige Vernetzung auch schon in der Lehrerverwaltung. Da ich jetzt bei den Berufsschulen „gelandet“ bin, möchte ich auch noch dieses mittlerweile weit gediehene „Berufsschulkonzept“ erwähnen. Das hat uns heute schon der Landeshauptmann in der Fragestunde etwas näher erläutert. Die Zielsetzungen, die Sie in diesem Konzept finden, wurden auf breiter Basis mit den Direktoren und der Schulaufsicht sowie mit den Vertretern der Sozialpartner beraten und mit hoher Akzeptanz angenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie Sie sehen, sind in den letzten Jahren – trotz schwieriger Umstände – viele Ziele positiv umgesetzt worden. Ich möchte mich an dieser Stelle bei all den Mitarbeitern in der Schulorganisation, im Aufsichtsbereich und vor allem bei jedem einzelnen Lehrer für die Bereitschaft und den Einsatz bedanken, denn nur dadurch war und ist so ein positives Ergebnis im bildungspolitischen Bereich möglich! Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt dem zuständigen Referenten, Landeshauptmann Dr. Haider, das Wort.)

Mag. Knicek

Landeshauptmann Dr. Haider (FPÖ):

Dr. Haider

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde ein paar Bemerkungen zum Budget im Schulbereich machen. (Die Mikrofonanlage funktioniert nicht. Der Vorsitzende zum Landeschef: Entschuldige, Herr Landeshauptmann! – Nachdem das LH-Mikrofon sich weiterhin nicht schalten lässt: Es geht das Mikrofon vom Landeshauptmann leider nicht. Bitte, Herr Landeshauptmann, zum Pult.) Ich gehe da her. Gut! – Ich darf nur ein paar Bemerkungen machen. Die Vorrednerin hat ja darauf hingewiesen, dass wir im Pflichtschulbereich an sich eine Menge von Problemen haben, weil es einen dramatischen Schülerrückgang von mehr als 1.000 Schülern im Laufe der Jahre gibt. Wir haben das bisher durch eine Änderung des Kärntner Schulgesetzes – indem wir auch kleinere Volksschulen und Hauptschulen am Leben erhalten haben – regeln können. Wir haben das auch dadurch gelöst, dass die zusätzlichen Lehrer, die wir vom Bund aus nicht mehr bezahlt bekommen, weil die Verhältniszahl zwischen Schülern und Lehrern nicht mehr stimmt, auf Grund des Schülerrückgangs, dass wir das selbst aus dem Landesbudget mitbezahlt haben. Auf die Dauer wird das nicht gehen, das heißt wir werden uns auch im jetzigen ins Klare kommen müssen: In welcher Größenordnung sind Schulen für uns erstrebenswert, was bedeutet für uns die kleine Schule im ländlichen Bereich und wie viel ist auch das Land bereit, für Aufgaben, die an sich der Bund früher bezahlt hat, aber die durch den Schülerrückgang nicht mehr gewährleistet sind, mit aufzuwenden? 35 Millionen Euro sind jedenfalls jährlich eine Größenordnung, die natürlich ohne weiteres nicht mehr finanzierbar ist. Das heißt nicht, dass wir von den benötigten Lehrern weniger im Dienst haben, aber es wird unter Umständen manchen Vertragslehrer treffen, weil wir ja viele Lehrer an schulfesten Stellen haben, die durchaus in ihrer Schule nicht ausgelastet sind und an anderen Schulen unterrichten könnten. Ich sage das auch ganz offen: Ich kann mir durchaus vorstellen, dass man in einer Zeit der Mobilität nicht nur dem Arbeitnehmer zumutet, dass er mobil ist, sondern selbstsverständlich auch ein Lehrer in Kärnten eine Mobilität aufweisen muss, um damit auch letztlich die Qualität des Unterrichts im ländlichen Raum aufrecht erhalten zu können.

Die Frage der Nachmittagsbetreuung wird sich entspannen. Wir können hier eine entsprechende Aufbauarbeit leisten, wenngleich meines Erachtens noch viel zu wenig wirkliche Bereitschaft in den Gemeinden da ist, das Angebot anzunehmen und Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen, damit die Nachmittagsbetreuung ausgebaut werden kann.

„Aktion Schule ans Netz“, da sind also mehr als 25 Millionen Euro oder rund 300 Millionen Schilling in den letzten Jahren investiert worden. Wir sind also hier zu hundert Prozent jetzt am Netz, das heißt unsere Kinder in den Volks- und Hauptschulen haben damit auch den Zugang zur modernsten Technologie. Wir haben das darüber hinaus auch in Teilen bereits im Berufsschulsystem ebenfalls implementiert, um damit auch die Qualität des Unterrichts zu verbessern.

Beim Berufsschulbereich habe ich Vormittag schon ein bisschen etwas sagen kön​nen. Ich sage nur: Wir sind hier bei der Fertigstellung des Berufsschulkonzeptes neu. Es fehlen uns also noch die Investitionen für den Tourismusbereich; sei es Oberwol​lanig – muss neu platziert werden. Idee ist: Die Alpen-Adria-Schulakademie im Rah​men vom Warmbad anzusiedeln und in Spittal ebenfalls dieses Kompetenzzentrum „Lüftung-Heizungstechniker“ dort anzusiedeln und gleichzeitig ein Kompetenzzen​trum für erneuerbare Energie zu machen.

Für die Berufsschulen wird es aber auch immer wichtiger, dass wir überbetriebliche Ausbildungseinheiten schaffen, die letztlich auch einen Ausgleich zwischen dem, was in der Firma nicht mehr unterrichtet werden kann oder nicht gelernt werden kann und den neuen Erfordernissen machen können. Denken Sie also nur daran – wir haben im vergangenen Jahr plötzlich die Mitteilung bekommen, dass auf Grund der neuen Ausbildungsrichtlinien im Berufsausbildungsgesetz die Schlosser im Rahmen einer CAD-Ausbil​dung usw., CNC-Automaten, beherrschen müssen. Es gibt aber wahr​scheinlich 80 Prozent der Schlosserbetriebe, die solche Automaten nicht haben. Und diese CNC-Automaten sind sehr teuer. Das heißt, es waren mit einem Schlag plötz​lich die meisten Lehrlinge ohne entsprechenden Ausbildungsplatz, weil die Betriebe die Jugendlichen auf Grund der geänderten Ausbildungsvorschriften, die ja über Nacht geändert worden sind, nicht mehr unterbringen konnten.

Hier müssen wir dann die Krücke finden und das in Ausbildungsakademien, in Lehrlingsakademien, in überbetrieblichen Lehrwerkstätten oder auch durch ein bes​seres Angebot von den Berufsschulen kompensieren. Damit Sie auch ein bisschen sehen, dass hier gerade im Berufsschulbereich, unwahrscheinliche Veränderungen auf uns zukommen, weil in Wirklichkeit die klassische duale Ausbildung - dass man im Betrieb die Praxis lernt, in der Berufsschule die Theorie- schon längst nicht mehr funktioniert und daher überbetriebliche Ausbildungseinrichtungen immer notwendiger werden. Daher haben wir auch die Elmont-Akademie ins Leben gerufen, die be​schickt wird von Firmen, wie den Wietersdorfern, wie der Firma Elmont natürlich, der VA-Tech-Lehrlinge, von Infineon kommen Lehrlinge, um diesem überbetrieblichen Ausbildungsgedanken Rechnung zu tragen. Das Gleiche bei der IT-Ausbildung, so​dass wir diesen Weg fortsetzen werden müssen, wenn wir auch das Ausbildungspro​fil für die Facharbeiter entsprechend schärfen.

Wichtig erscheint mir auch, darauf hinzuweisen, dass nicht nur gejammert werden soll über Mittel, die uns fehlen, weil der Bund irgendetwas gekürzt hat. Ich würde gerne einmal auch gegenüber stellen, was wir uns zusätzlich geholt haben. Denn, dass es möglich gewesen ist, ein Lakeside-Projekt in Klagenfurt aufzusetzen, das in der Endausbaustufe 2200 neue Arbeitsplätze bedeutet und das jetzt in der erste Aus​baustufe fertig ist und auch verkauft ist an Firmen, hat damit zu tun, dass wir hier zu​sätzlich Mittel die auch im Bildungsbereich letztlich zugeordnet werden können, an​gesprochen haben. Es sind immerhin 53 Millionen Euro investiert, wo einen erheb​lichen Teil auch der Bund mitträgt und das Land mitträgt. Wir sind also sozusagen Partner auf diesem Sektor. Und wir haben vom Bund etwa 8,3 Millionen für die Tech​nologie​ausbildung uns zusätzlich gesichert im vertraglichen Bereich, die ebenfalls zum Einsatz kommen und bereits auch hier bei Projekten zur Umsetzung kommen. Das ist also eine ganz schöne Summe. Das heißt, das kleine Kärnten hat etwa fast eine Milliarde österreichischer Schillinge zur Verfügung, um hier zusätzliche Verbes​serungen der Bildungsstrukturen in die Wege zu leiten!

Dazu gehören auch die verstärkte Ausbildung im höheren Schulwesen, dass wir so​genannte „IT-Klassen“ schaffen. Ich nenne also nur eine Ziffer. Im Jahre 1999 haben wir 21 Schüler in einer einzigen Klasse für Informationstechnologie oder IKT, wie es also im Schulbereich heißt, gehabt. Jetzt haben wir nicht mehr 21 Schüler sondern über 3.000 Schüler, die quasi ausbildungsbegleitend auch mit den modernen Techno​logien zu tun haben, oder sie im Unterricht einsetzen, oder überhaupt Laptop-Klas​sen haben, wo sie mit dieser neuen Form der Kommunikation auch entsprechend das Arbeiten gelernt haben. Also, da ist schon auch ein gewaltiger Sprung nach vorne passiert in unserem Land.

Das Gleiche lässt sich etwa an den Sonderbereichen der Schulen nachvollziehen. Dass wir heute in Villach eine HTL für Informationstechnologie haben, ist auf diese Initiative des Landes zurück zu führen. Wir haben also die alten Räumlichkeiten der Fachhochschule in Villach genutzt, um dort eine HTL für Informationstechnologie zu etablieren, um damit auch eine weitere Komplettierung des Angebotes zu Stande zu bringen, das dann im Fachhochschulbereich fortgesetzt wird. Der Fachhochschulbe​reich wird uns in den nächsten Monaten sicherlich manche Diskussion bescheren, denn da hats eine gewisse Begehrlichkeit gegeben in den Gemeinden. Jeder wollte seine Fachhochschule haben. Jetzt haben wir also ein dezentrales System gefahren. Wir haben gesagt, in Klagenfurt, in Villach, in Spittal und zuletzt auch in Feldkirchen. Jetzt haben alle die Fachhochschule und jetzt beginnt umgekehrt die Verweigerungs​haltung, dass die Bürgermeister sagen: Eigentlich wollen wir neue Lehrgänge, die wir jetzt beantragt haben, nur mehr dann bei uns haben, wenn der Finanzierungsschlüs​sel zwischen dem Land und den Gemeinden geändert wird. Derzeit zahlen die Ge​meinden etwa 30 Prozent von den Fachhochschulkosten. Aus meiner Sicht ist das schwer argumentierbar, weil wir hier ein Konzept verfolgen, das im Grunde genom​men von allen so gewünscht worden ist und das quasi eine vertragliche Grundlage darstellt.

Wenn man sich zu seinem Fachhochschulstandort nicht mehr bekennt, dann muss man das auch sagen, weil dann müsste auch Kärnten sich überlegen, die Fachhoch​schulen an einem oder zwei Standorten zu konzipieren. Das heißt also, es würde sicherlich ein erheblicher Aufwand in der Administration wegfallen – weil so haben wir halt mehrere Standorte zu betreuen. Hätten wir einen oder zwei Standorte, würde da sehr viel Geld gespart werden können. Aber, das war die bewusste Entscheidung der Regionen, dass wir auch die Regionen durch Bildungseinrichtungen aufwerten wollen. Und es gibt also durchaus das Interesse, etwa der Stadt Wolfsberg, die sich schon gemeldet hat und gesagt hat: Naja, wenn die alten Fachhochschulstandorte offenbar nicht mehr dabei sein wollen, - wir sind bereit, Lehrgänge zu übernehmen und damit zum Fachhochschulstandort zu werden, was also durchaus auch im Land eine Möglichkeit ist. Das heißt, wir können im Land damit sagen, es gibt Fachhoch​schulstandorte, die wollens nicht mehr sein, aber dafür übernehmen diese Ausbildun​gen andere Gemeinden, die in der Lage sind, das zu tätigen. Damit möchte ich nur sagen, wo die Bandbreite der Diskussion in der nächsten liegen wird, weil wir na​türlich schon Wert darauf legen müssen, dass eine entsprechende Unterstützung auch von jenen Gemeinden, die diese Fachhochschulen haben wollten, auch in der Zukunft gegeben ist.

Letzter Punkt ist dann die Universität; Universitätsbereich. Ich habe schon vormittags gesagt, wir haben also sechs Stiftungsprofessuren, die wir vom KWF finanzieren. Das heißt, dass wir hier ein paar Jahre lang neue Studienrichtungen bzw. neue Lehr​stühle im technischen Bereich und in der Informationstechnologie finanzieren und auch einen Lehrstuhl für Nachhaltigkeit, um dann vom Bund die Übernahme dieser Lehrstühle zu bekommen. Das ist auch vertraglich vereinbart und ist also in der Form möglich. Alles in allem ist es ein relativ schlüssiges Konzept, das auf allen Ebenen ein Maximum an Angeboten für unsere Jugendlichen darstellen soll. Und warum wir etwa so um das Lakeside-Projekt kämpfen, hat einfach damit zu tun, dass wir damit auch am besten die Vernetzung von moderner Ausbildung mit betrieblicher Praxis demonstrieren können, weil hier einfach im Umfeld der Universität und im Nahbe​reich der Fachhochschulen im Klagenfurter Bereich eine Art Campus-System ent​steht, wo Betriebe, die im Bereich der Technologie beheimatet sind, erfolgreich arbei​ten und junge Absolventen der Fachhochschule, der Universität oder Studenten, auch die Möglichkeit der Mitarbeit und der Kooperation nutzen können. Das ist also wichtig.

Daher haben wir, weil wir derzeit den größten Science-Park Österreichs in Kärnten errichten, auch letztlich in all diesen Bereichen das Interesse erweckt, um wie das FORMAT in einer Betrachtung, in einem Sondermagazin über Kärnten, jetzt – die Wahlen sind ja vorbei – auf einmal sagt, dass wir eigentlich in vielen Bereichen führend sind, freut uns sehr, weil wir damit auch (Beifall von der FPÖ-Fraktion) zur Kenntnis nehmen können, - damit auch zur Kenntnis nehmen dürfen – dass das, was ich Ihnen auch vor dem 7. März immer gesagt habe, dass Kärnten in verschiedenen Bereichen eine führende Position errungen hat und wie Sie gestern in den Medien auch lesen konnten, dass Kärnten in der Wirtschaftsentwicklung generell im Jahre 2003 durch den jüngsten Bericht über die regionale Wirtschaftsentwicklung des WIFO. Das WIFO hat also schon auch anders geschrieben über Kärnten, aber jetzt haben sie das Jahr 2003 analysiert. Und im Jahre 2003, sagt das WIFO, ist Kärnten auf den Platz 3 unter den erfolgreichsten Bundesländern. (Einsetzender Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Das heißt also, wir sind schon längst nicht mehr Schlusslicht, sondern wir haben mit einem überdurchschnittlichen Wachstum, gemessen am österreichischen Wirt​schaftswachstum von 1,5 Prozent, den Rang 3 errungen, was uns durchaus freuen kann, was aber auch ein Indikator ist, dass wir in die richtigen Strukturveränderungen in unserer Wirtschaft investiert haben und dass viele neue Projekte, die wir angehen, plus die Verbesserung unserer touristischen Infrastruktur, einfach auch der richtige Weg sind. Das heißt also, wir brauchen nichts Neues erfinden. Wir müssen nur die​sen Weg auch konsequent weiter gehen. Das heißt, uns auf diesem technischen Be​reich noch verstärkt aufstellen. Alleine seit der Wahl haben wir eine Reihe von neuen Betriebsentwicklungen auf diesem Sektor erreicht. Die Firma Infineon ist nicht nur in Villach jetzt stärker eingestiegen, sondern sie hat auch ihren Software-Bereich in den Lakeside-Park verlegt und es wird hier mit mindestens 120 Mitarbeitern im Herbst ge​startet. Und ein nächster Schritt wird noch dazu kommen.

Wir haben bei der Firma WILD eine Ausgliederung, dass die Firma WILD das erste Mal auch in den Elektronikbereich geht und in Wernberg einen eigenen Betriebsteil für die Elektronik macht. Damit haben wir also einen Teil der Probleme abgehandelt, als Legrand zugesperrt hat und wir werden in Wernberg, bereits mit Beginn Herbst sagen können, dass am ehemaligen Legrand-Standort mehr Mitarbeiter beschäftigt sind, als sie vorher Beschäftigte gewesen sind. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Also, hier zahlt es sich einfach aus, dass wir in diesem Technologiebereich sehr stark investieren und dass auch das Land in der Vergangenheit durch die Unter​stützung auch durch den Finanzreferenten, der die Dinge möglich gemacht hat, die jetzt abreifen und von denen wir sehen, dass sie uns gut tun. Weil genau diese Ver​netzung, neue betriebliche Strukturen und gute Ausbildungsangebote, gibt uns auch die Möglichkeit, dass wir in der Zukunft mehr Jugendliche, die bei uns eine ordent​liche Ausbildung machen, auch im eigenen Land beschäftigen können. Das war ja auch immer die Forderung, abgesehen davon, dass solche Betriebe, von denen wir hier reden, letztlich auch solche sind, die über bessere Verdienstmöglichkeiten für die Mitarbeiter verfügen und damit auch ein Beitrag geleistet wird, zum Ziel das sich die neue Landesregierung gesetzt hat. Dass nicht nur sichere Arbeitsplätze für die Menschen da sind, sondern dass auch mehr verdient werden kann, dass die Ein​kommensverhältnisse sich verbessern. Das heißt: Gute Ausbildung, besseres Ein​kommen ist auch eine stärkere Wertschöpfung dann im eigenen Land, die sich für uns also hier positiv entwickelt.

Und das hat sehr viel mit dem Bildungssystem zu tun. Daher sage ich: Wir sollten alle Anstrengungen unternehmen, dieses fachliche Angebot, das es im mittleren und höheren berufsbildenden und allgemeinbildenden Bereich gibt, zu verbessern. Und wir sollten uns massiv anstrengen, auch in der sogenannten Lehrlingsausbildung noch besser zu werden, denn eines hat sich herausgestellt: Es ist bei Betriebsansie​delungen, bei Erweiterungen, bei Investitionsentscheidungen der Unternehmen längst nicht mehr entscheidend, welche Förderungen gegeben werden. Das primär Entscheidende ist, über welche Fachkräfte verfügt die. Und zwar nicht nur über Inge​nieure, sondern auch über den klassischen Facharbeiter, der aber heute längst nicht mehr der Arbeiter ist, der irgendwelche handwerklichen Tätigkeiten vollzieht, sondern der eine Kombination aus kopf- und handwerklicher Arbeit darstellt und enorme Be​fähigungen aufweisen muss, um diese fächerübergreifende Ausbildung auch im Be​rufsschulbereich sicherzustellen. Das wird also in dieser Periode die große Heraus​forderung sein und daher auch dieser Schritt zur kostenlosen Berufsreifeprüfung. Denn es muss für einen fachlich qualifizierten und ambitionierten jungen Menschen die Möglichkeit bestehen, durch die Durchlässigkeit des Systems ohne Widerstände und ohne finanzielle Probleme, sich auch weiterbilden zu können und bis zur Fach​hochschule oder bis zur Universitätsausbildung auch sich durcharbeiten zu können.

Es gibt viele Jugendliche, die von zu Hause aus auf die falsche Bildungsebene geschickt werden, indem zu Hause kein Verständnis für eine höhere Bildung ist, sondern gesagt wird: „Du gehst arbeiten und am besten etwas lernen.“, doch es stellt sich heraus, dass er eine enorme Begabung ist, die auch durch eine erhöhte verbesserte Ausbildung neue Karrierechancen erringen kann. Genau um diesen Zusammenhang geht es. Ich denke, dass wir hier die Weichen richtig gestellt haben.

Ich darf den Landtag ersuchen, auch beim Nachtragsvoranschlag nicht zu vergessen, dass wir nicht nur irgendwelche Sport- und Kulturförderungen überlegen sollten, sondern dass wir primär auch im Bildungsbereich die hohen Investitionen und das riesige Engagement des Landes aufrechterhalten sollen. Denn das bringt uns nach vorne, und das schafft den Aufstieg auch für Kärnten! (Starker Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Tauschitz. Ich erteile Ihnen das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Doktor bin ich keiner. Ich will auch nicht Professor werden oder Dr. med. oder so. Ja. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da haben wir schon den „Dr. Sablatnig“ gehabt. Sei vorsichtig! Oder Primarius. – Heiterkeit im Hause.) Ich möchte da auch nicht Primarius werden.

Hoher Landtag! Herr Präsident! Herr Landeshauptmann, Stellvertreter und Landesräte! Hochinteressiert habe ich gerade den Ausführungen des Herrn Landeshauptmannes gelauscht und möchte kurz auf Unterricht, Erziehung und Bildung eingehen, um dann aber gleich auf den Sport zu sprechen kommen. So ist das ausgemacht. Ich möchte voranstellen, dass es mich wundert, wieso es bei den Zuschüssen für Investitionszwecke bei der Uni Klagenfurt – die ich selbst noch besuche – zu einer Kürzung von 800.000 Euro gegenüber dem Voranschlag 2003 und mehr als 900.000 Euro gegenüber dem Rechnungsabschluss gekommen ist. Insgesamt bin ich der Meinung, dass der Bildungsbereich nicht der richtige Bereich ist, um zu sparen. Interessant finde ich in diesem Aspekt die Finanzierung der Fachhochschulen.

Ich glaube, dass es der Landeshauptmann sich zu einfach macht, wenn er vor kurzem in einer Zeitung sagt: „Die Fachhochschulen sollen, wenn sie mit dem Finanzierungsschlüssel nicht zu Recht kommen, einfach Studiengebühren einführen.“ Das ist, glaube ich, zu einfach. Etwas würde mich jetzt besonders interessieren, und vielleicht kann sich der Landeshauptmann diesbezüglich noch zu Wort melden: Er hat gerade vorhin gesagt, dass die Standortgemeinden zirka 30 % der Kosten tragen. Meines Wissens und nach Auskunft von Bürgermeistern der Standortgemeinden ist das nicht der Fall. Es ist zurzeit 50:50 bzw. 60:40. Also wenn das schon 70:30 ist, dann ist das … (LH Dr. Haider: Der Bund, das Land und die Gemeinden sind dabei!) Und ist der Aufteilungsschlüssel jetzt noch bei 40:60 oder bei 70:30? (LH Dr. Haider: Der Bund zahlt 50 % und wir, das Land und die Gemeinden zahlen 50 %.) Damit wäre quasi die Forderung der Bürgermeister-Standortgemeinden erfüllt. Ich glaube, die freuen sich sehr, das zu hören. (LH Dr. Haider: Warum sich dann aufregen?!) Das höre ich jetzt und freue mich ganz sicher, weil wir das gerade eben noch geklärt haben.

Eine weitere Geschichte, die ich noch anbringen möchte, die ist vorhin von einer Kollegin gebracht worden, und zwar klingt es im „Regierungsprogramm“, dass es im Pflichtschulbereich und im höheren Schulbereich zur Prüfung des Erhaltes des Bildungsangebotes im ländlichen Raum kommen soll. Ich glaube, wir sollten das nicht prüfen, sondern sichern. Ich verstehe durchaus die Problematik der sinkenden Schülerzahlen. Das ist keine Frage. Dieses Problem haben wir überall, vor allem draußen am Land. Aber ich glaube, in diese Prüfung ist absolut notwendig, die langfristige Entwicklung einzubeziehen. Also auf Grund von kurzfristigen Schülernotständen würde ich bitten, jetzt nicht Schulen zu schließen und dieses Gesetz, welches in der vorigen Legislaturperiode, glaube ich, von der FPÖ und von der ÖVP gemacht worden ist, nicht aufzulösen.

Damit wäre ich dann schon beim Sportbereich. Ich glaube, das geht? Oder?! (Abg. Mag. Ragger: Das geht nicht mehr!) Danke! Das, mit den Untergruppen, das ist für mich alles neu. Das mit den Untergruppen, das ist mir nicht so klar. (Lärm im Hause. – LH Dr. Haider: Ich will niemanden beeinflussen!) Danke! Im Sportbereich ist es ident, wie vorher mit 7,1 Millionen Euro dotiert, außer im Bereich der Mittel. Es hat ja innerhalb des Bereiches Mittelumschichtungen gegeben. Einerseits wurde beim Ansatz Alpe-Adria eine Kürzung von 440.000 Euro vorgenommen und andererseits beim Ansatz Sportstätten und Sporteinrichtungen und Leistungszentren eine Erhöhung von 500.000 auf 3,6 Millionen Euro vorgenommen. Diese 500.000 sind für die Fußballakademie und diese Fußballakademie, entspricht einem einstimmigen Regierungsbeschluss, den ich auch absolut befürworte. Denn ich glaube, wir sollten alles unternehmen, unserem Fußballnachwuchs in Kärnten und in Klagenfurt eine optimale Ausbildungsstätte zu liefern: für den Sport und für die Entwicklung unseres Fußballs. An alle Verantwortlichen des FCK appelliere ich aber, verstärkt diesen Nachwuchs zum Einsatz kommen zu lassen; in der Kampfmannschaft zum Einsatz kommen zu lassen! Weil, ohne großer Sportexperte zu sein – und das bin ich wirklich nicht -, kann es aus meiner Sicht nicht sein, dass insbesondere im letzten Jahr passiert ist, dass der überwiegende Teil der Mannschaft sich aus zugekauften Spielern zusammensetzt. Das war sicherlich nicht der richtige Weg – und dementsprechend hat sich das Negativergebnis eingefunden. Ich glaube, der richtige Weg und wie es sinnvoll ist, das wird seit Jahren in der Eishockey-Bundesliga praktiziert. Hier war auch der entscheidende Wegbereiter, dass unser Traditionsverein KAC auch den Meistertitel heuer nach Hause tragen hat können, die Tatsache, dass man den Nachwuchs gefördert hat. Dass der Nachwuchs ganz aktiv in die Kampfmannschaft einbezogen wurde und zum Spielen gekommen ist, hat man mit dem Meistertitel belohnt. Da sieht man offensichtlich, dass das die richtige Strategie ist. Mir ist schon klar, dass die Formel, zugekaufter Spieler ist gleich Misserfolg, einheimischer Spieler ist gleich Erfolg, nicht haltet und, wie soll ich sagen, nicht drüberzustülpen ist. Aber ich glaube trotzdem, dass mit einem vermehrten Einsatz von Einheimischen und unseren eigenen jungen Kärntner Fußballkickern wir da bessere Erfolge erzielen können, als wenn wir alle zukaufen. (Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo) Das bin ja nicht ich. Ich meine, ich habe ja mit dem FCK nichts zu tun, insbesondere habe ich keine Spieler zugekauft. Das war ja an die Verantwortlichen des FCK gerichtet.

Wenn man vom Sport im Allgemeinen und vom Fußball im Besonderen spricht, dann kommt natürlich das Thema der Fußball-Europa​meister​schaft unweigerlich auch in dieses Haus. Es freut mich, dass es im Gemeinderat von Klagenfurt vorgestern zu einem neuerlichen eindeutigen Bekenntnis für diese Europameisterschaft gekommen ist und es ein Bekenntnis zum Stadionneubau gibt. Ich möchte aber ausdrücklich darauf hinweisen, jetzt an die Barbara und der Rolf, dass sich das Volksbegehren der Grünen gegen zwei Stadionvarianten gerichtet hat, die es überhaupt nicht mehr gibt. Die stehen gar nicht mehr zur Diskussion. Der Eindruck, der in den Medien entstanden ist, wonach dieses Volksbegehren, mit respektablen 4.100 Unterschriften, sich gegen dieses Projekt am bestehenden Standort richten würde, ist nicht richtig. Es freut mich, wenn ihr das schon wisst! Man muss nämlich ausdrücklich darauf hinweisen, dass die nun ins Auge gefasste Variante mit einer Drittellösung für das Stadion in der Größenordnung nach dem erfolgten Rückbau für 12.000 Besucher günstiger kommt als die von euch geforderte Erweiterung oder der Umbau des derzeitigen Stadions. Ich hoffe nur, dass der Landeshauptmann, Dr. Jörg Haider, zu seinen Beschlüssen steht und nicht wie beim Konferenzzentrum so eine Art Kindesweglegung betreibt. Das hat uns nicht gefallen.

Die aus meiner Sicht durchaus verständliche Forderung der Stadt Klagenfurt, dass das Land sich an den Betriebskosten beteiligen sollte, nachdem es ein Landesstadion werden sollte und eine Wirkung auf ganz Kärnten hat, ist aus meiner Sicht jedenfalls nicht zu den hysterischen Äußerungen, wie vom LH angeführt, dazuzuzählen.

Nicht nachvollziehen kann ich auch – das ist wieder etwas, das im Budget steht -, dass für Breiten- und Gesundheitssport fast um die Hälfte weniger dotiert wurde. Um die Hälfte weniger als im letzten Jahr! Ich glaube, gerade in diesem Bereich ist es besonders wichtig, dass jeder eingesetzte Cent wirklich zum Tragen kommt. Jeder Cent ist dort wirklich extrem wichtig. Andererseits ist es mir nicht verständlich, wieso wir die Senza Confini-Gesellschaft auf 250.000 Euro budgetieren. Das möge mir vielleicht bitte irgendwer erklären!

Dem neuen Landessportreferenten darf ich noch dazu gratulieren, dass er den Zuschlag von Seiten des Österreichischen Tennisverbandes für die Daviscup-Partie besorgt hat, die im September in Pörtschach durchgeführt werden wird. Die vorgesehene Unterstützung von 170.000 Euro kommt nicht nur dem Tennissport zugute, sondern der gesamten heimischen Tourismuswirtschaft und wird hoffentlich auch zu einem neuerlichen Tennisboom führen, weil alle spielen ja bekanntlich nicht Fußball und Eishockey. (Abg. Warmuth: Auch Golf!)
Ich möchte mich aber an dieser Stelle vor allem bei allen ehrenamtlichen Funktionären und Trainern bedanken, die draußen im Sport tätig sind und unsere Jugend ausbilden und betreuen. Ich glaube, sie leisten unermüdliche und immer wieder eine schwierige Aufgabe und einen hervorragenden Beitrag für unsere Gesellschaft und für unsere Jugend. Denn jeder gesunde Verein ist die beste Immunisierungszelle für unsere Jugend gegen die Gefahren von Drogenmissbrauch. Wir haben heute Vormittag ja ausführlich besprochen, dass das so wichtig ist, wie es auch in der Eishockey-Bundesliga praktiziert wird, wo einfach wirklich ganz, ganz super Burschen am Werk sind. Hier war es auch einer der entscheidenden Wegbegleiter unseres Traditionsmeisters KAC, dessen Erfolg versprechender Weg im heurigen Jahr auch mit dem Meistertitel belohnt wurde.

In diesem Sinne möchte ich mich nicht länger aufhalten, damit wir das heutige Thema noch durchkriegen, vor Mitternacht. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion, vom Abg. Gritsch und vom Abg. Lutschounig)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Geschätzter Präsident! Geschätzte Regierungsmitglieder! Hohes Haus! Jetzt haben wir doch noch einen Besucher bekommen. (zur Galerie hinauf:) Guten Tag! Es gefällt mir eigentlich immer besser. Wenn wir schon vom Sport reden, muss man auch dazu sagen, dass ich zu Mittag ein kleines Bier getrunken habe – und ich bin deswegen auch nicht drogensüchtig. Ich bin aktiver Bergsteiger und bin draufgekommen, das Bier eigentlich das beste Elektrolytgetränk ist, das es überhaupt gibt. (Abg. Schwager: Das Clausthaler?) Ich möchte nur an die Vormittagsdebatte kurz anschließen, dass der, der ein Fass Bier kauft oder herschenkt, dann vielleicht ein Drogenhändler ist. Okay! Das ist ein bisserl an den Haaren herbeigezogen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Jetzt gleich überleitend zum Sport. Winston Churchill, ein nicht nur großer Politiker sondern auch Nobelpreisträger und interessanterweise Nobelpreisträger der Literatur war das, der Winston Churchill, hat einmal gesagt: „No sports!“ Aber er hat diesen Spruch gleich wieder revidiert, indem er gesagt hat, dass jede Stunde, die man im Leben mit Sport verbringt, keine verlorene ist. Ich glaube, dass wir in Kärnten wirklich die optimale und beispielhafte Sportförderung, für Österreich nämlich beispielhafte Sportförderung haben. Wir unterstützen nicht nur den Spitzensport sondern auch den Breitensport. Nur mit einem gesunden Breitensport ist natürlich auch der Spitzensport möglich, und Spitzensport wiederum (Beifall von der FPÖ-Fraktion) ist das Vorbild für den Breitensport. Die Kärntner Sportler, die wir in den letzten Jahren hervorgebracht haben – ob das jetzt in der Leichtathletik, Eishockey, hat Kollege Tauschitz, Dr. Tauschitz in spe, ja schon ausreichend beschrieben. Ich gehe da mit Ihnen konform: Wenn wir verstärkt auf die Jugend unser Augenmerk legen und auch österreichische und Kärntner Trainer in der Sportakademie verwenden, dann wird auch nach dem Abstieg des FC Kärnten der FC Kärnten kurz nach einem Jahr wieder oben sein. Ich bin davon überzeugt, dass das auch passieren wird! Der KAC ist natürlich auch für den FC Kärnten eine vorbildhafte Sporteinrichtung. Das ist ganz klar.

Kärnten hat in der Vergangenheit und auch heuer wieder sehr große Sportevents vor. Wir wissen ganz genau, was in Kärnten in Szene gegangen ist. Auch heuer werden wieder große Sportevents in Szene gehen. Ich denke da an den Halbmarathon von Velden nach Klagenfurt, an das Reiterturnier in Tultschnig, auch an die Österreich-Radrundfahrt mit Start und Ziel in St. Veit an der Glan und natürlich an den Ironman und last but not least das wahrscheinlich berühmteste Beach-Volleyball-Turnier von ganz Europa. Das findet wieder in Kärnten statt. Ich schließe natürlich auch wieder an Kollegen Tauschitz an: Die vielen ehrenamtlichen Funktionäre, die da tätig sind und die ganze Organisation ist eine Riesenaufgabe. Die wird tatsächlich sehr gut in Kärnten bewältigt. Unser Ruf als Sportland Kärnten ist weit über unsere Grenzen hinaus bekannt, nicht nur im Inland sondern auch im Ausland!

Wir bekommen jetzt auch wieder ein Weltcup-Schirennen. Ab 2005 ist Bad Kleinkirchheim wieder Weltcup-Ort! Wenn ich jetzt schon in den Bergen bin, der einzige Wermutstropfen, der mich als Bergsteiger betrifft, ist der, dass die alpinen Vereine etwas gekürzt worden sind, das heißt also vielleicht könnte man im nächsten Jahr die alpinen Vereine wieder etwas mehr fördern. Kärnten hat ja wirklich wahnsinnige Winterressourcen. Mit Nassfeld und mit Heiligenblut haben wir wirklich zwei Top-Destinationen in Europa. Wir werden auch in Zukunft von den neuen EU-Mitgliedern noch mehr angenommen werden. Die Werbung sollte sich daher auch auf diese neuen EU-Mitglieder stützen und diese sollten mehr beworben werden.

Der Wintersport ist natürlich für die Kärntner Bevölkerung enorm wichtig und hat einen wichtigen Stellenwert für jeden Kärntner. Der Herr Landeshauptmann Jörg Haider und sein Stellvertreter, der Herr Karl Pfeifenberger, haben gezielt die Sportför​derung in unserem Land eingesetzt, damit unser Land nicht nur einen wirtschaft​lichen Aufschwung miterlebt, sondern auch die Gesundheit der Bevölkerung noch mehr an Bedeutung gewinnt. Und die Kärntner Bevölkerung, wie man sieht, ist ja sehr gesund, weil es gehen immer mehr Leute in die Berge, es gehen immer mehr Leute Schitouren – du weißt das auch ganz genau, Herr Abgeordneter! Und die Ge​sundheit der Mitbürger und vor allem, dass die Jugend durch den Sport natürlich von den Drogen wegkommt, ist ganz wichtig für uns alle und auch für uns, die wir Ver​antwortung tragen.

Aber eines liegt mir natürlich ganz besonders am Herzen als Sportfan und Fußball​fan, nämlich das … leider ist der FC-Kärnten abgestiegen – mit der Sportakademie hoffe ich natürlich, dass wir so schnell wie möglich – wie ich es eingangs erwähnt habe - wieder den Aufstieg schaffen werden. Ich bin davon überzeugt, wir haben ausgezeichnete Kärntner Trainer und auch einen ausgezeichneten Kärntner Fußball​nachwuchs. Aber ganz wichtig ist, dass das Fußballstadion endlich gebaut wird und dass, wenn in 14 Tagen Europa nach Portugal schauen wird, nicht nur nach Lissa​bon, sondern wirklich nach Portugal schauen wird, dann hoffe ich schon, dass Öster​reich oder Europa 2008 nach Österreich und speziell auch nach Kärnten schauen wird. Also, diese Jahrhundertchance müssen wir unbedingt wahrnehmen und dass die Vereinbarungen, die schon im November und vor zwei Tagen im Rathaus verein​bart wurden, endlich einmal in die Tat umgesetzt werden, weil sonst, kann ich mir vorstellen, nicht nur tausende Arbeitsplätze verloren gehen werden, sondern auch eine gewisse Reputation Kärntens verloren gehen wird. Also, die Kärntner Landes​regierung, ich denke, das Land Kärnten und wir Freiheitliche stehen dazu, dass das umgesetzt wird. (Beifall von der FPÖ-Fraktion. - Abg. Lutschounig: Das Stadion wird der Mock bauen in St. Veit!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Willegger

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

(Die Rednerin stellt sich noch die Höhe des Rednerpultest zurecht.) Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Landesregierung! ZuhörerInnen – gibt’s keine! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Der hat sich versteckt unter den Bänken. Ein Budget soll das Steuerungsinstrument der Politik sein. Das Budget ist der in Zahlen gegossene politische Wille. Unter diesem Aspekt haben wir uns die Budgetposten angeschaut. Auffallend in der Gruppe 2 ist, dass der Vergleich mit dem Landesvoran​schlag und dem Regierungsprogramm einen hohen Unterschied zwischen Vorstel​lung und Wirklichkeit zeigt. Im Regierungsprogramm finden wir die Vorstellung; - der Voranschlag ist die Wirklichkeit, – und die schaut anders aus, ist eine Fortschreibung und läßt also auch keinen Handlungsspielraum zu. Und das wirkt sich ganz beson​ders dramatisch auf die Gruppe 2 aus. Unterricht, Sport, Wissenschaft und Erzie​hung sind Bereiche, wo nicht gespart werden darf und nicht gespart werden kann. Diese sensiblen Bereiche dürfen nicht dem neoliberalen Sparstift zum Opfer fallen sondern müssen in der Dotierung deutlich aufgewertet werden.

Es heißt meistens: Die Jugend ist die Zukunft! Ich sage aber, die Jugend ist die Ge​genwart, weil sie ist ja jetzt da, sie hat ja jetzt Bedürfnisse und muss jetzt ausgebildet werden! Daher müssen wir investieren in die Jugend, investieren, investieren, inve​stieren! Das ist das Gebot der Stunde! Ich möchte zur gegenwärtigen Situation - wenn ich sage, die Jugend ist die Gegenwart – einiges sagen, was vielleicht nicht sehr erfreulich ist, weil ich mit Erschrecken festgestellt habe, wie ich mir die Arbeits​losenzahlen angeschaut habe; wir haben zwar eine Verbesserung der Arbeitslosen​quote, aber laut dem aktuellen Monatsbericht des AMS beträgt derzeit die Jugendar​beitslosenquote, das heißt, die Arbeitslosigkeit bei den 15- bis 25Jährigen, derzeit 18,6 Prozent! Im Vergleichszeitraum des Vorjahres waren es 17,8 Prozent. Wir haben heuer eine Steigerung von 0,8 Prozent (Abg. Lobnig: Schauts einmal, wie viel Arbeitslose in Wien …) und das trotz Lehrlingsinitiativen und trotz Projekte für die Jugendlichen. Wenn da von sozialer Gerechtigkeit die Rede ist, ist das der pure Zynismus! Das ist nicht sozial gerecht! Hier haben wir keine Spitzenposition, eher eine negative Spitzenposition, weil die Jugendarbeitslosigkeit eine so dramatisch hohe ist. Das ist nur ein Phänomen, was verschiedene gesellschaftliche soziale Rah​menbedingungen zeigen.

Das Einzige, wo wir wirklich stolz darauf sein können, ist das Wirtschaftswachstum. Tatsächlich haben wir hier eine Steigerung. Was wir noch immer nicht haben: Wir haben noch immer nicht die wirtschaftlichen Strukturschwächen überwunden. Außerdem haben wir eine demografische Entwicklung, die uns Problematisches ver​spricht. Das Einkommensniveau und die Bruttowertschöpfung sind nicht gestiegen! Das muss man bedenken! Das heißt, dass diese Rahmenbedingungen in der Zukunft sehr viel höhere Ausgaben für die Jugend, den Sport, die Erziehung, die Bildung und die Wissenschaft erforderlich machen.

Und, weil da von Schulautonomie die Rede war. Da muss ich ein bisschen ausholen. Ich habe diese Autonomie, die auch in den Unis jetzt schon greift, am eigenen Leib miterlebt, denn ich bin Unimitarbeiterin - und das ist natürlich schon so. Bedenken Sie, dass Systeme auch lernen müssen. Schulen und Unis müssen lernen, wenn sie jetzt neue Aufgabenbereich dazu kriegen. Das haben akademische Einrichtungen nicht gelernt, - historisch betrachtet. Das muss man bedenken! Mit dieser Autonomie, die wir jetzt haben auf der Uni – wir haben es zwar relativ gut geschafft, diese ministerielle Fremdbestimmung, diese Fremdsteuerung halbwegs gut umzusetzen - aber es erhöht sich der Verwaltungsaufwand, es erhöht sich der interne Manage​mentaufwand. Es erhöhen sich exponentiell die internen Kosten. Das heißt: Auto​nomie muss was kosten! - auch in den Schulen. Ich bin dafür, dass das professio​nelle Selbstverständnis von Lehrerinnen und Lehrern aufgewertet wird. Sie werden in Zukunft nicht nur mehr in der Schule stehen, in der Klasse und unterrichten müssen, sondern sie werden auch – so wie Manager, wie Leiter – sich um die Schule als Organisationsform kümmern müssen. Es wird Steuerungsgremien geben müssen; gemeinsam mit der Schulleitung müssen Lehrerinnen und Lehrer neue Aufgaben be​wältigen, die sie bis jetzt nicht hatten! Das müssen sie erst lernen!

Systeme sind ja träge und es dauert lang und daher möchte ich schon appellieren – besonders in Richtung Bundesebene – dass das natürlich kein Weg sein kann, dass man jetzt die Stunden wegstreicht! Was ist denn passiert in den Schulen, als die Stundenkürzungen kamen? Man hat sich angeschaut, welche Lehrer als nächstes in Pension gehen und dessen Fach ist dann gekürzt worden. Das kann ja wohl nicht der Weg sein! Das heißt: Mehr Werteinheiten für Lehrerinnen und Lehrer, damit auch dieser zusätzliche neue Aufwand abgegolten werden kann. Und noch ein Wort zu den Junglehrern für die Nachmittagsbetreuung. Ich halte es für keine gute Idee, Junglehrer in die Nachmittagsbetreuung zu stecken, weil sie dafür nicht ausgebildet sind! Sie haben eine andere Ausbildung. Sie machen die Pädak oder studieren und dann gehen sie in die AHS und BHS. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die werden das schon lernen!) Man muss auch sagen, dass die berufsbildenden Schulen schon mehr interne Differenzierungen haben als die AHS. Es ist aber ganz wichtig, auch daran zu denken, dass es einen eigenen Berufsstand gibt, nämlich die Hortpädagogik. Und die braucht auch einen Platz und muss ebenfalls aufgewertet werden.

Das heißt, der leichte Anstieg der Sozialausgaben, den wir im Voranschlag 04 fin​den, ist bestenfalls eine Gewissensberuhigung, wird aber nicht dieser hohen Verant​wortung gerecht, die wir jetzt übernehmen müssen für diesen zukunftsträchtigen Be​reich. Der Voranschlag lässt keine Veränderung der Ausgabenstruktur hin zu orien​tierten Aufgabenbereichen erkennen. Und das ist das Wichtigste – ich möchte das noch einmal sagen. Gerade Erziehung, Bildung und Wissenschaft -das sind die Be​reiche, die eine Gesellschaft ausweist. Das ist das, was uns gut macht, was uns in eine Pole-Position bringt und nicht die Investition in die Wirtschaft.

Noch ein Wort zur Abwanderung. Da schließt sich irgendwie ein Kreis. Die Jugend wandert ab, weil Kärnten nicht attraktiv oder zu wenig at​traktiv ist. Und Kärnten ist deswegen zu wenig attraktiv, weil die Jugend abwandert. Diesen Teufelskreis muss man unterbrechen! Es gibt bereits sehr positive Ansätze. Der Ausbau der Unis, die vielen Lehrgänge etc. sind Ansätze, aber wie das Wort schon sagt, ist der Ansatz eben ein erster Schritt, ein Anfang und nichts Ganzheitliches. Hier brauchen wir noch ein umfassendes Konzept und anfangen müssen wir da – glaube ich – tatsächlich beim System Schule, beim Ausbildungssystem. Hier ist tatsächliche Innovation ge​fragt! Ich darf Sie daran erinnern: Wir haben den Schock von der PISA-Studie, bis jetzt noch immer nicht überwunden. Die PISA-Studie, die vor einigen Jahren gezeitigt hat, dass wir im Bildungsniveau ziemlich an der letzten Stelle sind im Europaver​gleich. Dazu hat sich noch nichts geändert. Und Stundenkürzungen sind nicht der richtige Weg. Daher: Freier Bildungszugang, hohe Investition in diesem Bereich und dafür weniger Investition zum Beispiel in Prestigeprojekte. Danke schön! (Beifall von Abg. Holub und der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Köfer das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

(Abg. Mag. Ragger: Junggesellenrede! – Der Redner stellt sich die Höhe des Red​nerpultes richtig ein.) Jetzt habe ich lange genug zugeschaut. Herr Präsident! Ge​schätzter Reinhard Rohr! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das ist meine Jungfern​rede! Schade, dass niemand da ist und die hören kann. (Gemeint sind Zuhörer auf der Tribüne.) Wenn man die Möglichkeit hat, ins Internet zu gehen und so, wie der Karl Markut das Notebook vor sich stehen hat und da hineinschaut, kann man fest​stellen und wenn man unter ORF.at etwas blättert, dann wird man drauf kommen, dass das heutige Budget ja eh in Wahrheit schon beschlossen ist, dass drei Parteien zustimmen werden und eine nicht. Also, ich weiß es gar nicht, was wir in Wahrheit noch zu tun haben. (Dies löst Heiterkeit unter den SPÖ-Abgeordneten aus.) Ist egal, aber Tatsache ist, dass ich die … (Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion.) ja, ist so. Es stellt sich wirklich die Frage. Ich werde aber trotzdem eines machen. Ich werde meinen Beitrag opfern, dass das Zeitmanagement etwas verkürzt wird. Ich möchte aber trotzdem als Sportsprecher der Sozialdemokratie ganz kurz ein paar Facetten – ich werde mich da beschränken auf einige grundsätzliche Bemerkungen. Ich werde euch auch zum Beispiel ersparen, dass der Sport eine Möglichkeit ist, einen Frust abzubauen, ein Ventil ist gegen den Schulstress, Arbeitsplatz, Alternative bei Arbeits​losigkeit. Sport führt aus der Isolation – habe ich mir so langfristig aufgeschrieben – stärkt die Zugehörigkeit, die Kameradschaft, das Körperbewusstsein und die Ge​sundheit und ist vor allen Dingen – und das ist, glaube ich, auch zu bedenken – ein enormer Wirtschaftsfaktor.

Sport dient jetzt nicht nur den heimischen Betrieben bei der Errichtung von Sport​stätten, sondern ist auch, glaube ich, ein wesentlicher Aspekt für den heimischen Tourismus, wenn wir nämlich daran gehen, Sportstätten, Mountainbike-Strecken, Wanderwege, Radwege, Kunstrasenplätze zu errichten. All das sind ja die Dinge, die uns in weiterer Folge auch touristisch zur Verfügung stehen. Ich möchte auch bemer​ken – und das, glaube ich, ist auch notwendig - dass die vergangene Periode einige Highlights beinhaltet hat. Es war ein medienträchtiges Beachvolleyball-Turnier in Klagenfurt. Dadurch ist Kärnten auch international in das Medienfenster gerückt. Die Gründung von Leistungszentren, Bau der Kunsteishallen war absolut positiv und dass sich der FCK in der höchsten Spielklasse befunden hat, - auch positiv zu be​merken. Dass, das heute nicht mehr so ist, mag jetzt nicht im Bereich der Politik liegen, ist eher ein sportliches Problem das aber auch gelöst werden sollte.

Ich glaube aber, und das ist für mich ein wesentlicher Faktor, dass der Leistungs​sport in Kärnten in der Vergangenheit etwas zu großzügig … (Es werden etwas lau​tere Zwiegespräche in der FPÖ-Fraktion abgehalten.) - im Gemeinderat höre ich auf zu reden, aber das geht da nicht - (3. Präs. Ing. Scheuch: Nein, das geht da nicht!) dass der Leistungssport etwas zu großzügig gefördert worden ist. Und, wenn man bedenkt, dass es heute Sportler gibt, Profisportler, seien es jetzt Fußballer in den unterschiedlichsten Bereichen – auch in Spittal ist das nicht anders – oder ehe​malige, oder aktuelle Schirennläufer, so glaube ich, dass wir von diesen Herrschaften bis zum heutigen Zeitpunkt noch nichts zurück bekommen haben. Wir fördern und wir fordern – fördern vor allem in erster Linie – diese Herrschaften, sodass sie zum Spitzensport kommen und auch ins Verdienen kommen. Nur, in weiterer Folge ist es nicht möglich, von diesen Leuten dann – von Olympiasiegern – etwas zurückzube​kommen, nämlich dass sie sich irgendwann einmal gratis in den Dienst der Sache stellen und vor allem den jungen Leuten zur Verfügung stehen in weiterer Folge.

Ich glaube, da sollte es eine Änderung geben. Wir haben 1300 Vereine in Kärnten. Es ist erwähnt worden: Ehrenamtlichkeit der Funktionäre, die ihre Freizeit zur Verfü​gung stellen. Und, ich glaube aber auch, dass diese Vereine, die sich ja organisieren in Dachverbänden und Organisationen, wieder verstärkt einen Ansprechpartner brau​chen. Dies war das Manko der Vergangenheit. Man hat nicht sehr leicht einen Ter​min bekommen, wenn man ein Problem im Sport vorgefunden hat. Und jetzt komme ich schon zu meinem Wunsch oder zu meinen paar Wünschen. Ich wünsche mir ganz einfach, dass die Kommunikation verstärkt wird, zwischen dem Sportreferenten, dem Land Kärnten überhaupt und den Vereinen. Das ist das Eine. Es muss möglich sein, Termine zu bekommen. Ich fordere auch – und das ist etwas, was für mich sehr wichtig ist – eine Stärkung des Betriebssportsystems! Die Betriebssportvereine, die unterschätzt man. Da sind Menschen, die sich treffen, die sich kameradschaftlich irgendwie organisiert haben und daneben Sport betreiben. Ich glaube, keine unbe​deutende Menge in Kärnten.

Sanierung bewährter Sportstätten – auch ein wesentlicher Punkt. Ich kürze das zu​sammen: Ausbau der sportmedizinischen Untersuchungsstelle des Landes zu einem Kompetenzzentrum ist, glaube ich, ein sehr wesentlicher Punkt. Sollte aber nicht nur Leistungssportlern sondern auch dem Breitensport zur Verfügung stehen. Und eine Initiative, die ich in Oberkärnten versuche, ins Leben zu rufen. Man sollte auch diese Kleininitiativen fördern, wenn es darum geht, dass wir unsere jungen Leute wieder in Bewegung bringen.

Mein Ziel wäre es, in meinem Bereich die Leute weg von der Playstation, weg vom Fernseher und vor allem raus aus den Wohnzimmern auf die Straße zu bringen, auf die Spielplätze. Die gehören natürlich dementsprechend organisiert und hergerichtet, weil ich ganz einfach glaube, dass das unsere Zukunft sein wird: Verbindung Jugend, Drogen Alkohol und vor allem Sport ein probates Mittel ist, um dagegen anzukämpfen.

Last but not least der Behindertensport: Die Aktivitäten dieser Leute sind hochzuhalten! Wir haben in Spittal das Behindertenschwimmen. Wenn man sieht, was diese Leute aufführen, sich bemühen und kämpfen um jeden Zentimeter, den sie im Wasser weiter kommen, mit Behinderungen, von denen wir nicht einmal eine Ahnung haben, wie man damit zurechtkommen kann, dann, glaube ich, sollte das auch dementsprechend gefördert werden.

Zum Schluss kommend hätte ich einen Wunsch: Wenn jemand Sport betreibt – und da schaue ich speziell auf die Regierungsbank, die momentan verwaist ist -, gibt es auch ein Relikt der Vergangenheit, das bewältigt gehört. Kollege Dörfler ist auch ein Sportler, ist jemand, der auch mit Sportcharakterstärke und Fairness zu tun hat. Ich glaube – das wäre ein Tipp, vielleicht kann man das weiter vermitteln –, wenn er beim Dr. Schnabl, beim Stefan Genser oder beim Norbert Steiner nur einmal vorbei geht und sagt: „Es war nicht okay, was damals passiert ist.“, dann ist auch diesen Persönlichkeiten Genüge getan. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Ing. Hueter: Bravo! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.) Das muss keine große mediale Entschuldigung sein, aber die gehören alle rehabilitiert. Somit glaube ich auch, dass man im Sport diese aufkeimende Feindschaft, die da keinen Platz findet, beenden soll. In diesem Sinne danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Köfer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 2 erledigt. Wir kommen zur Gruppe 3.

Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Holub. Ich darf Ihnen das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Kurze Reden verlängern die Freundschaft. (Heiterkeit) Ich komme eigentlich aus der Kultur. Weil sich die Politik in die Kultur eingemischt hat, habe ich mir gedacht: „Ich mache auch einmal etwas, was ich nicht kann.“ und bin in die Politik gegangen. (wiederum Heiterkeit)

Kurze Kritikpunkte: Minus 13,3 Prozent, und zwar nicht Grad, sondern Prozent an Geld geben wir für die Kultur. Das schaut nicht so gut aus. Literaturförderung: 55.900. Das in einem Land, wo Handke, Jonke, Turrini oder Lavant herkommen, wo es einen „Bachmann-Preis“ gibt. Filmförderung: 32.500. Damit kann ich nicht einmal einen Zwei-Sekunden-Werbespot drehen! – Dafür aber Presseförderung im Jahr 2003 von 1,8 Millionen Euro aus diesem Topf. Im Voranschlag 2004 findet sich nichts für die Presseförderung. Ich nehme aber an, dass im Nachtragsvoranschlag das dann wieder irgendwo ausgehandelt werden wird. Danke! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak, der ÖVP-Fraktion und vom KO Abg. Markut)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Holub

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu dieser Gruppe ist natürlich auch einiges festzuhalten, was einem da beim Durchlesen ins Auge sticht. Zum einen sind Maßnahmen drinnen, etwa „Förderung von Maßnahmen“ steht unter dem Kulturbereich, die eine deutliche Steigerung, vor allem im Jahre 2003 inne hatten und jetzt, im Jahre 2004, deutlich abgesunken sind: um etwa 50 %. Ich will ja nicht unterstellen, dass das irgendetwas mit der Wahl zu tun hat, wo das Budget im Jahre 2003 notwendiger war, besser zu dotieren. Ähnliches sehe ich bei der Brauchtums- und Heimatpflege, wo etwa im Jahre 2002 357.000 Euro dotiert wurden, im Jahre 2003 – man höre und staune! – 2,087.000 und jetzt, im Jahre 2004, wo es auch nicht mehr wahlrelevant und interessant ist, 1,086.000 Euro.

Was ich damit sagen will, meine Damen und Herren: dass man schon ein bisserl die Kulturpolitik in diesem Lande auch aus der Sicht des Kulturreferenten sehr beugt, um nicht zu sagen missbraucht, für seine großen Auftritte. Wenn ich daran erinnere – das ist ja nicht so lange her; es ist ja nicht so schwer, sich zu erinnern -, wie etwa die Schlussveranstaltung dieses „Heimatherbstes“ war, was aus meiner Sicht eine fast ausschließlich eindimensional politisch gefärbte Veranstaltung war, wo es die großen Auftrittsmöglichkeiten vom Herrn Landeshauptmann abwärts gegeben hat, unter großer Präsenz aller sich im Lande befindlichen Medien, dann muss ich sagen, wird diese meine Annahme bestätigt, dass es tatsächlich zu einem Missbrauch dieser Mittel gekommen ist.

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich glaube aber, auf der anderen Seite gibt es Vereine und Dachorganisationen, wie etwa den Kärntner Sängerbund, der in seiner Jahreshauptversammlung – immerhin vertritt der Kärntner Sängerbund 8.500 Sängerinnen und Sänger in Kärnten – darunter stöhnt, dass er einfach seine normalen Aufgaben, was den Büroablauf und die Infrastrukturerhaltung anlangt, nicht mehr nachkommen kann, weil einfach die nötigen Mittel des Landes nicht zur Verfügung stehen und weil es alljährlich einen Art Canossagang zum Herrn Referenten geben muss, damit irgendwo eine Nachbesserung wieder erfolgt.

Ich glaube, meine geschätzten Damen und Herren, auch der Kärntner Sängerbund und wir in Kärnten als „singendes Kärnten“ sind wirklich dazu aufgerufen, auch dafür die entsprechenden budgetären Mittel sicherzustellen. Ich habe bei dieser Jahreshauptversammlung, wo auch der Kollege Gallo und Landesrat Rohr anwesend waren, jedenfalls versprochen, dass wir einen Antrag in dieser Richtung machen werden. Es muss nicht ein Antrag der ÖVP sein, es kann ruhig ein Drei-Parteien-Antrag sein. Ich glaube, das sollte man außerhalb des politischen Alltagsstreits stellen. Wir wollen auch in Zukunft haben, dass Kultur stattfindet, dass aber auch die nötigen Voraussetzungen finanzieller Art gegeben sind, damit eine Dachorganisation wie der Kärntner Sängerbund auch entsprechend wirken kann.

Zur Presseförderung folgendes: Wir wissen, dass diese Presseförderung in Wahrheit eine Förderung der „KTZ“ ist. Was mir auffällt, das ist der Vergleich. (aus der SPÖ-Fraktion: Auch der „Kleinen Zeitung“!) Bitte, Herr Kollege? – Die „Kleine Zeitung“ braucht diese Presseförderung, wie wir wissen, nicht – aber sie nimmt sie selbstverständlich an. Das ist keine Frage. Aber bei der „KTZ“ geht es tatsächlich ums Überleben. Ich bin froh, dass es wenigstens eine Medienvielfalt gibt, weil wir wissen, was passiert, wenn tatsächlich nur mehr ein Monopolist da ist. Es ist ja schon bedenklich in Österreich, wo eine Zeitung so stark wird, dass sie zu den eigentlichen Machthabern gehört und nicht mehr die Politik, sondern solche Zeitungen. Daher unterstütze ich das auch. Was mir aufgefallen ist, das ist der Vergleich: sonst sind acht Jahr der Vergleichszeitraum. Bei der Presseförderung sind nur zwei Jahre da, wobei ein Jahr mit „null“ dotiert ist, nämlich das Jahr 2004. Ich gehe ähnlich wie Kollege Holub davon aus, dass man im Nachtrag wahrscheinlich die Dotierung finden sollte.

Ich glaube, in unserem Lande, meine Damen und Herren, findet so viel Kultur statt – ob das bei den Sängern ist, ob das bei den Musikern ist -, dass wir tatsächlich von einem kulturell sehr wertvollen und sehr lebendigen Land sprechen können. Ich denke, unsere Aufgabe ist, die entsprechenden finanziellen Möglichkeiten zu schaffen, damit gewisse Infrastrukturmaßnahmen in diesen Bereichen auch entsprechend bedient werden. In diesem Sinne danke vielmals für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich möchte dort anfangen, wo Kollege Lutschounig aufgehört hat, nämlich bei diesen gewissen Dotierungen einzelner Voranschlagsposten. Ich bin an und für sich positiv gestimmt, dass zumindest die Mittelbalance zwischen Volkskultur auf der einen Seite und zeitgenössischer Kultur auf der anderen Seite – entgegen der Entwicklung der letzten Jahre – jetzt etwas in die andere Richtung verkehrt wird. Ich bedauere natürlich, dass aus gesamtbudgetären Gründen, deren Vermutung, wie du ausgesprochen hast, möglicherweise sogar folgen kann, insgesamt natürlich ein Minus von 13,3 % da ist. Ich denke, dass auch in den Verhandlungen hinsichtlich von Impulssetzungen für das Kulturprogramm, das ja im Wesentlichen auch eine Fortschreibung zurzeit darstellt, die eine oder andere Initiative gesetzt wird.

Ich möchte dem positiven Beispiel des Kollegen Köfer folgend eigentlich auch nur blitzlichtartig die wesentlichen Punkte dieses Kultur- und Kunstbereiches streifen. Ich fange mit dem Positiven an und glaube, dass für mich das Wichtigste ist, dass Kultur und Kunst zu ihrer Entfaltung und Entwicklung auch ein entsprechendes Klima, geistiges Klima, und entsprechende Voraussetzungen brauchen. Unter diesem Aspekt habe ich eben die bereits zitierte Mittelverschiebung hin zu zeitgenössischer anderer Form der Kultur als jener der Volkskultur als positiv empfunden. Hier finde ich auch sehr positiv, dass die Auseinandersetzung mit der Kunst, mit Kultur des letzten Jahrhunderts in unserer eigenen Heimat - Schlagwort „Eremiten und Kosmopoliten“ - letztendlich stattgefunden hat. Es hat ja einige Verzögerung hinsichtlich dieser Ausstellung gegeben. Umso positiver ist die Situation, dass sie jetzt da ist. Um damit darzustellen, was ich unter positiver Stimmung und Kultur meine: Es gefällt mir diese Ausstellung und die Aura, in der sie entstanden ist, weitaus besser als die entwürdigende Debatte über Cornelius Kolig und seine Darstellungen hier im Kärntner Landtag. Hier hat unser Land nachweislich eine fortschrittliche Entwicklung gemacht.

Ich halte es nicht für förderlich, dass wir heute bereits über das Jahr 2007 und eventuelle Weiterverpflichtungen einer Stadttheaterintendanz sprechen. Ich glaube, wir sollten ruhig auch einmal bei einem Budget positiv innehalten und sagen, dass die Auslastung für ein Drei-Sparten-Theater, wie es das Kärntner Landestheater ist, im internationalen Kontext und Vergleich ausgezeichnet ist und dass auch hier allen Beschäftigten, allen dafür Verantwortlichen (das sind ja rund 200 Personen) im Raum Klagenfurt, ein Lob zu zollen ist!

Sehr positiv möchte ich die breite Facette und Palette des „Kärntner Kultursommers“ mit verschiedensten Laiendarstellungen, aber auch mehr und mehr professioneller Gestaltung darstellen. Ich glaube, dass Ereignisse, Festivals, Aufführungen, wie sie zum Beispiel traditionellerweise in Friesach und in Eberndorf stattfinden, höchste Anerkennung verdienen. Das war aber auch in der Vergangenheit teilweise die einzige Chance, um kulturellen Zugang für die Landbevölkerung zu haben. Auch diesen volksbildnerischen Aspekt solle man dabei beachten!

Positiv sind auch Entwicklungen, die mehr und mehr Internationalität gewinnen, die den Bereich der Bildung, Ausbildung auf hohem kulturellen Niveau mit Performances und Darstellungen verbinden, in Kärnten eigentlich sehr positiv gedeihen. Ich nenne als Beispiel das Musikforum Viktring als einen Treffpunkt europaweiter junger Talente, wo die Institution allein eine kulturelle Darstellung, das Stift Viktring verbunden mit dem Ausbildungsfaktor der Musikschule und den Kärntner ansässigen Künstlern, doch etwas sehr Bemerkenswertes aufgebaut haben.

Es wird spannend sein, den Auguren der internationalen Kulturszene zu folgen, ob es dem „Carinthischen Sommer“ gelingt, sich innerhalb Österreichs als das eigentlich avantgardistisch beste Festival darzustellen. Damit ist auch eine Kritik an der verbürgerlichten Struktur der Salzburger Festspiele impliziert, mitverbunden. Hier wären wir gut beraten – soweit es das Land betrifft -, die Rahmenbedingungen für diese Entwicklung im „Carinthischen Sommer“ sicherzustellen.

Als äußerst positiv seitens der SPÖ wird eine zunehmende Dezentralisierung, die auch unser Ziel ist, von Kultur, Kulturereignissen auf das ganze Land verstreut gesehen. Ich glaube, dass wir hier auch die jetzt privat ins Leben gerufene "Sammlung Liaunig" in der Nähe von Neuhaus als sehr positiv darstellen können. Auch hier wird es notwendig sein, solchen neuen Kultstätten, die auch noch dazu in Grenznähe sind, eine entsprechende Unterstützung angedeihen zu lassen. Detto gilt das für Bleiburg und die dortigen kulturellen Aktivitäten, die ja positiverweise immer zunehmen.

Ich komme abschließend noch zu zwei Punkten: Wir haben als SPÖ einen großen Vertrauensvorschuss in die Neugestaltung der Seebühne gegeben. Wir hoffen, dass unter der künstlerischen Leitung von Zanella und der wirtschaftlich professionellen Leitung von Bernd Sapetschnig die Chance für einen neuen Anfang wahrgenommen wird. Wir werden alle Recht daran tun, die Vergangenheit kritisch aufzuarbeiten, wie es die Rechnungshofberichte ja bereits einleitend gemacht haben. Aber insgesamt geben wir auch seitens der SPÖ-Fraktion hier der Hoffnung Ausdruck, dass sich die Seebühne professioneller, aber auch in der wirtschaftlichen Führung für die Steuerzahler positiv entwickeln wird. Persönliches Bonmot meinerseits am Rande: Ich glaube, es spricht für das zunehmende Engagement auch der SPÖ, dass die Erstaufführung auf der Seebühne in der so genannten neuen Ära mit dem Stück „Spartacus“ doch etwas Aufbruchstimmungsartiges, Revolutionäres an sich hat.

Letzter Punkt, und damit komme ich zu dem zurück, was ich eingangs gemeint habe: Die Kultur eines Landes zeigt sich für mich auch in der Möglichkeit, die Vielfalt der Meinungen zu Stande kommen und publizieren zu lassen. Für mich ist daher die Kärntner Presseförderung – obwohl sie auch die „KTZ“ trifft und ihr sehr stark hilft – eine Grundvoraussetzung, dass wir Meinungsvielfalt nicht nur verbal in den Mund nehmen, sondern auch dann steuermäßig forcieren, wenn dies notwendig ist. Im Unterschied zu vielen, vielen anderen Förderungsnehmern – ich glaube, jede Abgeordnete und jeder Abgeordnete hier im Hohen Haus weiß von X Beispielen, die das Geld genommen haben und kurz darauf aus der so genannten wirtschaftlichen Szene verschwunden sind – ist das bei der „KTZ“, über Jahre schon, nicht passiert. Das ist auch bei anderen Medien nicht passiert. Ich bin der Meinung: Dieses Geld ist investiert in eine so genannte Meinungskultur, in eine Kultur, die ich in diesem Land nicht missen möchte! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Kaiser

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Um bei meinem unmittelbaren Vorredner anzuschließen: Es bleibt spannend, denn Kultur hat einen nachhaltigen Einfluss auf uns Menschen, auch auf die Redner hier, die zur Kultur sprechen, und damit auch auf unser Verhalten. Das ist in Kärnten nicht anders, daher ist Kärnten ein ganz besonderes Kulturland: sowohl im traditionellen Sinn als auch in der modernen Form.

In Zahlen gegossen zeigt sich das im vorliegenden Budget. Klubobmann Strutz hat heute in der Klubobleuterunde von einem historischen Tag, was das Budget betrifft, gesprochen. Ich setze hier eines drauf, denn in der Kulturpolitik hat unser Landes​hauptmann und Kulturreferent mit der neuen Ausstellung „Eremiten – Kosmopoliten“ Kärnten ins internationale Rampenlicht gebracht. Vor wenigen Tagen wurde auch der Kärntner Kultursommer eröffnet. Er zeigt ein hochkarätiges, hochklassiges Pro​gramm. Und, weil mein Vorredner auch von einer gewissen Dezentralisierung ge​sprochen hat, darf ich doch die Überschriften ein bisschen zu Gehör bringen, weil ich glaube, soviel Zeit sollte sein.

Die ARGE Volkskultur beginnt mit „Aufg´spielt Wirt“ über das Land verteilt. Es gibt auf Burg Sommeregg die Ritterspiele, die Burgarena Finkenstein ist wieder mit einem großartigen Programm präsent; der Carinthische Sommer, unter neuer Führung, wird wieder Neues bieten. Die Friesacher Burghofspiele gehören ebenso bereits zum tra​ditionellen Programm wie die Gurktaler Karl May Festspiele oder Jazz over Villach. Die Jeunesse Kärnten zeigt, was die musikalische Jugend drauf hat. In St. Kanzian wird das neue K3 Veranstaltungszentrum genützt. Die Kärntner Komödianten werden auch den Sommer über mit „Pension Schöller“ unterwegs sein. Das Klagenfurter en​semble hat fünf Eigenproduktionen und drei Festivals. K.l.a.s. wird wieder für einen Höhepunkt sorgen – diesmal mit dem "Wunsch​losen Unglück"; diesmal Peter Handke in seinem Heimatland Kärnten.

Die Komödienspiele Porcia sind vom 15. Juli bis 5. September zu besuchen und die Kulturstadt Gmünd feiert 15 Jahre Kunst und Kultur in Gmünd. Das Musikforum Vik​tring bringt eine Reihe von Konzertveranstaltungen. Das Landesmuseum Kärnten be​ginnt bereits in drei Tagen mit der zweiten Kärntner Römerwoche. Und auch das Stadttheater Klagenfurt hat ein Sommerprogramm. Die Musikwochen Millstatt stehen unter neuer Führung und haben wieder eine Reihe von Veranstaltungen, ebenso wie Scherzo, die Klagenfurter Sommerbühne. Auf Schloss Albeck gibt es Veranstaltun​gen, ebenso beginnt in wenigen Tagen – ich glaube, übermorgen – der St. Pauler Kultursommer. Die Starnacht am Wörthersee, die Südkärntner Sommerfestspiele in Eberndorf, die Trigonale, das „Festival der Alten Musik“, aber auch „Wenn die Musi spielt“; das Wörthersee Classic Festival mit einer Reihe von Konzerten, die jeweils an einem Tag einem bestimmten Komponisten, der in Kärnten gewirkt hat, gewidmet sind und die Wörtherseefestspiele. Der „Tauernwurm am Mautturm zu Winklern“ und Kärnten wasser.reich. das auch in einer Woche – nein, übermorgen auch eröffnet werden wird - ergänzen das Programm.

Eine große Unterstützung all dieser Aktivitäten hiefür ist im Budget für 2004 vorge​sehen. Aber, ebenso ist vorgesehen, die Unterstützung vieler anderer Kulturinitia​tiven, die sich über den Tag, über das Jahr ins Land hineinziehen und die die Men​schen erfreuen. Das sind die Initiativen der Volkskultur, der Brauchtumsvereine, der Hochkultur, aber auch der alternativen Szene. Und diese Vielfalt ist in der Welt ein​malig, ebenso wie die Vielzahl der schöpferischen Begabungen, die wir in unserer Heimat haben. Deren Wirken konnte sich entfalten, weil es immer eine massive Unterstützung von Seiten des Landes und von Seiten des Kulturreferenten gegeben hat und so kommt es auch nicht von ungefähr, dass auch das Kärntner Kulturgre​mium vor wenigen Tagen in seiner jüngsten Sitzung eine sehr positive Bilanz über die auslaufende Periode gezogen hat. Für mich ist das der Punkt, wo ich allen Kultur- und Kunstschaffenden im Lande Kärnten, allen Künstlerinnen und Künstlern, aber auch den Mitgliedern des Kulturgremiums für ihre Beiträge, für all ihr Schaffen herz​lich danke.

Das Kulturbudget für 2004 – es hat in Summe Ausgaben von ungefähr 33,6 Millionen Euro - dem stehen Einnahmen von etwa 2,2 Millionen gegenüber - hat viele Budget​ansätze und damit gesamt einen Beitrag dafür, dass der kulturelle Erfolgsweg des Landes Kärnten auch heuer wieder fortgesetzt werden kann. Viel liegt vor uns. Nach dem "Kultursommer" wird der "Heimatherbst" folgen, um nur ein weiteres Highlight anzu​führen. In Österreich hat traditionell das Theater immer die erste Rolle gespielt. Das ist auch in Kärnten nicht anders. Daher hat also das Stadttheater oder überhaupt die Theaterszene den größten Brocken des Budgets. Es fällt auf – und ich spreche vom Stadttheater – dass der Herr Intendant, seit er die grüne Meckerwiese zu seiner neuen politischen Heimat erkoren hat, darauf verzichtet, Horrorszenarien - was den Weiterbestand des Stadttheaters anlangt - an die Wand zu malen, sondern sich jetzt darauf beschränkt, laut zu überlegen, ob er für eine weitere Periode allenfalls noch kandidieren wird oder nicht. (3. Präs. Ing. Scheuch: Der ist ja schon zu alt! – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Der ist ja schon siebzig!) Soweit, so gut!

Aber, zur Marke „Stadt“ – weil mein Vorredner, und ich habe sehr genau vernommen – er hat Landestheater gesagt. Da möchte ich einhaken. Denn, seit die Marke „Stadt“ von den Klagenfurter Stadtvätern und –müttern ziemlich demoliert wird, muss ich die Frage stellen, ob es wirklich noch Sinn macht, weiterhin mit dem Begriff „Stadt​theater“ zu arbeiten oder das nicht in „Landestheater“ umzubenennen, zumal das Land ja auch den größeren Teil der Kosten aufbringt. (Abg. Lutschounig: Der Canori unterstützt das sicher!) Eine Anregung noch für das Stadttheater, aber auch für andere Veranstalter: Was ich mir wünsche ist ein Angebot, das eine Vernetzung dar​stellt. Beispielsweise mit dem Stadttheater, mit der Wörtherseebühne, mit vielen an​deren Sachen im touristischen Bereich und auch im Zusammenhang mit den Billig​fluglinien. Ich war vor wenigen Tagen in Hamburg, das für seine Theaterszene be​kannt ist. Dort funktionieren ähnliche Dinge. Und ich glaube, dass so ein Programm mindestens ebenso gut ist, wie das ganze Jahr „Narrisch guat“ zu bringen.

Ein Wort noch zur Wörtherseebühne. (3. Präs. Ing. Scheuch: Versenken wollten sie sie!) Ich habe mit Freude vernommen, dass nicht - so wie in den letzten Jahren - wo von allen Seiten an der Bühne gesägt worden ist, um sie untergehen zu lassen, heuer die Freude über das was kommt überwiegt. Dabei soll es auch bleiben, denn es ist die bevorstehende Saison auch künstlerisch außer Streit gestellt.

Ich kann nicht schließen, ohne auch noch einen Halbsatz zumindest dem Kärntner Musikschulwerk zu widmen, denn die Erfolgsgeschichte geht auch heuer weiter. Es werden neuerlich mehr Lehrpersonen eingestellt. Die Garantie dafür, dass noch mehr Schüler Unterricht bekommen werden. Damit wird auch 2004 es weiterhin er​freulich aus dem Musikschulwerk tönen können. (Dies löst Heiterkeit bei Abg. Lut​schounig aus.) Das Kulturbudget für 2004 ist damit eine Liebeserklärung an das Kul​turland Kärnten und die Freiheitliche Fraktion wird mit Freude zustimmen. (Beifall von der FPÖ-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 3 erledigt. Wir kommen zur Gruppe 4 – "Soziale Wohlfahrt und Wohn​bau". Als Erste zu Wort gemeldet zur Gruppe 4a ist die Frau Abgeordnete Mag. Lesjak. Ich erteile ihr das Wort!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Auch hier zeigt ein Vergleich in der Gruppe 4, ein Vergleich des Regierungsprogrammes mit dem Voranschlag 04, eine ziemlich große Kluft. Im Regierungsprogramm ist zu lesen: „Es soll Verträge geben mit Fraueneinrichtungen über die finanzielle Grundsicherung“ – was eine tolle Sache ist. Eine langfristige Grundsicherung für diese Fraueneinrichtungen. Die „Kärntner Lebenssicherung“, ein zukunftsweisendes Projekt, wenn es ordentlich umgesetzt wird. Im Bereich Kinderbetreuung steht da: "Ziel ist, die Kinderbetreuung konsequent auszubauen und zu verbessern". Und immer wieder ist von familienpolitischen Maß​nahmen die Rede. Im Budget findet sich leider kein Hinweis darauf, dass diese Zu​kunftsprojekte auch entsprechend dotiert sind. Im Gegenteil, heute müssen wir sagen, dass wir diese sozialen Herausforderungen jetzt in Angriff nehmen müssen und jetzt höher dotieren müssen.

Ich nehme ein Beispiel heraus – das Beispiel der Frauen. Die Arbeitslosenquote und die Frauenerwerbsquote sind noch immer unter dem Bundesdurchschnitt. Da haben wir uns nicht sehr stark verbessert. Dazu kommt der hohe Anteil bei den Frauen bei den Teilzeitbeschäftigungen und bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen. Die derzeitige Teilzeitregelung entschärft dieses Problem nicht, weil sie gilt nur für Betriebe ab 20 Mitarbeiterinnen. Und Sie wissen ja, dass wir in Kärnten hauptsäch​lich Klein- und Mittelbetriebe haben. Und die Teilzeitregelung ist auch deswegen halbherzig, weil sie von einer mindestens dreijährigen Betriebszugehörigkeit ausgeht. Das heißt, erst wenn man drei Jahre im Betrieb ist, kann man erst die Teilzeit in Anspruch nehmen. Für Frauen wird es immer schwieriger, den Lebensstandard ab​zusichern und den Lebensunterhalt zu verdienen. Die Ursachen sind vielschichtig, die liegen nicht nur in der Wirtschaft und in der Politik. Eine Ursache ist auch – dass die Frauenbeschäftigung nicht oder nur sehr marginal gefördert wurde. Es gibt wenig Frauenförderungspläne in Unternehmen. Da sind uns andere Staaten und Länder schon weit voraus. Zum Beispiel könnte man Prämiensysteme für Betriebe mit Frauenförderungsprogrammen machen, Betriebskindergärten. Man könnte auch da​rauf hinweisen, dass nicht geblödelt werden soll in der ersten Reihe. (Es herrscht Unaufmerksamkeit in der FPÖ-Fraktion.) Besonders dramatisch ist der fehlende Kün​digungsschutz nach dem Ende des Kindergeldes. Das grenzt die Frauen vom Wohl​stand aus. Das ist ein großer Haken an dieser Regelung. Der Kündigungsschutz dauert ja nur zwei Jahre und die Frauen verlieren damit den Anspruch, nach dem An​spruch des Kindergeldes dann in den Beruf zurückzukehren.

Wir brauchen daher Sonderprogramme zur Wiedereinstiegsförderung für Frauen, ge​zielte Förderungen von beruflichen Qualifikationen, Ausweitung der Kinderbetreu​ungseinrichtungen, und zwar flächendeckend von der Nachmittagsbetreuung bis hin zur Kleinkindbetreuung. Also, viele, viele Maßnahmen, die die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familie für Frauen leichter machen (Abg. Dr. Strutz: und Männer!) und na​türlich auch die Männer – danke für diesen Hinweis – auch Maßnahmen, die es für Männer attraktiv machen, zuhause zu bleiben. Natürlich machen sie das nicht gerne … (Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion.) oh ja freilich, das brauchen die Männer – zuhause bleiben. Das ist … (Weiterer Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion.) genau, ja​wohl – also das muss schon sein. Aber es kann nicht sein, dass man dadurch Ein​kommenseinbußen hinnehmen muss. Das kann auch für Frauen nicht sein. Das ist halt das Problem und man muss sich da wirklich konzeptuell etwas überlegen. Mög​licherweise wird ja wirklich die Kärntner Lebenssicherung da ein bisschen Abhilfe leisten, aber wir werden uns sehr genau anschauen, was das wirklich für ein Konzept ist und wie das umgesetzt wird. Und vor allem auch, woraus das finanziert wird. Ich habe eine kleine Hoffnung zu dieser Gruppe 4, dass nämlich im Nachtragsvoran​schlag da noch einiges, noch mehr Mittel, hinzugefügt werden. Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordnete Warmuth (FPÖ):

Warmuth

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Das vorliegende Bud​get für die nächsten fünf Jahre signalisiert das gemeinsame Ziel, mit Stärke und Offenheit für ein noch menschlicheres und zukunftsorientiertes Kärnten zu arbeiten. Dabei erhält der Bereich „Soziale Wohlfahrt“ 15,2 Prozent des Gesamtbudgets. Die darin enthaltenen Themenbereiche beweisen Verantwortungsbewusstsein gegen​über den Senioren, den Behinderten, der Jugend. Gegenüber den Menschen in Le​benskrisen und auch der Frauenproblematik.

Als Sozial- und Familienpolitikerin begrüße ich die Intention, eine Kärntner Lebenssicherung zu schaffen. Die Bürger sollen dabei nicht als Kunden des Sozialsystems behandelt werden, nicht als Bittsteller behandelt werden, sondern als Kunden. Statt für die Betroffenen schwer überschaubare Einzelförderungen soll es nun eine Mindestabsicherung, einen Sockelbetrag mit Rechtsanspruch geben.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue mich, dass auch in dieser Arbeitskoalition künftig verstärkt den Wünschen der älteren Menschen entsprochen wird! Alt werden zu Hause muss leistbar und durchführbar sein. Daher werden künftig pflegende Angehörige bestens geschult, sozialrechtlich abgesichert sowie auch die Kurzzeit- und Übergangspflege ausgebaut werden.

Notwendig für die Zukunft erscheint mir aber auch ein Bedarfs- und Entwicklungsplan für die Jugendwohlfahrt. Die derzeitige Situation in der Jugendwohlfahrt ist unbefriedigend und wird Jahr für Jahr schwerer finanzierbar. Der entsprechende Bedarfs- und Entwicklungsplan hat die Aufgabe, verstärkt die Ist-Situation zu erfassen, eine ganzheitliche Problemanalyse zu schaffen und diese hinsichtlich Bedarfsdeckung, Effizienz und Wirtschaftlichkeit zu definieren und vor allem den Soll-Zustand mit den notwendigen Handlungsfeldern zu beschreiben.

Begrüßenswert ist auch, dass ab dem Jahre 2005 ein "Familienfonds-neu" gegründet wird, wo es insbesondere für verstärkte Hilfestellung von Alleinverdiener- und Alleinerzieherfamilien kommt, die bei hohen Ausgaben je nach sozialer Bedürftigkeit auch humanitäre Unterstützung bekommen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir heute über eine effiziente Frauen- und Familienpolitik sprechen, so lassen Sie mich eines feststellen: Die Freiheitlichen stehen für jene Projekte, die dazu beitragen, dass Frauen und Männer ihre Arbeits- und Lebenswelt optimal miteinander vereinbaren können. Wir stehen für ein partnerschaftliches Lebensmodell, fordern aber dort, wo die Frauen noch benachteiligt sind, korrigierende Maßnahmen.

Mit der Einführung des Kindergeldes schlüpfte Kärnten ab 2001 EU-weit in eine Vorreiterrolle. Ich bin als Frauenvertreterin der Meinung, dass neben monetären Leistungen für Frauen und Männer mit Betreuungspflichten sukzessive auch Maßnahmen in Bezug auf eine familienfreundliche Arbeitswelt umgesetzt werden müssen. Ziel muss es sein, Arbeitnehmerinnen und flexible Arbeitszeitmodelle, Berufswiedereinstiegshilfen, Weiterbildung während der Karenzzeit in Betriebskindergärten anzubieten.

Ich gebe auch meiner Vorrednerin Recht, dass es ganz wichtig ist, auch im Rahmen der Teilzeit Maßnahmen zu setzen. Ich gebe ihr aber nicht Recht, dass man die klein- und mittelständischen Betriebe hier per Verordnung in die Knie zwingen kann, denn letzten Endes ist es gerade für die klein- und mittelständischen Betriebe sehr schwierig, das zu organisieren. Es könnte der Schuss nach hinten losgehen, sodass letztlich statt Frauen dann Männer angestellt werden. Auch das ist ein Aspekt für die verordnete Teilzeit.

Wichtig ist aber auch, dass die Wirtschaftskammer im Rahmen eines Familienaudits initiativ wird. Es gilt, Förderpläne zu erarbeiten, gemeinsam mit den Arbeitnehmerinnen und mit den Arbeitgebern, um hier längerfristig optimale Hilfe den Arbeitenden geben zu können. Letzten Endes sind familienfreundliche Rahmenbedingungen in der Arbeitswelt auch dazu angetan, die Leistung der Mitarbeiter zu steigern und ebenso die Wertschöpfung im Betrieb.

Kritisch anmerken muss ich jedoch, dass Frauen bei gleicher Qualifikation immerhin noch um rund 35 % weniger verdienen als die Männer. Ich bin der Meinung, dass hier eklatanter Handlungsbedarf bei den Sozialpartnern besteht, denn dort sind ja die Kollektivvertragsverhandlungen. Ich lese immer wieder in ÖGB-Zeitungen, seit Jahren, dass das gefordert wird. Ich orte aber diesbezüglich keinerlei Handlungen. Ich glaube, man müsste das auf dieser Ebene forcieren.

Künftig wird jedoch notwendig sein, noch mehr Angebote an bedarfsgerechter Kinderbetreuung, angelehnt an die Arbeitszeiten der Eltern, zu schaffen. Die Gemeinden haben hierbei Handlungsbedarf! Tatsache ist, dass es – wie meine Vorrednerin gesagt hat – flächendeckende Kinderbetreuung geben muss, dass wir hier in Kärnten nicht an einem Mangel an der Anzahl der Betreuungsplätze leiden. Wir haben 18.000 Betreuungsplätze – nur 16.000 werden genutzt. Es gilt, flexible Lösungen zu finden, die vor Ort auch greifen!

Ich freue mich aber auch, dass wir seit dem Jahre 2002 in Kärnten eine altersgemische Kinderbetreuung in Abwanderungsgemeinden anbieten könnten, wo Kinder pädagogisch adäquat von ein bis 15 Jahren betreut werden. In Kärnten gibt es bereits 13 Gemeinden, die das auch durchführen. Ich hoffe, dass sich diese Anzahl noch verstärken wird!

Sehr geehrte Damen und Herren! Noch ein Wort zum Thema „Frau und Sicherheit“. Ich freue mich auch, dass an der Entwicklung von Frauenhäusern mit Beratungsstellen gearbeitet wurde. Neben Klagenfurt und Villach erhielt auch Wolfsberg ein Frauenhaus und Spittal auch eine derartige Notschlafstelle. Als Freiheitliche plädieren wir aber dafür, dass die bereits vorhandenen Ressourcen und Beratungsstellen in den übrigen Bezirken Kärntens in ein regionales Gesamtkonzept eingebaut werden, um so kostengünstig und effizient arbeiten zu können.

Noch ein Wort zum Thema „Frauenförderung“ und „Gleichstellungspolitik“. Hier bin ich sehr stolz, dass im Land Kärnten ein starkes Signal im Rahmen des "gender mainstreamings" gesetzt wurde. Es gibt seit zwei Jahren eine Expertinnengruppe, die an der Implementierung in der Landesverwaltung von gender mainstreaming arbeitet, sodass wir hier österreichweit federführend sind und auch bereits Vorbildwirkung für andere Länder haben. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Ich danke daher an dieser Stelle der Frauenlandesrätin, Dr. Gabriele Schaunig-Kandut, und der Frauenbeauftragten, Helga Grafschafter, für diese Leistung! Jetzt könnt ihr noch einmal klatschen! (Beifall, nun von der SPÖ-Fraktion) Ich danke auch den Regierungspartnern, die mit diesem Budget einen Fahrplan für ein noch sozialeres und menschlicheres Kärnten erarbeitet haben! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Tauschitz. Ich erteile Ihnen das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Also ich bin kein Doktor, kein Professor – und Primarius will ich auch nicht werden. (Abg. Warmuth: Schade!) Also kein Doktor, sondern Stephan Tauschitz reicht. (Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo)

Hoher Landtag! Hoher Präsident! Geschätzte Kollegen! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter und Landesräte! Gäste haben wir keine mehr zu dieser Stunde – wen wundert es! Grundsätzlich möchte ich meiner Freude Ausdruck verleihen, dass im „Regierungsprogramm“ von FPÖ und SPÖ das Bekenntnis zu einer umfassenden Neuregelung der Sozialhilfe verankert ist! Ich betone dies deshalb, da vor nicht allzu langer Zeit (nämlich genau im Jahre 2001) bereits von der ÖVP gemeinsam mit der FPÖ exakt dieselben Überlegungen angestellt worden sind, die in einer Beschlussfassung über das Sozialhilfegesetz gemündet haben, jedoch leider nach kurzer Zeit wieder von FPÖ und SPÖ aufgehoben wurden. (Lärm im Hause) Auch unsere Zielsetzung war damals, die Verwaltungsvereinfachung, eine Entbürokratisierung bei den Sozialleistungen vorzunehmen und eine Bündelung der verschiedenen Anbieter zu gewährleisten. Wenn nunmehr diese Forderungen von Seiten der FPÖ und SPÖ im „Regierungsprogramm“ erhoben werden, freuen wir uns nachträglich, dass unsere damaligen Überlegungen doch noch realisiert werden können.

Aus dem „Regierungsprogramm“ lese ich auch heraus, dass die Effizienz der bisher eingesetzten Mittel nunmehr von FPÖ und SPÖ kritisch hinterfragt werden. Wir sind auch, und dies schon seit längerem, der Meinung, dass der Mittelleinsatz, der im Bereich der sozialen Wohlfahrt von Seiten des Landes und der Gemeinden in der Vergangenheit getätigt wurde, effizienter gestaltet werden kann und muss, um den wirklich Hilfsbedürftigen entsprechende Unterstützung gewähren zu können.

Es hat schon ein namhafter Sozialexperte geschrieben, dass wir die Sozialleistungen in Österreich bei gleichem Sozialaufwand verdoppeln könnten, wenn man die Bürokratie zurückdrängen würde. Daher sind wir gefordert, die Bürokratie abzubauen, damit das Geld, welches das Land und der Bund für Sozialausgaben zur Verfügung stellen, auch wirklich für jene direkt eingesetzt wird, die es brauchen. Wir erheben auch weiterhin die Forderung, dass das Sozialhilfesystem transparenter und gerechter gestaltet werden muss. Es muss einheitliche Tarife für alle Anbieter geben. Damit muss es auch zu einer Chancengleichheit zwischen den Anbietern kommen.

Seitens der Kärntner Volkspartei fordern wir auch ein, dass der derzeitig gültige Aufteilungsschlüssel der Kosten zwischen Land und Gemeinden von derzeit 40:60 auf 50:50 abgeändert werden muss. Wir dürfen nicht Beschäftigungspolitik mit Sozialpolitik oder Gesundheitspolitik verwechseln. Ich möchte dies an einem Beispiel konkretisieren. Wenn im „Regierungsprogramm“ der wunderschön formulierte Satz steht: „In Alten-, Wohn- und Pflegeheimen sollen mit der neuen Kärntner Heimverordnung die Voraussetzungen für eine zukunftsgerichtete und qualitativ hochwertige Pflegebetreuung geschaffen werden.“, wird jeder, der sich mit dieser Materie nicht beschäftigt hat, vorbehaltlos applaudieren. Auch wir von der Kärntner Volkspartei stehen für eine hochwertige Pflegebetreuung. Man muss allerdings auch wissen, dass die Heimverordnung, wenn sie so umgesetzt wird, wie sie im Entwurf vorliegt, zu einer drastischen Anhebung der verpflichtenden Einsatzes von diplomiertem Pflegepersonal führen würde. (Abg. Dr. Strutz: Nichts dagegen! – Abg. Warmuth: Qualität!) Wenn nunmehr diplomiertes Personal zwingend vorgeschrieben wird, muss man sich ja fragen: Woher kommt denn dieses Personal? Man muss das ja haben, damit man es einsetzen kann, insbesondere dann, wenn allein in Kärnten derzeit 160 diplomierte Pflegerinnen und Pfleger fehlen. Das ist eine Tatsache. (Abg. Dr. Strutz: Das ist ein Märchen!) Das ist kein Märchen, das ist eine Tatsache! Herr Klubobmann Dr. Strutz, wenn Sie sagen: „Das ist ein Märchen.“, dann werde ich Ihnen etwas vorlesen: (Abg. Mag. Ragger: Nein, bitte nicht!) „Die zuständige Referentin kommt aus einer Partei, welche seit Jahrzehnten auch die Verantwortung für die Ausbildung von diplomierten Pflegekräften trägt. Jahrelang wurden Hunderte Bewerber für die Ausbildung abgewiesen – und heute, wo diese auf Grund dieser Vorgangsweise fehlen, verlangt die Referentin plötzlich neue Posten, welche derzeit nicht oder schwer besetzt werden können. (LHStv. Dr. Ambrozy: Wer ist zuständig?) Landeshauptmann Dr. Jörg Haider. Nun müssen Sie Ihrem Chef erklären. Das war kurz vor der Koalition. Jetzt haben wir eine Koalition. Jetzt ist natürlich alles, alles anders. Keine Frage! Überhaupt kein Thema! Das verstehe ich schon. Also ganz so weit hergeholt, dass es ein Märchen ist, ist es ganz sicherlich nicht, Herr Klubobmann!

Auf der anderen Seite wird jährlich eine Vielzahl junger Menschen, die gerne die Ausbildung zur diplomierten Krankenschwester oder zum –pfleger machen wollen, abgewiesen. Auch hier fordern wir, dass die derzeitige Monopolstellung bei der Ausbildung abgegeben wird und dass es zu einer verstärkten Ausbildung von diplomiertem Personal kommen muss. Wie sonst werden wir diesen Schlüssel denn erfüllen können?! Natürlich bin ich für Qualität – nur brauchen wir die Pfleger. Nur, wenn es keiner zahlen kann, warum beschließen wir dann ein Gesetz, das nicht durchführbar ist. Darin widersprechen Sie sich ja! Das verstehe ich nicht ganz. Das müssen Sie mir erklären! Aber das müssen Sie in der Regierung lösen. Sie haben ja 80 % der Macht.

Wir begrüßen deshalb ausdrücklich, dass laut dem „Regierungsprogramm“ Maßnahmen zur verstärkten Ausbildung von Pflegekräften gesetzt werden sollen und auch die Bereitschaft gefördert werden soll, im extramuralen Bereich zu arbeiten. Ich glaube, das ist schwer notwendig!

Auch die Anerkennung von neuen Pflege- und Sozialberufen findet unsere Unterstützung, da dies eine langjährige Forderung der ÖVP ist. Man muss, glaube ich, in diesem Bereich kreativer werden. Weiters muss man wissen, dass schon die in den letzten Jahren erfolgte Erhöhung der Sockelbeträge für die Sozialhilfeverbände bei den privaten Heimbetreibern in keinem Verhältnis zu den Lohnsteigerungen steht. Schon alleine daraus ergibt sich eine Lücke, die es zu schließen gilt. Und das ist Aufgabe in dieser Periode. Deshalb fordern wir ja auch eine Erhöhung der Sockelbeträge. Es kann nicht sein, dass immer mehr Leistungen verlangt werden, aber die Beiträge des Landes nicht erhöht werden!

Wenn im „Regierungsprogramm“ auch davon die Rede ist, dass der Ausbau des Angebots an mobilen Betreuungsdiensten rasch fortgesetzt werden soll, findet auch dies unsere Unterstützung; ebenso die vorgesehenen Maßnahmen zur Unterstützung pflegender Angehöriger. Auch hier wird langjährigen Forderungen seitens unserer Fraktion nunmehr offenbar zum Durchbruch verholfen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt für mich im Sozialbereich durchaus viele Ansätze, die wir hier im Kärntner Landtag gemeinsam umsetzen sollten. Wir sollten uns alle bemühen, dass es letztendlich zu einer Verbesserung der Unterstützung für wirklich Hilfsbedürftige kommt, zu mehr Gerechtigkeit innerhalb der Anbieter sozialer Dienstleistungen und zu einem effizienten Mitteleinsatz und natürlich zur Verbesserung des Betreuungsangebotes. Dies aber mit Augenmaß – nicht mit der Brechstange!

Zu den familienbegleitenden Maßnahmen im Budget, wenngleich für das Jahr 2004 6,5 Millionen Euro dotiert sind und dies gegenüber dem Voranschlag 2003 eine Erhöhung von 2,5 Millionen Euro darstellt, muss darauf hingewiesen werden, dass laut Rechnungsabschluss 2003 für die Familienförderung lediglich 2,1 Millionen Euro ausgewiesen wurden.

Dies ist das Resultat dessen, dass im Jahr 2001 durch einen Anschlag der SPÖ und der FPÖ auf die Familien und Familienförderung, diese drastisch reduziert wurde. Das heißt, dass die Einkommensgrenzen drastisch herabgesetzt wurden und ebenso die Zuschüsse drastisch reduziert wurden. Die damals von den Vertretern der ÖVP erhobenen Warnungen, wonach kaum mehr Familien in den Genuss von Familienför​derungen kommen werden, haben sich leider Gottes bewahrheitet. Deshalb ist es auch nicht realistisch anzunehmen, dass die Dotierung vo 6,5 Millionen Euro tatsäch​lich den Familien zugute kommen wird. (Abg. Warmuth: Wird geändert 2005!) Es sei denn, dass das Familienförderungsgesetz wieder geändert wird, und zwar so, wie es im Jahre 2000 beschlossen wurde.

Wir fordern daher eine Anhebung der Einkommensgrenze und auch der Zuschüsse für Kärntens Familien, damit die Familienförderung auch tatsächlich den Namen trägt, den sie verdient, - den Namen trägt, den sie verdient! Ich möchte daran erinnern, dass im Jahr 2000 für die Familienförderung noch 25 Millionen Euro ausgegeben wurden. Alleine dadurch, dass der Bezug von Kinderbetreuungsgeld einen Anspruch auf Familienförderung ausschließt, würde eine Rückführung jener Einkommensgren​zen und Zuschüsse wie sie im Jahre 2000 bestanden sind, zwar eine kräftige Er​höhung gegenüber den Ausgaben in den letzten Jahren mit sich bringen, aber deutlich weniger als die 25 Millionen Euro, wie es im Jahr 2000 gewesen ist. Wir fordern daher die SPÖ und die FPÖ auf, den Anschlag im Jahr 2001 auf Kärntens Familien wieder rückgängig zu machen! Wieder zu was Positivem.

Für uns ist es erfreulich, wenn aus dem Regierungsprogramm zu entnehmen ist, dass es für Eltern bei Elternbeiträgen, wie zum Beispiel Schikurse, Schwimmkurse, Ausflüge etc. oder Sprachkurse, finanzielle Unterstützung geben soll, nach sozialer Gewichtung noch dazu. Auch dieses stellt eine langjährige Forderung der ÖVP dar und ebenso die Errichtung eines Personalpools für den Betreuungsbedarf während der Rand- und Ferienzeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen durch die Bereitstel​lung qualifizierter KindergartenpädagogInnen. Dieses Modell wird bekanntlicherweise schon von unserem Hilfswerk umgesetzt. Zielsetzung muss es aber sein, eine we​sentliche verbesserte Vereinbarung von Familie und Beruf zu vereinbaren. Das brau​chen wir in Kärnten, weil sonst werden wir auch unsere demographischen Probleme nicht in den Griff bekommmen und bei allen Anstrengungen, die seitens der Öster​reichischen Bundesregierung seit dem Jahr 2000, auch im Land Kärnten im Bereich der Familienpolitik gesetzt wurden, muss man neidlos anerkennen, dass in anderen Ländern – vor allem in Frankreich – die Vereinbarung von Beruf und Familie wesent​lich besser ist. Durch ein Bündel von Maßnahmen ist es dort besser und leichter.

Damit verbunden ist auch eine wesentlich höhere Zahl an Kindern pro Familie. In Frankreich ist es gang und gäbe, dass Elternpaare mit dreißig drei Kinder haben. Und gerade ich als junger Abgeordneter oder als jüngster Abgeordneter hier in dem Haus, mache mir selbstverständlich Gedanken über die prognostizierte Schrumpfung der Bevölkerung in Kärnten (Abg. Mag. Lesjak: Moch ane Kinda!) und der ebenfalls prognostizierten Vergreisung. Das sind ja alles Dinge, mit denen wir uns auseinandersetzen müssen, weil die sind da. Und wir müssen daher alle an einem großen Strang ziehen, gemeinsam und parteiübergreifend, diese Entwicklung, die in vielen Berei​chen zu großen Problemen führt, in den Griff zu kriegen und entgegenzuwirken.

Wenn es in anderen Ländern Beispiele gibt, wie ein erfolgversprechender Weg prak​tiziert werden kann, dann sollten wir diese einfach übernehmen. Wenn es was Gutes gibt, dann sollten wir es übernehmen, wir brauchen das Rad nicht neu erfinden. Mir ist schon klar, dass das nicht von heute auf morgen geht, - das ist keine Frage. Aber, wir müssen einen Anfang machen. Und ich schlage daher vor, dass wir demnächst hier im Kärntner Landtag eine Enquete zur Familienpolitik abhalten, (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Haben wir eh gehabt!) bei der wir Experten aus Frankreich einla​den – das haben wir nicht gehabt – (Abg. Warmuth: Aber zuerst selber auch Kinder machen …) Und, dass diese uns ihr Modell vorstellen, dass wir uns davon eine ge​naue Vorstellung machen können und die guten Dinge dafür übernehmen können. Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit und bis zum nächsten Mal. (Es erfolgen Zwiegespräche unter den Abgeordneten der FPÖ-Fraktion. – Unaufmerksamkeit im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort. – Nach anfäng​lichen technischen Problemen kann die Sitzung fortgesetzt werden.)
Tauschitz

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Funktioniert die Technik? – Ja, sehr gut! Geschätzte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich denke, wie es so üblich ist, vielleicht ein paar kurze Antworten auf die Vorredner. Herr Tauschitz ich wäre versucht, Manches zu ihren Ausführungen zu sagen. Ich möchte da aber eher eine Anleihe bei politischen Vorbildern nehmen und es bei einem Ratschlag belassen. Lernen Sie Geschichte, junger Mann, und ich denke, damit sind schon Viele gut gefahren. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Zwi​schenruf aus der ÖVP-Fraktion.) Ich sage von politischen Vorbildern – das sollte man sich ruhig manchmal aneignen. Frau Abgeordnete Warmuth, nur zur Aufklärung. Be​darfs- und Entwicklungspläne gibt’s im Sozialbereich seit vielen Jahren. Wir haben auch für die Jugendwohlfahrt einen. Wenn es Sie interessiert, es gibt eine eigene Homepage dazu, in der die laufende Projektplanung auch abgebildet wird und es gibt auch die Möglichkeit – wenn Sie Inputs einbringen möchten – mit einem entspre​chenden Diskussionsforum auch eigene Ideen dort einzubringen und an der laufen​den Diskussion entsprechend mitzuwirken. Diese Homepage gibt es sowohl für die Behindertenhilfe als auch für die Jugendwohlfahrt und Sie kommen über die Landes​homepage auch auf diese.

Nun zum Budget 2004. Die Zustimmung zum Budget 2004 ist nicht unbedingt der Ausdruck der Begeisterung, sondern geboren aus der Notwendigkeit, die Zwölftelre​gelung, die uns derzeit im Sozialbereich sehr große Probleme macht, in den Griff zu bekommen. Diese Zwölftelregelung birgt für viele Institutionen und Vereine die Ge​fahr, dass sie in die Unfinanzierbarkeit schlittern, weil mit dem Vorjahresbudget ganz einfach die Herausforderungen des laufenden Jahres nicht zu bewältigen sind. Diese Zustimmung darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass Schlüsselbereiche im Sozialbudget nicht ausreichend dotiert sind. Das Budget 2004 in der derzeitigen Form ist eine Übergangslösung. Auf Grund der Dringlichkeit einer normalen Budget​gebarung gibt es diese Zustimmung. Und ich hoffe, dass dieses Budget letztmalig Spuren der chaotischen Budgetpolitik der letzten Regierungsperiode trägt.

Wie hat diese ausgesehen? Im wesentlichen so, dass das Budget in entsprechend hoher Form angemeldet worden ist – wie es die Bedürfnisse der Menschen erfordern – vom Finanzreferenten dann regelmäßig gestrichen worden ist, um im Nachtrags​voranschlag das wieder hinzuzugeben, was bei den Budgetverhandlungen heruntergestrichen worden ist. Die Folge dieser Vorgangsweise war eine sehr große Verun​sicherung für die Betroffenen, die die Leistungen dringend brauchen, für die Anbieter​organisationen, ehrenamtliche und persönlich haftende Vorstände und vor allem für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der sozialen Dienstleister, weil die nie wussten, ob ihre Arbeitsplätze längerfristig gesichert sind.

Und ich erwarte mir, dass hinkünftig die Budgetierung auf den vorgelegten fachlichen Grundlagen beruhen wird. Das ist einer der Gründe, warum wir an verantwortlicher Stelle korrigierend eingreifen möchten, um eine verlässliche, planbare und den Men​schen Sicherheit gebende Politik in Kärnten zu gestalten. Viele der Mehrausgaben im Sozialbereich in unserem Bundesland resultieren aus einer Belastungspolitik des Bundes, gepaart mit einer Sparpolitik auf dem Rücken all jener, die eigentlich Leistun​gen dringend brauchen würden. Die heutigen Pressemeldungen sind das beste Bei​spiel dafür. Steuerschulden werden vom Finanzminister in Millionenhöhe mit einem Federstreich erlassen und somit auf Kosten unser aller Steuergelder Geschenke ver​teilt! Und auf der anderen Seite wird das Pflegegeld nicht erhöht, werden Gelder für therapeutische Leistungen im Sozialversicherungsbereich gekürzt, Heilbehelfe nicht entsprechend gestützt und die Ausgaben im Bereich der Behindertenhilfe gesenkt. Die betroffenen Menschen dürfen darunter nicht leiden und das bedeutet Mehrkosten für das Land und für die Gemeinden.

Im Konkreten fehlen im diesjährigen Budget – und ich denke, da wird der Nachtrags​vor​an​schlag dann korrigierend eingreifen müssen – für die Pflegeheime rund 6 Millio​nen Euro, für die Behindertenhilfe der gleiche Betrag, für die Hauskrankenpflege - einem Beschluss Rechnung tragend, den wir einstimmig in der Regierungssitzung ge​troffen haben – 7 Millionen Euro. Und für den Bereich der Jugendwohlfahrt - da teile ich die Meinung der Frau Abgeordneten Warmuth - 1 Million Euro. Das Regierungs​programm gibt mir die Hoffnung, dass es hier ein klares Bekenntnis zur sozialen Ver​antwortung der Landesregierung gibt. Damit dieses Papier allerdings zum Leben er​weckt wird, braucht es jetzt noch die notwendigen Budgetzahlen, denn das Budget ist der in Zahlen gegossene Wille der Regierung.

Es liegt jetzt an uns zu zeigen, dass wir die uns selbst gesteckten Ziele auch tat​sächlich ernst nehmen. Insbesondere so wichtige Bereiche, wie den der Kärntner Lebenssicherung, die mir persönlich eines der größten Anliegen in der vor uns liegen​den Legislaturperiode ist. Die Herausforderungen im Sozialbereich, die wir zu be​stehen haben, die wären ohne die engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich, in den Vereinen und Anbieterorganisationen, nicht zu bewältigen. Und so gibt es ein zweites Anliegen, das wir dringend umsetzen müssen – das ist die Finanzierung des Max-Kollektivvertrages für die Mitarbeiterinnen in diesem Bereich, denn gute Leistung verdient als Gegenleistung nicht Lob sondern eine gerechte Be​zahlung. Und daran anschließend, möchte ich auch den Dank an alle, die im Sozial​bereich tätig sind richten. Ihr Vorbild motiviert mich, im Sinne der von ihnen Betreuten und für sie in ihrem Bereich der Arbeitsbedingungen, mich auch hinkünftig auf poli​tischen Ebene mit voller Kraft dafür einzusetzen, dass ihre Leistungen entsprechend honoriert werden und die Betroffenen, die die Leistungen brauchen, eine bestmög​liche Betreuungsqualität erhalten werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Haas zur Gruppe 4 das Wort. – Es gibt wiederum technische Probleme bei der Freigabe des Mikrofons.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Abgeordneter Ing. Haas (FPÖ):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Dame auf der Regierungsbank! Hoher Landtag! (Vorsitzender: Wart´ ein bisserl! – Es tut mir leid, es lässt sich nicht ein​schalten! Mußt ein bisschen warten!) Brauchst einen Techniker? (Vorsitzender: Wir werden gleich einen holen! – Abg. Mag. Grilc: Das kommt davon, wenn man die Kelag verkauft! – Nach mehreren weiteren Versuchen und mit Hilfe des Ersten Präsi​denten Dipl.-Ing. Freunschlag kann das Mikrofon in Gang gesetzt werden.) Sehr ge​ehrter Herr Präsident! Geschätzte Regierungsbank! Hoher Landtag! Im Landesvoran​schlag 2004, in der Gruppe 4 im Abschnitt 48, ist die Wohnbauförderung angesiedelt. Über die Wichtigkeit eines funktionierenden Wohnbaues haben ja bereits in der Ein​leitung die Klubobmänner ausführlich hingewiesen. Darüber hinaus ist, ich glaube, jedem Kärntner und jeder Kärntnerin klar und um die Bedeutung des Wohnbaues und der Wohnbauförderung bewusst, dass es ein wichtiges Anliegen ist und eigent​lich jeden einzelnen von uns berührt. Es ist einfach so, dass jeder Mensch ein Dach über dem Kopf braucht. In Kärnten hat, Gott sei Dank, jeder ein Dach und kann somit in angemessenen Räumlichkeiten wohnen. Und somit war jedem klar, ist jedem klar, und wird in Zukunft auch jeder mit dem Kärntner Wohnraumbeschaffungsgesetz und mit der Wohnraumerhaltung konfrontiert.

Darum ist es meiner Meinung nach ganz wichtig, dass die Politik für einen sozialen und leistbaren Wohnbau sorgt und dazu die bestmöglichen Voraussetzungen für einen reibungslosen Neubau und für entsprechende Adaptierungen und Anreize für Sanierungen schafft. Das heißt auf gut kärntnerisch, dass die entsprechenden Bud​getmittel im Budget vorgesehen sein müssen und die gesetzlichen Richtlinien und Förderungen praktisch geschaffen werden. Der Wohnungsbedarf ist bei uns in Kärn​ten sehr unterschiedlich. Im ländlichen Raum – und ich habe mich im Gailtal interes​siert – da ist der Neubau nicht so dringend. Es stehen viele, auch ältere Häuser leer und es sind viele Wohnungen nicht bewohnt. Eher ist dort die Sanierung notwendig. Ganz anders schaut es natürlich in den Städten aus. In Villach und besonders in Kla​genfurt ist es – und das habe ich gestern in der Zeitung gelesen – sehr prekär. Es sollen 2.526 Wohnungssuchende in Klagenfurt sein. Davon 900, die sofort eine Woh​nung benötigen. Und da ist, schlicht gesagt, Handlungsbedarf notwendig! Uns liegt jetzt der Voranschlag vor und zu den Rahmenbedingungen Nummer 1 gehört natür​lich das Geld, das notwendige Geld. Es stehen für die Bereiche: Förderung des Woh​nungsneubaues, Förderung der Wohnhaussanierung sowie Gewährung von Wohn​bauhilfen und Wohnbaubeihilfen, ohne die Berücksichtigung der Energieförderung, circa 122 Millionen Euro zur Verfügung.

Das ist schlicht die gleiche Dotierungsgröße wie 2003. Zusätzlich gibt es dazu für die Wohnhaussanierung für das so genannte „Impulsprogramm Sonnenland Kärnten“ noch eine Million Euro. Das ist wegen der derzeitigen Budgetsituation, wegen dem Spargedanken, sehr erfreulich! Ich möchte mit bei Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger bedanken, dass er diese Größe vorgesehen hat! Ich möchte gleichzeitig betonen, dass diese Größe auch unbedingt nötig, ist, um den Wohnbau entsprechend voranzutreiben.

Der Punkt 2 der Rahmenbedingungen ist ein gutes Wohnbauförderungsgesetz. Da wurde der freiheitliche Landesrat Dörfler bereits aktiv. Wir haben heute ja noch ein Gesetz zur Beschlussfassung … (LR Ing. Rohr: Ein Wohnbauförderungsgesetz!) Das werden wir heute noch beschließen. Ich glaube, das ist wichtig! Konkret geht es dabei um die Änderung des Finanzierungsschlüssels für den sozialen mehrgeschossigen Wohnbau. Die Errichtung von Eigenheimen, Eigentumswohnungen und eine neue Regelung sind darin enthalten. Es wird die Finanzierung, wie gesagt, etwas geändert. Die günstige Zinslage wird derzeit ausgenützt.

Ziel dieser Gesetzesanpassung ist, dass in den nächsten drei Jahren mit gleichbleibendem Budget der Bau von bis zu 1.000 Wohnungen mehr gefördert wird und damit dem steigenden Wohnraumbedarf in den Städten Abhilfe geschaffen wird und zusätzlich die Bauwirtschaft – ich spreche da speziell das Baugewerbe an – angekurbelt wird. Tatsache ist, dass gerade im Wohnbau die kleinen und mittelständischen Betriebe arbeiten und nicht die Bauindustrie, weil die mehr in der Infrastruktur arbeitet und vor allem der Wohnbau eine Beschäftigung von 70:30, also Lohn für sonstiges hat, und damit viele Arbeitsplätze gesichert bleiben. Deshalb ist es mir etwas unerklärlich, dass in Klagenfurt der Bürgermeister Scheucher Wohnraumnot beklagt und die ÖVP-Fraktion hier im Haus gegen die Änderung bzw. Anpassung des Wohnbauförderungsgesetzes, sowohl in der Regierungssitzung als auch heute im zuständigen Ausschuss, stimmt und somit, wie ich meine, gegen eine Verbesserung der derzeitigen Situation ist. Ich hoffe, dass wenn wir zum Punkt 10 kommen, vielleicht die Meinung sich ändert und vielleicht auch die ÖVP hier mitgehen kann.

Ich möchte mich jetzt mit dem Kollegen Holub halten und komme zum Schluss, mich einfach kurz halten. Ich bin fest davon überzeugt, dass alle Maßnahmen und auch Zahlen, die im Budget und beim geänderten Wohnbauförderungsgesetz eingearbeitet sind, ein soziales und leistbares Wohnen in den nächsten Jahren in Kärnten gewährleisten. Danke! (Beifall von der FPÖ und von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)

Ing. Haas

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Sehr geschätzter Präsident! Hohes Haus! Offensichtlich, Herr Kollege Haas, dürften noch nicht alle Kärntner ein Dach über dem Kopf haben oder zumindest kein zufriedenstellendes oder ein ausreichendes Dach über dem Kopf haben: sonst gäbe es nämlich nicht 10.000 Wohnungssuchende momentan in unserem Bundesland. (Abg. Lutschounig: Aber die schlafen ja auch nicht unter der Brücke!)
Zur Ausgangssituation: Der Landesrechnungsabschluss 2002 weist für das Budget der Wohnbauförderung noch eine Summe von 150,2 Millionen Euro aus. Im Voranschlag, der heute beschlossen wird, finden wir nur noch 128,3 Millionen Euro. Das entspricht also einer Reduzierung von 14,7 % bzw. 22 Millionen Euro. Obschon sich die Regierung bzw. die Koalition zur Schaffung eines neuen Wohnbauförderungsgesetzes bekannt hat und obschon sich das Arbeitsübereinkommen auch ganz, ganz intensiv hinsichtlich der Althaussanierung und der Revitalisierung ausgesprochen hat, wird es doch mit immer mehr sinkenden Mitteln schwierig werden, den Bedarf entsprechend zu decken.

Das Budget der Wohnbauförderung erfährt also in den letzten Jahren eigentlich immer wieder einen Zugriff aus anderen Referaten. Teilweise werden Kredite nicht übertragen. So ist es also wieder vom Jahr 2003 auf das Jahr 2004 der Fall gewesen. Diese zugesagte Kreditübertragung ist um 4,5 Millionen Euro reduziert worden. Die 2,4 Millionen Euro, die zum Zwecke des ländlichen Wegenetzes entnommen wurden, sind ebenfalls noch nicht zurückgezahlt worden. Im Zuge des Landesvoranschlages 2004 wurden für Kanalisation und die Milchhygienemaßnahmen wiederum 5 Millionen Euro aus dem Wohnbauförderungstopf entnommen.

Entgegen den Aussagen von Wohnbaupolitikern in unserem Land ist von einem Rückgang der Nachfrage im Zusammenhang mit Wohnraum keine Rede. Es wird also die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel immer damit argumentiert, dass auf Grund der Geburtenrate die Nachfrage sinken wird, was aber nicht der Fall ist: auf Grund der gesellschaftspolitischen Änderungen. Auch die Nachfrage nach Wohnraum steigt. Es verlagert sich also nur in die Ballungszentren. Grundsätzlich ist es aber so, dass – wie schon früher erwähnt – mit 10.000 Wohnungssuchenden der Bedarf über die Jahre relativ gleich geblieben ist.

Wir haben auf Grund dieser Kürzungen im Wohnbauförderungsbereich im Jahr 2003 einen traurigen Rekord erreicht, nämlich als Vorletzter, noch vor dem Bundesland Salzburg, um 31,3 % weniger Wohnungen bewilligt bzw. gebaut. Herr Kollege Haas wird mir Recht geben, wenn das also Konsequenzen für das Bauhaupt- und –nebengewerbe hat. Die Konsequenzen liegen also insofern auf der Hand, als seit dem Jahr 1997 bzw. seit dem Jahr 1998 das Bauhaupt- und –nebengewerbe in unserem Bundesland die meisten Insolvenzen hat. Das heißt, das Bauhaupt- und –nebengewerbe führt in den Branchen, ist Branchenerster bei den Insolvenzen. Das ist eine Konsequenz aus dieser Wohnbaupolitik, was natürlich heißt, dass die Wirtschaftskraft in unserem Bundesland ganz, ganz massiv geschwächt wird.

Hier darf ich noch einmal abschließend zum Grundsätzlichen zur Debatte über den heutigen Landesvoranschlag kommen. Der schärfste Indikator zur Bemessung und zur Wertung der Wirtschaftskraft einer Region bzw. eines Landes ist das Bruttoregionalprodukt. Wenn heute mit Wirtschaftswachstumsraten von 1,5 % argumentiert wurde und damit ein sehr himmelblaues Bild der wirtschaftlichen Situation unseres Bundeslandes gezeichnet wird, so ist dem entgegenzuhalten, dass eben diese Wertschöpfung pro Kopf seit dem Jahr 1995 in Kärnten konsequent zurückgeht. Das heißt, wir haben im Jahr 1995 noch eine Wertschöpfung gehabt, die uns an den sechsten Rang im Bundesländerranking gebracht hat. Im Jahr 2001 sind wir bereits auf den siebenten Platz zurück gerutscht. Und nach wie vor, Herr Klubobmann Strutz, ist es das Bundesland Wien, das als deutlich stärkstes Bundesland mit einem Bruttoregionalprodukt von 36.800 Euro pro Kopf aus dem Bundesländerreigen hervorragt.

Noch einmal gesagt: Es kann die wirtschaftliche Entwicklung eines Bundeslandes nicht ausschließlich am Wirtschaftswachstum berechnet bzw. definiert werden. Um also diese 1,5 % des Jahres 2003 noch ins richtige Licht zu rücken, muss man auch wissen, dass im Jahre 2001 das Wirtschaftswachstum mit 0,2 % in Kärnten die zweitschwächste Entwicklung nahm und im Jahr 2002 mit 0,0 % die überhaupt schlechteste Entwicklung in der ganzen Republik Österreich nahm. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Na bravo! – Abg. Dr. Strutz: Freut Sie das?! – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das ist eine „Motivation“. – Lärm im Hause.) Ich nehme, meine Herren Kollegen von der FPÖ, nicht an, dass Sie mir unterstellen werden, dass mich das freut. Es geht einzig und allein darum, erstens einmal das Wissen zu optimieren und die Dinge auf den richtigen Stand der Dinge zu bringen. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Die ewig Gestrigen!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Hoher Landtag! Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ich werde wieder versuchen, ein bisserl Ruhe hereinzubringen. (3. Präs. Ing. Scheuch: Wir sind ja kein Jungfernverein!) Waren Sie das? Ist in Ordnung!

Ich möchte mich zuerst einmal auf eines beziehen, und zwar auf die Vorredner, die Frau Landesrätin Schaunig-Kandut. Ich glaube, ich teile da sehr viel von ihr mit, wie sie gesagt hat, dieser Zwölftelregelung endlich ein Ende zu bereiten. Damit in das Ganze wieder Stabilität hinein kommt, wird auch die ÖVP heute diesem Budget die Zustimmung geben. Ich muss aber schon festhalten, dass es 72 Millionen Nettoneuverschuldung sind, wie man so schön sagt, moderate Neuverschuldung, wo man von „historisch“ reden kann: Also ich persönlich würde mir dabei in der Gemeinde schwer tun. Aber, bitte, das muss jeder selber wissen. Klubobmann Markut hat es sehr elegant umschrieben und hat das eigentlich auf den Punkt gebracht. Ich muss sagen, ich teile viel von seinen Ausführungen. Ich glaube auch, in der Gemeinde weiß man, wenn man so ein Budget vorlegt, mit diesem Inhalt, ist es mitunter nicht ganz leicht, auch so zu argumentieren, dass es unterm Strich als positiv hinkommt. Aber bitte, das ist eine persönliche Bewertung.

Ich möchte aber jetzt zur Wohnbauförderung insgesamt kommen. Da möchte ich auch sagen, dass ich inhaltlich sehr viel mit dem Kollegen Seiser teile. Nur so viel zum Ganzen: Wir haben heuer insbesondere im Bereich „Darlehen, Wohnbauhilfen“ einen Rekordtiefstand bei der Dotierung erfahren. Das ist im vergangenen Jahr mit 106,355.600 Millionen Euro heuer um 23 Millionen Euro niedriger dotiert als im Jahr 2002. Das soll nunmehr auf 99,850 Millionen gehen, also heuer ein absoluter Tiefstand. Gegenüber dem Landesrechnungsabschluss 1997, da waren noch 183 Millionen dafür vorgesehen, ist das fast eine Halbierung. Besonders dramatisch ist dann der Ansatz „Darlehen an Wohnungs- und Siedlungsgesellschaften“, welcher durch die erfolgte Abänderung auf 40 Millionen reduziert wurde. Im Jahr 2002 wurden hier fast 70 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Also man sieht, was sich da eigentlich getan hat. Diese drastische Reduktion der Mittel soll nunmehr, nach meiner Ansicht, durch die im heutigen, kurzfristig einberufenen Ausschuss erfolgte Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes saniert werden, indem die verpflichtende Aufteilung von 60 % Darlehen, von 40 % Annuitätenzuschuss in den mehrgeschossigen Wohnbau gestrichen wurde. Allen Beteuerungen zum Trotz, wonach durch diese Gesetzesänderung wesentlich mehr Flexibilität erreicht werden würde und dass auf die Niedrigzinsen für Darlehen reagiert werden würde, ist für uns völlig klar, dass diese Gesetzesänderung heute durchgepeitscht wird, weil für die Wohnbauförderung im Lande viel zu wenig Geld vorhanden ist. (LHStv. Dr. Ambrozy: Alles verscherbeln?) Richtig! Der Leiter der Wohnbauförderungsabteilung, Mag. Wanderer, hat ja schon in der letzten Periode im Rahmen der Ausschussberatung zu der schon damals geplanten Gesetzesänderung – die ist mit Stimmen von ÖVP und SPÖ abgelehnt worden – gesagt, dass im Jahr 2005 mit den vorhandenen Mitteln bei gleichbleibender Gesetzeslage das letzte Wohnbauprogramm, welches rund 1.500 Wohnungen umfasst hat, hinsichtlich des Bauvolumens mindestens auf ein Drittel zurückgehen würde. Man will somit aus der Not eine Tugend machen. Und dies, aus unserer Sicht, auf dem Rücken der hiesigen Bevölkerung. Deshalb haben wir im Ausschuss und werden dann, heute Abend, im Landtag dieser Gesetzesänderung nicht unsere Zustimmung geben.

Wir warnen jetzt schon vor einer dramatischen Erhöhung der Mietzinsen. Angesichts dieser geplanten Gesetzesänderung klingt es für uns geradezu wie ein Hohn, wenn im „Regierungsprogramm“ von SPÖ und FPÖ als Zielsetzung angeführt wird: „Schaffung eines neuen Wohnbauförderungsgesetzes zur Mietenstabilisierung“ und, wie wir glauben und auch ich persönlich, dass mit diesem Gesetz sicherlich nicht das Ziel erreicht wird, sondern genau das Gegenteil der Fall ist. Herr Kollege Seiser hat gerade früher auch eine richtige Bemerkung gemacht.

Angesichts dieser Politik ist es kein Wunder, dass Kärnten bei den bewilligten Woh​nungen mit insgesamt nur 1.940 – das ist um 31,3 Prozent weniger; bei der jüngsten Statistik der Bundesanstalt für Statistik Österreichs, also im Bundesranking an vor​letzter Stelle rangiert. Das, glaube ich, kann man auch da sehr deutlich ablesen. Und gerade im mehrgeschossigen Wohnbau hat es eine rückläufige Entwicklung gegeben und wird durch die nunmehrige Kürzung der Wohnbauförderungsmittel für diesen Be​reich, und durch die Gesetzesänderung, trotz dieser Entwicklung sich sicher noch weiter verschlechtern.

Wir sind auch der Meinung, dass die von FPÖ und SPÖ besondere Ausübung des Vorkaufsrechtes hinsichtlich der ESG-Wohnungen zu jedem Preis, wobei der Kauf​preis durch einen weiteren Verkauf aushaftender Wohnbauförderungsdarlehen finan​ziert werden sollte, nochmals überdacht werden muss. Und ich habe diesbezüglich die Beschlussfassung schon in einer lebhaften Beteiligung dem Landtag in der Sitzung vom 22. April kritisiert. Durch den Verkauf von Wohnbauförderungsdarlehen wird es wieder zu Mindereinnahmen kommen und damit verbunden, zu weniger Mög​lichkeiten, Wohnraum für die Bevölkerung zu schaffen. Das ist, glaube ich, ein Äqui​valent was man ableiten kann.

Für den noch zu beschließenden Nachtragsvoranschlag fordere ich jedenfalls ein, dass im Bereich der Althaussanierung eine deutliche Erhöhung oder bzw. Budget​mittel vorzusehen wären. Die im Regierungsprogramm verankerte Zielsetzung, wo​nach in Städten und Gemeinden die Althaussanierung und Revitalisierung zum Nutzen des Bestandes und Dachbodenausbaues vorangetrieben werden soll, dürfen keine reinen Lippenbekenntnisse sein. Ich setze als bekannt voraus, dass es die ÖVP war, die sich in den letzten Jahren ganz massiv für eine Verbesserung der Alt​haussanierung eingesetzt hat und dies aus mehrfachem Grund; weil dadurch am besten die heimische Wirtschaft gestärkt werden kann und darüber hinaus uns allen die Erhaltung und Verbesserung des Bestandes ein Anliegen sein muss. Erfreu​licherweise konnten hier schon Erfolge erzielt werden, allerdings noch nicht in ausrei​chend zufriedenstellendem Ausmaß. Und ich glaube, gerade in ländlichen Gemein​den, wo die Entleerung der Ortskerne sehr stark fortschreitet, ist es, glaube ich, ein Maß der Zeit, hier entgegenzuwirken. Alle Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der Althaussanierung führen werden, werden selbstverständlich gerne von uns mit​getragen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 4 erledigt. Wir kommen zur Gruppe 5 – Gesundheit und Um​welt. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gebhard Arbeiter. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Nachdem ganz sicher jedem bekannt ist, wofür ich zu sprechen habe – auch dem Kollegen Gallo – (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo) trotzdem ich eigentlich mich gar nicht zu Wort melden hätte müssen, weil wir ja für einen der größten Budgetbrocken, nämlich die Krankenhäuser, bereits im September die notwendigen Budgetbeschlüsse gefasst haben, was sehr viel zu Kritik einiger auch hier anwesender Abgeordneter geführt hat; weil die ÖVP hat näm​lich dagegen gestimmt. – Nur zur Erinnerung! Nachdem ich mir heute die Reden der ÖVP-Redner angehört habe und sie scheinbar nirgends dabei waren, bei den Be​schlüssen, scheinbar auch nicht beim Verkauf der Wohnbaudarlehen, - wobei die ÖVP mit der FPÖ die erste Tranche noch gemeinsam, alle drei Parteien aber über den Rest oder den größeren Brocken beschlossen haben und heute weinerlich sich darüber ausdrückt, - man ihnen aber jederzeit natürlich auch einen Gesinnungswech​sel natürlich zutrauen kann und auch darf.

Trotzdem darf ich erinnern, dass es beim Budget für die Krankenanstalten, bei den fünf Landeskrankenanstalten, um 196 Millionen gegangen ist, die erstmalig – und dafür ein Danke an beide Parteien, an die Verantwortlichen; vor allem an Peter Ambrozy der hinter mir da steht; und auch Pfeifenberger – das möchte ich nicht aus​lassen. Weil nur gemeinsam mit der FPÖ war es möglich, ein Budget für die fünf Krankenanstalten zu erhalten, das erstmalig in der Geschichte des Stellenplanes in den Krankenanstalten, eine fast gänzliche Ausfinanzierung – noch immer nicht ganz, aber fast ganz – gebracht hat. Und es geht, verehrte Kolleginnen und Kollegen, immerhin um 7.200 Köpfe, weil wir ja sehr viele Teilzeitbeschäftigte haben. Und aus dem Bereich natürlich von 6.000 etwas über 300 Stellen – natürlich 7.200 Köpfe wären. Und – die Kollegin Warmuth ist nicht da – ich kann mir das nicht mehr an​hören, wie sie ständig jammert, dass 30 … – äh, sie ist ja wohl da; Entschuldigung, ich sehe nur schlecht – dass die Frauen, weiß Gott wie viel weniger verdienen, was in gewissen Bereichen richtig ist. Das ist gar keine Frage. Und auch die Gewerk​schaften, einschließlich die FPÖ aufgefordert sind, in diesen Bereichen für die Frauen etwas zu tun oder mehr zu tun - egal ob über die Gewerkschaften, die Kam​mern oder die Betriebe - es doch viele Bereiche gibt, wo die Gleichstellung der Frauen schon längst erfolgt ist, vor allem in den Krankenanstalten (egal ob jetzt bei Stellenausschreibungen, egal ob jetzt bei den Gehältern und in der Privatwirtschaft). Das ist richtig. Aber, wenn wir allein von siebeneinhalbtausend Leuten bei uns reden, sollte man das ein wenig relativieren. Da würde ich Sie persönlich dazu ersuchen. Und ich weiß auch, dass sachlich einige dazu bereit sind. Richtig ist, dass die Be​nachteiligung der Frauen in anderen Bereichen dementsprechend eine der höchsten und nächsten Aufgaben des Kärntner Landtages sein sollte.

Es ist aber ganz wichtig, dass heute das Budget beschlossen wird, weil wir haben ja andere Krankenanstalten – private, geistliche – die, wie ich gehört habe, aus dem letzten Loch pfeifen, was richtig ist, weil die Zwölftelregelung auch dort keine unbe​dingte Zufriedenstellung gebracht hat, dass heute dieses Budget beschlossen wird. Ich möchte aber dem Kollegen Tauschitz – wenn die Dame ein bisschen auf die Seite geht, dann sehe ich ihn; ja, ich sehe ihn auch so – schon ein bisserl antworten. Kollege Tauschitz! Die Caritas bildet 800 Personen aus und war bis heute nicht in der Lage, für die ausgebildeten Berufsgruppen einen Berufsschutz zu erreichen. Weder bei den Altenpflegern, noch bei den Altenfachbetreuern noch bei den Behin​derten​pädagogen noch bei den jetzigen Seniorenanimateuren – das sind die neuesten 18, die ausgebildet worden sind – wo ich fasziniert gehört habe – es klingt ja unheimlich gut dieser Ausdruck. Aber, dass die nur eine Ausbildung von 120 Stun​den haben, da muss ich sagen, ist das etwas, was ein bisschen wenig ist. Man sollte, wenn man in diese Richtung – und ich verstehe, dass diese Ausbildung notwendig ist; dass man mich nicht missversteht dazu - dass man regelt, endlich gemeinsam, dass sie einen Berufsschutz haben. Weil jede dieser Berufsgruppen, wenn sie krank werden, können weder in Pension, noch irgendwelche andere Zugeständnisse er​halten. Und das sollte man wirklich gemeinsam machen, Kollege Tauschitz! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Weil es sind derzeit 800 Personen in Ausbildung und weit über 2.000, die tätig sind, bittschön! Und wir benötigen in diesen Bereichen noch we​sentlich mehr.

Ich gebe dir Recht, dass es möglich wäre – und darüber wird man auch reden müs​sen – ob man nicht die Ausbildungsplätze für die diplomierte Krankenpflege erhöht. Nur eines: Wenn man sich die Bewerber anschaut und nach den Tests anschaut, ist es halt leider so, dass nicht alle unbedingt die Erfordernisse mitbringen – was mir persönlich leid tut – weil, nur Zeugnisse und nur Tests nicht unbedingt immer das Bild zu Tage fördern, ob er geeignet wäre, vielleicht in diesem Sozialberuf tätig zu sein. Ob es nicht da vielleicht auch einmal eine Möglichkeit geben würde, mit irgend​einem Wissens-System auch denjenigen, die wirklich den Beruf erlernen wollen und keine Chance haben auf Grund dieser Tests usw., nach vorne zu kommen. Gar keine Frage. Nur: Auch da war die Einstellung gewisser verantwortlicher Oberinnen – oder auch männliche Pflegedirektoren gibt es – in der letzten Zeit so, dass auf Grund dieses Objektivierungsgesetzes, den Ausschreibungsrichtlinien, das dann nach dem Diplom gemacht worden ist, den Diplomierten das teilweise zu lange gedauert hat und sie überallhin verschwunden sind und nicht dorthin, wo man sie brauchen würde in den Krankenanstalten und in den extramuralen Bereichen. Das ist heuer nicht der Fall. Heuer wurde man, Gott sei Dank, intelligenter in dem Bereich, mit vorläufig Kla​genfurt und für die anderen Bereiche, dass man früh genug ausgeschrieben hat und erst nach der Diplomierung, wenn das Diplom dann vorgelegt wird, auch sofort eine Einstellung machen kann.

Das war der Grund, dass gute Kräfte nicht in Kärnten geblieben sind und auch in andere Bundesländer gewechselt sind. Und die anderen Bundesländer haben, weil wir eine gute Ausbildung haben – das möchte ich auch sehr deutlich sagen – sehr gerne auf unsere jungen Kolleginnen und Kollegen zugegriffen. Ich hoffe, dass das heuer bereits nicht mehr der Fall sein wird und wir diese Stellen dementsprechend besetzen werden können. Dass wir im extramuralen Bereich wesentlich mehr be​nötigen, - darüber sollte man diskutieren und auch gemeinsam versuchen, dass man das auch macht, weil das funktioniert derzeit nicht. Wenn wir den Plan „Betten, Akutbetten“ – egal in welchem Krankenhaus – abzubauen, wirklich in einem ge​wissen Zeitraum schaffen wollen, müssen draußen, bittschön, die extramuralen Be​reiche in der Lage sein, nicht akute Patienten sondern länger liegende Patienten, chronische Patienten, auch dementsprechend zu übernehmen. Das ist einmal ganz kurz zu deiner Wortmeldung. Ich bin auch gerne bereit, darüber auch weiterhin zu diskutieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in der letzten Periode mehrere Beschlüs​se teilweise einstimmig, teilweise mit Mehrheit gefasst. Wir haben beschlossen, dass die regionalen Spitäler erhalten werden müssen. Wir haben auch seinerzeit darüber diskutiert, dass wir ein Leistungsangebot am Tisch haben werden. Ich habe von mei​nem zuständigen Referenten gehört, dass dieser in der nächsten Zeit wirklich auf den Tisch kommt, damit man dementsprechend endlich diskutieren kann: Was für Aufgaben sollen die Spitäler haben? Wir haben einen ganz klaren Spitalsplan. Es gibt ein Schwerpunktkrankenhaus; es gibt andere Krankenhäuser – sie sollen erhal​ten bleiben. Diese Beschlüsse gibt’s ja überall. Aber es wird das, dass jeder alles in Zukunft macht, nicht gehen. Und ich sage das auch in dieser Deutlichkeit! Und ich hoffe, dass wir wirklich ein Leistungsangebot vom verantwortlichen Referenten in der nächsten Zeit auf den Tisch bekommen werden, dass wir das dann hoffentlich – viel​leicht sogar einstimmig – beschließen werden können. Weil, nur so ist tatsächlich die Zukunft aller Spitäler gesichert.

Ich darf auch mitteilen, dass wir das schon längst – auch in unseren Bereichen, trotz Personaldünne – und ich sage nicht Dichte – erhalten haben können, weil es uns gelungen ist, Peter Ambrozy, – auch der FPÖ – eine Beschäftigungsgarantie auf den Tisch zu legen. Ich möchte das auch sagen; sie ist heute noch am Tisch. Weil vom Management hört man und haben wir auch in der Vergangenheit immer wieder an​dere Zahlen gehört. Man hat auf Grund dieser Unterstützung zu Stande gebracht, dass derzeit eine gewisse Beruhigung unter den Bediensteten ist, weil die Beunruhi​gung durch die verschiedenen Themen die dauernd am Tisch liegen und diskutiert wurden in der letzten Zeit, eine gewisse Unsicherheit in alle Bereiche gebracht hat.

Abschließend darf ich den Gesundheitsreferenten, Dr. Peter Ambrozy auffordern, den Beschluss, den wir im Dezember gefasst haben, 25 Turnusärzte einzustellen, auch die Finanzierung über den Sachaufwand wurde beschlossen, dass er von sich aus - und auch für den Aufsichtsratsvorsitzenden Pfeifenberger gilt das Gleiche – Druck macht an die KABEG, dass tatsächlich auch junge Kolleginnen und Kollegen – weil wir haben bereits eine Wartezeit von fertigen Ärzten (also Turnusärzten), die schon seit einem Jahr oder länger warten - eine Turnusstelle zu bekommen. Man hat in der Vergangenheit vom Management immer wieder die Turnusarztstellen herabge​kürzt, Facharztstellen teilweise geschaffen – was auch notwendig war – ich möchte das gar nicht kritisieren. Aber, dass wenigstens diese 25 Stellen, die wir im Dezember beschlossen haben, auch in der nächsten Zeit besetzt werden. Und völlig egal, ob in Klagenfurt, Villach, Hermagor, Laas, St. Veit, Friesach oder wo immer. Peter, ich würde dir bitte das mitgeben, weil ich habe gehört, dass angeblich erst drei Turnus​ärzte – obwohl der Landtag die Mittel und auch die Stellen beschlossen hat – derzeit eingestellt worden sind. (Der Vortragende überreicht 2. LH-Stv. Dr. Ambrozy die dazugehörenden Unterlagen.) Ich möchte das nicht weiter verlängern und darf mich für die Aufmerksamkeit bedanken. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und 3. Präs. Ing. Scheuch)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Arbeiter

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Lieber Herr Landeshauptmann-Stellver​treter! Lieber Seppi! Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter! Herzlich willkommen! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Arbeiter, herzlichen Dank für das Angebot. Ich werde es gerne annehmen und mich melden; wirklich, ich bin sehr interessiert, da Näheres zu erfahren und auch Ihre Sichtweisen kennenzulernen.

Zum Thema „Gesundheit, KABEG, Krankenhaus“. Wenn man sich die galoppieren​den Zuwächse beim Nettogebarungsabgang der Landesspitäler und die aushaften​den Darlehen für das Land und für die KABEG anschaut, müssten eigentlich bei jedem von uns die Alarmglocken schrillen. Im Jahr 2004 wurde der Nettogebarungs​abgang mit 196 Millionen Euro veranschlagt. Seit der Umstellung der Zuschussfinan​zierung bis zum Jahr 2000 auf die neue Darlehensfinanzierung, haben sich beim Land für die KABEG für Investitionsfinanzierungen über 222 Millionen Euro ange​häuft! Und da haftet das Land weiters für Landesdarlehen an die KABEG in der Höhe von 466 Millionen Euro, - und für die Abgangsfinanzierung des Gemeindeanteiles in der Höhe von 171 Millionen Euro. Dem muss man gegenüber stellen, dass im Jahr 2000 der gesamte Finanzierungsanteil des Landes vergleichsweise noch beschei​dene 115 Millionen Euro betragen hat. Man muss sich aus unserer Sicht auf Grund dieser dramatischen Entwicklung ernsthaft Sorgen um diesen Bereich machen.

Wenn ich die diesbezüglichen Ausführungen im Regierungsprogramm der SPÖ und FPÖ – Belastungskoalition seit Magdalensberg – anschaue, dann muss man leider sagen: Sorgen alleine ist zu wenig! Ich zitiere hier aus dem Regierungsprogramm – (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) – ich habe einen landwirtschaftlichen Betrieb in Magdalensberg, ich bin da fast jede Woche – aus dem Regierungsprogramm Krankenhausstandorte sichern und ausbauen. Die Stärkung der regionalen Spitäler und der Neubau des LKH-Klagenfurt sind Schwerpunkte unserer Krankenanstalten​politik auf Grundlage des Kärntner Krankenanstaltenplanes und des Kärntner Psy​chiatrieplanes. Dabei sollen neue Finanzierungsinstrumente geprüft werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Selbstverständlich bekennen auch wir uns von der ÖVP zur langfristigen Sicherheit aller Krankenhausstandorte. Und auch für uns ist die Stärkung der regionalen Spitäler und der Neubau des LKH-Klagenfurt ein wichtiges Anliegen.

Wenn aber angesichts dieser dramatischen finanziellen Entwicklung und dieser Zuwächse bei den Abgängen und angesichts des Umstandes, dass schon im nächsten Jahr die Summe der Darlehen, für die dieses Land haften muss, über eine Milliarde Euro sein wird – fast 14 Milliarden Schilling – und im „Regierungsprogramm“ lapidar vermerkt wird, dass neue Finanzierungsinstrumente geprüft werden müssen, ist das entschieden zu wenig! Dies insbesondere auch dann, wenn man sich anschaut, wie dramatisch sich die Finanzierungssituation seit der Umstellung der Zuschussfinanzierung auf die Darlehensfinanzierung geändert hat. Wenn wir hier nicht schleunigst zu einer Konsolidierung kommen, steuern wir sehenden Auges einem Finanzcrash zu.

Wenn der zuständige Spitalsreferent heute in der Anfragebeantwortung einer Anfrage gemeint hat, dass er selbstverständlich bereit ist, sich neuen, besseren, günstigeren Finanzierungsformen nicht zu verschließen, dann, muss ich sagen, ist das ein bisserl zu wenig. (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion) Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy, ich frage mich schon, was das für ein Zugang zu der wichtigsten Materie unseres Landes ist, für die Sie die Verantwortung tragen, wenn Sie quasi meinen, wenn jemand eine gute Idee hat, die geeignet ist, diese wichtige Problematik zu lösen: „Ja, dann bin ich bereit, darüber nachzudenken.“ Ich fordere Sie auf, Herr Dr. Ambrozy, als verantwortliches Regierungsmitglied geeignete Konzepte für alle Landesspitäler vorzulegen und klar zu definieren, welche Aufgaben von wem übernommen werden müssen! (LHStv. Dr. Ambrozy, lachend: Echt?!) Was wir seitens der ÖVP fordern, ist auch eine Entpolitisierung des KABEG-Aufsichtsrates. Offenbar will die neue Belastungskoalition zwischen ÖVP … (Lärm und Zwischenruf im Hause) Ja, ich weiß, ich bin sogar Stellvertreter dort drinnen. Ja. (Abg. Arbeiter: Du bist der Nachfolger vom Prof. Sablatnig!) Wieder alle Aufsichtsräte politisieren. Ich schaue mir da nur die Landesholdung und den KWF an. Darüber hat man auch schon etwas gehört. Das kann nicht der richtige Weg sein! Es war das jahrelang die Forderung der FPÖ, Entpolitisierung, raus mit den Politbonzen und was alles gesagt worden ist. Raus aus den Aufsichtsräten! Profis rein – Politiker raus. Und jetzt, auf einmal? Wir werden auch dafür sein. Nur, das werden wir gemeinsam beschließen müssen. Ja. (Abg. Warmuth: Warum gehen Sie hinein? Sie sind ja auch drinnen! – 3. Präs. Ing. Scheuch: Sie sind doch der Stellvertreter! – Abg. Warmuth: Warum gehen Sie hinein?! – Lärm im Hause.) Damit habe ich das letzte Problem, wirklich, da herauszugehen. Also damit habe ich wirklich kein Problem. Wenn ich herausgehen und wenn alle Politiker herausgehen und wir dafür Experten hineinsetzen: sofort, auf der Stelle! Auf der Stelle! (3. Präs. Ing. Scheuch: Für was bist du jetzt drin?!)
Wir fordern auch – darauf komme ich später zu sprechen und jetzt wieder weg, Schluss mit lustig -, dass jene, die Verantwortung tragen in der KABEG, auch dafür gerecht werden müssen und diese auch wirklich tragen müssen. Es kann nicht sein, dass die KABEG trotz einer exorbitanten Aufblähung an Beratungskosten und eines Mitarbeiterstabes für jedes Detailproblem ein Gutachten anfordert, was ein Vermögen kosten. Ich möchte diesbezüglich darauf verweisen, dass laut einem Rechnungshofbericht im Zeitraum 1999-2001 im Bereich der KABEG für die Landeskrankenhäuser 8,5 Millionen Euro für Rechts- und Beratungskosten ausgegeben wurden. Und das war damals, 2001. (Abg. Markut: „Köck-Studie“!) Ich werde mir anschauen, der Landesrechnungshof ist ja bereits aufgefordert, eine weitere Überprüfung zu machen, was das Ergebnis sein wird. Wie hoch dann die Beratungskosten sein werden. Es ist ja ein aktuelles Thema. Es ist ja nicht so, dass es das nur in der KABEG betrifft. Das haben wir ja überall.

Es kann nicht sein, dass der Verwaltungsapparat in der KABEG immer mehr aufgebläht wird und andererseits Millionen an externen Beratungskosten und für Gutachter ausgegeben werden. Wenn Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter – da drüben sitzt er jetzt wieder - Dr. Ambrozy heute in der Anfragebeantwortung gemeint haben, dass das LKH-neu, zu dem selbstverständlich auch wir von der ÖVP stehen und froh sind, dass es errichtet wird und auch sehr froh darüber sind, dass unser anderes Konzept dafür gesorgt hat, dass das LKH-neu um einiges günstiger geworden ist, fordere ich Sie auf: Sorgen Sie dafür, dass diese ausgearbeiteten Verwaltungsbereiche, von denen Sie heute gesprochen haben, als Erstes eingespart werden. Als Allerallererstes!

Was wir auch brauchen, das ist ein großes Bewusstsein zur Kostenwahrheit und eine Abkehr von verfehltem Konkurrenzdenken. Wir können nicht im Sozial- und im Gesundheitsbereich ein Konkurrenzdenken aufbauen. Das kann nicht funktionieren! Was wir auch einfordern, ist überhaupt die Chancengleichheit für alle, die im Gesundheitsbereich tätig sind. Insbesondere werden wir uns vehement dagegen zur Wehr setzen, wenn die jetzt zu beobachtenden Tendenzen, insbesondere die geistigen Spitäler in Kärnten, in ihren wirtschaftlichen und medizinischen Möglichkeiten einschränken zu wollen, sich weiter verfestigen sollten. Das kann nicht der Weg in die Zukunft sein. (Abg. Arbeiter: 98 % Abgang decken?) Ich fordere Sie auf, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter – Sie sind immer gefragt -, dass Sie die Petition des Vorstandes des Regionalvereines Hemmaland ernst nehmen und sich mit Nachdruck dafür einsetzen, dass das MRT-Gerät des Deutsch-Orden-Spitals Friesach in den Österreichischen Großgeräteplan 2005 aufgenommen wird. Dies stellt die Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der stationären Versorgung auch in Zukunft und auch für die ambulante Versorgung der Bevölkerung dieser Region dar. Es kann nicht sein, dass in Klagenfurt sehr wohl sechs MRT-Geräte, in Villach 2 MRT-Geräte, in Wolfsberg und Spittal je ein MRT-Gerät zur Verfügung stehen, aber die Bevölkerung im Bezirk St. Veit an der Glan ohne ein MRT-Gerät auskommen soll!

Die im „Regierungsprogramm“ der FPÖ und SPÖ im Bereich „Gesundheit“ festgehaltenen grundsätzlichen Zielsetzungen werden von uns selbstverständlich unterstützt. Das ist keine Frage. Sie werden hier bei der Umsetzung seitens der ÖVP einen Partner haben. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Mag. Ragger (FPÖ):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt haben wir starken Tobak vom Kollegen Tauschitz gehört. Man sollte einmal die Kirche im Dorf lassen, würde man sagen, um sprichwörtlich zu bleiben. Wir haben uns seinerzeit in diesem Haus dazu bekannt, dass wir ein gemeinsames Konzept für die Krankenanstalten erarbeiten, das zum Grundtenor gehabt hat, dass wir keine einzige Schließung vornehmen und letztendlich auch gemeinsam mit den Arbeitnehmervertretern, vor allem mit dem Kollegen Arbeiter, uns dazu bekannt haben, diese Gesundheitsversorgungen einerseits qualitativ und andererseits quantitativ aufrecht zu erhalten.

Wenn Sie jetzt meinen, dass man sagt, man soll dafür Sorge tragen, dass man einerseits den Großgeräteplan ändert, um auch dem Deutsch-Orden in Friesach letztendlich die Möglichkeit anzubieten, ein neues MRCT-Gerät zu erschaffen, so muss ich Ihnen leider sagen, dass sie zwar schon längst dieses MRCT-Gerät im Großgeräteplan aufgenommen haben, aber wenn sie bereits sind, nämlich einerseits die Bürgermeister der Region St. Veit, für dieses Gerät aufzukommen, dann wird uns letztendlich nur eines in den nächsten Perioden und in den nächsten Jahren übrig bleiben: dass wir ausführlich über Gesundheitspolitik diskutieren werden und über Schließungen diskutieren werden müssen. Das wird die Zukunftsperspektive im Gesundheitsbereich sein.

Unser Weg, vor allem der Weg der Freiheitlichen und auch, glaube ich, der Sozialdemokratie, die sich darauf geeinigt hat, war einerseits, den qualitativen Ausbau und den Neubau des Landeskrankenhauses zu forcieren, um hochwertige, qualitative Medizin im Zentralbereich anzubieten und andererseits, speziell in Bereichen der Krankenanstaltenfinanzierung, aber auch in den Krankenanstaltenbereichen – wenn ich jetzt Wolfsberg herausnehmen darf –, sind wir übereingekommen, punktartig gewisse Bereiche anzubieten. Wir hätten es also nie geschafft im LKH Wolfsberg, wenn wir nicht einen Oberarzt bzw. den Primar Dusan Schlapper von St. Veit bekommen hätten, der Spezialist im Bauchbereich ist bzw. in diesem Bereich seine Lorbeeren erarbeitet hat. Auf der anderen Seite haben wir es geschafft, mit der Lymphologie hier ein neues Standbein zu erarbeiten. Ich gebe Ihnen aber dazu Recht, dass wir vielleicht in den nächsten Jahren darüber zu diskutieren haben, welche Arten und welche Bereiche wir in der Medizin aufrecht erhalten und welche Schwerpunkte wir aufrecht erhalten - auf der anderen Seite, welche Schwerpunkte wir nicht mehr aufrecht erhalten müssen, die im Verwaltungsbereich vielleicht sind, die in anderen Bereichen sind, die nicht primär die medizinische Versorgung betreffen. Ich denke dabei auch an eine stärkere Versorgung des extramuralen Bereiches, ich denke dabei an die niedergelassenen Ärzte. In diesen Bereichen gilt es, anzusetzen und auch in den Zukunftsjahren hier Vorsorge zu treffen, um einerseits die Garantie für unsere Standorte in Kärnten aufrecht zu erhalten und andererseits um die hohe qualitative medizinische Vorsorgung für unsere Bevölkerung zu bieten.

Das sollte der Grundtenor unserer Überlegungen sein! Hier werden Sie auch in der FPÖ regelmäßig und immer einen Partner finden. Danke schön! (Beifall von der FPÖ-Fraktion und vom Abg. Tauschitz)

(Der Vorsitzende erteilt 2. LHStv. Dr. Ambrozy das Wort.)

Mag. Ragger

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Herr Präsident! Hohes Haus! Gestatten Sie mir vielleicht zuerst ein paar kleine Anmerkungen über Wahrnehmungen während der heutigen Debatte! Es hat mir heute wiederum sehr gut gefallen, weil eigentlich erwartet: die Rolle der Österreichischen Volkspartei. Ich war heute fasziniert davon, welche Forderungen aufgestellt worden sind. Da ist also massiv davor gewarnt worden, der Kollege Grilc hat sogar von „Dinosaurierzeiten“ gesprochen, als über die Beschickung von Aufsichtsräten durch politische Mandatare geredet wurde.

Ich möchte für die SPÖ in Anspruch nehmen, dass in der Hypo-Holding in der vergangenen Periode kein Politiker gesessen ist – bei der ÖVP aber schon; falls Sie das vergessen haben sollten! Ich möchte in Anspruch nehmen, dass die SPÖ hier in diesem Haus bei der Änderung des Gesetzes über die Krankenanstalten-Betriebs​gesellschaft gegen den FPÖ/ÖVP Antrag war, seinerzeit die Regierungsmitglieder zwangsverpflichtend in den Aufsichtsrat zu schicken. Nur zur Erinnerung! Ich darf in diesem Zusammenhang auch daran erinnern, dass auch die Landesenergieholding letztlich mit Politikern beschickt wurde. Und jetzt kommt das Eigenartige dazu: Die Experten sind so lange gut, so lange die Dinge gut laufen. Nur, wenn Feuerwehr zu spielen ist, dann schickt man in die Energieholding die Politiker, dann schickt man in die KABEG die Politiker – und jetzt sind wir auch dazu übergegangen, das strategische Gremium der Hypo-Holding mit jenen zu beschicken, die auch die strategische Arbeit in diesem Land zu tun haben, nämlich im wirtschaftspolitischen Bereich.

Daher würde ich sagen: Man sollte hier nicht immer so tun, als hätte man mit all dem, was da passiert ist, überhaupt nichts zu tun! Die Rolle der ÖVP ist nämlich immer dieselbe: Als Sie jahrelang mit der SPÖ in der Bundesregierung gesessen sind, hat alles Ihre Zustimmung erhalten. Kaum waren Sie mit der FPÖ in der Bundesregierung, haben Sie, wie ich es hier schon einmal genannt habe, die an sich nicht vorhandenen Krankheit des partiellen Alzheimer bekommen und vergessen, dass Sie vorhin in der Regierung gesessen ist.

Wenn ich hier höre, dass beklagt wird, dass die Wohnbauleistung in dem Land zurückgegangen ist, weil zu wenig Wohnbauförderungsmittel zur Verfügung stehen, dann frage ich mich: Wo sind Sie gewesen, als wir hier im Haus davor gewarnt haben, dass Sie das beschlossen haben?! Wo sind Sie gewesen, als wir gesagt haben: „Wenn ihr die ganzen Wohnbauförderungsdarlehen verkauft, wird durch Nichtrückfluss der Darlehensrückzahlungen die Wohnbauleistung im Land zurückgehen!“? Jetzt ist es eingetreten. Kollege Tauschitz geht her und nimmt für sich die Neulingsfunktion im Landtag wahr, um alles vergessen zu machen, was seine Partei vorher gemacht hat.

Jetzt höre ich das Erstaunlichste: Der Beschluss, die ESG um jeden Preis zu kaufen, ist zu überdenken – und deshalb hätte die ÖVP dagegen gestimmt. Ich darf hier wohl in Erinnerung rufen: In der Sitzung der Landesregierung, als darüber gesprochen wurde, dass wir im Interesse der Mieterinnen und Mieter der ESG ein Vorkaufsrecht wahrnehmen, hat der Kollege Wurmitzer – das mag ihm jetzt zur Schande gereichen; damals hat er es als Ehre empfunden, dass er dafür erwähnt worden ist – den Antrag gestellt, den Zusatz, es muss drinstehen: „… unabhängig vom Kaufpreis …“! Jetzt frage ich mich: Sind die Dinge alle von heute auf morgen nicht mehr wahr, die hier gesagt worden sind oder will man eine neue Rolle lernen in dem Haus?! Das Zweite würde ich verstehen – nur muss man es hier einmal offen zugeben und sagen: „Wir haben eine neue Rolle, daher ist auch das, was wir vorher gesagt haben, falsch.“ Wir würden das zur Kenntnis nehmen; natürlich dann auch auf anderem Gebiet entsprechend einsetzen, weil dann müssen auch andere Dinge, die von ÖVP-Mandataren vorhergesagt wurden, jetzt nicht mehr gelten. Ich nehme an, dass viele Gemeinden im Lande das nicht gerne hätten. Daher muss das, was wir jetzt einhalten, auch für Versprechungen der ÖVP gelten, und deshalb muss auch das gelten, was die ÖVP vorher gesagt hat. Sonst kann man sich auf die Dinge nicht verlassen. Ich wollte das hier einfach einmal anmerken, damit es zumindest im Protokoll steht, weil zuhören tut uns sowieso niemand mehr. Aber das sind wir ja in den letzten Jahren schon gewohnt, dass ab Mittag die Reden hier nur noch Übungen zur besseren Rhetorik für morgen gehalten werden.

Das Zweite, das ich hier auch noch anmerken möchte: Ich habe von Ihnen den Vorwurf erhalten, mit dem etwas lapidaren Nachsatz: „Das ist eh alles zu wenig, was da gesagt wird.“ Vielleicht noch einmal zur Erinnerung. Ich habe es Ihnen in der Anfrage schon beantwortet.

Die Finanzierung des LKH-Neu steht! Der Landtag hat auch schon die entsprechen​den Ermächtigungen im Vorjahr beschlossen, damit Mittel aufgenommen werden können, wenn notwendig. Und es gibt einen gültigen Finanzierungsvertrag zwischen dem Land und der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft der übrigens auch von allen Fraktionen unterschrieben ist, mit Ausnahme von Kollegen Wurmitzer, weil der hat zwar – damit man auch hier die Doppelzüngigkeit sieht – dem Projekt LKH-Neu, wie es da steht und da stehen wird zugestimmt, aber gesagt: Ohne Glanverlegung! Das muss mir mal einer erzählen, wie das geht! Das bringt nicht einmal ein Techniker zusammen, geschweige denn ein Lehrer. Daher, muss ich sagen, so ist ja hier auch mit dem LKH-Neu umgegangen worden! Denn, Sie haben über die Beratungskosten gesprochen. Ich bin gerne bereit, darüber zu diskutieren. Wir haben das auch ange​prangert, aber wer gegen den Willen und gegen das Gesetz – in Wahrheit – die KABEG zwingt, einen Beratungsauftrag an die Firma Köck und Partner in der Grö​ßenordnung von 1 Million Euro zu vergeben, nur um etwas zu Stande zu bringen oder ein Ergebnis zu bringen das dann eh anders ausgeschaut hat, weil kein Ergeb​nis am Tisch war, (Abg. Lutschounig: Aber es gibt ja 8!) – ja, es gibt ja andere auch! Es gibt ja auch Beratungskosten die durchaus gerechtfertigt sind.

Ich muss ganz ehrlich sagen: Wenn wir im LKH-Klagenfurt ein komplett neues EDV-System auf SAP-Basis installieren, mit einem komplett neuen Patientenabrechnungs​system, dann muss mir irgendjemand einmal erklären, wie man das ohne externe Beratung machen kann. Und wer das macht ist in Wahrheit fahrlässig, um nicht zu sagen, schuldhaft fahrlässig in dieser Frage, sondern das geht gar nicht anders. Und es gibt andere Bereiche auch. Und, Herr Kollege Lutschounig! Was ich zum Beispiel nach wie vor als bodenlose Sauerei empfinde – hat auch meine Zustimmung nicht empfunden – dass die ÖVP zur Verzögerung der Investitionsmaßnahmen im Landes​krankenhaus Klagenfurt als Klub eine Beratungstruppe beauftragt, ein eigenes Kon​zept zu entwickeln und sich das Ganze dann am Ende von der Krankenanstalten-Be​triebsgesellschaft zahlen lässt. So war es nämlich! Und wer so etwas macht, hat überhaupt keine Berechtigung, hier heraus zu gehen und Beratungskosten, die durch​aus sinnvoll sind anzuprangern. Das möchte ich hier schon einmal deutlich sagen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Weil die immer unterschiedliche Sicht der Dinge halte ich, für aus meiner Sicht, auch demokratiepolitisch für fahrlässig. Und jetzt hinten nach zu sagen, wir waren eh immer fürs LKH-Neu und die Kosten, die wir für die Herren Ronacher und Experten ausgegeben haben inklusive Lexer, die waren so wichtig, weil dadurch die Gesamtkosten gesenkt worden sind. Dieses Märchen hat uns ja schon der Herr Wurmitzer erzählen wollen. Nur sage ich heute auch: Unter den Bedingungen, unter denen wir am Ende geplant haben, sind die Kosten durch dieses Gutachten überhaupt nicht gesenkt worden, sondern in Wahrheit ist hier ein klasses Projekt vorgelegen und wenn wir das andere verfolgt hätten, dann würden wir heute wahrscheinlich noch nicht so weit sein.

Und das Zweite, was ich noch sagen wollte zu den geistlichen Spitälern. Hierher zu gehen und anzuprangern, dass die Entwicklungen, die Kostenentwicklungen in den Krankenanstalten so gigantisch sind und gleichzeitig zu sagen: Wir brauchen Gleich​behandlung aller Krankenanstalten! Da möchte ich hier einmal eines ganz deutlich sagen: So, wie in Kärnten die geistlichen Spitäler behandelt werden, werden sie in ganz Österreich nicht behandelt! Und vor allen Dingen: Die Entwicklung, die in diesen Spitälern stattfindet macht uns in vielen Bereichen Sorgen. Und, wenn Sie jetzt her​gehen und sagen, in Friesach muss der Resolution der Hemmalandregion-Bürger​meister nachgegeben werden, dann bitte ich Sie, die Geschichte des MRCT in Frie​sach einmal nachzulesen, weil - entgegen der Absichten und Festlegungen des Kärntner Landtages und der Kärntner Landesregierung durch Beschlussfassung des Kärntner Krankenanstaltenplanes - hat sich der damalige Leiter, der ärztliche Leiter des Krankenhauses Friesach, dieses MRCT erschlichen und einfach gekauft. Er hat nämlich nichts anderes gemacht und hat gesagt: „Ihr könnts uns, wo immer! Ich mach was ich will und ihr geht’s uns nichts an!“ Und, wenn wir so Krankenanstalten​politik in der Zukunft betreiben, dann könnens zu Recht hergehen und sagen: Die Kostenentwicklung ist gigantisch und der Referent muss eingreifen!

Und, wenn wir das zulassen, dass jeder das so macht wie es der Lexer in Friesach gemacht hat, dann brauchens von Krankenanstaltenplanung in Kärnten nichts mehr reden. Dann würde ich Ihnen nur empfehlen, Vorschläge zu machen, woher wir das Geld bekommen, das wir an Mehrkosten dann aufwenden müssen. Daher sage ich – und das wird auch in diesem Halbjahr noch beschlossen werden – dass wir die Kostenentwicklung in den Krankenanstalten nur dann in den Griff bekommen wer​den, wenn wir eine klare Aufgabenteilung unter den Krankenanstalten dieses Landes durchführen und die Nichteinhaltung dieser Aufgabenverteilung auch unter Sanktio​nen stellen. Nämlich unter die einfachste Sanktion, die es gibt: Leistungen, die außer​halb dieses Plans erbracht werden, werden schlicht und einfach nicht bezahlt! Sie werden sehen, wie rasch wir Ordnung auch im Leistungsangebot dieses Landes zu Stande bringen werden. Und es liegt eine Leistungsangebotsplanung jetzt vor. Sie ist in einer Endredaktion und ich bin guter Hoffnung, dass wir noch in diesem Halbjahr – also bis Ende Juni – diese Leistungsangebotsplanung beschlossen haben, wenn in Regierung und Krankenanstaltenfonds … Der Kärntner Landtag hat über meinen Vorschlag, dankenswerterweise, auch einstimmig eine Änderung des Krankenanstal​tenfondsgesetzes beschlossen, – wonach wir diese Sanktionen dann auch tatsäch​lich ausüben können.

Zwar wird das eine MEL, also eine medizinische einzelleistungsscharfe Abgrenzung der Aufgaben sein. Und, wenn Sie von geistlichen Krankenanstalten reden, dann muss ich Ihnen hier auch noch eines sagen. Ich werde dafür sorgen, dass auch die Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, etwa im Krankenhaus Elisabethi​nen, wieder hergestellt wird. Denn, wenn wir haben wollen, dass eine gute Patienten​versorgung da ist, dann ist eine der Grundvoraussetzungen, neben der guten Kran​kenanstalt und Geräte und Ärzte usw. die da sind, vor allen Dingen ein hoch moti​viertes Personal in den Krankenanstalten! Und, wenn ich mir in den letzten Wochen anhöre, was dort geschieht mit dem Personal, dann denke ich, dass hier einzugreifen ist. Und, ich werde nicht zulassen, dass auf Grund eines einzigen Krankenhauses der Ruf aller Krankenhäuser in Kärnten entsprechend Schaden nimmt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Und letztlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, möchte ich auf einen Umstand hier im besonderen noch hinweisen. Der Finanzreferent ist leider nicht da. Jeder meint, von der Bundesregierung bis zu den Landesregierungen, bis zu den Gemeinden, wir werden die großen Einsparungspotenziale im Bereich der Kranken​anstalten finden. Gleichzeitig sagt jeder: Wir müssen die Standorte erhalten, es muss eine Arbeitsplatzgarantie geben, es muss die qualitative Versorgung zumindest so sein, wie es jetzt ist oder anders gesagt: Sie muss sich auch der medizinisch-tech​nischen Entwicklung dem medizinisch-technischen Fortschritt anpassen und gleich​zeitig soll es billiger werden! Diese Lösung ist eine Gleichung mit drei Unbekannten! Und wer in der Mathematik Mittelschulwissen hat weiß, dass das wahnsinnig schwie​rig ist zu lösen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja, je nachdem!) Ich rede von mir aus; ich bin ja keine Diplomingenieur, verstehst also! Aber ich hab auch gemerkt, dass das bei Diplomingenieuren oft schwierig ist. (Dies löst Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion aus.)
Und meine Damen und Herren! Daher denke ich, wenn wir dieses politische Ziel, das im übrigen im Regierungsprogramm drin steht – und ich bin ja überhaupt hoch er​freut, dass dieses Regierungsprogramm in Wahrheit nicht nur für die FPÖ – wie ich gehört habe – sondern schon auch für die ÖVP zur Bibel geworden ist. Insbesondere jene Passagen werden immer wieder zitiert, die von Sozialdemokraten geschrieben worden sind. Wenn in diesem Regierungsprogramm diese Ziele drin stehen und sich der Kärntner Landtag zu diesen Zielen, wie ich den heutigen Reden entnehme, ein​stimmig bekennt, dann müssen wir uns auch dazu bekennen, dass das etwas kostet. Das gilt für die Bürgermeister, das gilt für den Finanzreferenten, das gilt für alle hier im Haus. Unser Ziel muss sein – und um das geht es mir: Wir müssen die Entwick​lung der Kosten an jenes Maß angleichen, das auch dem Wachstum unserer Wirt​schaft entspricht oder der Entwicklung unseres Budgets, weil sonst kommen wir in eine Schere, die dann tatsächlich Probleme bereitet. Aber, wenn es uns gelingt, so​wie in den letzten fünf Jahren – und das waren harte Maßnahmen – und der Kollege Arbeiter hat mit mir viele Sträuße ausgefochten und wir sind viele Stunden zusam​men gesessen, um die Dinge gemeinschaftlich abzuklären. In den letzten fünf Jahren ist es uns gelungen, eine Entwicklung in dieser Art zu Stande zu bringen. Und das müssen wir weiter fortsetzen. Auch unter Inanspruchnahme oder auch unter Berück​sichtigung jener Investitionen die wir in der nächsten Zeit noch durchführen müssen.

Und jetzt sage ich Ihnen noch einmal etwas zu den Finanzierungsformen. Wir müs​sen, wir haben die KABEG beauftragt, hier alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die eine günstige Finanzierung der Investitionen für das Land eröffnen. Die Investitionen, die wir hier tätigen – ich habe heute Vormittag schon gesagt – die größten, die wahr​scheinlich in Kärnten umgesetzt werden, sind nicht von einer Generation allein zu be​zahlen. Wir bauen das Krankenhaus nicht für unsere Generation, sondern in Wahr​heit für die nächsten zwei bis drei Generationen. Daher muss man hier eine lang​fristige vernünftige Finanzierungsform finden. Das, was ich heute gemeint habe ist, - nachdem der Herr Landeshauptmann und auch der Finanzreferent uns über die Öffentlichkeit mitgeteilt hat, was es noch alles für Finanzierungsformen geben könnte - das ist unabhängig von den Bemühungen die jetzt stattfinden.

Und ich habe gesagt: Wenn alle Varianten bis hin zur Miteinbindung der Europäi​schen Investitionsbank geprüft, wenn unabhängig davon noch andere Ideen auftau​chen, die unter Umständen noch zu einer günstigeren Finanzierung führen, dann muss man die aufgreifen und ich bin gerne bereit, das auch sofort aufzugreifen. Und wenn Ihnen, Herr Kollege Tauschitz, etwas einfällt, dann sind Sie herzlichst eingela​den, es mir zu sagen. Und ich würde sagen, Sie sollten es dann zuerst über die Presse sagen, damit Sie selber den Erfolg haben. Aber, nachdenken und im Hohen Haus sagen, dass wir nachdenken müssen, ist noch kein Fehler und ist nicht zu wenig. Ich würde eher meinen, dass man das Vielen, die im Hohen Haus reden, empfehlen sollte.

Und abschließend bin ich aber mit allen Rednern einer Meinung, die heute hier am Rednerpult waren, zu dem Thema. Wenn wir diesen wichtigen Teil unserer Politik in Kärnten – und auf Grund des Budgets ist ja ersichtlich, dass das der größte Brocken ist, den wir drin haben – auch zukünftig mit den Zielsetzungen, die heute gemeinsam bekannt geworden sind, umsetzen wollen, dann brauchen wir auch die Kraft aller. Und, um die bitte ich, weil ich denke, dass wir hier etwas gemeinsam zu Stande brin​gen, das uns die Kärntner Bevölkerung in sehr hohem Maße lohnen wird, insbeson​dere dadurch, dass man uns sagt, die Politik bringt doch etwas Wichtiges zu Stande. Dankeschön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Dr. Ambrozy

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 5 – „Gesundheit“ erledigt. Wir kommen bei der Gruppe 5, zum Bereich der Umweltpoltik. Als Erster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Holub. Ich darf Ihnen das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Naturschutz in letzter Zeit, Chefsache – freut uns sehr. Im letzten Klagenfurter Gemeinderat hat auf grünen Dringlichkeitsan​trag der Lendspitz zum Natura-2000-Gebiet erhoben, zumindest der Wunsch dazu. Ich würde darum bitten – es liegt nämlich jetzt in Landeskompetenz, dass dieses An​suchen an die EU weiter gereicht wird – „Lendspitz-Natura-2000“. Das wäre einmal der Einstieg. Kleine grüne Geschichte, kurze grüne Geschichte zum Umwelt und Naturschutz.

Die Aufwendungen für den Naturschutz sind in Kärnten mit 376.400,-- Euro bemes​sen. Das ist nicht sehr hoch, wenn man bedenkt, dass Österreich einmal im Natur​schutz führend war, jetzt an letzter Stelle ist und Kärnten an vorletzter Stelle in Österreich im Moment. Für Umweltschutz sind 592.500,-- Euro bemessen – ist auch nicht sehr viel. Und die Aufwendungen für den Klimaschutz betragen gar 35.800,-- Euro. Das ist eigentlich nichts im Vergleich zu dem, dass Kärnten Österreichischer Meister ist im Treib​gasemmitieren. Wir sind Erste in Österreich und haben auch die höchsten Kilometer beim Individualverkehr und die geringsten. Ja, wir fahren am meisten mit dem Auto, weil wir am wenigsten öffentlichen Verkehr haben. Das ist die Geschichte. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Es ist ja die Geografie ja auch ein bisschen schuld!) Unbedingt! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Und da haben wir aber auch eine sehr gute Position bei der erneuerbaren Energie. Das muss man dazu sagen!) Da sind wir Nummer Eins. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Wir bemühen uns!) Mit der Steiermark zusammen.

Eine Bitte von meiner Seite: Wir haben heute den Antrag um eine Umweltanwaltschaft gestellt, weil momentan auch die Agenden des Umweltanwalts der Naturschutzbeirat übernehmen muss. Der Naturschutzbeirat besteht aus lauter ehrenamtlich tätigen Mitgliedern. Die haben bis zu 260 Bescheide im Jahr, die sie einzeln behandeln sollten und das auch tun. Sollte es eine Umweltanwaltschaft geben, dann wäre es natürlich schön, wenn … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die gibt es ja schon, Freund!) Na ja! Es ist rechtlich nicht ganz so, weil der Naturschutzbeirat dann wieder ausgebremst wird, wie beim ECE-Verfahren, dass dann gesagt wird, er sei in der Stadt nicht zuständig. Ein Umweltanwalt ist weisungsungebunden, und er sollte eigentlich dem Naturschutzbeirat zur Seite gestellt werden. Das wär’s eigentlich. Danke! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak)

(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)

Holub

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Hoch geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Kollege Vorredner, jetzt bin ich fast ein bisserl erstaunt, muss ich hier heraußen sagen. Ich hätte mir doch erwartet, dass zum Thema „Naturschutz, Umwelt“ hier wirklich einmal Gedanken uns mitgeteilt werden von Ihrer Seite. Sie haben ja immer gesagt: „Der Kärntner Landtag soll bunt werden.“ Ich habe mir heute eine „grüne Rede“ hier erwartet. Zu dieser Zeit wäre es auch ganz gut, um so zu sagen frischen Wind hier hereinzubringen. Er hat sich aber auf eine ganz kurze Rede beschränkt. Jetzt müssen Sie natürlich aufpassen! Sie machen sich schon Freunde, wenn Sie immer kurz reden, aber gar so viele Inhalte kriegen Sie nicht drüber. Und man sollte eigentlich hier im Landtag doch auch Inhalte drüberbringen. Da unterscheide ich mich von vielen meiner Vorredner, (Abg. Lutschounig: Eigenlob!) weil wenn jemand wie ich, muss ich ganz ehrlich sagen, lieber Freund Lutschounig, um ein Uhr in der Nacht im Parlament im Nationalrat über die Erhaltung der Lipizzaner gesprochen hat – auch ohne Zuhörer, aber auch ohne Zuhörer in den Bänken -, dann war es vielleicht nicht so eine schlechte Rede. Aber ich habe die parlamentarische Pflicht, hier zu sprechen: Parlament, vom Wort, vom Sprechen stammend, ausgeübt. Ich denke, es ist kein gutes Demokratieverständnis, was Sie hier an den Tag legen, wenn Sie meinen, Sie können nur salopp drei, vier Worte zu jedem Thema hier einwerfen, ohne wirklich auch die Sache zu berühren. Aber natürlich ist es auch so zu sagen eine kurze Zeit, sind es nicht nur kurze Reden, sondern auch eine kurze Zeit, die Sie hier im Haus verbringen.

Im Endeffekt sind ein paar Punkte auch, die Sie gesagt haben, durchaus diskutabel. Das muss ich Ihnen hier konstatieren. Denn wenn man weiß, dass im Gesundheitsbereich allein die Steigerung der Kosten vom Jahr 2003 auf 2004 4 Millionen Euro ausgemacht haben, und wenn man weiß, dass das – so wie Sie gesagt haben – beinahe das gesamte Naturschutzbudget letztendlich umfasst, dann muss man sagen, dass man hier einen engagierten Nachtragsvoranschlag in den Vordergrund stellen muss, um wichtige Ziele zu erreichen. Denn es ist ja nicht einzusehen: Man kann ja letztendlich Naturschutz auch als Gesundheitsschutz sehen. Ein präventivmedizinischer Eingriff, würde man wahrscheinlich als Primar sagen. Leider bin ich das nicht. Ich bin nur ein Bauernbub, aber auf das bin ich ganz schön stolz! Gut!

Das heißt: engagierte Ziele, engagierte Ziele im Nachtragsvoranschlag und engagierte Ziele im Umweltschutz selbst. Der Landeshauptmann hat ja das eine oder andere schon in einer sehr kurzen Zeit angerissen. Ich denke hier an Walterskirchen, und ich denke letztendlich auch an den Lendspitz. Was ist aber darüber hinaus zu tun? Was wollen wir schützen? – Natürlich will Naturschutz Erde, Wasser und Luft schützen. Wenn man hier vom „Schutz der Erde selbst“ spricht, muss man natürlich einmal über Raumordnung in Kärnten sprechen, weil natürlich diese ein entscheidender Schlüssel ist. Alles, was wir an verbautem Land an die Natur verlieren, ist unwiederbringlich. Ich denke, hier sollte ein konsequenter Plan wirklich auch Zukunft im Naturschutz ermöglichen – andererseits aber auch ökonomische Interessen berücksichtigen. Nicht ein Gegeneinander wird letztendlich das Ziel sein, das auch hier in diesem Haus erreicht werden muss, sondern ein Miteinander.

In diesem Bereich, um den Schutz der Erde noch weiter fortzuführen, muss man letztendlich auch einen Satz über den Bodenschutz verlieren. Hier sollte es ein engagiertes Programm geben, auch in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft. Vor allem wird auch das Gentechnik-Vorsorgegesetz ein ganz entscheidender Punkt hier in diesem Bereich werden. Ich melde mich heute noch einmal zu Wort und werde dann mit ein paar Worten auf dieses eingehen, welches wirklich so zu sagen eigentlich ja nur eine Stütze ist.

Das ist eigentlich bezeichnend auch für andere Umweltschutzgedanken. Ich nenne hier zum Beispiel die Frage des Wassers, wo wir ganz anderer Ansicht sind wie unsere Freunde in der EU und wo auch noch viel zu tun ist. Auch hier wird es wichtig sein, dass es zu Quellsicherungen kommt. Hier wird es wichtig sein, dass die Abwasserfrage nachhaltig gelöst, aber auch finanzierbar gelöst wird. Denn letztendlich – und hier nicken einige Bürgermeister – stehen wir auch in meinem Bezirk vor dem Problem, dass bestehende Abwasseranlagen bereits wieder saniert werden müssen. Das Geld allerdings fehlt in weiten Bereichen. Hier braucht es ein engagiertes Programm, das letztendlich aber auch darauf abzielt, Kosten einzusparen. Kosten einsparen wird auch ein wichtiger Punkt in diesem Bereich sein.

Wenn wir beim Thema „Wasser“ waren, muss man natürlich auch von der Einstellung zu diesem so wichtigsten Lebensmittel selbst an sich sprechen. Hier macht das Land Kärnten sehr viel. Ich bin als Oberkärntner stolz, heute hier stehen zu dürfen und sagen zu können, dass die „Wasser-Ausstellung“ eine der wichtigsten Landesausstellungen überhaupt darstellt, weil sie mit dem wichtigsten Gut Kärntens einen Themenbereich tangiert, der auch die zukünftige Existenz und das Überleben unserer Kinder, unseres Landes an sich sichert.

Die „Luft“ – ein riesiges Thema. Hier hat Präsident Freunschlag als Zwischenruf eine wichtige Bemerkung gemacht. Letztendlich sind wir in Kärnten im Bereich der Bioenergie, also der erneuerbaren Energie, Vorreiter. Es wird auch hier der Unterstützung von Landesrat Pfeifenberger brauchen (LHStv. Ing. Pfeifenberger: Jawohl! – Heiterkeit im Hause.) – wahrscheinlich macht er das mit einem Pionier der erneuerbaren Energie. Das muss man auch Robert Lutschounig vom Rednerpult aus durchaus konstatieren, dass er sich für das auch immer eingesetzt hat, dass man nicht bei einer 60-prozentigen Förderung hier stehen bleiben muss für den Anschlusswerber, sondern auch die 80 % als Standard heranzieht: wenn es leistbar ist; wenn wir es in Bereichen der Budgetpolitik schaffen können. Wir könnten noch lange über Kyoto reden. Wir könnten reden über Verkehr, über die Transitproblematik, dass Abgase Luft und Wasser auch über die europäischen Grenzen belastet werden. Wir könnten über Atompolitik reden. Es würde eigentlich einer ganzen Sitzung bedürfen, dieses unerschöpfliche, aber für uns so wichtige Thema hier zu behandeln. Natürlich ist das nicht möglich. Das weiß ich, denn wir sind in einer Budgetdebatte.

Aber auch aus diesem Grund, weil wir in einer Budgetdebatte sind, denke ich, noch zwei Sätze verlieren zu dürfen zu einem weiteren wichtigen Punkt des Naturschutzes. Ökologie und Ökonomie werden auch letztendlich manchmal aneinander reiben. Da dürfen wir uns nichts vormachen! Es wird eine wichtige Entscheidung dieses Hauses hier sein, wem man im Einzelfall den Vorzug gibt. Ich denke hier an Tourismuserschließungen, Schiliftbau. Ich denke an die Pasterze. Ich denke an die Talschaftsverträge, ich denke an Nationalparks, an Naturparks, die geschaffen werden sollen und wo wir auch letztendlich noch nicht die wirkliche Lösung und die wirkliche Zukunftsvariante gefunden haben, um eben Naturschutz und wirtschaftliche Interessen in einen Bereich zu bringen.

Wenn Sie die Natura-2000-Flächen angesprochen haben – leider ist mein Kollege von den Grünen (gemeint ist Abg. Holub) jetzt nicht hier; anscheinend interessiert ihn das Thema „Naturschutz“ nicht wirklich, aber das muss man auch zur Kenntnis nehmen -, dann wird es auch wichtig sein, und ich werde das im Ausschuss mit meinen Mitgliedern ganz genau behandeln: Was heißt eigentlich „Natura-2000-Fläche“? Es muss auch klar sein, dass auf diesen Flächen überhaupt keine ökonomische Entwicklung mehr möglich ist. Das hat man ein bisserl unterschätzt, würde ich jetzt einmal sagen. Ganze Bundesländer wie zum Beispiel Niederösterreich müssen viele Flächen wieder herausnehmen, um überhaupt eine Weiterentwicklung ihres Landes durchzuführen.

Weil wir bei einem Wunsch der Grünen, nämlich den Naturschutzbeirat abzuschaffen und ihn durch einen Naturschutzanwalt zu ersetzen, gewesen sind, muss ich sagen, dass auch das ein erstaunlicher, für mich nicht ganz nachvollziehbarer Weg ist, weil ich denke … (Abg. Mag. Lesjak: Keine Aufwertung für den Umweltanwalt, sondern den Umweltbeirat!) Ja, wenn das so gemeint war, dann kann ich Ihnen von hier aus die freudige Mitteilung machen, dass genau das geplant ist, dass das Dr. Haider auch angedacht hat, auch medial angedacht hat und dass das auch im „Regierungsprogramm“ zwischen SPÖ und FPÖ genauso niedergeschrieben ist. Das heißt, dass man letztendlich dem Umweltbeirat mehr Kompetenzen zubilligt. Ich sage Ihnen auch eines: Ich habe überhaupt nichts dagegen, dass mehrere Leute demokratisch entscheiden und nicht ein Weisungsungebundener letztendlich wichtige Entscheidungen des Landes durch Stante-pede-Haltungen blockieren kann und diese nicht einmal begründen muss. Das wäre ein falscher Weg. Deswegen absolute Aufwertung letztendlich des Naturschutzbeirates ja – Naturschutzanwalt um jeden Preis würde ich da nicht glauben. Das ist auch nicht das Wichtigste für den Umweltschutz.

Jetzt habe ich eh schon so eine schlechte Stimme; der Gerhard Köfer freut sich, dass mir irgendwie der Saft ausgeht bei Reden. (Abg. Köfer: Nicht wirklich!) Aber ich werde mich dann hineinsetzen und mich so zu sagen ein bisserl regenerieren, um dann beim nächsten Thema etwas länger sprechen zu können. Letztendlich muss Umweltschutz aber auch messbar sein. Ein wichtiger Bereich! Wenn ich heute weiß, dass wir zum Beispiel in die Renaturierung der Drau – und Bürgermeister Hueter wird mir da sicherlich Recht geben, weil er es als Betroffener einfach weiß – 380 Millionen Schilling verbaut haben und ich mir das Ergebnis anschaue, dann muss ich sagen: Das Ergebnis ist gut, ist vorbildlich, ist in Ordnung! Aber um 380 Millionen Schilling mache ich etwas anderes. Da kann ich ein bisserl mehr machen, das muss ich auch ganz ehrlich sagen, als so eine Stabilisierung und zwei Seitenarme der Drau letztendlich baggern. Das heißt, Naturschutz muss auch messbar sein. Es muss einen Prioritätenplan geben, der abgearbeitet werden muss, um eine sichere, gesunde Zukunft für unser Land letztendlich zu gewährleisten. Dass Naturschutz auch was kosten muss und auch was kosten wird, das weiß unser Landeshauptmann und das weiß auch unser Landesrat. Ich habe immer Vertrauen zu ihm gehabt, weil er wichtige Projekte immer schon frühzeitiger erkannt hat wie andere. Und aus diesem Grund wird auch im Nachtragsvoranschlag die eine oder andere Summe noch sicherlich hier aufscheinen. Ich bedanke mich recht herzlich für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall von der FPÖ-Fraktion und vom Abg. Ing. Hueter)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mock das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mock (FPÖ):

Mock

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe eigentlich erwartet, man wird über Umweltschutz und über Maßnahmen des Umweltschutzes viel mehr diskutieren. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Kommt noch!) Es ist das Thema anscheinend doch nicht mehr so interessant, wie es einmal war, meine Damen und Herren, wenn man dann hört und weiß, dass man über Kanalbauten der Gemeinden spricht, über riesengroße Investitionen, die in Hunderte Millionen an sich gehen werden. Meine Damen und Herren, man weiß, dass die Kärntner Gemeinden in erster Linie versuchen, mit ihren Bürgern gemeinsam und mit dem Gemeinderat diese Kanalnetze in Schuss zu halten, dass man neue Kläranlagen errichten muss, weil uns der Gesetzgeber das vorgibt und wenn man aber auch weiß, meine sehr geschätzten Damen und Herren, dass Umweltschutz an sich auch ein Thema wie Gesundheitspolitik für unsere nächsten Generationen sein wird. Wir reden immer so gerne, jeder Politiker, jeder Bürgermeister, jeder Gemeinderat sagt, wie wichtig Umweltschutz ist, wie wichtig es eigentlich ist, dass wir gutes Trinkwasser in unserem schönen Österreich haben und dass wir mit Trinkwasser an sich auch Werbung machen. Meine Damen und Herren, dann muss auch natürlich nicht gejammert werden, wenn die Gemeinden, die Verbände dieses Landes zum Land Kärnten gehen und sagen: „Wir müssen das finanzieren können. Wir können nicht alles über die Gebührenhaushalte finanzieren.“

Meine Damen und Herren! Man muss auch das Positive im Bereich des Referates Umweltschutz sehen und was eigentlich alles passiert ist.

Es wird ja vergessen. Wir wissen, dass bei Wahlkämpfen immer gerne diskutiert wird, wie schlimm die Bürgermeister sind, dass sie die Wassergebühren und die Ka​nalbenützungs​gebühr und die Müllgebühr so hoch ansetzen. Meine Damen und Herren, das stimmt natürlich nicht! Es ist dort, wo man Kanäle vor hundert Jahren gebaut hat, dort sind die Kanäle natürlich billiger und die Benützungsgebühr billiger. Dort, wo man natürlich erst in späterer Folge Kanäle gebaut hat, sind natürlich auch die Gebühren andere. Und, die Gebührenpolitik, meine Damen und Herren, da hat es ja schon viele Diskussionen gegeben, man sollte eine einheitliche Gebührenregelung für dieses Land finden; man sollte versuchen, alle Kärntner Bürger gleich zu behan​deln. Das wäre sicher eine schöne Vorstellung, dass man sich einmal zusammen setzt und das einmal durchdiskutiert. Dass richtig, die Kärntner Bürger die gleichen Kanalbenützungsgebühren haben, die gleichen Wasserbenützungsgebühren. Das wäre an sich eine Aufgabe, die wahrscheinlich irgendwo über den Gemeindebund – Herr Präsident! (Angesprochen ist Zweiter Präsident und Gemeindebundspräsident Ferlitsch.) – oder vielleicht über den Kärntner Landtag zu diskutieren wäre. Nur wird das auch etwas kosten!

Und, wenn man die letzten Tage – ich möchte fast sagen, Stunden – genau über die Medien verfolgt hat, dann ist das anscheinend auch im Kärntner Landtag – ich hoffe, dass das jeder mitgekriegt hat – dass wir heute das erste Mal symbolisch dieses Müllfeuer in Arnoldstein bei der Müllverbrennungsanlage probeweise entzündet haben. Meine Damen und Herren! Ich kann mich noch so gut erinnern, wieviele grüne Diskussionen es gegeben hat, als ich vor ungefähr acht Jahren das erste Mal dieses Thema angerissen habe, (Um 18.17 Uhr übernimmt 3. Präs. Ing. Scheuch den Vorsitz.) dass man die Mülldeponien schließen sollte, weil die Mülldeponien unser Wasser verdrecken und dass man diese Steinzeitmethode, den Dreck zu ver​graben, endlich beendet, sondern dass man hergeht und versucht, über die Müllver​brennung – und irgendwo muss der Müll einfach hin – dass man dort auch hundert​prozentige Sicherheit für die Luftqualität dieses Landes hat.

Und, meine Damen und Herren! An sich ist es heute ein historischer Tag. Es ist ein historischer Tag deswegen, weil das Bundesland Kärnten – und das zeichnet auch die Politik dieses Landes aus – wenn’s auch eine zehnjährige Diskussion gegeben hat, eine intensive Diskussion, ob man Müll verbrennen wird oder ob man weiter die​sen Steinzeitweg gehen soll. Und meine Damen und Herren, man hat diskutiert vor vielen, vielen Jahren, dass diese heutigen Müllverbrennungsanlagen nicht die dama​ligen Dreckschleudern gewesen sind, sondern heute man eine Technologie hat, die erst​klassig ist. Allein in Arnoldstein hat dieser Müllofen Gesamtfinanzierungskosten von 85 Millionen Euro verschlungen!

Und meine Damen und Herren! Alleine, dass man die Luft sauber hält, dass man die Filteranlagen so installiert hat und die teuersten und besten Filteranlagen verwendet hat; alleine das hat ein Drittel der Gesamtinvestition dieser Müllverbrennungsanlage Arnoldstein gekostet! Und meine Damen und Herren! Man hats vergessen vielleicht, auch in der Diskussion, dass man an sich eine Kärntner Entsorgungsvermittlungs GmbH gründen hat müssen, um in diesem Bereich endlich ans Ziel zu kommen, weil uns der Gesetzgeber ja vorgeschrieben hat, dass wir ab dem Jahr 2004 an sich nicht mehr deponieren sollten. Und, es waren also die Bürgermeister oder Vizebürgermei​ster von Klagenfurt, der Kurt Peterle, der Villacher Bürgermeister Manzenreiter, Völ​kermarkt, St. Veit, der Verband mit mir, der Spittaler Bürgermeister und die Region Westkärnten, die Gemeinde Wolfsberg. Also es waren fünf Sozialdemokraten, die es zu Stande gebracht haben in dieser schwierigen Situation, dass man heute richtig sagen darf: Wir sind Vorreiter gewesen in diesem Bereich als Bundesland Kärnten! Und ich bin eigentlich sehr glücklich darüber, trotz der schwierigen Diskussionen, die wir 10 Jahre gehabt haben, dass man diese Anlage heute an sich fast in Betrieb neh​men hat können. Es ist probegeheizt worden und der Beginn wird sein, dass man im Juli 2004 Kärntner Restmüll dort verbrennen wird können.

Meine Damen und Herren! Der anfallende Hausmüll in Kärnten wird in Jahrestonnen mit circa 110- bis 120.000 Tonnen Müll berechnet. Wir wissen aber, dass diese An​lage im Endeffekt nur 80.000 Tonnen verbrennen kann. Also, wir sollten jetzt – und da bitte ich richtig alle politischen Parteien, dass man jetzt auch darüber nachdenkt, wie wir den Rest – die circa 40- bis 50.000 tausend Tonnen – dann schlussendlich entsorgen werden können. Entweder wir machen wieder eine Aktion, dass man bes​ser Müll trennt, dass man die Stoffe heraussortiert, oder meine Damen und Herren, wir werden wahrscheinlich, wenn die Anlage in Betrieb geht, auch gleichzeitig nach​denken müssen – das wäre mein Wunsch – dass man gleich nachdenkt, dass man eine zweite Linie in Arnoldstein errichtet, um den Rest von diesen circa 40- bis 50.000 Tonnen auch zu verbrennen.

Und, meine Damen und Herren! Ich weiß schon, dass man mit dem Ziel der Mülltren​nung an sich in den letzten 10, 15, fast 20 Jahren, nicht weiß ich wie weit gekommen ist. Wir wissen heute, dass die Gesamtinitiativen, die gesamte Diskussion im Bereich der Müllverwertung oder der Mülltrennung, eigentlich nicht gegriffen hat. Warum? – weil einfach die Wirtschaft und wir alle gemeinsam, unsere Gesellschaft, das wahr​scheinlich einfach nicht so ernst nimmt. Dafür, glaube ich fest und bin der festen Überzeugung, dass wir wiederum in den Schulen – und man spürts ja fast nicht mehr – dass Umweltschutz etwas ganz, ganz Wichtiges ist. Wir sollten wieder in den Schulen und wieder mit Aufklärung die Bevölkerung dazu bringen, weniger Müll zu produzieren und sorgfältiger einkaufen zu gehen, dass man vielleicht von diesen 40- bis 50.000 Tonnen richtig ein bisschen uns ersparen werden können.

Aber ich glaube, historisch deswegen gesagt von mir, weil wir zehn Jahre an sich gekämpft haben und heute können wir eigentlich alle sehr stolz sein. Das Land Kärn​ten ist sehr stolz und vor allem die Bürgermeister dieses Landes - vor allem die fünf Sozialdemokraten - haben es richtig zu Stande gebracht, dass wir heute Müll ver​brennen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Mock

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Schade, dass jetzt der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy nicht da ist, und zwar wegen der Krankenanstaltengeschichte, wegen der Kritik an uns. Ich hätte gerne etwas ge​sagt, aber wie gesagt, das lasse ich jetzt weg. Und zum zweiten Thema „Umwelt“ hätte ich ein paar Dinge anzumerken. Ich will jetzt ganz bestimmt nicht dem Kollegen Holub irgendwo Belehrungen aussprechen, wie lange er zu reden hat, was er zu reden hat und so weiter. Ich will mich eher auf das beschränken, dass es – glaube ich – in Kärnten umweltmäßig sehr gut bestellt ist, würde ich meinen. Und zwar hat mein Kollege, mein Vorredner, Herr Mock, das richtig gesagt – und deswegen will ich mich fast beschränken – also Müllverbrennung und Kanal, die beiden Dinge, glaube ich, werde ich jetzt nicht anreißen, weil bei der Müllverbrennung alles gesagt worden ist. Soweit ich informiert bin zum Thema Verbrennung in Arnoldstein, fällt mehr Müll an als wir verheizen können. Ich hoffe, dass meine Information stimmt. (Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion) Ja, hat er schon gesagt, aber nur eines verstehe ich dann nicht ganz, dass man einen Müllofen konzipiert, wo ich schon vorm Betrieb weiß, dass ich mehr habe als ich verbrennen kann. Also, dort würde ich einmal nachfragen, wie ernsthaft man das dort eigentlich beschlossen hat.

Kanal oder Entsorgung über den Kanal; - die Kärntner Seen haben, glaube ich, überall Trinkwasserqualität. Und das zeugt doch von einem sehr, sehr hohen Stand. Und ich denke, dass da die Landesregierung wirklich in weiser Voraussicht richtig gehandelt hat, dass wir hier am richtigen Stand sind. Ich möchte mich aber noch auf zwei Dinge beschränken und zwar zum Thema Umwelt, weil das auch unseren Be​zirk Spittal betrifft; – das sind die Nationalparks und auch das Thema Naturpark Oberes Drautal, was heute am Vormittag schon in der Fragestunde andiskutiert wor​den ist. Wie Sie ja wissen, haben wir in unserem Bezirk zwei Nationalparks. Zum Einen den der Hohen Tauern, der seit vorigem Jahr internationale Anerkennung hat und zum Zweiten der Nationalpark Nockberge.

Ich möchte zum Naturschutz insgesamt sagen: Also, ich bin ein Bekenner des Natur​schutzes, aber nur einen Vertragsnaturschutz. Ich halte nichts davon, Naturschutz so auszulegen, dass so quasi im stillen Kämmerlein irgendwas beschlossen wird und dann draußen der Betroffene das irgendwie über die Zeitung oder sonst wie erfährt, was auf diesem Gebiet zu geschehen hat. Ich bin der Meinung und der Auffassung, dass es immer vernünftig ist, mit den Grundbesitzern - weil die schlussendlich das eigentlich umsetzen müssen - hier gewisse Themen im Einklang vorzubereiten, Ver​trauen zu stärken, indem man hergeht und wirklich den Grundbesitzer miteinbindet in Überlegungen und dann versucht, eine gemeinsame Linie zu fahren.

Ich bin eigentlich sehr erbost darüber, dass zum Beispiel gerade im Nationalpark Nockberge auch dieses – was der Präsident richtig gesagt hat – Natura-2000-Gebiet beim Europäischen Gerichtshof von den Grundbesitzern eingeklagt werden musste, weil hier eigentlich ohne deren Wissen Dinge beantragt worden sind, das ganz ein​fach – wie ich meine – nicht ganz der richtige Weg ist. Im dritten Jahrtausend muss es möglich sein, sich zum Tisch zu setzen und zu versuchen, gemeinsam Linien vor​zugeben, dass man sagt: Was wollen wir? Was ist leistbar – weil Naturschutz auch leistbar sein muss. Es ist eine Illusion zu glauben, herzugehen, alles unter Natur​schutz zu stellen und diejenigen, denen der Grund und Boden gehört, sollen so quasi zuschauen, sollen das quasi erdulden; sollen Mehrbelastungen auf sich nehmen und irgendwer kann das eigentlich nutzen, das heißt, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Ich würde meinen, dass der umgekehrte Weg der vernünftigere ist. Und es haben sich dann sogar oben bei uns in den Nationalparks sogenannte „Schutzge​mein​schaften“ bilden müssen, die so quasi jetzt das Recht – was eigentlich ihnen gehört – wieder langsam an sich zurückbringen müssen. Und das ist, glaube ich, ein Weg, der nicht ganz korrekt ist. Und ich bitte da wirklich das Ganze in Zukunft mit ein bisschen mehr Sensibilität anzugehen.

Zum letzten Punkt „Naturpark Oberes Drautal“. Der Kollege Scheuch hat richtig ge​sagt, hier ist nur das Natura-2000-Gebiet der Oberen Drau betroffen. Dort könnte man natürlich auch diskutieren, ob diese 380 Millionen Schilling, die dort investiert worden sind, anderwertig oder besser zu investieren gewesen wären. Ich glaube, es ist einmal ein richtiger Schritt in Richtung Natur. Ich glaube, da haben wir wirklich auch einen hohen Beitrag geleistet und natürlich sind auch private Besitzer dabei gewesen und haben gesagt: Jawohl, da mache ich mit! Ich stelle mir Natur oder Ver​tragsnaturschutz so vor, dass man hier mit den Grundbesitzern Verträge abschließt – und das auf eine bestimmte Zeit bezogen – und dass nach einer gewissen Zeit das neu zu verhandeln ist. Also, das muß quasi drinnen stehen. Es darf nicht irgend​etwas sein, dass es auf ewig währende Zeiten immer so ist, sondern ich glaube es ist möglich, dass man hier unter einem guten Verhältnis hergeht und über zehn Jahre – ähnlich sowie bei Jagdpachtverträgen – dass man sich hier nach zehn Jahren wieder zum Tisch setzen muss und hier diesen Status neu ausverhandelt, da ich glaube, dass man diese Thematiken im Einvernehmen viel, viel besser lösen kann als es oftmals von oben her passiert.

Und das haben wir versucht oder sind wir gerade dabei, das im Naturpark Oberes Drautal zu Stande zu bringen, also ausgehend von Sachsenburg bis zur Gemeinde Oberdrauburg. Und ich denke – und es geht uns eigentlich viel mehr um die Folge​wirkung dieses Naturparks. Das heißt, der Naturpark ist für mich nur das Instrumen​tarium, um zusätzliche Wertschöpfung in die Region des Oberen Drautales zu brin​gen und ich sehe es als riesige Chance, wenn wir es gemeinsam nützen und wenn man dieses Thema gemeinsam – und da möchte ich wirklich ganz stark unterstrei​chen – mit den Grundbesitzern zusammen macht. Dann sehe ich dieser Umweltphi​losophie sehr gelassen entgegen und ich bitte wirklich noch einmal hier in Zukunft, betreffend diese Thematik Naturschutz oder Nationalpark und Naturpark, ein biss​chen mehr Sensibilität walten zu lassen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo zur Gruppe 5 das Wort.)
Ing. Hueter

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Umwelt​politik soll die natürlichen Lebensgrundlagen sichern. Das eint uns und daher ließe es sich darüber trefflich stundenlang, tagelang diskutieren. Ich möchte mich aber auf zwei wichtige Bereiche beschränken, denn der Siedlungswasserbau – also die Ka​nalgeschichten – sind in der Gruppe 6.

Ich möchte mit den Lebensmitteln beginnen und da mit der Frage des Einsatzes der Gentechnik in der landwirtschaftlichen Produktion. Es ist erfreulich, und ich habe mir das auf einen grünen Zettel kopiert, dass im Regierungsprogramm, im Kapitel VIII der Landwirtschaft, vermerkt wird, dass das Land Kärnten „daher sämtliche Maßnah​men setzen wird, um die Gentechnik in der Landwirtschaft auszuklammern“.

Das ist wichtig, aber das ist ein mühevoller Weg, denn wir sind hier in Geiselhaft der EU, die in Wirklichkeit das Recht vorgibt. Denn auch auf Bundesebene hat man mit dem Gentechnikgesetz nicht wirklich etwas regeln können, das uns weiterhilft, so dass wir über den Naturschutz die Krücke des Gentechnik-Vorsorgegesetzes in Kärnten gehen müssen. Der Hintergrund ist der, dass es, laut einer Umfrage der Arbeiterkammer, österreichweit etwa 80 % der Menschen gibt, die gentechnisch verseuchte Lebensmittel ablehnen. In Kärnten wird das eher noch einen höheren Prozentsatz bedeuten. (Abg. Lutschounig: Die sie täglich zu sich nehmen!) Ja, Herr Kollege Lutschounig, ich weiß schon, dass das ein sensibles Thema ist, aber ich glaube, wir sollten nachdenken und nicht blind an den Fortschritt glauben. Ich ziehe immer gern den Vergleich zur so genannten friedlichen Nutzung der Atomkraft. Diese Diskussion haben wir dank Tschernobyl für Österreich abgeschlossen. Wir leiden jetzt unter dem, was sich um Österreich bewegt.

Bei der Gentechnik ist es für meine Begriffe noch schlimmer, weil wir täglich, und zwar jeder Mensch, damit konfrontiert sind, ohne zu wissen: Wie sind die Langzeitwirkungen? Wie sind die tatsächlichen Wirkungen? Allein die Tatsache und weil gerade auch für Kärnten ein Punkt ungeklärt ist, nämlich die Haftungsfrage und es derzeit keinen Versicherer gibt, der dieses Risiko zu übernehmen bereit ist, zeigt ja schon, wie gefährlich das auch sein kann. Es gibt in der Medizin so einen ähnlichen Bereich. Ich kann mich gut erinnern, es ist noch nicht so lange her, da sind auch von den Ärzten Hormonbehandlungen propagiert worden. Heute weiß man, was für fatale Folgen das auch haben kann; einmal vorsichtig ausgedrückt.

Wir werden also gut beraten sein, möglichst rasch dieses Gentechnik-Vorsorgegesetz zu verabschieden und hier zumindest ein Zeichen für Kärnten zu setzen. Ich glaube, dass das, was hier ausgearbeitet worden ist, vorbildhaft für viele andere Länder auch ist.

Damit bin ich beim zweiten Bereich, bei der Müllfront. Kollege Bürgermeister Mock hat von einem „historischen Tag“ gesprochen. Ich unterstreiche das, denn mit dem heutigen Tag und mit dem Beginn der Verbrennung tatsächlichen Mülls in Arnoldstein hat hier ein neues Zeitalter begonnen.

Wenn ich in den Saal schaue, stelle ich fest: Ich bin aus der Generation, die, seit es dieses Thema hier im Lande gibt, sich damit beschäftigt, der einzige politisch Überlebende hier auf Landtagsebene. Daher ist es auch für mich – wie beim Herrn Kollegen Bürgermeister Mock – interessant, in der Historie zu kramen. Die Diskussion ist länger als zehn Jahre alt, denn angefangen hat sie der seinerzeitige Umweltreferent Herbert Schiller. Er ist, weil das auch ein sensibles und mit Fragezeichen versehenes Thema war, an der eigenen Fraktion gescheitert. Es ist dann die Frau Landesrätin Sickl gekommen. Das ist der einzige Punkt, wo ich dem Herrn Kollegen Mock widerspreche und seinen sozialdemokratischen Bürgermeistern: Auch die Frau Landesrätin Sickl hat sich hier bleibende Verdienste erworben. Sie hat Probleme mit uns in der eigenen Fraktion gehabt. Wir waren in vielen Bereichen sehr kritisch. Aber ich gebe eines immer zu: Auch ich gehöre nach wie vor zu den Skeptikern, aber ich habe keine andere Alternative, die gangbar ist. Und das ist das Problem.

Wir müssen einbekennen – das hat der Bürgermeister Mock auch schon gesagt, und ich möchte das mit Schätzungen der OECD untermauern -, dass der kommunale Abfall, und hier gibt es eine Studie der OECD, bis 2020 um über 40 % anwachsen wird. Also die 110.000 bis 120.000 Jahrestonnen, die in Kärnten anfallen, werden eher nicht weniger sondern mehr. Man hat – das ist die Antwort zu dir, Kollege Hueter – damals gemeint, dass man durch verstärkte Trennung, durch verstärkte Wiederverwertung diese Menge drücken wird können. Ich glaube, heute sagen zu dürfen: Das ist eine Illusion!

Daher ist die Frage entscheidend, weil Kärnten auch auf diesem Gebiet nicht zu den Inseln der Seligen zählen wird: Was machen wir mit der Kapazität? Arnoldstein ist für 80.000 Jahrestonnen ausgelegt – für 70.000 Jahrestonnen genehmigt. Was machen wir mit der Differenz? Ich habe heute vom Bürgermeister Mock den ersten kreativen Ansatz einer Lösung gehört. Seit ich hier bin, frage ich die Umweltreferenten, wie das gelöst werden soll. Die Antwort war gleich null. Daher ist das möglicherweise ein Weg, dass wir nach einer gewissen Zeit – wir haben jetzt eine Übergangszeit, wo wir die Überschussmenge auch in den bestehenden Deponien noch lagern können, was den Vorteil hat, dass wir Kosten sparen können, denn diese Deponien sind noch auszufinanzieren. Wenn das geschieht, können wir das auf die Müllgebühren weiter umlegen und damit eine Verbilligung erreichen.

Es ist dennoch im Vorjahr – für mich unverständlich! – in vielen Gemeinden in Kärnten zu einer wahren Gebührenexplosion, was die Müllgebühren betrifft, gekommen. Wir haben hier öfter darüber diskutiert. Das Ergebnis ist nach wie vor unbefriedigend. In der vergangenen Landtagssitzung hat mir der Herr Umweltreferent, Reinhard Rohr, auf eine diesbezügliche Frage, was er denn zu tun gedenke, um leistbare Gebühren wieder sicherzustellen, eine Studie angekündigt, in der die Gemeinden durchleuchtet werden sollen. Ich bin diesbezüglich skeptisch – aber ich lasse mich gerne überzeugen.

Ich bin daher sehr froh, dass das, was den Naturschutz und die Nationalparke betrifft, diese Bereiche, jetzt Chefsache geworden sind, denn Landeshauptmann Dr. Jörg Haider hat auch in der Vergangenheit bewiesen, dass er mit solch sensiblen Bereichen der Politik einen sehr, sehr guten Umgang hat und auch Problemlösungskapazität immer wieder einbringen konnte.

Abschließend erlauben Sie mir noch ein Wort zu den Naturparken! Die Naturparke haben wir durch die Novelle vor, ich glaube, drei Jahren des Naturschutzgesetzes geschaffen. Jetzt gibt es Anfangsschwierigkeiten. Ich möchte aber unseren Koalitionspartner bitten, dass sichergestellt wird, dass eine aus dem Landtag nach Villach abgewanderte Frau Kollegin, die jetzt dort im Stadtsenat sitzt, so beeinflusst wird, dass sie einmal zur Kenntnis nimmt, dass es in Kärnten außer der Stadt Villach noch über 130 Gemeinden gibt (davon einige um den Dobratsch gelegen) und dass es eine falsche Frauensolidarität bedeutet, eine tüchtige Geschäftsführerin aus dem Naturpark Dobratsch hinauszubeißen und auch dem Nachfolger das Leben sehr schwer zu machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, so wenig spektakulär die Zahlen im Budget des Jahre 2004, was den Umweltschutz betrifft, sind, so groß sind die Aufgaben geblieben. Wir müssen alle daran arbeiten, ein lebenswertes Kärnten für uns, unsere Kinder und unsere Nachwelt zu erhalten! (Beifall von der FPÖ-Fraktion und den Grünen)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Es liegen zur Gruppe 5 keine Wortmeldungen mehr vor. Sie ist hiermit erledigt. – Wir kommen zur Gruppe 6, Straßen, Wasserbau und Verkehr.

Hier ist zu Wort gemeldet Landtagsabgeordneter Franz Schwager. Ich erteile ihm hiermit das Wort!

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss schauen, wie ich da hinunter komme. (stellt die Rednerpulthöhe ein) „Straßenbau und Verkehr“ ist mein Thema. Ich nehme an, dass das eines der wichtigen Kapitel unseres Jahreshaushaltes ist, so dass ich Sie bitte, die wichtigen Sachen von mir zur Kenntnis zu nehmen - obwohl ich ja weiß, dass das eine recht zwiespältige Angelegenheit ist.

Ich möchte in Erinnerung rufen: Wenn Sie in ein anderes Land fahren, wo Sie noch nie waren, dann ist der erste Eindruck, den man hat: Wie ist die Straße? Das ist ja das Erste, das man erlebt. Wie ist die Straße beinand. Oder, wenn man mit dem Zug fährt: Wie ist das Schienennetz in diesem Land? Davon leitet man ab, wie die Regierung dieses Landes handelt und wie die Infrastruktur dieses Landes ist. Das ist bei uns auch. Der „grünste Grüne“ in Kärnten wird nicht auskommen ohne eine Straße, ohne einen Radweg, ohne ein Schienennetz. Das ist die eine Seite. Wir sollten schauen – und wir schauen auch – im Lande Kärnten, dass das bestmöglich in Ordnung ist. Auf der anderen Seite ist natürlich beim Bau neuer Verkehrswege das Problem vorhanden: Lärm, Abgas für die Anrainer, und deshalb Widerstand gegen Straße und Bahn. So. Das ist das Dilemma, in dem dieser Straßenbau und Verkehr sich abspielt.

Jetzt werde ich mich einmal mit dem Straßenbau, Autobahnbau nur am Rande befassen. Das Allerwichtigste und was in Kärnten vielleicht eher untergeht, ist das, dass die Kärntner Landespolitik und damit auch die Bundespolitik – einer hat ja heute zu diesem Thema schon gesprochen – als der Süden Österreichs eigentlich von der Bundespolitik benachteiligt ist. Das war Klubobmann Markut. Dazu möchte ich meinen, dass das so war.

Ganz klar möchte ich mich dazu äußern, dass es Gott sei Dank durch den Einfluss unseres Landeshauptmannes oder überhaupt der Freiheitlichen auf die Bundespolitik natürlich möglich ist, für unsere wichtigen Verkehrswege hier auch die notwendigen Bundesmittel zu lukrieren. Besonders gilt dies für den Ausbau der Schiene. Es geht ja ganz unter, dass in Kärnten zum Beispiel der zweigleisige Ausbau der Tauernachse mit 2007 abgeschlossen ist und dass sich da dann Möglichkeiten ergeben, von denen andere Bundesländer nur träumen können, dass man tatsächlich große Teile des Schwerverkehrs von der Straße oder von den Autobahnen weg auf diese Schienenmöglichkeit verlegt.

Das Zweite, das jetzt einen sehr guten Stand hat: Sie können sich erinnern, dass die Tauernschleuse droben in Mallnitz vor wenigen Jahren vor der totalen Sperre gestanden ist und dass es jetzt trotzdem möglich ist, dass das modernisiert wird, dass die Sicherheitseinrichtungen gebaut werden und dass dort zirka 50,9 Millionen Euro investiert werden, des weiteren Lärmschutz für Schienen im ganzen Wörther See-Bereich. Dazu wäre noch zu sagen, dass natürlich der große Brocken des Ausbaus der Koralmbahn bevorsteht, dass aber das eigentlich unumkehrbar ist und die Mittel dafür gesichert sind. Das ist ein Gesamtvolumen von 2,5 Milliarden Euro. Im heurigen Jahr werden eben Klagenfurt – Althofen – Drau 131 Millionen verbaut, und viel Geld geht noch in die Planung für diese Strecke hinein. Ich hoffe, dass auch das zu einem guten Abschluss kommt, weil es einfach wichtig ist – das wissen wir alle -, dass die Verkehrswege nicht an Kärnten vorbei gehen, sondern dass sie durch das Land gehen, dass sie für die Bevölkerung verträglich sind, aber das ist einfach wichtig. Alle von uns sind schon in Europa herum gekommen und haben sich jene Regionen angeschaut, die nicht an positive und moderne Verkehrswege angebunden sind. Es ist dort auch die Wirtschaft am Boden, und es ist eben das zu schlucken und zu machen, dass man versucht, da den Anschluss zu haben, die Autobahnen und die Bundesbahnen eben durch unser Land zu führen, weil nur so wirtschaftlich Positives erreicht werden kann. So.

Es ist noch eines erwähnenswert in der Angelegenheit: dass mit großer Wahrscheinlichkeit im heurigen Jahr bei der Tauernautobahn die zweite Röhre des Katschbergtunnelbaus als Baubeginn ist. Die Verhandlungen im Liesertal laufen. Es wird dies in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und mit den Bürgerinitiativen in diesem Tal versucht, im Ausgleich über die Bühne zu bringen. Aber auch hier eine klare Aussage meinerseits: Es ist einfach nicht anders möglich, als dass diese zweite Röhre gebaut wird, weil wenn Sie durch diesen Tunnel fahren oder auch durch den Tunnel im Tauern draußen: Es ist einfach zu gefährlich. Täglich werden viele Tonnen von Gütern, Gefahrengütern durch diese Tunnels transportiert, so dass schon aus diesem Grund einfach eine zweite Röhre gebaut werden muss.

Für das Radwegenetz sind im heurigen Jahr 2,1 Millionen Euro zu verbauen. Es sind 1.240 Kilometer, – die sollen in Kärnten an Radwegenetz gebaut werden. Circa 800 Kilometer sind fertig. Bei den Landesstraßen B werden 48,4 Millionen Euro verbaut. Und da möchte ich nur zwei große Baulose dazu erwähnen. Es ist dies die Drautal Bundesstraße, wo jetzt für das Baulos um Steinfeld - also Lengholz bis Rad​lach/West - die Arbeiten vergeben sind und heuer gebaut wird und 2006 der Ab​schluss erfolgt und dann weiter von Greifenburg bis Dellach dann diese Lücke ge​schlossen wird. Und die Lippitzbachbrücke im Kärntner Unterland, die sich bereits in Bau befindet und auch 2005 oder 2006 fertig ist.

In das Autobahnnetz werden heuer 53,2 Millionen Euro verbaut, laut dieses Budget​entwurfes. Und für die Landesstraßen L werden 14,7 Millionen verbaut. Lassen Sie mich abschließend noch ganz kurz auf eines zu sprechen kommen – das ist der Ver​kehr in Kärnten und in Österreich, weil die Verkehrspolitik ist eigentlich eine, die dann vom Bund gemacht wird. Es gibt für den Autofahrer… der Autofahrer, – wer ist das? Das sind nahezu alle Menschen unseres Landes zwischen 18 und bis nahezu zum Ende ihres Lebens. Und die werden immer ganz kräftig zur Kasse gebeten und auf der anderen Seite – obwohl andere Strafbestände liberalisiert werden – will man mit dem Autofahrer immer restriktiver und immer schärfer verfahren. Es ist natürlich sehr schwierig und man muss das auch auseinander halten. Ich nehme nur eines her. Der neu in Diskussion stehende Punkteführerschein oder eine abgeschwächte Variante dazu unterscheidet in ihren Strafbestimmungen in keiner Weise, wer fährt.

Wenn jetzt natürlich ein Berufsfahrer, der viele, etliche hunderttausend Kilometer jährlich zurücklegt oder jemand der ein sogenannter „Sonntagsfahrer“ ist, wird von diesen Strafbestimmungen gleich behandelt. Es ist manchmal für einen LKW mit Hänger - wie wir wissen - nicht möglich, bei uns bei Kreuzungen nicht eine Sperrlinie zu überfahren – das ist gar nicht möglich. Und das ist derselbe Tatbestand, als wenn das einer mit dem Moped macht. Da müsste man irgendwie noch mal in die Tiefe gehen und das genauer definieren. Und der Gesetzgeber müsste sich das noch ein​mal genauer zu Gemüte führen.

Gegen was wir ganz sicher sind und wo wir heute, vier Abgeordnete gemeinsam, einen Dringlichkeitsantrag einbringen werden oder eingebracht haben, das ist eben, dass wir gegen Geschwindigkeitskontrollen … also, wir sind dafür, dass Geschwin​digkeitskontrollen nur durch Organe der öffentlichen Sicherheit gemacht werden und nicht, wie vom Innenministerium oder vom Innenminister beabsichtigt, das privatisiert wird. Das darf nicht sein! Weil die Hoheit für die Sicherheit, die muss eben bei der Gendarmerie und Polizei verbleiben. In diesem Punkt wollen wir keine amerika​nischen Zustände haben.

Was noch erwähnenswert ist, weil zum Verkehr gehörend, ist auch der Flugverkehr und der Kärntner Flughafen draußen in Annabichl. Ich muss sagen, dass das eine einzige Erfolgsstory ist und als uns damals der Finanzreferent, der das auch eben angezogen hat, uns erklärt hat, was da beabsichtigt ist, muss ich sagen, dass ich selber auch als Verkehrssprecher nicht so richtig daran glauben wollte, dass das möglich ist. Es war natürlich von Anfang an einmal ein Geld zu investieren. Wie Sie wissen, haben wir ja die Anteile vom Bund abkaufen müssen um das dann ins Rollen zu bringen. Aber ich bin der Meinung, - wir alle sind dieser Meinung – dass über die Umwegrentabilität natürlich dieser Flughafen Klagenfurt, der ja schon Gefahr gelau​fen ist, dass alle anderen – vor allem Laibach ihm den Rang total abläuft; und es war ja da draußen nichts mehr los – jetzt wieder so ein gewinnbringendes Unternehmen ist für Kärnten, für den Tourismus und für die Wirtschaft von Kärnten und für unsere Bürger, dass das tatsächlich eine ganz positive Angelegenheit ist, dass man das auch so erwähnen sollte. Und ich glaube, dass wir alle - die Abgeordneten - das gleich sehen, weil wir heute auch dieses Kapitel „Straßenbau und Verkehr“ mit einer so großen Mehrheit wie schon lange nicht mehr, hier in diesem Haus beschließen werden. Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Herr Präsident! Hohes Haus! Zuerst einmal Entschuldigung beim Kollegen Scheuch, dass ich so kurz bin – ich meine jetzt zeitmäßig. Ich kann auch viel länger sein, aber ich komme aus dem Klagenfurter Gemeinderat und die haben es nicht sehr genau genommen mit dem Umweltschutz. Verkehr – die größte Herausforderung der näch​sten Zeit - natürlich in Verbindung mit der Antwort zu der EU und auch Österreichs auf den Transitverkehr. Da passiert einiges – vor allem im Moment mit den Maut​flüchtlingen. Da werden wir bald einmal eine Antwort brauchen, weil sich bei der B70 bei Bad St. Leonhard und auch bei Greifenburg einfach die LKW-Züge durch die Ortschaften schleichen. Es gibt sogar einheimische Unternehmer, die Mautzuschläge nehmen und trotzdem nicht auf der Autobahn fahren, sondern direkt von Völkermarkt nach Grafenstein und trotzdem was dazurechnen. Das ist nicht die Lösung. Die Bun​desstraßen sind nicht für den Schwerverkehr geschaffen, wenn man bedenkt, dass ein LKW-Zug im Laufe seines Lebens das 600tausendfache an Kosten verursacht im Gegensatz zu einem PKW. Da sollte man einfach schauen, dass die LKW auf der Autobahn bleiben. In Slowenien gibt es ein Gesetz, das besagt, wenn ein LKW auf der Bundesstraße fährt, wenn es daneben eine Autobahn gibt, dann gibt es eine Strafe. Man muss das einfach irgendwie andenken.

Oberösterreich, Niederösterreich und Tirol haben schon Gesetze gemacht. Da muss man eben LKW-Fahrverbote bis auf Ziel- und Quellverkehr machen und das auch kontrollieren. Ein Problem bei uns ist: Wir haben eine Kontrollstelle die mit 100,-- Euro im Budgetvoranschlag fürs Jahr 2004 vorgesehen ist und die geht nur in eine Richtung an einer Stelle. Damit kann man nicht sehr viel kontrollieren. Ich bin auch das nächste Mal wieder dort und wir werden es uns gemeinsam mit der Exekutive anschauen, was man da machen kann. An dieser Kontrollstelle gibt es auch zu wenig ausreichend Parkmöglichkeiten für Lastzüge. Man kann nur sechs oder sieben kontrollieren. Dann ist es voll und dann können die anderen wieder vorbei fahren, abge​sehen davon, dass die sich einfach per Funk informieren, wo was kontrolliert wird und dann fahren sie weiter. Also, schon – es wurden Anfang des Jahres Kon​trollen angekündigt. Die sind nicht gemacht worden und die werden weiter nicht ge​macht. (Zwischenruf von Abg. Gunzer.)
Das kostet uns … das kostet uns volkswirtschaftlich, wie schon einmal gesagt. Die externen Verkehrskosten in Deutschland machen soviel aus wie das BIP in Öster​reich. Das merken wir nicht, aber langfristig zahlen wir alle dazu. Das ist die Ge​schichte, wie wir den Verkehr in den Griff kriegen müssen. Wir müssen auch schauen, dass das, was seinerzeit einmal versprochen wurde, dass wir zwei Drittel auf die Schiene verlagern, dass das auch getan wird. Momentan werden nur Straßen gebaut. Es werden, glaube ich, zwei Tonnen Asphalt pro Nase in Kärnten verbaut, aber keine zehn Meter Schienen im Jahr! Das könnte sich auch ändern. Man muss nur ein bisschen schauen, dass wir den öffentlichen Verkehr auch so anbieten, dass die Menschen ihn annehmen können. Wir haben Autobusse, die halt einmal um vier Uhr in der Früh fahren und einmal um sieben Uhr am Abend. Da muss jeder mit dem eigenen Auto fahren, ganz wurscht wo er ist. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: … es gibt jetzt eines der größten Bahnprojekte Österreichs seit dem Zweiten Weltkrieg mit der Koralmbahn  … aber ich glaube, das sollte man verstärkt positiv herausstrei​chen!) Das ist klar. Das ist ein großes Bahnprojekt. Die Frage ist nur, da werden langfristig so viele Mittel dort gebunden und fertig ist es, glaube ich, nicht vor 15 Jah​ren und mittelfristig wird man auch noch was brauchen. Das ist halt die Geschichte.

Und das mit der Koralmbahn ist auch wieder das. Wenn man sieht, wie es den Men​schen in St. Kanzian geht, - nur vom Lärmschutz her, gelt – ab einem Pegel von 32 Dezibel in der Nacht gibt’s schon eine Blutdruckerhöhung. Man muss schon an die Leute auch denken, auch bei der A10, wenn ich jetzt den Dringlichkeitsantrag sehe. (Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion.) Es ist, auch wenn man Lärmschutzmauern baut, dann hat auf einmal ein Haus das weiter oben ist doppelt soviel Lärm als vor​her. Das sind Reflektionen. Das gibt’s halt, nicht! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Was machen wir jetzt da wirklich?!) Das ist die Frage, was machen wir wirklich?

Nur, auf die zweite Tunnelröhre bezogen: Auch ich würde einen zweiten Tunnel bauen am Katschberg, aber einen Rettungstunnel. Dann hätten wir wenigstens die Arbeitskräfte gebunden … (Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion.) aber einen zweiten Tunnel für den Verkehr das wird sich … der Schwerverkehr wird sich vervierfachen. Und es ist nicht gesagt, die Experten streiten sich schon und sagen: Gegenverkehr – die Unfälle passieren beim Auffahren und nicht beim Entgegenkommen. In der Schweiz haben sie auch die LKW blockabgefertigt und mit einer Geschwindigkeits​begrenzung und mit Videobegleitsystem im Tunnel versehen und es ist sicherer. Es ist nicht erwiesen, dass eine zweite Tunnelröhre den Verkehr sicherer macht, was aber erwiesen ist, ist, dass der Verkehr angezogen wird. Struktur schafft Verkehr und wir werden den vierfachen Verkehr haben und da bleibt die Wertschöpfung nicht in Österreich.

Wir müssen schauen, wenn die Leute schon bei uns durchfahren, dass sie zuminde​stens ein-, zweimal Station machen, dass sie ein bisschen eine Wertschöpfung da lassen. Also, der Verkehr wird eine große Herausforderung sein. Ich würde sagen, versuchen wir einmal alle darüber nachzudenken, dass eine zweite Tunnelröhre nicht unbedingt das Non-Plus-Ultra ist. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)
Holub

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Mit 82,6 Millionen Euro ist das Budget fürs Jahr 2004 im Straßenbau veranschlagt. Wie es der Vor​redner Ragger früher gesagt hat, ist – glaube ich - in den letzten Jahren sehr viel passiert auf Kärntens Straßen. Es ist aber sicherlich auch so – es stehen sehr viele Projekte und sehr viele Investitionen noch an. Ich denke auch, dass diese 82,6 Millionen Euro im Budget 2004 eine sinnvolle Gestaltung sind, um die Straßenent​wicklung in Kärnten zu verbessern und nachhaltig für die Bevölkerung und all jene die die Straße in Kärnten brauchen, auch zur Verfügung zu stellen.

Ich habe natürlich das Budget noch genauer betrachtet und als Sprecher unseres Klubs für den ländlichen Raum, habe ich auch feststellen müssen, dass es eine Re​duktion gegeben hat im Bereich „ländlicher Wegennetz“; um rund 7 Millionen Euro gekürzt. Es ist vielleicht jene Maßnahme ein Sparpaket, aber man darf etwas nicht vergessen, dass zu diesem ländlichen Wegenetz auch die Gemeinden sehr viel bei​tragen! (Den Vorsitz übernimmt um 18.57 Uhr der 1. Präsident Dipl.-Ing. Freun​schlag.) Aber auch nicht nur die Gemeinden sondern auch die Anrainer und die Be​sitzer dieser Wege und Wegsituationen. Und das Land Kärnten hat hier sicherlich, und alle Verantwortlichen hier, eine momentane Reduktion eingezogen. Ich denke aber auch, dass wir hier im ländlichen Wegenetz nicht nur die Straße an und für sich betrachten sollten, weil wir dieses ländliche Wegenetz für unseren Tourismus aber auch für unsere Wirtschaft absolut brauchen. Und ich hoffe, dass dieses Budget nicht im Herbst des heurigen Jahres oder in den nächsten paar Monaten schon ausge​schöpft ist, sondern dass man auch die nötigen Maßnahmen trifft und findet, um hier auch eventuell eine Erweiterung vornehmen zu können im Sinne der Wald- und Forstbesitzer aber auch im Sinne der Gemeinden.

Die Beiträge und Übernahmen von Gemeindestraßen sind sehr positiv zu erwähnen. Man muss dazu aber natürlich auch noch etwas sagen, dass die Bevölkerung, die Kärntner Bevölkerung, aber auch unsere Gäste keinen Unterschied kennen zwischen einem ländlichen Wegenetz, zwischen einer Gemeindestraße, einer Bundesstraße und einer Landesstraße. Hier wird allgemein von Straßen gesprochen. Sicherlich, die Gemeinden sind ein großer Teil der Mitfinanzierer bei Straßen und ich möchte nur einen Schwerpunkt nennen, weil er auch den vorigen Punkt mit inkludiert, die Um​welt. Die Gemeinden sind aufgefordert, durch Umweltmaßnahmen, durch Kanalisa​tionsbauten, sehr viel zu investieren. Momentan haben sehr viele Gemeinden Kärn​tens jenes Problem: Die Wiederherstellung von Straßen! Und die Wiederherstellung von Straßen wurde durch verschiedenste Bundes- und Landesmittelkürzungen und Einsätze, den Gemeinden mehr oder weniger fast übergeben. Und die Gemeinden sind fast nicht mehr in der Lage, jene Straßenstücke oder jene Straßenbereiche die im Zuge von Kanalbauarbeiten beschädigt bzw. wieder saniert werden müssen, zu finanzieren. Und hier kommt es zu großen Unterschieden innerhalb der Budgetan​sätze des Landes, aber auch bei den Budgetansätzen der Gemeinden.

Und ich denke, hier sollten im Nachtragsvoranschlag dem zuständigen Gemeinde​referenten jene Mittel zur Verfügung gestellt werden, dass die Gemeinden hier eine Entlastung finden. Es kann der Bevölkerung nicht zugemutet werden, dass sie hohe Investitionsbeiträge zu den Kanalbauten mit einbringen und sich dann womöglich zwei bis drei Jahre auf Schotterstraßen bewegen müssen. Wir brauchen die Straßen. Wir haben ein großes Straßennetz, sowohl im ländlichen Bereich, aber auch im gan​zen Kärntner Bereich und die Bevölkerung ist auf Grund der Struktur Kärntens ge​zwungen, zu pendeln. Sie brauchen die Fahrzeuge, aber sie brauchen auch intakte Straßen dazu.

Eine Überlegung meinerseits in diesem Zusammenhang ist es vielleicht, wenn man hier von Kompetenzen und Ressourcen-Zusammen​le​gun​gen spricht und man sich vielleicht nicht überlegt oder sich vielleicht doch überlegt, die Straßenkompetenz zu bündeln und in einem Ressort zusammenzuführen. Es wäre nämlich jene Überlegung, weil gerade im ländlichen Bereich oft etwas passiert. Ich habe schon mit sehr vielen Antragstellern gesprochen, die über Jahre, oft sogar über Jahrzehnte auf Geldmittel warten, um irgendwelche Projekte umzusetzen. Ich denke, wenn es hier eine Konzentration eines Ressorts gäbe, dann könnte man vielleicht das eine oder andere korrekt, vielleicht schneller und effizienter abwickeln. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Der Straßenverkehr wird mit rund 16,2 Millionen im Verkehrskonzept, im Verkehrsfonds, im Personenverkehr seitens des Landes Kärnten unterstützt. Ich glaube, das ist eine wesentliche Unterstützung, auch um hier jene Diskussion nicht anzufachen, wie es der Abgeordnete von den Grünen früher gebracht hat: „Man sollte an und für sich auf öffentliche Verkehrsmittel zurückgreifen.“ Selbstverständlich wünschen wir uns alle, dass öffentliche Verkehrsmittel mehr genutzt werden sollten. Aber öffentliche Verkehrsmittel stehen selbst im Wettbewerb, und öffentliche Verkehrsmittel müssen effizient arbeiten und sollten effizient arbeiten. Man kann mit öffentlichen Verkehrsmitteln gewisse Spitzen, gewisse Gleichbereiche abdecken. Man kann aber nicht öffentliche Verkehrsmittel ständig kreisen lassen, weil das dann wieder eine Frage des Budgets sein würde. Dieses Budget und diese Mittel sind sicherlich nicht vorhanden.

Ich möchte in dem Zusammenhang zu den Projekten, die angesprochen worden sind, vielleicht noch ein Projekt dazu bringen. Es wurde früher die Lippitzbachbrücke erwähnt, die in Bau und in der Fertigstellung ist. Der Bezirk Völkermarkt braucht aber auch eine Entlastung der Bezirkshauptstadt Völkermarkt, eine dementsprechende vernünftige Verkehrslösung und eine Anbindung an die A 2. Die Gespräche sind, glaube ich, auf der richtigen Schiene. Es ist sicherlich nicht die Aufgabe bzw. die Absicht der Bürgermeister, über die Bevölkerung hinweg irgendwelche Maßnahmen zu setzen, sondern der Dialog, der vom Verkehrslandesrat Dörfler vorgeschlagen worden ist, mit den Bürgermeistern, aber auch mit allen anderen beteiligten Gemeinden ist der richtige. Ich denke auch, dass man für den Bezirk Völkermarkt die dementsprechende Trasse finden wird und letztendlich, wie ich hoffe, im Jahre 2005 mit den Umsetzungsarbeiten begonnen werden kann.

Der Wasserbau in Kärnten, inklusive des Wassers, ist ein wesentlicher Themenpunkt, der in der Umweltdiskussion schon angesprochen worden ist. Ich glaube, gerade die Landesausstellung wird Kärnten in eine Position führen – nicht nur intern, sondern auch über unsere Landesgrenzen hinaus -, um zu beweisen und zu zeigen, dass wir hier in Kärnten wirklich auf einem Goldschatz sitzen und einen Goldschatz haben. Das Thema „Wasser“ und alle dazugehörigen Facetten sind in diesem Budget mit einem Ansatz von rund 19,1 Millionen Euro angesetzt. Ich glaube, dieses Geld ist auch richtig in der Investitionsphase hier eingesetzt.

Sicherlich kommt zu dieser Wasserthematik noch eines dazu: dass in diesem Budget auch die Abwasserbeseitigung dabei ist. Viele Abwasserverbände, aber auch Gemeinden haben momentan das Problem der Finanzierung ihrer offen stehenden Rechnungen. Ich weiß – und der Finanzreferent sitzt ja auch herinnen -, dass es Verträge zwischen den Gemeinden und den Verbänden und dem Land Kärnten gibt, was die Annuitätszuschüsse betrifft. Derzeit warten aber sehr viele Gemeinden auf das Geld, um jene Annuitätszuschüsse auch begleichen zu können. Sie sind verpflichtet oder sind aufgefordert, neue Kredite aufzunehmen. Diese Kredite belasten aber wieder indirekt oder direkt die Bürgerinnen und Bürger, und zwar deshalb, weil man diese dann nicht mehr in den Förderungen unterbringt. Ich denke, man sollte hier schauen, in den Nachtragsvoranschlag zu bringen, was alles in den Jahren 2002 und 2003 offen geblieben ist, dass man die Gemeinden anständig bedient, dass hier die Verträge zwischen Land Kärnten und den Gemeinden eingehalten werden, dass die Gemeinden und die Abwasserverbände, auch was die Planungs- und Finanzierungsansätze betrifft, endlich ins Reine kommen können.

Zur Wassersituation möchte ich gleich noch zwei Punkte dazusagen. Der Wasserverband Klagenfurt-St. Veit an der Glan mit der Investition der Tiefenbohrung im Krappfeld hat hier Kärntenweit ein Programm vorgestellt, das mit 17 Millionen Eigenkapital aufscheint, aber natürlich mit der Hilfe des Landes Kärnten hier zukunftsweisend eine Sicherstellung des Zentralraumes Kärntens über Jahrzehnte garantieren wird. Die Stadt St. Veit an der Glan und die Stadtwerke AG haben sich hier als Partner gefunden. Ich glaube, die präsentieren damit ein Projekt, das auch ein Projekt Kärntens sein sollte, ein Projekt Wasserschiene, ein Projekt, das im Vorjahr mit dem Tiefbrunnen in Traundorf begonnen worden ist, mit vielen anderen Brunnenanlagen in Kärnten, ob in Förolach oder in Gablern, aber auch mit einem Projekt, das heuer zum Abschluss kommt: die Jakobsquelle, wo sich drei Gemeinden an eine gemeinsame Quelle anschließen, um gemeinsam Ressourcen, um gemeinsame Bewirtschaftung vorzunehmen, und zwar jene Bewirtschaftung, um die Bürgerinnen und Bürger und unsere Abnehmer, unsere Kunden, in ihren Haushalten zu entlasten. Die Belastung der einzelnen Haushalte wird durch verschiedenste Maßnahmen immer größer. Wir als Landespolitiker, aber auch Kommunalpolitiker sind hier aufgefordert, die dementsprechenden Situationen so zu verändern, dass wir versuchen werden und versuchen müssen, hier Gemeinsamkeit und Parallelitäten abzubauen, aber natürlich die Leistung der Qualität gegenüber dem Versorgungsgrad und der Versorgung weiterhin zu verbessern und sicherzustellen.

Der Wasserbau in Kärnten ist ein wesentlicher Punkt. Ich habe hier auch die Ansätze gesehen und jene Mittel, die zur Verfügung stehen, weil der Wasserbau und die Wasserschutzmaßnahmen werden ja auch von den Gemeinden und vom Bund mitfinanziert. Kärnten hat hier die dementsprechenden Mittel vorausgesetzt bzw. in den Regierungsentwurf eingepackt. Wir hoffen, dass es zu keinen größeren Katastrophen kommt und dass diese Mittel, die im Budget angesetzt sind, auch für das Jahr 2004 ausreichen werden.

Ich habe gesehen, dass die Mittel für die „Thermalwasserstudie“ im Lavanttal und im Jauntal auch gegeben sind. Wir hoffen, glaube ich, alle gemeinsam, dass es positive Ergebnisse geben wird und dass man vielleicht auch hier in Zukunft Thermalwasser mit dementsprechender wirtschaftlicher Förderung, aber auch mit dem wirtschaftlichen Background dann verwenden kann.

Die Landesausstellung wird uns – wie ich früher ausgeführt habe – in einen Bereich führen, wo wir wirklich sagen: Hier kann Kärnten sich nach außenhin präsentieren, in einem Zusammenhang. Man redet hier von vielen Situationen. Für mich ist Kärnten, was das Wasser betrifft, ein Projekt, das man an und für sich als „Naturpark Kärnten Wasser“ überall, ob das im Norden oder im Süden oder im Westen Kärntens ist, verkaufen könnte. Für mich ist Kärnten, was Wasser betrifft, Seenqualität, Flussqualität, aber auch Trinkwasserqualität, Vorreiter im Alpen-Adria-Raum. Jeder, der ein bisserl über die Landesgrenzen hinaus unterwegs ist, Urlaub macht, der weiß, wenn er Durst hat und einen Liter Wasser bestellt, mit oder ohne Glas, was andere Bürger und andere Menschen für normales Trinkwasser bezahlen müssen. Ich glaube, hier ist von uns aus gefordert, dass wir mehr Öffentlichkeitsarbeit machen und mehr Bewusstsein schaffen: Wieviel kosten eigentlich 1.000 Liter Wasser bester Qualität unseren Bürgern?

Ich denke, dass wir auch hier, wie es Bürgermeister Mock in seiner Rede gesagt hat, versuchen sollten, jenen Gemeinden zu helfen, die wirklich Probleme haben, die hohen Wasserzins bzw. hohe Wasserkostenberech​nungen haben und dass es hier in absehbarer Zeit zu einem vernünftigen Ausgleich kommen soll, dass das Land Kärnten in allen Bereichen ziemlich einheitliche Wasserpreise hat.

Der Straßenverkehr wurde heute schon mehrmals beleuchtet. Ich möchte aber in dem Zusammenhang hier noch mehrere Punkte erwähnen. Alle Statistiken beweisen, dass der Verkehr massiv zunehmen wird und Strategien und Maßnahmen zu setzen sind, um die Bevölkerung vor verstärktem Verkehrsaufkommen zu schützen. Ein wesentlicher Teil wird auch – wie es der Landeshauptmann heute gesagt hat – jener Teil des Ausbaus der Hochleistungsbahn sein, um den Schwerverkehr auf die Bahn zu bringen. Hier sind wir gefordert, nicht nur auf Landesebene sondern auch auf nationaler, aber auch auf europäischer Ebene jene Geldmittel zur Verfügung zu stellen, dass in den nächsten Jahrzehnten Kärnten nicht umfahren wird, sondern dass Kärnten mit ein Bestandteil dieses europäischen Wege- und Bahnnetzes ist.

Ich möchte aber noch ein paar Worte zum Road pricing sagen, das derzeit absolut aktuell ist. Bevor ich jetzt ans Rednerpult getreten bin, habe ich im Internet gesehen, dass es die Verkehrsverhandlungen, den Transitgipfels heute mit Minister Gorbach gegeben hat. Ich habe einen Zwischenbericht gehabt. In diesem Zwischenbericht wurde mitgeteilt, dass es, was die B 317 betrifft, hier zu keiner Lösung gekommen ist. Wenn ich aber die Internetseite richtig gelesen habe, ist es so, dass die B 317 aus dieser Verordnung heraus genommen wird und bemautet wird. Ich glaube, das ist ein wesentlicher Teil zur Entlastung der Bevölkerung, weil es kann nicht sein, dass der Schwerverkehr sich auf Grund des Road pricings von Judenburg bis Klagenfurt-Nord plötzlich auf der Landesstraße bewegt und die Bevölkerung hierdurch unter massivem Druck steht. Bürgermeister Mock mit Nationalratsabgeordneten Puswald haben es schon in der Presse angekündigt, weil sie einfach einen Druck auch der Bevölkerung haben. Wenn hier der Verkehrslandesrat nicht die dementsprechenden Maßnahmen setzt, dann wird es unter Umständen zu Streiks und zu Blockaden kommen. Wir wollen keine Streiks und wir wollen keine Blockaden! Es ist unsere Aufgabe als Abgeordnete, als Verantwortliche für das Land Kärnten, hier die dementsprechenden Maßnahmen zu setzen, dass der Verkehr in jene Richtung geleitet wird, für die wir die Autobahnen gebaut haben.

Zur B 317 gibt es aber natürlich viele Parallelstraßen. Ich möchte dabei auch noch die Packer Bundesstraße erwähnen. Auch hier ist dasselbe Problem. Ich fordere von dieser Stelle aus den Verkehrslandesrat auf, hier Maßnahmen zu setzen! Die beste Maßnahme wäre ein LKW-Fahrverbot über 3,5 Tonnen, ausgenommen natürlich den Zubringerverkehr, um auch die Bevölkerung im Bereich der Packer Bundesstraße und im Bereich der Bezirkshauptstadt Völkermarkt zu entlasten.

Ich möchte als Abschluss die Situation auch noch nützen, weil es einer meiner Vorredner gebracht hat, und einiges feststellen, was den Flughafen betrifft. Selbstverständlich ist jede Initiative des Finanzreferenten absolut zu begrüßen. Klagenfurt ist international geworden. Klagenfurt hat hier an Image gewonnen. Aber ich möchte etwas auch zu bedenken geben: Wenn wir den öffentlichen Verkehr, auf Grund von vielen Maßnahmen, nicht so attraktiv gestalten können und die Pendler keine Hilfestellung in ihrer täglichen Bewegung mit ihren Fahrzeugen bekommen, dann möchte ich zu bedenken geben, dass jene Situation teilweise vorherrscht, dass wenn man heute vom Osten oder Westen oder quer durchs Kärntnerland mit öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs ist, das um vieles teurer ist als ein Flug von Klagenfurt nach Rom oder nach Hamburg. Ich glaube, da ist auch von uns aus hier Handlungsbedarf gefragt.

Abschließend möchte ich der Landesregierung, uns allen als Abgeordnete für das Budget 2004 alles Gute wünschen und eine gute Zusammenarbeit für die Bevölkerung im Lande Kärnten! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)

Strauß

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Vor allem haben wir, und ich möchte sie hier recht herzlich begrüßen, eine charmante Zuschauerin wieder bekommen! Nachdem mein Vorredner – und das muss ich jetzt wirklich auch sagen – dieses Thema ausschöpfend richtig berichtet hat, ermöglicht mir das, jetzt etwas kürzer zu sein. (Der Redner lacht. – Beifall von der FPÖ-Fraktion. – Abg. Mag. Ragger: Danke!)
Nichtsdestotrotz sind zwei, drei Dinge übrig geblieben, die man noch ganz kurz streifen, beleuchten sollte. Es ist einfach ganz klar, dass durch den Beitritt weiterer Staaten zur Europäischen Union Österreich noch mehr ins Herz Europas gerückt ist und so zu sagen das als Chance gesehen werden muss – wenn die Infrastruktur passt. Das ist ganz klar! Wir sind ja angetreten, um auch Infrastruktur herzurichten, um sie anzupassen an die Anforderungen eines modernen Verkehrs, der letztendlich auch Anrainerinteressen und Umweltinteressen berücksichtigt.

Ich denke, das wird so ein bisschen der richtige Weg sein, weil – und da spreche ich jetzt aus eigener Erfahrung in meinem Bezirk – zum Beispiel die B100 einfach der Garant für Arbeitsplätze ist. Zum Beispiel im Bereich Europlast oder Hasslacher. Und weil die Tauernbahn im Bereich der Firma Hasslacher mit 1,2 Milliarden Schilling Ausbauvolumen ein wichtiger Bereich ist und weil die Tauernschleuse ein wichtiger Bereich ist. Aber – und das ist heute hier noch zu kurz gekommen – man muss Kärn​ten noch ein anderes, vorbildliches Zeugnis ausstellen, nämlich in puncto Verkehrs​sicherheit ist Kärnten sozusagen wirklich bahnbrechend. Das Ministerium in Wien schaut sich an, wie wir in Kärnten Umleitungen machen, wie wir Tunnels herrichten. Das heißt, auch das sei hier positiv bemerkt. Und zwei Reflexionen noch auf einen meiner Vorredner.

Es ist natürlich ganz klar, dass wir weitere Kontrollstellen brauchen, das muss sein! Und es gibt ja auch Anträge der verschiedensten Fraktionen hier zu diesem Bereich. Und ich sage hier ganz klar: Die B 100 muss mit einer solchen Kontrollstelle ver​sehen werden und letztendlich auch die A 10 – eine ist ja bereits in Kellerberg in Bau. Ein ganz wichtiger Bereich - wie ich noch einmal betonen möchte – Flughafen! – fehlen mir drei Zahlen. Das heißt: Wir haben gehabt 200.000 Passagiere und wir haben jetzt 550.000 Passagiere mit einer Wertschöpfung, meine sehr geehrten Damen und Herren, mit einer zusätzlichen Wertschöpfung von 21 Millionen Euro! Das ist Politik á la Landesrat Pfeifenberger. Danke dafür Karli! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich möchte kurz korrigieren. Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter ist erster Lan​deshauptmann-Stellvertreter und nicht Landesrat! (3. Präs. Ing. Scheuch lacht dazu und nimmt es wohlwollend zur Kenntnis.) Als Nächster und als Letzter zur Gruppe 6 hat sich Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo gemeldet!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (FPÖ):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Heute gegen Mittag, in der sogenannten „Elefantenrunde“, der Runde der Klubobleute, habe ich dem Herrn Klubobmann Mar​kut sehr genau zugehört. Ich erlaube mir jetzt, das auch einzumahnen. Du hast von einem sorglosen Umgang mit den Erlösen aus den Verkäufen gesprochen und dann auf die Schuldenentwicklung, die trotzdem stattgefunden hat, übergeleitet. Du hast eine differenzierte Betrachtung gefordert und nicht nur das Sich-Ergehen in Selbstlob eingemahnt.

Ich bin bei dir und blicke jetzt zum Herrn Landesrat Rohr! Denn, in seinem Bereich, im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft, stellt er immer wieder und ständig neue Forderungen. Er bekommt heute durch eine Änderung im Ausschuss zusätzlich 3,65 Millionen Euro. Man sollte daher, bei einer selektiven Betrachtungsweise auch den Mut haben, zu sagen: Diese 3,65 Millionen Euro machen den Schuldenstand nicht kleiner! Ich weiß, die Argumentation ist eine solche, dass sie sagt: Je mehr wir an Förderungsmitteln einsetzen, umso weniger haben beispielsweise die Kanalbenützer zu zahlen! Ich nenne das eine Sekundärstruktur. Warum? Weil quasi, nur eine Um​nummerierung stattfindet, denn die Gebührenzahler zahlen zwar weniger, aber ein anderer Teil der Steuerzahler zahlt ja trotzdem diese aufgebrachten Summen, nur weiß er nichts davon. Daher sollten wir auch die Ehrlichkeit haben, das Ganze trans​parent zu gestalten. Und was ich möchte, ist: Am Ursprung der Kosten ansetzen! Das, was beispielsweise vor vielen, vielen Jahren die Frau Landesrätin Sickl ge​macht hat, - durch ein Maßnahmenpaket die Kanalkosten insgesamt zu drücken.

Ich sage hier: Der Kanalbau ist zu teuer! Aus welchen Gründen auch immer. Und es gibt Möglichkeiten! Ich werde nicht müde, das hier einzufordern. Schauen wir einmal die gesamten Lebenszyklenkosten an. Für die Planung gehen ungefähr 2 Prozent drauf, für die tatsächliche Investition 15 Prozent; 80 Prozent betragen aber die Folge​kosten! Und die restlichen 3 Prozent auf Hundert müssen wir für eventuelle Abbruch​kosten oder eben Wiederherstellungskosten ansetzen. Das heißt mit anderen Wor​ten: Wenn wir bei der Planung sparen und 50 Prozent der Kosten einsparen, haben wir nur 1 Prozent eingespart oder umgekehrt: Wenn wir viel in die Planung investie​ren und hier wirklich einen Wettbewerb der besten Ideen machen, kostet das viel​leicht zusätzlich 1 Prozent. Wenn wir aber bei den Folgekosten sind, hier 80 Prozent zu Buche haben und davon 50 Prozent einsparen können, sparen wir insgesamt 40 Prozent. Daher … (Abg. Lutschounig: Bist du jetzt Planer auch!? – Den Vorsitz übernimmt wiederum 3. Präs. Ing. Scheuch.) Ich bin nicht Planer, aber ich möchte das einmal hier deutich gesagt haben, damit klar wird, worum es geht.

Ein weiterer Punkt ist – auch der wird in unseren Augen stiefmütterlich behandelt und bedarf einer Änderung des Gemeindekanalisationsgesetzes – der erleichterte Zu​gang zur Abwasserentsorgung für Dritte, für Private, für Genossenschaften, für Ei​geninitiativen. Denn mehr Wettbewerb – habe ich bereits angesprochen – und zwar nicht nur bei der Planung sondern auch bei den Betriebskosten! Und – auch wichtig – verursachergerechte und sozial verträgliche Kanalgebühren!

Ich will mich nicht weiter verbreitern, sondern möchte am Schluss meiner Ausführun​gen nur noch etwas einmahnen, - dass ist Folgendes. Im Vorjahr hat es durch Hoch​wasser große Schäden gegeben. Wer heute durch das Kanaltal fährt, sieht – ich war unlängst in Malborghetto - immer noch die Schäden des Vorjahres. In Kärnten ist erfreulicherweise der ursprüngliche Zustand wieder hergestellt worden, aber – Herr Präsident Ferlitsch – aus deiner Gemeinde höre ich, die Menschen haben nach wie vor Angst, weil zwar der Unterlauf des Vorderberger Baches wieder ausgeräumt wor​den ist, die Schäden weitgehend saniert, aber das, was oben am Berg zu den Katas​trophen geführt hat, harrt noch der Sanierung. Daher darf ich, weil ich weiß, dass von Bundesseite heuer durch die Verhandlungstaktik unseres Landeshauptmannes Jörg Haider viel Geld nach Kärnten vereinbart worden ist, bitten, dass auch diese Angst von der Bevölkerung genommen wird. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Mir liegt zu dieser Gruppe keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir können also zur Gruppe 7 übergehen: „Wirtschaft, Landwirtschaft, Tourismus“.

Hier hat sich zu Wort gemeldet – und jetzt wird mir als Präsident hoffentlich nicht noch einmal dieser schwerwiegende Fehler unterlaufen – LH 1 Pfeifenberger ist am Wort! Ich erteile es ihm hiermit! – Ich muss jetzt erst einmal schalten.

Ing. Scheuch

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger (FPÖ):

Ing. Pfeifenberger

Ja, geschätzte Damen und Herren! Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf mich einmal auch in aller Form bei den Abgeordneten der drei Fraktionen bedanken, dass dieses Budget einstimmig den Landtag passieren wird. Die Opposition wird vielleicht beim nächsten Mal dabei sein – das werden wir dann sehen – oder sie wird weiter Oppo​sition bleiben. Das lassen wir dann auf den Zeitpunkt ankommen. Aber das zeigt auch von einer, glaube ich, neuen Kultur die hier eingezogen ist. Und es ist auch sehr interessant, dass hier auch in der Wortwahl, in den Beiträgen, in der Beurteilung verschiedener Dinge, natürlich durch die andere oder spezifischere Zusammenset​zung der Landtagsfraktionen, durch die verstärkte Anwesenheit von Bürgermeistern, es natürlich auch hier zu anderen Diskussionen kommt.

Ich kann mich noch erinnern, vor etwa sieben Jahren, wo ich noch Abgeordneter war und hier heftige Diskussionen im Landwirtschaftsbereich geführt habe, haben wir na​türlich hier dieses Haus als wirkliche Arena und Bühne benutzen können (Abg. Lut​schounig: Ma, do worst schlimm!) für verbale, auch Diskussionen. Und ich glaube, es ist eine andere Zeit. Die Zeit die wir zu bewältigen haben, stellt große Herausforde​rungen an uns und sie ist eine Zeit, wo es – glaube ich – Sinn macht und auch ansteht, dass wir zusammen arbeiten und dass wir wichtige Dinge, die das Land und die Zukunft dieses Landes betreffen, außer Streit stellen. Das heißt, man kann immer Position beziehen und Position behalten, aber man muss – und dafür sind wir letzt​endlich alle eingesetzt – die Mitglieder der Landesregierung, die Abgeordneten, der Hohe Landtag, der dann auch diese Beschlüsse der Landesregierung in Gesetze umwandelt und damit auch alles auf einer rechtlichen Basis passieren lässt - ist so​zusagen jener Gestaltungsspielraum, den eine Gebietskörperschaft, wie das Land oder die Gemeinden als Handlungsinstrument und als Exekutivinstrument dann in der Hand hat und ausnützt. Und so gesehen ist es natürlich bedeutend, wenn hier in diesen Fragen Einigkeit herrscht.

Es ist nicht nur deshalb interessant, weil ein Finanzreferent dann behaupten kann, er hat ein einstimmiges Budget, sondern weil wir unsere Konzentration und unsere – auch Position – auf wesentliche und wichtige Weichenstellungen dieses Landes legen können. Und ich glaube, da sind wir wirklich gefordert. Wir haben eine span​nende Zeit vor uns. Wir haben jetzt fünf Jahre auch versucht, Kärnten in eine bes​sere Position zu bringen. Und das Ergebnis oder der Beweis, der gestern durch das WIFO zum Ausdruck gekommen ist, ist auch für uns eine Genugtuung. Das heißt, für uns alle! – für die Abgeordneten, für die Vertreter der Regionen, für die Bürger​meister, für die Landesregierung, für die gesamte politische Verantwortung dieses Landes.

Das heißt, damit steht fest: Kärnten hat mit den Entscheidungen, die in den letzten fünf Jahren getroffen wurden, einen Aufholprozess eingeleitet und eine Position be​setzt, die uns jetzt niemand mehr nehmen kann! Wir sind an dritter Stelle in der Frage der Konjunktur und der Beschäftigung und der Wertschöpfungsentwicklung! Und, das ist eine bedeutende Position, weil die auch erkennen, dass wir gerade jetzt diesen Schwung brauchen, durch die Möglichkeiten der Erweiterung der Europäischen Union, durch neue Marktchancen, auch durch eine stärkere Situation im Wettbewerb. Das heißt, wir werden auch mehr gefordert werden. Die Unternehmer haben hier Vie​les auch an Herausforderungen zu schaffen - mit unserer Unterstützung wird es ge​lingen, – kann uns in den nächsten fünf Jahren der große Wurf gelingen.

Ich habe gesagt in meiner Budgetrede, dass wir uns wirklich das Ziel und die Vision setzen sollten, Kärnten zu einer Topregion im europäischen Mittelfeld heraus zu putzen. Ich glaube, wenn wir das Ziel gemeinsam verfolgen und hier gilt es, auch Ge​rechtigkeit walten zu lassen. Das heißt, wir dürfen es nicht zulassen, dass wir nur in bestimmten Regionen Kärntens investieren, dass wir nur in bestimmten Zentren An​gebote schaffen, dass wir dort Infrastruktur schaffen, sondern wir müssen uns wirk​lich auch das ganze Land unter die Lupe nehmen und gerecht vorgehen, dass die Qualitäten und die Möglichkeiten und die Existenzgrundlagen überall dort entstehen, wo Menschen seit Menschengedenken leben und ihre Wurzeln haben.

Und ich glaube, das ist auch eine der wesentlichen Kernbotschaften. Gerechte Ver​teilung der Finanzmassen, gerechte Verteilung und ein Ausgleich zwischen den Bes​sergestellten und denen, die es schwer haben; die weniger verdienen, die entfernt existieren müssen, die hohe Kosten auf sich nehmen müssen, die kein Einkommen haben und die Hilfe bedürfen. Das ist ein schwieriger Prozess und wenn man sich die Budgetzahlen anschaut und so auch die Schwerpunkte ein bisschen beurteilt, dann kann man diese Linie von 1999 bis zum heutigen Tage und auch für die näch​sten Jahre durchaus als eine Leitlinie stehen lassen. Der Bereich „Gesundheit, So​ziales und Hilfe für die Benachteiligten“ sowie starke Impulse im wirtschaftlichen Be​reich für die Konjunktur, für auch in Kärnten mögliche Initiativen – nicht nur die, die durch Bundes- oder sonstige Maßnahmen zu Stande gekommen sind - sondern auch aus eigener Kraft entstandene Programme und Investitionsvorhaben, sind letztend​lich der Schlüssel zu einer gerechten und sozial verantwortungsvollen Politik.

Und hier sind die Gemeinden ein sehr wichtiger Partner. Und ich glaube, dass hier in einer guten Zusammenarbeit auch mit den Gemeinden – und da spreche ich auch den Präsidenten des Gemeindebundes direkt an – dass wir uns mehr als in den letzten fünf Jahren zusammentun sollten und hier verstärkt auch die Konzentration auf diese Möglichkeiten und Chancen ausrichten sollten, dass wir im Dialog, auch über die Parteigrenzen hinweg, einfach diese neuen Ideen und diese neuen Visionen umsetzen sollten.

Ich glaube, wir haben da kein Problem. Es ist immer dasselbe Geld. Es ist da vorhanden, und da geht es ab – oder es ist umgekehrt: es ist hier zu wenig und dort etwas zu viel. Wenn wir mutig und entschlossen sind, ein Programm auf die Beine zu stellen – wir haben heute eine erste Runde mit den Proponenten dieser Finanzgruppe der beiden Koalitionsparteien gehabt -, dann sind wir in der Lage, in den nächsten Jahren wiederum Mittel in das Budget einfließen zu lassen, die einerseits eine Verschuldung verhindern, die so zu sagen über unser Kräfteausmaß hinausgeht, und andererseits für das Land, für die Gemeinden, für die Bevölkerung unerlässliche und erforderliche Maßnahmen zu finanzieren.

Ich glaube, davon sind wir nicht weit entfernt. Man muss auch immer ein bisschen visionär vorgehen, dass man das Vermögen für sich so einsetzt, dass es am Ende des Tages einen höheren Wertschöpfungsprozess oder Umschlag gebracht hat, als wäre es dort geblieben, wo es vorher anzufinden war. Das heißt, wir müssen Vermögen bewegen, damit am Ende des Tages dann auch ein größerer Effekt, ein größerer Wert herauskommt. Wir sollten jenes Vermögen, das sozusagen Staat ist, statisch angelegt ist und zur Verfügung steht, transferieren, um jenes Vermögen, das eine größere Dynamik hat, das in den nächsten Jahren mehr und mehr an Zuwachs gewinnen wird, auch in den nächsten fünf bis zehn Jahren sich entwickeln lassen. Das heißt, dass die eine Seite, die auf Grund der Möglichkeiten, die wir zum Beispiel in der Infrastruktur, im Immobilienbereich oder dort haben, wo wir einfach auch Investitionen vorhaben, in diese Finanzierungskette eingebunden werden kann, das sollten wir das in Anspruch nehmen. Beim anderen Teil – dort, wo wir ein enormes Wachstum, enorme Wertzuwächse, wie zum Beispiel bei der Landesbank, haben - sollten wir vorsichtig sein und diesen Prozess in den nächsten fünf bis zehn Jahren weiter vorantreiben, um dann ein wesentlich höheres Vermögen zu generieren, als es heute hier verfügbar wäre.

Wenn wir so zu sagen in dieser Richtung diskutieren und vorgehen können, dann werden wir keine Probleme haben. Dann werden wir alle Bedürfnisse im ländlichen Raum, in der Landwirtschaft, im Bereich der Bildung bei den Lehrern – dort, wo wir natürlich auch viel eigene Kraft aufwenden werden müssen – abdecken können.

Es wird so sein, dass auch bei den neuen FAG-Verhandlungen nicht das herauskommt, was wir uns erwarten, das heißt, es wird ein hartes Ringen um die Verteilung, um die neue prozentuelle Zuordnung von Finanzmassen sein. Wir werden natürlich, auch gemeinsam mit den anderen Bundesländern, nicht zulassen, dass hier wesentliche Ertragsmöglichkeiten und Ressourcen der Länder und Gemeinden angegriffen werden. Ich denke nur an die Wohnbauförderung. Hier gibt es kein Abrücken von der bisherigen Linie. Die Wohnbauförderung bleibt in der Höhe erhalten! Das ist Beschlusslage. Es gibt keine Möglichkeit, unsere Ertragsanteile in den nächsten fünf Jahren wiederum zu kürzen, wie es vielleicht jetzt schon geschehen ist. Wir müssen wieder auf den Status zurück, den wir 2000 gehabt haben, wo wir insgesamt rund 15,4 % an den Gesamtertragsanteilen des Bundes für die Länder generieren konnten und damit auch den Gemeinden wiederum Unterstützungsleistungen geben können.

Es kann nicht sein, dass die Länder ständig mehr Abgaben und mehr Aufwendungen bestreiten müssen, aber der Bund sich zusätzlich immer mehr von Aufgaben verabschiedet und einfach die Verantwortung den Gebietskörperschaften der Länder und der Gemeinden überlässt. Dieses Programm wird nicht stattfinden! Wir wollen, dass das, was in den Finanzverfassungsgesetzen steht, eingehalten wird. Das wird eine harte Auseinandersetzung. Ich hoffe, dass hier der Gemeindebund und der Städtebund auch in derselben Position mit uns kämpfen werden und dass wir letztendlich auch einmal über die Verteilung der Finanzmassen über den so genannten Bevölkerungsschlüssel nachdenken. Ich glaube, das wäre eine gemeinsame Strategie und eine gemeinsame Kraftanstrengung, die sich auszahlen würde.

Es hat keinen Sinn, geschätzte Damen und Herren, hier im Hohen Haus oder in der Regierung über die Veränderung der Finanzierungsschlüssel zu reden. Ich habe früher schon gesagt: Wir haben nur einen Topf. Wenn ich da etwas herausnehme, wird der andere Topf größer, aber es wird nicht mehr Geld. Das heißt, wenn wir es schaffen, durch eigene Möglichkeiten mehr Geld in das Landesbudget und in die Kassen der Gemeinden zu bringen, dann soll uns diese Strategie, die hier aufgezeigt wurde, recht sein. Das ist der eine Weg - auf der anderen Seite mehr Geld wiederum vom Bund, Mehreinnahmen durch die höheren Ertragsanteile der Länder und der Gemeinden, um damit auch den Herausforderungen der Zukunft, der nächsten fünf Jahre, gerecht zu werden.

Wenn ich die drei Referate Tourismus, Wirtschaft und jetzt auch die Raumplanung – die ein ganz wichtiger Partner in der Gesamtentwicklung des Landes ist – zusammenfassend beurteilen kann, dann glaube ich, ist das eine gute Lösung, dass wir jetzt auch dort, wo wir Wirtschaftsentwicklung gemeinsam mit den Gemeinden steuernd beeinflussen können, jene Dummheiten und jene Unzulänglichkeiten ausmerzen, die uns in den letzten Jahren weh getan haben. Wir haben in kurzer Zeit für verschiedenste Gemeinden in Kärnten Probleme gelöst. Es war in Wirklichkeit keine große Affäre. Ich glaube, hier muss man den Gemeinden wieder einen Gutteil der Kompetenzen zurückgeben. Die Gemeinden wissen, wie das vor Ort abzuwickeln und abzuarbeiten ist. Wir wollen aber natürlich auch vor allem dort, wo wir negative Entwicklungen haben – in der Abwanderungssituation, in der Entwicklung von Kernzonen, in der Entwicklung von Zentrensentwicklungen, das heißt, dort wo die Städte leiden, dort wo es aus den städtischen Kernzonen Kaufkraftabflüsse gibt -, auch von Landesseite Möglichkeiten haben, einzugreifen. Hier werden wir auch per Gesetz Dinge verändern. Dort werden wir massiv auch Entscheidungsprozesse im Vorhinein bestimmen. Wir können es nicht zulassen, dass beispielsweise wie in Oberkärnten, das jüngste Beispiel ist das Lurnfeld, wo alles abgesaugt wird, das heißt das ganze Mölltal, das ganze Drautal und auch Spittal siedeln sich auf der grünen Wiese an, und wir haben irgendwo eine Situation, die niemand mehr haben möchte und die auch niemandem dann etwas bringt. Das bedeutet, die Menschen müssen wieder auch irgendwo in diese Wohnzentren und in diese städtischen Zentren oder Ortszentren eingebunden verkehren können. Es müssen daher andere Mechanismen, andere Instrumente geschaffen werden, um hier ein bisschen die Schubumkehr in Gang zu setzen, um auch dem Bereich der Nahversorgung und der Erhaltung der Qualitäten und Lebensbedingungen im ländlichen Raum gerecht zu werden.

Ich glaube, hier haben wir viel zu tun. Aber aus der kurzen Erfahrung als Raumordnungsreferent darf ich sagen, dass es hier große Übereinstimmung auch mit den Bürgermeistern gibt und dass es eigentlich kein Problem ist, die Dinge wirklich im kurzen Wege in sehr dynamischer Weise zu lösen. Ich glaube, das ist ein sehr gutes Beispiel, wie wir auch andere Dinge lösen können. Wir wollen natürlich auch wiederum dort, wo wir Chancen haben, vor allem im Tourismus, in der Wirtschaftsentwicklung und dort, wo es eigentlich um die Stärken dieses Landes geht, bei den mittelständischen Unternehmen, ganz massiv in den nächsten fünf Jahren finanzielle Zuwendungen machen, um die Gemeinden wieder in der Wirtschaftskraft zu stärken. Wenn die Gemeinden wieder Arbeitsplätze bekommen, wenn die Gemeinden ihre Betriebe unterstützen können, damit sie sich auch entwickeln können, damit sie expandieren können, dann haben die Gemeinden auch wieder eine stärkere Finanzkraft. Dort, wo wir insgesamt volkswirtschaftlich nachhelfen müssen: das ist die Frage der Familienpolitik, das ist die Frage auch der eigenen Nachwuchsförderung. Wir brauchen junge Menschen, wir brauchen mehr Kinder, weil mehr Kinder auch mehr Einnahmen für Land und Gemeinden bedeuten. Das wird für mich wahrscheinlich, auch als Finanzreferent, die größte Herausforderung sein. Wir haben in der ersten Periode ein historisches Projekt zu Stande gebracht. Das Kinderbetreuungsgeld, die erhöhte Familienförderung haben uns auch in der Frage der Kaufkraftentwicklung, in der Frage der wirtschaftlichen Weiterentwicklung dieses Landes jenen Schub gebracht, der uns heute in diese Position bringt. Ich glaube, wir haben alles daranzusetzen, diesen Weg noch einmal neu aufzunehmen und diese Chancen einer Verstärkung der Familieneinkommen, einer Verstärkung der Familienkaufkraft, Rechnung zu tragen. Da, glaube ich, ist es egal, ob jetzt von der einen oder von der anderen Seite Impulse oder Ideen kommen. Das ist ein zentrales Thema dieses Landes! Schaffen wir es, die Bevölkerungsentwicklung nach oben zu bewegen, dann haben wir gewonnen. Schaffen wir es nicht, dann haben wir im Jahre 2050 nur mehr 480.000 Menschen in diesem Land, die auf Grund der Schlüssel und der Ertragsanteile uns auch Einkommen und Finanzkraft geben. Das heißt, dieser Prozess ist für alle klar vorgezeichnet. Hier gibt es kein Entrinnen. Entweder schaffen wir es, den Familien, den Frauen, den Berufstätigen hier bessere Angebote zu machen, dass – so wie in anderen Ländern Europas - auch die familienpolitischen Entscheidungen, nämlich Kinder zu haben und auch Kinder erhalten zu können, wiederum leistbar werden. Dann haben wir einen positiven Trend. Schaffen wir das nicht, dann werden wir in den nächsten Jahrzehnten noch mehr leiden, als wir es heute erahnen können.

So müssen wir diese Instrumente der Finanzpolitik und auch der Familienpolitik ernst nehmen! Hierbei geht es nicht um Positionen einzelner Referate in den Budgetansätzen. Ich glaube, es geht um die großen Dinge, es geht um die wirklichen Zukunftsthemen und Möglichkeiten unseres Landes und unserer Menschen! Hier müssen wir einfach umdenken, das heißt unser Horizont muss auf die nächsten zehn und zwanzig Jahre ausgerichtet sein. Dabei dürfen wir aber die kleinen Dinge, die lokalen Ereignisse und Bedürfnisse nicht übersehen: auch das, was die Menschen heute und morgen betrifft und was den Menschen hier Sorgen macht, müssen wir behandeln und auch bedienen. Das heißt, hier haben wir eine Vielzahl von Aufgaben. Wir haben eine jetzt breite Basis der Zusammenarbeit. Wir haben eine gute Übereinstimmung mit den Gemeinden und mit den regionalen Vertretern. Ich glaube, auf diesem Weg sollten wir weiterarbeiten. Das ist mein Wunsch, das ist auch meine Einstellung, wie wir eine Zusammenarbeit in Zukunft gestalten sollten. Das ist auch ein Angebot! Ich biete das allen Bürgermeistern und auch allen Abgeordneten an: dass wir jederzeit und immer auch über Bedürfnisse in einer Region, in einer Gemeinde reden können. Voraussetzung ist, dass dort dasselbe an Bereitschaft, Zugeständnis und auch Einverständnis für schmerzhafte Entscheidungen zu Stande kommt, das heißt es ist immer eine gemeinsame Kraftanstrengung, wenn wir etwas bewegen wollen. Das kann nie einer allein machen, sonst werden wir nichts bewegen. Diese Grundlage sollte uns auch für diese nächste Periode zur Verfügung stehen. Das wünsche ich mir und möchte mich bei allen bedanken, die hier in den nächsten fünf Jahren mit mir als Finanzreferent, in Verbindung mit unserem Gemeindereferenten – wir haben ja jetzt auch mit dem Kollegen Rohr einige Dinge bereits gut erledigt –, als Arbeitsgrundlage, als Arbeitsrichtschnur so zu sagen ein Angebot meinerseits darstellen. Somit bedanke ich mich für die Zustimmung und hoffe, dass wir auch in diesem Sinne in den nächsten fünf Jahren einen großen Erfolg haben, damit wir dann, nach Ende dieser Periode, sagen können: Wir sind eine Topregion im neuen Europa. Danke sehr! (Beifall von der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion sowie vom Abg. Ing. Hueter)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Ing. Pfeifenberger

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Ich möchte etwas Grundsätzliches zum Thema „Wirtschaftsförderung“ sagen. Für uns ist hier die zentrale Frage: Was fördert die Wirtschaft? Wer hat einen Nutzen davon und in welcher Form fließen diese Förde​rungen zurück ins Gemeinwohl? Die heimische Wirtschaft besteht zum Großteil aus KMUs – also aus Klein- und Mittelbetrieben. Wir haben sehr gute Unternehmen, sehr innovative Unternehmen, die am Weltmarkt konkurrenzfähig sind. Zugleich gibt es viele Gefahren der Globalisierung, die insbesonders die kleinen Unternehmen betref​fen. Die Dominanz der Finanzwirtschaft, der Shareholder-Value, setzt die Sozialöko​nomien außer Kraft. Das Prinzip der Wirtschaft folgt einer betriebswirtschaftlichen Lo​gik, keiner volkswirtschaftlichen. Das müssen wir uns vor Augen halten. Denn hier sind die Regionen gefährdet. Die Gesetze der freien Marktwirtschaft nehmen keine Rücksicht auf regionale Besonderheiten, auf Nischen und auf landwirtschaftliche Pro​dukte. Alles wird dem freien Warenverkehr unterworfen, koste es was es wolle! Das geht noch bei anorganischen Waren – also bei industriellen Produkten (Schuhe, Stahl) was weiß ich, da gibt’s alles mögliche. Nicht bei lebendigen Produkten – also bei organischen Produkten – die kann man nicht diesem Primat der ökonomischen Prinzipien unterwerfen, weil das rächt sich. Lebendiges muss man anders behandeln als Totes! Das schlägt zurück! Sie haben das gesehen bei der BSE-Katastrophe. Die Gentechnik – diese Diskussion – kündigt neue Katastrophen an.

Das heißt, wir müssen hier differenzieren. Die ökonomische Eigenlogik – also die Unterwerfung sämtlicher Lebensbereiche unter diese Prinzipien der Ökonomie – der freie Warenverkehr, die Produktivitätssteigerung, die Gewinnmaximierung, konterka​riert die Subsidiarität, also das regionale Prinzip und gefährdet regionale Identitäten. Die Ökonomisierung der Lebensbereiche, aller Lebensbereiche, hat dramatische Fol​gen. Eine Folge ist der Aberglaube, dass man glaubt, wenn man die Wirtschaft för​dert, dann wird’s den Menschen besser gehen. Und, dass dann die Kaufkraft und die Bruttowertschöpfung steigen. Ich habe mir die Zahlen jetzt angeschaut, die Wirt​schaftszahlen, und muss dem Kollegen Seiser Recht geben. Die Bruttowertschö​pfung ist nur gerinfügig angestiegen. Was wächst? – Wir haben ein Wirtschafts​wachstum; - das sind die einzigen positiven Zahlen. Ich darf Sie noch einmal daran erinnern: Die Jugendarbeitslosigkeit beträgt derzeit 18,6 Prozent! Das ist eine Steige​rung von 0,8 Prozent gegenüber dem
Vergleichszeitraum des vorigen Jahres.

(1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Stimmt ja nicht!) Es stimmt, es gibt ganz, ganz viele offene Lehrstellen. Soviel wie noch nie. Aber, man muss dazu sagen, dass es auch viele Lehrstellensuchende gibt! Es ist einen Missbrauch von Statistik, wenn man eine Zahl hernimmt und die ausweist. Statistiken muss man so lesen, dass man Zusam​menhänge sehen kann und dass man auch Ergebnisse vergleichen kann. Daher würde ich sehr raten, Statistiken auch verantwortungsvoll zu verwenden, damit man sich hier einen Gesamtüberblick verschafft.

Es gibt auch den Irrglauben, dass das Land wettbewerbsfähig sein muss. Aber worin besteht diese Wettbewerbsfähigkeit? Was muss da wettbewerbsfähig sein? Die Wirt​schaft macht sich ihren Markt selber. Da braucht die Politik nicht nachhelfen. Die Politik soll dafür sorgen, dass benachteiligte Wettbewerbsteilnehmer auch eine Chance bekommen. Da ist die Frage: Was bringt einen Wert für die Region? Nicht die Globalisierung und die Internationalisierung, nicht der Transit, nicht der freie Warenverkehr, sondern eigentlich nur die Pflege der regionalen Besonderheiten. Ge​sunde Umwelt, reines Wasser, gesundes Essen, gute Lebensbedingungen, gute In​frastruktur. Wie gesagt, der Wirtschaft geht’s um Gewinnmaximierung. Die Politik soll am Allgemeinen, am Gemeinwohl, interessiert sein. Sie soll öffentliche Güter, wie Gesundheit, Bildung, Verkehr, nicht auslagern, nicht privatisieren sondern erhalten, und zugleich ist heute die Forderung an die Politik die externalisierten Kosten der Wirtschaft zu tragen. Was sind das für Kosten?

Folgekosten von Transitschäden, von Umweltschäden, Sanierungskosten von kaput​ten Betrieben. Wer soll das zahlen? Nicht die Steuerzahler, meine ich, sondern die Wirtschaft selber. Die Wirtschaft soll diese Kosten tragen, die sie verursacht. Zum Beispiel, wie wir das immer vorschlagen, mit einer ökosozialen Steuerreform. Durch die Besteuerung von Energien und Maschinen und nicht durch die Besteuerung von Arbeitskraft. Wir brauchen hier ein neues Bewusstsein. Es muss uns bewusst wer​den, dass die Wirtschaft zugleich den Wohlstand bringt und gefährdet. Das ist ein Widerspruch in sich, das ist eine sehr komplexe Angelegenheit und erfordert deshalb ein wirklich sehr aufmerksames Bewusstsein.

Die Wirtschaft funktioniert unter den Bedingungen, die sie sich selber schafft. Da kann man wenig eingreifen, sie macht sich ihren Markt selber. Man muss diese ent​grenzte Logik auch ein wenig kontrollieren. Es kann ja nicht sein oder es soll nicht so sein, dass ausländische Investoren bei uns profitieren, dass der Shareholder-Value hier seine Hände im Spiel hat oder die sogenannte „freie Marktwirtschaft“ – sondern die heimische Wirtschaft soll profitieren, das heimische Innovationspotenzial, das es bereits schon gibt. Es braucht nur ausge​baut werden. Es sollen die Bauern profitie​ren; sie sollen ihre Produkte hier absetzen können durch etwa Vermarktungshilfen für die Biobauern, Zuschüsse, et cetera.

Auf was wir in Zukunft aufpassen werden müssen ist, wenn wir sagen, wir brauchen Bio​masse und Alternativenergien. Da kündigt sich die Gefahr an, dass durch den Transit Biomasse von woanders hergeführt wird. Das ist eine ganz gefährliche Sache. Wir müssen schauen, dass wir Biomasse hier selbst erzeugen. Es gibt ja Rohstoffe in Kärnten, in unserem eigenen Land. Wir brauchen sie nicht einführen. Daher sagen wir: Die Wirtschaftsförderung soll intelligent und nach ökologischen Kri​terien erfolgen. Das sind, zum Beispiel: Verwendung von nachhaltigen, erneuerbaren Ressourcen, der intelligente Einsatz von Umwelttechnologien, viel Forschung und Entwicklung – viel mehr als bis jetzt – die Förderung von Netzwerkbildungen und auch ein bisschen Phantasie, was die Förderung von Klein- und Mittelbetrieben an​langt. Was macht man zum Beispiel mit älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh​mern? Was macht man mit den Frauen? Es gibt viele ältere Arbeitnehmer und Arbeit​nehmerinnen, die nicht gerne in die Pension gehen, die noch gerne beim Betrieb bleiben würden. Da muss man schon Rahmenbedingungen schaffen, um hier mehr Flexibilität hinein zu bringen.

Abschließen möchte ich mit der Frage mit der ich begonnen habe. Wieviel wird die Wirtschaft gefördert? Wem bringt das was? Was ist der Nutzen? Und hier wäre es wirklich interessant, das einmal zu evaluieren. Also eine Evaluation, eine Kontrolle, wieviele Arbeitsplätze tatsächlich durch die Wirtschaftsförderung geschaffen wer​den? Das möchte ich mir einmal gerne anschauen. Wieviel Arbeitsplätze haben wir hier gekriegt in Kärnten? Also, eine Gegenüberstellung von Nutzen und Schaden. (Zwischenruf aus der FPÖ-Fraktion.) Naja, das hab ich mir angeschaut! Die sind nicht sehr eindeutig. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Was ist heute eindeutig!) Also, da kann man schon … diese Statistik gibt’s nicht! Also, da gehört ein Controlling her, auch von der Wirtschaftsförderung. Ich möchte jeden einzelnen Arbeitsplatz sehen, der durch die sogenannte „Wirtschaftsförderung“ geschaffen wurde. Weil die Sub​stanz der heimischen Wirtschaft ist das Gewerbe und das gehört mehr gefördert. Danke! (Beifall von Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Gunzer (FPÖ):

Gunzer

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Kollegen! Es ist heute schon sehr viel gesagt worden, aber ich möchte eingangs auf meine Vorrednerin eingehen. Also, da habe ich einen Haufen Widersprüche erkennen können. In einem Punkt sind wir uns einig: In Kärnten haben wir sehr, sehr viele klein- und mittelständische Unternehmun​gen, die vor allem die Arbeitsplätze erhalten, sichern und ausbauen. Und gerade jene Unternehmungen, die müssen unterstützt werden! Die haben die letzten Jahrzehnte an Substanz verloren, und zwar auf Grund vieler Preistreibereien. Da bin ich bei Ihnen. Nur, es ist in den letzten Jahren … hat man dem Einhalt geboten und man ist dann hergegangen und hat gezielte Förderung gemacht, um gerade diesen Betrie​ben weiter zu helfen. Und man kann die Arbeitszahlen anschauen. Die Arbeitslosen​rate ist zurück gegangen. Wir sind heute im Spitzenfeld in Kärnten von den Beschäf​tigten. Das müssen wir uns vor Augen führen! Und das stärkt die Kaufkraft, und das ist die gezielte Wirtschaftsförderung! Und, wenn ich mir das anschaue, was gefördert wurde. Umwelt – selbstverständlich! Es ist im Programm eine Solarförderung drin​nen: erneuerbare Energie. Also, es ist alles auf die richtige Schiene gebracht wor​den.

Und, wenn der Herr Holub meint, - und diesen Vorwurf den weise ich wirklich zurück – dass Sie sagen, Herr Kollege, dass es Unternehmer gibt, die bei Road-Pricing, bei Maut abkassieren, wissentlich, dann weise ich das auf das Schärfste zurück! Weil dem ist nicht so! Die Finanzpolitik der letzten Jahre war eine, die absolut in Ordnung war. Ich habe es gerade erläutert bei den Zahlen, dass es also nach oben gegangen ist. Aber es ist etwas aufgefallen, was der Herr Kollege Markut gemeint hat. Es ist mehr ausgegeben worden, es sind mehr Schulden gemacht worden. Und da möchte ich schon sagen: Die Begehrlichtkeit der Finanzen der letzten Jahre … (Der Vorsit​zende unterbrechend und auf Zeichen von Abg. Vouk und Abg. Mock reagierend: Entschuldigung! Ganz kurz würde ich den Abgeordneten Bürgermeister Köfer bitten, nicht hier im Plenarsaal zu telefonieren und verurteile ihn zu einer Strafe von 10,-- Euro! – Es erfolgen Einwände des gerade Angesprochenen. - Vorsitzender: Der kann sich das leisten. Danke, Herr Bürgermeister! – Es herrscht Heiterkeit und Unaufmerk​samkeit in der SPÖ-Fraktion.) So, ich möchte weiterfahren. - wenn das kritisiert wurde, erhöhte Ausgaben, mehr Schulden. Aber da gibt’s eine gewisse Begehrlich​keit auch der anderen Fraktionen, der ÖVP und vor allem auch der SPÖ. Das möchte ich hier schon auch festhalten. Und es gibt bereits mehr Aufwendungen im letzten Budget drinnen von 90 Millionen Euro. Und dem sind einstimmige Beschlüsse vorangegangen. Und das muss man auch dazu sagen. Ich kann nicht auf der ande​ren Seite etwas verlangen, damit es auch umgesetzt wird und auf der anderen Seite dann sagen: Ja, die Schulden sind hinauf gegangen. Also, da muss man schon am Boden der Realität bleiben.

Was hat uns in den letzten Jahren nach vorne gebracht? Nach vorne gebracht hat uns die Unterstützung und Investitionen in die Forschung. Nach vorne gebracht hat uns eine schlankere Verwaltung, die noch besser vermarktet werden muss. (Abg. Lutschounig: Wo siehst du die schlankere Verwaltung?!) Das ist immer wieder die Forderung von der Wirtschaft, dass wir sagen: Wir müssen sparen, wo es nur geht und auch die Verwaltung muss dementsprechend hier … bitte! (Zwischenruf von Abg. Lutschounig.) ja! – Nein. Man hat hier bereits Maßnahmen gesetzt und es sind bereits auch Einsparungen durch Zusammenlegungen zu Stande gekommen. Man hat sehr viel in die Lehrlingsausbildung investiert … (Abgeordneter Köfer gibt die eingeforderten 10 Euro Strafgeld beim Vorsitzenden ab. – Es erfolgen Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) was heute auch schon mehrmals erwähnt wurde. Und das ist für mich auch der richtige Weg, denn gut ausgebildete Mitarbeiter sichern den Wirt​schaftsstandort Kärnten. Und, gerade das ist auch der Grund, dass es immer wieder Betriebe nach Kärnten zieht, nach Kärnten kommen, weil sie sehen, hier haben wir die dementsprechenden Facharbeiterressourcen und in weiterer Folge wurden auch sehr viele Mittel von Bundesseite nach Kärnten transferiert und ich sehe das hier be​reits bei der HL-Bahn. Es wurden 6 Milliarden an Euro umgeleitet, die in Niederöster​reich geparkt waren. Jetzt sagt man, man leitet die nach Kärnten um – das ist auch ein großer Vorteil. Finanzpolitik der letzten Jahre durch unseren Landeshauptmann und es ist hier ein Großprojekt zu Stande gekommen – die Koralmbahn!

Weitere Mittel von Bundesseite wurden eingesetzt. 600 Millionen Euro in die Infra​struktur. Und all das macht es aus, dass wir sehen, dass auch hier die Auftragslage letztendlich gestiegen ist und die Arbeitsplätze abgesichert hat. Wir müssen aber bei den Gemeinden – und das sage ich auch ganz offen – einsparen. Man kann nicht hergehen und sagen: Wir brauchen zusätzlich Geldmittel! Da ist mir weit lieber, dass man sagt: Wo kann man bei den Gemeinden Personalressourcen sparen und auf der anderen Seite dann, diese Personalressourcen man der Wirtschaft zurückgeben sollte. Man kann nicht der Wirtschaft die Aufträge entziehen und auf der anderen Seite beschäftigt man selber die Leute und es entgeht ja eigentlich letztendlich dann die Kommunalabgabe für die Gemeinden. Also, hier sehe ich für die Zukunft … (Abg. Lutschounig: … Bauhöfe!) Bauhöfe, selbstverständlich! Selbstverständlich! (Zwi​schenrufe aus der SPÖ-Fraktion. - Abg. Arbeiter: Wir haben ja keine Kammerwahl; wir haben Landtag!) Es ist Landtag und ich erläutere die Wichtigkeit dieses Budgets für die Zukunft. (Abg. Arbeiter: … die Kosten anschauen in den Gemeinden von den Bediensteten!) Ja, wir können die Kosten anschauen. Da können wir sofort in jede Gemeinde fahren, wo ein Überhang an Personal ist. Was man abbauen könnte und sagen, man stellt das der Wirtschaft weiter zur Verfügung und gibt die Aufträge der Wirtschaft. Hier ist Kostenpotenzial drinnen.

Die Fortschreibung dieses Budgets 2003 auf 2004 ist eine logische Konsequenz der vernüftigen Finanzpolitik der letzten Jahre. Und ich bedanke mich auch hier beim Herrn Finanzreferenten für die gezielte Finanzpolitik. Auf der einen Seite wurde ein​gespart, auf der anderen Seite wurde ganz vernünftig investiert und vor allem auch in Zukunft ist sehr viel für diesen ländlichen Raum vorgesehen. Und das ist mir ganz besonders wichtig, dass man im ländlichen Raum die Aufträge behält. Die Überarbei​tung des Vergabesystems wird einen weiteren Teil dazu beitragen, dass die klein- und mittelständischen Unternehmer die Möglichkeit haben, auch zu Aufträgen in den Regionen zu kommen. Dieser Punkt ist mir ganz besonders wichtig, denn das schafft auch die Arbeitsplätze vor Ort und sichert auch die Kaufkraft vor Ort. Und hier ist es ganz besonders wichtig, dass auch eine gezielte Flächenwidmung gemacht wird. Dass man schaut, man hat eine optimale Sortimentierung und nicht alles auf die „grüne Wiese“ hinauswirft und nicht schaut, wer siedelt sich dort an und dann saugt man ja damit automatisch die Käufer ab und man zerstört den innerstädtischen und ländlichen Raum und die innerstädtischen Unternehmungen. Summa summarum ist das Budget ausgerichtet auf eine weiterhin erfolgreiche Finanzpolitik.

Erwähnenswert ist auch noch der Ankauf des Flughafens. Mit dem Flughafenankauf wird die Tourismus- und Incominggeschichte angekurbelt. Man sieht auch das Tourismusplus. Das ist ganz besonders wichtig, dass dadurch zusätzlich Urlauber nach Kärnten kommen, aber auch in weiterer Folge durch den Ausbau der Fluglinien unsere Betriebe und Unternehmungen wesentlich bessere Anschlüsse in die weite Welt haben. Hier hat es in den letzten Jahren Nachteile gegeben, bei Anschlussflügen zum Beispiel von Klagenfurt nach Wien und von Wien dann, sage ich jetzt einmal, nach Tokio oder auch nach New York. Hierbei haben unsere Unternehmungen Probleme gehabt. Es war ganz besonders wichtig, dass der Flughafen jetzt in Kärntner Hand ist und dass man das von hier aus steuern kann. Man sieht ja auch den positiven Erfolg.

Auch der Bau des Lakeside-Software-Parks ist ein weiterer wichtiger Punkt, dass das Bauvolumen erhöht wurde. Es wurde hier sehr viel Geld in die Hand genommen. Mit weiteren Betriebsansiedlungen im technischen Bereich werden weiterhin auch Arbeitsplätze in Kärnten abgesichert.

Zum Schluss kommend möchte ich festhalten, dass es einfach wichtig ist und nicht die Wirtschaft zerredet wird, denn geht es der Wirtschaft gut, dann geht es uns allen gut. Die Wirtschaft ist ein wichtiger Bestandteil unserer Gesellschaft. Es wird wichtig sein, dass man auch dementsprechend Gehör, gerade den klein- und mittelständischen Unternehmen, entgegenbringt, denn sie haben es nicht immer leicht mit ihren Abgaben. Sie haben es nicht immer leicht, gerade auch jetzt bei der EU-Erweiterung. Es kommen Konkurrenten aus dem Ausland herein, die ein ganz anderes Sozialniveau haben. Hier gibt es noch ein Sozialgefälle. Wenn dort die Arbeitskräfte billiger sind, dann muss man zu verhindern wissen, dass die Arbeitsplätze bei uns gefährdet werden, sondern sie sollen gesichert werden. Deswegen stört es mich, wenn ich immer wieder Zwischenrufe höre, wo es dann heißt: „Das ist eine falsche Förderpolitik. Die Unternehmungen sind nur auf Gewinnoptimierung aus.“ Sehr viele, sage ich Ihnen, liebe Kollegin, sind darauf aus, dass sie Geld verdienen, damit sie sich auch über Wasser halten können.

Das Budget des Landes Kärnten, das geschriebene 2003 und vor allem auch das fortgeschriebene 2004, sind dazu geeignet, unseren Wirtschaftsstandort Kärnten weiterhin nach vorne zu bringen. In diesem Sinne ein Glückauf der Kärntner Wirtschaft! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Gunzer

Vorsitzender Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Ich möchte mich für die vorbildliche Zahlungsmoral des Bürgermeisters Köfer bedanken! – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Abgeordneter Lutschounig. Ich erteile ihm das Wort! Er hat sich für Wirtschaft und Landwirtschaft gemeldet.

Ing. Scheuch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Ich fasse natürlich alles zusammen, was in der Gruppe 7 drinnen ist, damit ich nicht dreimal herauslaufen muss. (Abg. Mock: Aber nicht auf die Gemeinden hinhauen!) Nicht auf die Gemeinden hinhauen? – Herr Bürgermeister, um Gottes willen! Die sind die Ärmsten, und vor allem in der Person deinerseits und des Gerhard Köfer. Ihr könnt euch wehren auch nicht. Das wäre für eure Person unfair. Kollege Gunzer hat insofern schon Recht: In den meisten Fällen, also wenn es ganz große Gemeinden sind, schaut die Situation anders aus, aber sonst ist bei den Bauhöfen die Auslastung der Gerätschaften und des Personals sicherlich nicht so günstig, als wenn man irgendetwas anmietet oder es in der Wirtschaft frei vergibt. (Lärm im Hause. - Zwischenruf des 2. Präs. Ferlitsch) Wohl, ich war auch 18 Jahre in der Gemeinde, zwar nicht Bürgermeister, Herr Präsident, aber das weiß ich schon. Also man kann das nicht grundsätzlich und generell sagen. Das wäre falsch. Aber wenn man eine genaue Kostenrechnung anstellt, dann bin ich durchaus beim Vizepräsidenten, dass ich glaube, dass das die Wirtschaft günstiger machen könnte. Okay! Meinungsverschiedenheiten werden wir heute da nicht austragen. Man kann ja durchaus auch anderer Meinung sein.

Meine geschätzten Damen und Herren! Heute Vormittag hat der Herr Klubobmann Strutz – jetzt sehe ich ihn hier schon längere Zeit nicht mehr – gemeint, als er die Replik auf die Vergangenheit gehalten hat, auf die Wahl, die am 7. März stattgefunden hat, dass jene „destruktiven Kräfte“, wie er wörtlich gemeint hat, „eine Abfuhr erlitten hätten“. Ja, (lachend:) wir fühlen uns als ÖVP natürlich betroffen und angesprochen. Ich muss natürlich sagen, er leidet offenbar auch irgendwie, ich will das umschreiben, an Vergesslichkeit. Denn in den Jahren 1994 bis 1999 hat es nicht eine einzige Zustimmung der Freiheitlichen zum Budget gegeben. Ich muss auch sagen, da haben sich mindestens auch SPÖ und ÖVP damals so viel Gedanken gemacht - ich möchte sagen: viel mehr! Es hat auch Referentengespräche mit jedem einzelnen Referenten gegeben, die diesmal vom Finanzreferenten her nicht stattgefunden haben, wie man sich eigentlich die Budgetgestaltung für die Jahre vorgenommen hat. Also jetzt so zu tun, als ob jeder, der Bedenken hat, destruktiv sei, ich meine, das ist ein bisserl weit hergeholt, denn wir alle wissen, wie sich die Freiheitlichen - reflexartig, mit einem Nein-Reflex – immer verhalten haben, was die Budetzustimmung betroffen hat.

Ich muss eines sagen: Ja, der Landeshauptmann-Stellvertreter hat sich sicherlich viel Arbeit erspart, indem er keine Referentengespräche geführt hat, sondern einfach die Fortschreibung des Budgets vorgenommen hat. Die Frau Landesrätin Schaunig-Kandut hat heute, glaube ich, ganz richtig auch gesagt, dass in Wahrheit der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter und Finanzreferent immer nach dem gleichen Strickmuster agiert. Er schneidet zuerst die notwendigen Maßnahmen herunter, reduziert sie, nimmt die Schere und verhandelt dann und sagt: „Im Nachtragsvoranschlag kriegst du diese erforderlichen Maßnahmen mit einer entsprechenden Dotierung.“ Und alle sind eigentlich immer wieder zufrieden. Offenbar schlägt da sein ehemaliger Beruf des Viehhändlers noch ein bisserl durch, dass er in dieser Weise immer nach diesem Strickmuster des bewährten Viehhändlers agiert. Ich muss sagen: Gratulation für ihn, dass alle politischen Parteien darauf hineinfallen! (Der Redner lacht.) Das ist ja wieder eine andere Sache.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, die Stunde der Wahrheit wird ja in den nächsten Budgets kommen. Wenn man heute diese Unterlagen genau studiert hat, dann weiß man, wann in den nächsten Jahren dieser Crash kommen wird. Er wird kommen, ohne dass ich schwarzmalen tue. Ich tue lieber schauen, dass mehr schwarz wählen – nicht schwarzarbeiten und nicht schwarzmalen. Ich glaube, der wird kommen, der ist unausbleiblich, wenn einem nicht irgendetwas Gigantisches einfällt. Ich glaube, diesen Wirtschaftsguru wird es zurzeit noch nicht geben, der irgendein Patentrezept hat, wie man das Budget auf diese Art und Weise so schnell wird sanieren können.

Es hat mir vor einigen Tagen – das ist ganz interessant – ein deutscher Wirtschaftsguru, der in einer Betriebsberatung tätig ist, gesagt: „Die Budgets werden sich so lange nicht erholen, so lange es so ein Steuersystem gibt, wie wir es jetzt haben.“ Ich habe gefragt: „Als Alternative, was ist der Ausweg?“ Er sagte: „Die Abschaffung der Einkommen- und Lohnsteuer.“ Darauf sagte ich: „Na! Bist du narrisch?! Um Gottes willen! Das ist eines des größten Steueraufkommens. Wie stellst du dir das vor?“ Er sagte: „Mit der Erhöhung der Verbrauchssteuer auf etwa, Hausnummer, 35 % der Umsatzsteuer zum Beispiel ist Monte Carlo, Monaco, so erfolgreich mit diesem System. Wenn wir nicht darüber nachdenken, dass so etwas auch eine Wirtschaftsankurbelung, dass das eine Konsumankurbelung ist, dann werden wir Schiffbruch erleiden.“ – Ich weiß nicht, ich sage das nur. Ich bin auch nicht in der Lage, das nachzuvollziehen. Da müssen Wirtschafts- und Steuerexperten recherchieren und nachrechnen, ob es tatsächlich so ist. Aber es war einmal eine interessante Diskussion über Dinge zu hören, die nicht so alltäglich sind und die man normalerweise nicht am Tisch liegen hat.

Zur Wirtschaft selbst: Ich glaube, die Diskussionen, die halt immer wieder geführt werden, sind bekannt, ob das in den einzelnen Holdings ist oder in den einzelnen Gesellschaften, vom KWF beginnend, die der Herr Pfeifenberger mit einer gewissen Leidenschaft führt und wo es natürlich immer wieder um Personalrochaden geht. Die sind ja hinlänglich bekannt: mit Juritsch und Schönegger vom KWF hat er ja eine besondere Fehde. Offenbar ist sein politischer Einfluss hier einfach zu wenig oder überhaupt nicht gegeben, dass es dauernd zu diesen Dingen kommt.

Ich muss sagen, dass der Flughafen Klagenfurt – ich erwähne das durchaus positiv und kritisiere nicht alles -, die Entwicklung, dass man die Anteile vom Land Kärnten übernommen hat, eine richtige war. Ich glaube auch, dass man dort die Personalpolitik, dass die Leute dort gewesen sind so auf die Art, wir wollen ruhig sitzen und nach Möglichkeit keinen Flieger sehen, weil Flieger und Flugzeuge für uns Arbeit bedeuten, dass diese Mentalität sich breitgeschlagen hat und dass man jetzt mit dieser Öffnung und mit diesen Billigfluglinien sicherlich eine enorme Ankurbelung des Betriebes feststellen kann. Man darf daher nicht vergessen – und da möchte ich auf die Ehrlichkeit, die der Herr Kollege Gallo eingemahnt hat, hinweisen -, dass das natürlich nicht zum Nulltarif ist, dass das dem Land jährlich ganz schön viel kostet. Wir müssen hinzahlen, denn von nichts kommt nichts. Aber ich glaube, es ist eine gute Investition, die getätigt wird, weil damit wirklich im Zuge der Umwegrentabilität Geld da gelassen wird, wenn soundso viele Passagiere und Gäste nach Kärnten kommen, hier einige Tage verweilen und sicher ein Geld bei uns da lassen. Ich halte das für gut, ich halte das für gescheit und unterstütze das auch.

Eines ist aber klar: Dass jeder Erfolg, der sich abzeichnet, von den Regierenden für sich in Anspruch genommen wird. No na, das ist einfach so. Ich muss dazusagen, dass die Entwicklung im Tourismus in ganz Österreich ein sehr positiver ist. Sogar bessere Zuwachszahlen, was die Nächtigungen betrifft, als Kärnten hat Österreich. Dazu hat, glaube ich, der Herr Pfeifenberger nichts dazu beigetragen. Ich glaube nicht, dass er auf Salzburg und auf Tirol so gewirkt hat, aber das war die allgemeine Entwicklung. Das hängt auch mit dem Winter zusammen, dass er einfach schneesicherer war, dass mehr Schnee da war. Das hängt damit zusammen, dass die Leute nicht mehr so weit fliegen, Stichwort 11. September, dass sie eher in der Region bleiben. (Abg. Gunzer: Auch die Ausstattung der Lifte!) Auch! Ich sage ja: auch die Ausstattung der Lifte! Das ist ja überhaupt keine Frage! Nur, das Rad hat man da nicht neu erfunden. Man kann auch im Gegensatz dazu jetzt nicht sagen, das ist auf einem anderen Kirchtag tanzend, dass ich sage: Haider ist schuld als Präsident, dass der FCK abgestiegen ist und der Herr Koloini als Obmann von den Juniors oben ist schuld, dass die auch hinunter gegangen sind. Das ist genauso ein Blödsinn! Nur, wenn sie Meister geworden wären, hätte der Herr Haider auch nichts dafür können.

Das muss man auch in der Wirtschaft so sehen: Es sind gewisse Rahmenbedingungen geschaffen worden, die sich günstig auswirken. Das will ich auch durchaus lobend erwähnen. Es ist ja nicht alles verkehrt und nicht alles falsch. Aber so, wie es heute dargestellt worden ist, das ist Schönfärberei pur! So ist es nicht. Das wissen alle, die in der Wirtschaft stehen, dass damit einfach mehr verbunden ist, dass hier mehr notwendig ist, als einfach alles schönzufärben. Wenn Firmen wie Infineon expandieren, dann geben sie sich ja auch übrigens einmal medial distanziert davon, dass alles der Herr Landeshauptmann und der Herr Wirtschaftsreferent verkaufen, sondern sie haben einfach von sich aus eine gute weitreichende Wirtschaftspolitik gemacht, die das Unternehmen in einer sehr günstigen Position erscheinen lässt.

Aber auch was die Energieförderung betrifft, muss ich sagen, ist das etwas, was auch ein besonderes Steckenpferd von mir natürlich ist, weil ich glaube, dass hier in Kärnten sehr viel geleistet worden ist und wir uns auf einem guten Weg befinden. Ich hoffe, dass der neue Gemeindereferent, der ja auch Energiereferent ist, Reinhard Rohr, auch jene Anschlussförderung, die unter Wurmitzer eingeführt worden ist, weiter forcieren wird. Ich glaube, es ist ganz, ganz wesentlich, dass bei den großen Biomasseanlagen es dann auch zu einer Erweiterung des Netzes kommen kann und somit die Wirtschaftlichkeit einigermaßen gegeben ist bzw. verbessert werden kann. Ich habe das im Ansatz nirgends gefunden, aber das kommt ja aus seinen BZ-Mitteln. Da kann ich jetzt nicht sagen, ob das drinnen ist. Ich würde es mir sehr wünschen, wenn es auf alle Fälle dort auch dabei wäre. (Den Vorsitz übernimmt um 20.13 Uhr 2. Präs. Ferlitsch.)

Zu der ganzen Gentechnik-Diskussion, wenn wir gerade heute noch einmal die Diskussion führen, wie ich gehört habe: Ich sehe nur noch keinen Dringlichkeitsantrag; er ist zwar angekündigt worden. Ich weiß nicht, ob er kommen wird. Wenn er kommen wird, muss man eh dazu Stellung nehmen. Aber vielleicht ein Wort dazu: Wir müssen dort auch ehrlich spielen. Ich will jetzt nicht inhaltlich noch darauf eingehen, denn dazu werden wir dann Gelegenheit haben. Ich glaube aber, wenn es darum geht, über Gentechnik und deren Auswirkungen zu reden, dann muss auch der Herr Finanzreferent und Wirtschaftsreferent, wenn er am „Ackerbautag“ bei den Ackerbauern in Krastowitz ist und aufsteht und damals sagte: „Ich habe gehört, der Wurmitzer hat ein Gesetz eingebracht, das euch quasi Einschränkungen und Beschränkungen auferlegt, dann habt ihr in mir einen Verbündeten. Das darf nicht sein! Ihr seid ohnedies sehr belastet.“, wo er Recht hat „Und das wird nicht kommen!“ – Ich meine, wir müssen da fair spielen! Auf der anderen Seite steht es im „Regierungsübereinkommen“ drinnen, dass die Gentechnik-Vorsorge ein besonderes Anliegen für diese Koalition auch darstellen wird. Ich glaube, wir müssen da wirklich mit offenen Karten spielen!

Was natürlich auch die Landwirtschaft betrifft, meine geschätzten Damen und Herren, ist Folgendes: Es ist ja heute schon einige Male auch von meinen Kollegen erwähnt worden, dass etwa das ländliche Wegenetz einfach unterdotiert ist. Wenn ich da einige Zahlen habe: Es gibt 1.350 Förderanträge von den verschiedensten Gemeinden mit einer Länge von 1.600 km, die zu sanieren wären, mit einem Investitionsbedarf von 200 Millionen Euro.

Und, wenn man heuer weiß und sieht, dass nur 7 Millionen in diesem Topf sind, dann kann man damit überhaupt nichts machen, null! Es war so, dass in den Jahren zuvor, 12, 14 Millionen auch drinnen waren. Im vorigen Jahr waren es 10 Millionen. Und es ist so, dass bei den 7 Millionen, die heuer drinnen sind, noch dazu zweieinhalb Millio​nen aus dem Bereich der Anleihe praktisch von der Wohnbauförderung kommt. Und wenn das heuer fällig ist, das zurückzuzahlen ist, dann sind nur mehr viereinhalb Millionen zur Verfügung. Dann brauchen sie mit den Maschinen und Gerätschaften gar nicht ausfahren. Dann sollen sie gleich drinnen sein und sagen: Das Jahr 2004 war für den Wegebau nicht gewollt oder war nicht budgetiert und daher können wir nichts machen. Also, ich glaube nicht, dass das auch im Sinne der Bürgermeister, die ja auch sehr viel die Ansprechpartner sind bzw. auch die Mitzahler von diesen ländlichen Wegeprojekten, dass das in ihrem Sinne gelegen ist. Also, hier brauchen wir dringend im Nachtragsvoranschlag dieses versprochene Geld, das er uns ja ver​sprochen hat, der Finanzreferent. Ich hoffe, es wird so sein. Bei den Milchhygiene​maßnahmen hat das ja schon gegriffen.

Der nächste im Zuge des Tierschutzgesetzes – das einheitliche Tierschutzgesetz ist auch über die Rampe gegangen; man hat sich geeinigt in Wien - was natürlich auch viele Probleme aufzeigen wird und vor allem die Anhängehaltung für viele kleine Be​triebe zum Problem wird. Denn, wenn er nicht die Möglichkeit hat zu weiden – und was weiß ich, 90 Tage, glaube ich – den Auslauf zu garantieren - dann darf er prak​tisch keine Anbindehaltung mehr haben. Das ist für viele kleine Betriebe, die es gibt, tatsächlich der Tod und das Ende. In meiner unmittelbaren Nähe habe ich fünf, sechs, solche, die so etwa 10, 12 Vieher haben, die das ganze Jahr nicht weiden, weil es einfach nicht möglich ist, weil sie im Ortskern sind und ihre Weiden einfach viel zu weit weg. Also, hier muss es Übergangsregelungen geben, weil – ich glaube - sonst auch ein Stück Kulturgut wirklich zu Tode getragen werden würde, was nicht in unserem Sinne sein kann.

Aber auch die ganze Legehennenproblematik. Sie wissen ja, die Umstellungsförde​rung, die es gegeben hat, von den Käfigen auf die von der EU genehmigten Volieren bzw. auf die Bodenhaltung, erfordert natürlich sehr viel Geld. Und der Herr Landes​hauptmann-Stellvertreter hat damals versprochen, ein Fünfjahresprogramm, wo er jährlich 300.000,-- Euro zur Verfügung stellen wird und 300.000,-- sind vom Agrarre​ferenten gefordert. Diesen seinerzeitigen Ansatz sehe ich auch nirgends; wird aber notwendig sein, da schon einige Umsteller tatsächlich anklopfen und auch hier einige Mittel erwarten. Ebenso im Bereich der Umbauten der landwirtschaftlichen Fach​schulen. Hier ist wirklich auch ein großer Bedarf gegeben.

Und was noch wichtig ist und auch im Sinne des Umweltschutzes ist und zur Zeit eh noch viel zu wenig diskutiert wird, das ist die ganze Nitratrichtlinie. Diese erfordert große Investitionsmaßnahmen. Und wenn man weiß, dass es zum Schutz unserer Gewässer eben, zu einem Bau und Umbau von Güllegruben und Mistanlagen kom​men wird müssen, weil einfach die Lagerkapazität nicht länger als sechs Monate be​tragen darf, dann kommt einiges auf uns zu. Und auch hier werden wir im Nachtrag natürlich einiges brauchen. Ich glaube, meine geschätzten Damen und Herren, dass wir uns in Summe in Kärnten - was die Landwirtschaft betrifft - hier auf einem recht guten Weg befinden. Die Ökologie hat wirklich Einzug gehalten, schon vor Jahren. Der Anteil des ÖPUL-Programmes ist gigantisch groß in unserem Bundesland und vor allem der Anteil der Biobauern überdurchschnittlich groß zu anderen Bundeslän​dern. Ich glaube, das ist wichtig und das müssen wir auch in der Zukunft ausbauen, damit auch die Vermarktungsmöglichkeiten von Direktvermarktern und direkt ver​marktenden Biobauern gesichert ist und größer wird. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ohne GVO, versprecht mir das!) Darüber werden wir jetzt dann diskutieren, Herr Kollege! Da kannst du dich miteinbringen, du bist ein Experte davon. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Schau einmal, wie spät es ist!) Na gut, deshalb kann man die Dinge nicht abwürgen. Und ich glaube, dass hier noch viel zu machen ist und viel zu sagen wäre.

Aber, ich glaube, wir haben deshalb zugestimmt, weil wir eine Lösung haben wollen. Keine Zwölftellösung sondern ein reguläres Budget. Es ist ein bisschen mit Krampf und Bauchweh, aber wir haben gesagt, wir wollen nicht destruktiv sein – sowie es der Herr Kollege gemeint hat, Kollege Strutz! – sondern wir wollen auch in Zukunft … (Abg. Dr. Strutz: Ich habe bewusst gesagt, die destruktiven Kräfte sind weg!) Ja, de​struktiv war aber die FPÖ immer, von 1994 bis 1999, wie sie alle Budgets abgelehnt hat und alle Rechnungsabschlüsse. (Abg. Dr. Strutz: … erfolgreiche Oppositionspoli​tik und dafür auch vom Wähler die Bestätigung. – 3. Präs. Ing. Scheuch: Außerdem sind wir nicht weg!) Ist okay! Okay! Das ist also die Aufforderung, dass ihr mehr Op​position wünscht und dass ihr mehr, so Art quasi, den Stachel im Fleisch wünscht. Aber den könnts durchaus haben. Und ich glaube, beim Rechnungsabschluss wird es dazu Gelegenheit geben, Herr Kollege Strutz! Und da werden wir noch einiges, was natürlich an Wahlkampfkosten so unter den Teppich gekehrt ist, herausholen, …(Abg. Dr. Strutz: Aufarbeiten!) aufarbeiten, richtig! Die Leichen müssen innerhalb von drei Tagen begraben werden sonst stinken sie und da sind einige Sachen, die sehr stinken. Und die werden wir natürlich ganz genau, punktgenau zeigen und na​türlich auch ausdiskutieren. Danke vielmals! (Mehrere Zwischenrufe aus der FPÖ-Fraktion. – Beifall von der ÖVP-Fraktion und Abg. Holub. – Lärm im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Markut das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wirtschaftspolitik ist nicht nur für Kärnten ein spannendes Thema sondern insgesamt und es gibt ein geflügeltes Wort: Die Politik kann ohnehin nur die Rahmenbedingung für die Wirtschaftspolitik zur Verfügung stellen. Die Wirtschaft selbst ist in der Lage, Arbeitsplätze zu schaffen, Investitionen sicherzustellen, und in vielen Bereichen auf diesem Sektor auch die entsprechenden Impulse, die wir alle brauchen in unserem Land zu setzen. Und ich glaube, wir sollten eher jetzt den Versuch unternehmen, diese starken Partnerschaf​ten herzustellen die es gibt. Das Land mit ihren Investitionsmöglichkeiten, die Ge​meinden mit ihren Investitionsmöglichkeiten. Mit einer gezielten Förderpolitik vor allem jene Bereiche fördern, die es brauchen, - die kleinen und mittleren Unterneh​men. Und wir sollten uns, so glaube ich auch, in der Zukunft eher damit befassen, wie wir gemeinsam die großen Herausforderungen, die durchaus gegeben sind, wie sie die Kollegin Lesjak ausgeführt hat, die durch zum Teil die globalisierte Wirtschaft in unserem Land, die immer mehr spürbar ist, gegeben ist und wie wir hier die Herausforderungen bestehen.

Aber einiges muss ich doch zu den Gemeinden als Wirtschaftspartner und als Wirt​schaftskraft sagen. Die Gemeinden in Kärnten beschäftigen 4.855 Bedienstete. Das ist, wenn man das LKH-Klagenfurt abzieht, der größte Betrieb in Kärnten, wenn man sie zusammenfassen will. Das sind gute, gut bezahlte, gute Arbeitsplätze – das dür​fen wir nicht vergessen. Und es gibt in fast keinen Gemeinden geringfügig Beschäf​tigte. Das sind alles Halbtagsbeschäftigte, wenn es im Bereich von Reinigungskräf​ten ist. Und es muss auch niemand, der in einer Gemeinde arbeitet, noch einem zweiten Beruf nachgehen, um seinen Lebensunterhalt setzen zu können. Es sind gute Arbeitsplätze und vor allem, glaube ich, gibt’s in Gemeinden aber auch bereits seit einigen Jahren – das ist in den letzten zehn Jahren verstärkt der Fall geworden – ausgegliederte Betriebe mit marktbestimmter Orientierung. Die Wirtschaftshöfe in den Gemeinden, die Kanalisation, die Wasserversorgung, die Müllabfuhr. Und sie sind durchaus erfolgreich und könnten ein gutes Beispiel abgeben, wie es funktio​niert, die Zusammenarbeit mit der öffentlichen Hand und den Privatbetrieben.

Und ganz ohne Gemeindebedienstete – Hoheitsbereich - geht’s schon gar nicht – und auch im wirtschaftlichen Bereich geht’s auch nicht, werden wir nicht auskom​men. Weil es ist halt ganz einfach nicht bewerkstelligbar, dass am Heiligen Abend oder am Neujahrstag um Mitternacht oder um drei Uhr in der Früh die Schneeräu​mung durchgeführt werden muss. Oder, wenn es einen Wasserrohrbruch gibt, dass um zwei Uhr in der Früh mit einem Bereitschaftsdienst rund um die Uhr Gemeinde​bedienstete ausrücken und diesen Rohrbruch beheben. Deshalb, glaube ich, sollten wir uns eher darum bemühen, wie wir diese starke Wirtschaftskraft der Gemeinden als Partner unserer heimischen Unternehmen finden können, sie bündeln können und gemeinsam ein großes Wirtschaftskpaket in Kärnten zu schnüren.

Und noch eines zu den Gemeinden. Sie wirtschaften nämlich gut, denn die Gemein​den in Österreich insgesamt und in Kärnten haben wir Gemeinden – und weisen die Gemeinden nachweislich den niedrigsten Pro-Kopf-Verschul​dungs​stand aus. Und das sind alles Schulden, die im Bereich von Infrastruktureinrichtungen gemacht wer​den, die im Zuge von Kanalbau, von Wasserleitungsbauten und dergleichen mehr entstehen, ansonsten haben die Gemeinden in Kärnten keine Schulden. Und sie sind die einzi​gen Garanten in Österreich, die den Stabilitätspakt in Österreich überhaupt absichern. Wir wissen alle die berühmte Zahl – 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes als Nettoabgang im Bund; 2,25 Prozent nimmt sich der Bund heraus. 0,75 Pro​zent haben die Länder einen Spielraum und die Gemeinden dürfen und machen keine Schulden in Österreich, sondern liefern Überschüsse ab und garantieren somit den (Abg. Schwager: Außer Klagenfurt!) Stabilitätspakt. Klagenfurt – es gibt natürlich auch Ausnahmen, das wissen wir. Ich habe auch Graz in Erinnerung, aber es ist vor allem in Kärnten unsere Landeshauptstadt, die wirtschaftlich ein bisschen schlechtere Manager am Ruder sitzen hat.

Und, so glaube ich, kann man heute eines sagen: Dass heute ein Bürgermeister auch durchaus – und das wird ja sehr oft gemacht – auch als Wirtschaftskapitän, als Unternehmer verglichen wird. Und in Wahrheit ist eine Gemeinde ja nichts anderes als ein Unternehmen mittlerer oder größerer Größe. Und wir in Kärnten, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, dürfen eines nicht übersehen. Wir reden von 562.000 Ein​wohnern in Kärnten. Wir haben 192.000 Beschäftigte, wir haben 19.000 Arbeitslose, die in verschiedenen Bereichen untergebracht sind. Die offizielle EU-Zahl ist 6,9 Pro​zent, auch gestiegen im letzten Jahr. Das dürfen wir nicht unter den Teppich kehren, weil sonst vergessen wir ja, dass wir hier Maßnahmen zu setzen haben.

Und ich habe damit ja nur eines gemeint, mit der Entwicklung des Schuldenstandes. Das, was in Kärnten passiert ist in den letzten Jahren und uns von diesen Positionen, von denen man so gerne redet, weggeführt hat, dass wir im guten Mittelfeld liegen. Da müssen wir ehrlich sein und sagen, dass es so ist. Nur, der Preis ist auch ein sehr hoher gewesen, denn wir haben unsere Vermögen um 1 Milliarde Euro veräußert! Und wir haben heute, nach fünf Jahren, denselben Schuldenstand erreicht, der letzt​lich zu finanzieren ist. Und das belastet ja unseren Budgethaushalt sehr stark und es bleibt uns etwas weniger Spielraum als in den letzten Jahren.

Der Hausvoranschlag für 2004 ist gekennzeichnet von zwei Eckzahlen. Im Rech​nungsab​schluss, im vorläufigen Rechnungsabschluss 2003 ist ersichtlich, dass der Abgang 221 Millionen Euro beträgt, aber wir in der Lage waren, noch über 120 Milli​onen Euro, 130 Millionen Euro von Rücklagen, heranzuziehen, sodass sich der Nettoabgang von 2003, nach der vorliegenden Jahresrechnung, auf 94 Millionen Euro Nettoneuverschuldung beläuft. Jetzt stehen im Budget 2004 166 Millionen Ab​gang. Wir haben nur mehr 94 oder 92 Millionen Euro an restlichen Rücklagen. Dann sind sie weg, dann haben wir gar keine mehr, sodass wir eben zu dem jetzt ausge​wiesenen Nettoabgang von 72 Millionen Euro gekommen sind. Aber die Budgetvor​schau der nächsten Jahre - und sie liegt bitte auf in der Abteilung 4; sie ist für jeden in diesem Hause einsehbar – zeigt uns, wenn nichts getan wird, müssen wir in den nächsten Jahren mit einem Nettodefizit von 195 bis 198 Millionen Euro jährlich rech​nen.

Und diese Zahl, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, müssen wir uns ständig vor Augen halten und es ist deshalb nicht unbedingt unkritisch gemeint, natürlich auch. Und ich kritisiere im wesentlichen nur eines: Dass diese Position Kärntens mit einem hohen finanziellen Einsatz in einer sehr kurzen Zeit nur wenig Wirksamkeit zeigt für einen Finanzspielraum in der Zukunft, zu Stande gebracht wurde. Es ist alles zu unterstreichen und, Gott sei Dank, ist uns so Manches gelungen und es war aber auch erforderlich – das muss man ja auch dazu sagen. Denn, mit der EU-Osterwei​terung ist Kärnten in die Mitte Europas gerückt. Hier herrschen andere wirtschaftliche Bedingungen. Hier herrscht auch Verdrängungswettbewerb, den spüren wir stärker; Konkurrenzdruck. Der Verdrängungswettbewerb nimmt auch oder stoppt auch nicht vor den Gemeindegrenzen. Wir haben viele Beispiele, wo ein Betrieb in eine andere Gemeinde, in die Nachbargemeinde wandert und zurück und dergleichen mehr. Und wir kennen diese Beispiele auch aus dem Bereich Wirtschaft und Handel.

Und deshalb, glaube ich, sind wir aufgefordert, gezielt und strategisch und sowie es Unternehmer können müssen, um ihren Betrieb gut zu führen, zu handeln. Wir haben ein Leitbild für Kärnten. Das Aktionsprogramm für Kärnten. Wenn wir uns daran hal​ten, haben wir eine Richtschnur. Wir haben ins Regierungsübereinkommen geschrie​ben, dass wir regionale Leitbilder entwickeln werden, dass es zu einem Finanzaus​gleich zwischen Gemeinden und Land kommen wird und wir werden mit diesen Leit​bildern Schwerpunkte setzen müssen. Es wird nicht mehr alles möglich sein und wir werden vor allem eines tun müssen, auch Prioritäten setzen, denn wir werden Schritt für Schritt in die Zukunft arbeiten müssen, um unseren Wirtschaftsstandort Kärnten abzusichern. Und wir haben große Aufgaben vor uns! Das LKH-Neu muss finanziert werden, das Verwaltungszentrum Klagenfurt muss finanziert werden. Und hier sind unsere Anstrengungen gefordert und ich glaube, gemeinsam mit allen, damit wir eben diese großen Herausforderungen schaffen werden.

Die Wirtschaft braucht die Rahmenbedingungen, die Wirtschaft braucht aber durch​aus auch Optimismus. Und ich bin einer dieser Optimisten. Das Krankjammern hat noch niemanden etwas genützt. Und, wenn wir noch solange jammern da heraußen, nützt das auch nichts! Wir müssen unsere Chancen sehen, unsere Stärken sehen, die wir haben und diese Stärken einsetzen, die Kräfte bündeln, um gemeinsam eben diese Bedingungen zu verbessern.

Es sind wahrscheinlich halt auch einige politische Überlegensarten der Vergangenheit beiseite zu legen, vor allem was die Finanzierung betrifft, was den Finanzausgleich betrifft. Hier bitten wir unseren Landeshauptmann, schon die Unterstützung der sozialdemokratischen Landeshauptleute Österreichs an. Somit werden wir mit vier starken Bundesländern in Österreich gegenüber dem Finanzminister sicherlich ein stärkeres Gewicht haben, um auf diese Art und Weise über den Finanzausgleich für die Länder, vor allem für die kleinen Länder, die nicht den Zentralraum, nicht die Stärken und die Dynamik des Zentralraumes genießen können wie Wien und Niederösterreich, auf diesem Bereich über zu mehr Einnahmen kommen und dass sich die Ertragsanteile erholen.

Dass eine Steuerreform 2004, eine Steuerreform 2005 den Ländern und den Gemeinden am meisten Geld kostet, dass sie falsch ist, das liegt auf der Hand, weil sie entlastet einige wenige Betriebe, stärkt nicht die Kaufkraft und schadet nachhaltig den Ländern und den Gemeinden. Das haben wir gemeint mit der berechtigten Kritik, der differenzierten Sichtweise, dass wir eben das nicht aus den Augen verlieren dürfen und dass das die Basis für unsere zukünftige Wirtschaftspolitik in Kärnten sein muss. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und den Grünen)

(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Ing. Scheuch das Wort.)

Markut

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Hoch geschätzter Herr Präsident! Ich stamme aus einer Familie, die über einen sehr, sehr langen Zeitraum immer wieder Politiker heraus gebracht hat, die am agrarischen Bereich tätig waren. Wenn man die Reden meiner Urgroßväter und Großväter liest – das habe ich gemacht -, dann sind die eigentlich irgendwie immer noch aktuell geblieben, denn sie haben alle eines zum Grundsatz: Landwirtschaft ist in Wirklichkeit der Garant, dass die Siedlungsgebiete, dass die Bevölkerung in Kärnten letztendlich auch erhalten bleibt. Natürlich gibt es – und das hat auch Tradition – immer ein gewisses Spannungsfeld zwischen Zentralraum und ländlichem Raum. Wir sollten eigentlich hier antreten, um dieses Spannungsfeld etwas zu vermindern und, ähnlich wie es mein Vorredner gesagt hat, ein besonderes Augenmerk hier walten zu lassen, nämlich ein besonderes Augenmerk betreffend den ländlich Raum. Er ist es, der mit Abwanderung konfrontiert ist. Er ist es, der mit weniger Sozialleistungen konfrontiert ist. Er ist es, wo Schulen geschlossen werden. Er ist es, wo die Bürger weite Wege haben usw. usw.

Natürlich sind hier im Budgetansatz einige auch durchaus kritisch zu erwähnende Punkte zu finden. Einer meiner Vorredner hat das ländliche Wegenetz angesprochen. Ja, hier ist es zu Kürzungen gekommen, die aber garantiert im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt werden. Der Abgeordnete Lutschounig – ist er da? Nein, er ist nicht da – vermutet hier eine Viehhändlermentalität. Ich muss sagen, auch ich habe Viehhandel bei meinem Großvater gelernt. Wenn er wüsste, dass man gerade hier besondere Geradlinigkeit und Handschlagqualität brauchte, würde er nicht so zynische Bemerkungen hier vom Rednerpult machen.

Im Übrigen zum ländlichen Wegenetz, wenn man hier sagt, man glaubt, man wird heuer nichts bauen können, dann sei auch noch eine kleine kritische Bemerkung hin zur FPÖ/ÖVP hier angemerkt. In letzter Zeit ist nämlich ländliches Wegenetz nicht gebaut worden nach Prioritätenliste, in letzter Zeit ist ländliches Wegenetz nicht nach Bedarf gebaut worden, sondern eher nach dem Anruf des Herrn Sekretärs vom Herrn Wurmitzer. Ich denke doch, dass dies auch hoffentlich bald der Vergangenheit angehört. Die neue Regierung hat sich im Koalitionspapier ein engagiertes Programm gegeben, das heißt das ländliche Wegenetz soll eigentlich in eine Fondslösung kommen, ähnlich dem Salzburger Modell, wo Städte, Gemeinden auch gemeinsam hier Leistungen treffen, weil das ländliche Wegenetz in Wirklichkeit ja auch von sämtlichen Bürgern Kärntens und Österreichs, jetzt auch der EU, genutzt werden kann.

Ich stehe aber hier durchaus auch nicht an, am Rednerpult meiner eigenen Berufsgruppe, den Landwirten, zu sagen: So lange wir 350 Projekte ländliches Wegenetz zu realisieren haben, werden wir halt auch letztendlich die eine oder andere Forstaufschließungsstraße vielleicht nicht zahlen können oder so hoch subventionieren können, wie man das in der Vergangenheit gemacht hat, weil natürlich die wirtschaftliche Einbindung und vor allem auch die soziale Anbindung der Menschen an den Zentralraum eine der wichtigsten Forderungen überhaupt ist.

Grundsätzlich – und das sei hier auch mit ein bisschen Wehmut vermerkt – ist es aber so, dass gerade im landwirtschaftlichen Bereich wir eigentlich nicht mehr Herr im eigenen Haus sind. Das beste Beispiel ist hier die Situation mit Gentechnik veränderten Organismen. Die EU hat hier das Prinzip des Drüberfahrens, wie beim Transit, anscheinend gepachtet und versucht, via Verordnung uns dazu zu zwingen, letztendlich gegen den Willen der Bauern und gegen den Willen der Bürger es zuzulassen, dass einige schwarze Schafe hier profitorientiert letztendlich schnellen Gewinn machen: auf Kosten der Umwelt, auf Kosten der Bauern, auf Kosten des Rufes der Bauern und in Wirklichkeit auch auf Kosten der gesamten Gesellschaft. Ist einmal ein gentechnisch veränderter Organismus ausgebracht, kann er nicht mehr beherrscht werden.

Genau das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist auch der Grund dafür, warum man sich in der Haftungsfrage so irgendwie drückt, so verschweigt, nicht darüber diskutiert. Ich denke, das wird ein toller Ansatz, und wir werden das im Ausschuss diskutieren. Da sind Sie alle hier recht herzlich eingeladen, wie man gerade in diesem Bereich der Haftungsfrage noch mehr Mechanismen in das Gentechnik-Vor​sorgegesetz einbauen kann, um gerade eben dieses Ausbringen von GVO zu verhindern. Ich sage, es muss verhindert werden, nicht nur erschwert, wie es jetzt im Gesetz letztendlich durchgeführt wird.

Ein weiterer Bereich, wo auch Kompetenzen dem Land Kärnten, den Bauern und auch dem Landtag entzogen wurden, ist das Bundestierschutzgesetz. Das hat natürlich, muss man klar sagen, auch positive Seiten. Aber gerade Kärnten, mit seiner Eigenart einer bergländischen, alpinorientierten Landwirtschaft, wird unter diesem Bundestierschutzgesetz durchaus zu leiden haben. Ein Beispiel, die Anbindehaltung, wurde hier schon genannt. Ich bin mir nicht so sicher, dass man alles mit Ausgleichszahlungen abfangen können wird, weil es auch um das Selbstverständnis eines Bauern geht. Das ist ja in letzter Zeit sowieso durch hohe und höchste Förderabhängigkeit nicht gerade mit sozusagen eigener Wertschätzung gestärkt worden.

Grundsätzlich können wir aber im Bereich des ländlichen Wegenetzes helfen. Wir können auch im Bereich der Biomasse helfen, das heißt dass weitere Standorte bzw. weitere Möglichkeiten der Landwirte, hier ihre Produkte zu vermarkten, initiiert werden. Natürlich kann man auch helfen, dass die „Marke Kärnten“, dieses Produkt Kärntens, auch mehr wert wird. Da geht es einfach um Bewusstseinsbildung.

Wenn ich hier bei Bewusstseinsbildung angekommen bin – beinahe am Schluss meiner kurzen Ausführungen -, dann ist natürlich einer der entscheidendsten Punkte das Schulwesen. Es ist auch eine lustige oder eigentlich erstaunliche Situation. Wir haben zum Beispiel in meinem Bezirk zwei landwirtschaftliche Fachschulen, Litzlhof und Drauhofen, die sich größten Zustroms erfreuen. Beinahe jeder will dort hin. Wir können gar nicht so viele Leute aufnehmen, wie letztendlich diese Ausbildung machen wollen. Im Endeffekt ist es auch wichtig. Gerade hier sollten durchaus auch noch investive Maßnahmen gesetzt werden. Denn eines sage ich auch hier ganz klar: Wenn jemand eine landwirtschaftliche Fachschule besucht hat und eventuell Bankdirektor, Abgeordneter oder was auch immer wird, hat er eine höhere Akzeptanz zu diesem Berufsstand, der ja gerade nicht einmal mehr 4 % der Gesamtbevölkerung ausmacht. Aber Sie alle, die Sie hier sitzen – und das möchte ich Ihnen hier noch mit auf den Weg geben -, haben bäuerliche Wurzeln. Schauen Sie nach! Forschen Sie dort nach! Es ist letztendlich eine gesunde, tiefe Wurzel, die in diesem Kärntner Boden fußt. Gerade die sollte auch gepflegt werden. Das ist ein wichtiger Bereich für die Zukunft, den wir nicht aus den Augen lassen dürfen und sollten! Danke! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Als Nichtagrarier hoffe ich, dass es auch ein Flachwurzler tut, zumindest was die Landwirtschaft anlangt, um die Interessen der Landwirtschaft hier in diesem Budget ein bisserl zu überprüfen und sie auch aus unserer Sicht zu beleuchten. Vielleicht gelingt es uns bei nächsten Mal überhaupt, die Sache umzudrehen und von hinten zu beginnen, weil ich die Befürchtung habe, in der Vergangenheit war ich in der Gruppe 2 tätig als Sportsprecher; jetzt bin ich eher weiter hinten. Dann erspare ich es mir, dass ich zehn Stunden warten muss, bis ich endlich einmal drankomme. Aber im Sinne meines Verständnisses von Parlamentarismus, geschätzte Damen und Herren, möchte ich einiges deponieren. Was gesagt werden muss, muss gesagt werden und daher auch zu später Stunde. Ich bitte, das nicht als Belästigung aufzufassen, auch wenn die Kulisse ähnlich ist wie in der Vergangenheit. Es ist zwar eine neue Situation, auch für mich als Sozialdemokraten, aber die Kulisse ist eigentlich die alte geblieben: Ab einer gewissen Zeit leert sich halt leider Gottes der Landtag. Vielleicht ist das auch einmal ein Auftrag an uns selbst, darüber nachzudenken: Was können wir alles machen, vornehmen, um unter Umständen – das ist auch ein Beitrag Herr Präsident, den ich vernommen habe - die so genannte Legislative in unserem Bundesland Kärnten attraktiver zu machen?

Ich möchte eingangs erwähnen, dass ich eigentlich sehr überrascht bin, ob dessen – so nenne ich ihn, relativ reibungslosen Seitenumbruchs unserer Fraktion. Vergangenheit ist Vergangenheit, wenngleich wir sie nicht vergessen sollten. Heute geht es um die Zukunft. Der Ist-Zustand ist uns ohnedies zur Genüge bekannt, geschätzte Damen und Herren. Denn diese Regierungskonstellation, wie sie jetzt in Kärnten besteht, startet nicht von null und startet nicht, so wie seinerzeit FPÖ und ÖVP, mit einer saftigen Rücklage. Der Auftrag ist für uns klar definiert: Um notwendige Spielräume zu schaffen, bedarf es, dass man Sparpotenzial findet, aber auch den Mut hat, es auszuschöpfen und auch den Mut hat, neue Wege zu gehen. Ganz wichtig ist eine transparente, eine total transparente Darstellung der Finanzen unseres Bundeslandes. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch sagen – weil heute schon mehrmals auf das Montag/Dienstagsyndrom der Vergangenheit verwiesen worden ist –, unter diesen Voraussetzungen ist jetzt Schluss mit lustig. Es ist kein Platz mehr für Lizitation, kein Platz mehr, am Montag die Forderungen aufzustellen, um am Dienstag zuzustimmen. Es ist auch kein Platz, das sage ich auch dazu, für populistische Maßnahmen und deren Finanzierung.

Wenn heute der Herr Lutschounig hier heraußen gestanden ist – er hat es ja im Ausschuss auch getan -, und meint, dass er mit ein bisschen Bauchweh dem Gesamten zustimmt und wenn er auch von dieser Stelle aus gemeint hat, dass das Budget ein „Sanierungsfall“ ist und wenn das sein sollte, dass das Budget ein Sanierungsfall ist, das werde ich jetzt nicht bewerten und auch nicht durchleuchten, dann hat er berechtigt Bauchweh, weil dann war er mit dabei, dass das Gesamte ein Sanierungsfall geworden ist. Dann war er mit dabei, die letzten fünf Jahre. Wenn er mit „Bauchweh“ den Einfluss der Maßnahmen des Bundes meint, dann gebe ich ihm auch Recht. Weil in Summe, wenn man saldiert, das was der Bund uns zusätzlich gegeben hat und was er uns an Belastungen oktroyiert hat, dann kommt unterm Strich ein maßgebliches Paket an Belastungen heraus, an dem Land und die Kärntner Gemeinden ganz, ganz schwer zu leiden haben. Während sich in Wien draußen Grasser und sein Schutzpatron das Nulldefizit feiern haben lassen, haben wir in Kärnten teilweise schwere finanzielle Probleme zu bewältigen.

Geschätzte Damen und Herren, das möchte ich in Richtung des Bundes auch gesagt haben. Es sind alle gefordert, selbstverständlich auch der Agrarreferent, Kreativität einzubringen. Ich glaube und behaupte halt, dass es in allen Bereichen, so auch im Landwirtschaftsbereich, Bereiche gibt, wo man halt Förderungen, Förderungspraxis, die sich dort über Jahre eingelebt hat - weil es schon immer so war, muss es immer so bleiben -, auch hinterfragen wird müssen, um auch einen Beitrag zu leisten. Es ist zu wenig, herauszustellen, dass alles etwas kostet und was wir alles brauchen. Da wird man halt auch die entsprechenden Vorschläge unterbreiten müssen. Und so auch im Bereich der Landwirtschaft. Ich weiß schon, jetzt gibt es eine Förderkulisse, die läuft bis 2006. Unter dieser Förderkulisse und den Beiträgen des Landes ist es gewährleistet, dass die Landwirtschaft in Kärnten seitens der öffentlichen Hand gut finanziert wird. Für die künftige Kulisse wird es aber notwendig sein, aus unserer Sicht, den biologischen Landbau forciert zu fördern, die Nebenerwerbslandwirte – 66 % in Kärnten stehen im Nebenerwerb -, dass auch diesen mehr Augenmerk geschenkt werden muss. Dies deshalb, weil ich überzeugt bin, dass diese Zahl sich nicht umkehren wird lassen, das heißt die Tendenz wird eher weiterhin den Nebenerwerb steigen lassen.

Und, da pflichte ich bei, geht es darum, in der Landwirtschaft zu erkennen für alle Gesellschaftsbereiche, dass es nicht nur um eine Nahrungsmittelproduktion geht, sondern um die Erhaltung unserer Kulturlandschaft – und zwar für alle Gesellschafts​bereiche. Und profitieren tut auch sehr der Tourismus davon und daher erachte ich es als ganz wichtig – und da stimme ich überein mit dem Agrarreferenten – wenn er den beschrittenen Weg der Qualitätsoffensive, den Ausbau der Infrastruktur – dazu werde ich dann noch ein Wort sagen – und aber auch des verstärkten Schulter​schlusses mit dem Tourismus verstärkt fördern möchte.

Mit meinen Vorrednern bin ich einer Meinung, dass das Bundestierschutzgesetz für die Landwirtschaften und vor allem für die in Kärnten klein strukturierte Landwirt​schaft begleitende, unterstützende und fördernde Maßnahmen mit sich ziehen wird. Ganz einfach, weil sonst werden wir in gewissen Bereichen das erleben, was wir ganz einfach nicht haben wollen. Dass diese Entvölkerung, die ohnedies schon statt​findet dadurch, dass gewisse Infrastruktur nicht mehr vorhanden ist in den Landre​gionen, wie Geschäfte, wie Poststellen und derlei Dinge mehr, dass halt das weiter fortschreitet. Und das wollen wir verhindern. Das ist ja nicht unser Interesse, wenn​gleich wir stolz sein können, dass uns endlich in Österreich einmal einen gewaltiger Schritt im Bereich des Tierschutzes gelungen ist.

Ich möchte auch darauf hinweisen, – weil der ländliche Wegbau angesprochen wor​den ist und weil hier ein bisschen ein Wehklagen seitens der ÖVP auch gegeben ist. Es hat nicht immer so viel gegeben wie im letzten Jahr und in den Jahren zuvor. Es hat auch schon unter ÖVP-Landwirtschaftsreferenten weniger für das ländliche Wegenetz gegeben. Ich stehe aber auch dazu, weil ich weiß, wie es um das länd​liche Wegenetz bestellt ist – nämlich äußerst schlimm bestellt ist – dass hier, wenn der finanzielle Rahmen es erlaubt, zusätzliche Mittel hinzu kommen sollten. Ich stehe aber auch nicht an einzufordern, dass nicht nur das ländliche Wegenetz gesehen wird sondern auch parallel dazu im gleichen Bereich, das Gemeindestraßennetz im ländlichen Raum. Weil da haben wir auch Parallelwege. Da hast den privaten Weg, dann hast du parallel die Bringungsgemeinschaft und gleich daneben hast du den Gemeindeweg. Und alle drei sind in Wahrheit in einem gleich desolaten Zustand. Daher wird es wichtig sein, dass man die Mittel bündelt. Da wird’s halt dann eine Symbiose geben müssen. Es ist ja schon vorgezeigt wurden. Der Herr Finanzreferent arbeitet mit dem Gemeindereferenten gut zusammen. Da wird halt der Landwirt​schaftsreferent dann mit dem Gemeindereferenten und umgekehrt auch gut zusam​men arbeiten, dass die Gemeinde und das ländliche Wegenetz hier sich ein bisschen zusammen tun, dass es gelingt, dass nicht nur die Privatstraßen saniert werden son​dern auch die Parallelstraßen in einem Atemzug. Weil, das ist derzeit eine Ungleich​behandlung und das sollte man irgendwann einmal auch beenden, wo sie vorhanden ist.

Ich möchte noch auf einen Umstand hinweisen. Das sind die 565.000,-- Euro im Landwirtschaftsbudget für die Sanierungsmaßnahmen, für Entschädigungsmaßnah​men, in Folge der BSE-Seuche, die nicht unsere Landwirte verursacht haben, auch nicht die österreichischen Landwirte verursacht haben, auch wenn sie eine solche ist. Und um Schaden hintanzuhalten, muss man halt mit einsteigen. Und da sind schon einige Millionen Euro für die Bekämpfung dieser Seuche miteingeflossen. Und daher ist es für mich völlig unverständlich - und das muss ich in diesem Rahmen schon sagen – völlig unverständlich, wenn eine Resolution von der Landwirtschaftskammer verfasst wird und auf keiner dieser Seiten wird gefordert für das Bundesland Kärnten, was die Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen anlangt - ein Gentechnik​verbot in der Landwirtschaft! Für mich völlig unverständlich! Und auch unverständ​lich, wenn bei öffentlichen Diskussionen vor ein paar hundert Leuten, die Landwirt​schaftskammer oder der Vertreter der Landwirtschaftskammer, völlig indifferent aus dem Publikum heraus, eigentlich fast ein bisschen die Sache nicht ernst nehmend, eine Wortmeldung abgibt.

Ich meine, hier gibt’s eine klare Position! Kärnten muss nämlich wirklich gentechnik​frei sein. Und da hat man in Europa was verschlafen. Die Kommission, die Parlamen​tarier – da hat man zugeschaut. Weil, das ist die nächste Seuche. (Zwischenruf von 3. Präs. Ing. Scheuch.) Das ist die nächste Seuche. Da wird man aber nicht mehr … ja, da ist man halt vor der Lobby wieder einmal in die Knie gegangen. Dieser Seuche wird man dann nicht mehr Herr werden! Mit keinem Geld und mit nichts mehr, weil dann wird man wahrscheinlich unser ganzes Leben und unser Verhalten umstellen müssen. Und das wollen wir aber nicht, weil wir bauen auf, auf eine gesunde Kultur​landschaft. Wir bauen auf – und haben viele Millionen Schillinge hineingepulvert in eine nachhaltige Landwirtschaft, in den biologischen Landbau. Geschätzte Damen und Herren! Daher ist es auch wichtig, dass der oberste Interessenvertreter der Landwirte, der ja auch immerhin mit 5 Millionen Euro im Budget verankert ist, daher ganz klar und deutlich im Interesse der Landwirtschaft auch Position bezieht, ge​schätzte Damen und Herren!

Abschließend noch zum Landwirtschaftsbericht 2002 – nur ein paar Zeilen habe ich gelesen darinnen – aber da ist mir auch aufgefallen, dass es zum Glück in Kärnten eine andere Entwicklung gibt, weil was Positives muss man auch einmal sagen. Was das Einkommen der Bauern anlangt, sieht man davon ab, dass die in Hochlagen be​heimateten Bauern ein bisschen einen Rückgang haben, die anderen Einkommens​zuwächse. Und wenn’s ein Indiz ist, die Landwirtschaft zu erhalten – weil ich bin ein Laie auf dem Gebiet – ein Indiz ist, dann halte ich es für wichtig, dass beispielsweise die Zahl der Rinderhalter zwar zugenommen hat, aber die Rindvieher in Kärnten ab​genommen haben. Ich sage das deshalb so plakativ – ich gehe davon aus, dass jetzt mehrere Bauern in die Rinderhaltung eingetreten sind und das halte ich für positiv. Das ist ein richtiger Hinweis, weil damit sich ja die Bewirtschaftung ausgedehnt hat. Im parellelen Fall dazu ist wahrscheinlich eine Marktreaktion, dass die Schweine​halter zurück gegangen sind, dafür die Schweinderln in Kärnten zugenommen ha​ben. Das dürfte wahrscheinlich auch eine Reaktion auf ein Markterfordernis sein.

Zum Abschluss darf ich noch einmal (3. Präs. Ing. Scheuch: Du machst das eh guat!) eine Anleihe nehmen an dem Herrn Lutschounig, was das Bauchweh anlangt. Ich habe kein Bauchweh bei der Zustimmung zu diesem Budget, das ja sogar auch eure Handschrift trägt, weil immerhin – im Dezember des Jahres 2003 – hat man sich ja intern auf dieses Budget, das in den Referentenverhandlungen – wie sie ihr ja be​klagts – stattgefunden hat, ja geeinigt mit ein paar kleinen Korrekturen, wie im Haus herin. Ich habe kein Bauchweh, dem zuzustimmen. Bauchweh auch deswegen nicht, weil ich glaube, dass jetzt die Chance da ist, dass nötige Korrekturen auch auf einer breiten Basis, auf einer breiteren Basis als in der Vergangenheit auch angegangen werden können. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Frak​tion und Abg. Lutschounig und Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lobnig das Wort.)
Schlagholz

Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! In aller Kürze nur ein paar Ergänzungen noch vielleicht zum Thema Landwirtschaft. Wir haben sehr breite Diskussionen gehört über Gentechnik, über Anbindehaltung. Wir haben gehört über Milchhygienemaßnahmen, Beihilfen für Dürreentschädigungen. Geschätzte Damen und Herren! Wir wissen, dass es ja – wie wir gehört haben – auch rund 70 Prozent der Bauern bereits im Neben- oder Zuerwerb sind. Und, hier glaube ich, einen Ge​danken noch miteinbringen zu dürfen was die Sozialversicherungsanstalt betrifft. Es ist gerade hier in diesem Bereich signifikant, wenn man weiß, dass es hier eine Dop​pelversicherung gibt. Es sind in diesem Bereich rund 70 Prozent Nebenerwerbs​bauern bereits nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz versichert und zahlen trotzdem auch noch in der Bauernkrankenkasse eine zusätzliche Krankenver​sicherung! Das ist für mich eine Doppelbelastung in der Landwirtschaft. Und, hier glaube ich, wäre dringender Handlungsbedarf – nämlich die Sozialversicherungs​anstalt der Bauern aufzulösen, in einen Hauptverband der Sozialversicherungsträger zu integrieren und diese Doppelbelastung einmal abzuschaffen. Denn, dann wäre hier auch eine kleine Einkommensverbesserung bei den Landwirten gegeben.

Was den Bildungsbereich in der Land- und Forstwirtschaft betrifft, so wissen wir, dass wir hervorragende Bildungsangebote und breite Paletten in den landwirtschaft​lichen Schulen haben. Ob das jetzt die landwirtschaftliche Fachschule Goldbrunnhof, Stiegerhof oder Litzlhof ist. Hier würde ich meinen, nachdem ich auch jetzt bei dem Hundertjahrjubiläum der landwirtschaftlichen Fachschule Goldbrunnhof war, die eine sehr breite Ausbildung anbietet in einem Dreijahresturnus und hier jeder die Möglich​keit hat, hier nach einem Jahr auszusteigen, eine Lehre zu beginnen, wobei hier ein Jahr Lehrzeit angerechnet wird, und diese Absolventen sich auch großer Beliebtheit erfreuen bei den Unternehmen, weil sie sehr viel praktische Erfahrung mitbringen. Aber auch hier die Möglichkeit hat, neue Wege in der Vollerwerbslandwirtschaft zu bestreiten oder darüber hinaus, den Weg zur Matura bestreitet.

Nur eines hier: In diesem Bildungsbereich mit einer landwirtschaftlichen Maturaaus​bildung, gibt es nur die Möglichkeit, entweder die landwirtschaftliche Handelsaka​demie in Treibach zu besuchen oder natürlich auszuweichen nach Raumberg, nach Wieselburg, nach Urfahr und dergleichen. Und hier, glaube ich, sollten wir einen Vor​stoß unternehmen, auch in unserem Bereich – und hier bietet sich auch das Unter​kärntner Land an – weil wir hier nicht nur in St. Andrä, sondern auch – wie gesagt – in Völkermarkt eine landwirtschaftliche Schule haben, hier eine Schule mit Matura​ausbildung zu integrieren. Denn das würde bedeuten, dass viele unserer eigenen Schüler nicht mehr in andere Bundesländer ausweichen müssten, um sich eine Matura zu holen. Ich glaube, das wäre ein kleiner Beitrag, um auch hier den Ausbil​dungen oder diesen Ausbildungsweg besser zu gestalten.

Geschätzte Damen und Herrren! Wir werden aber auch in Zukunft in der Landwirt​schaft nicht nur mit der Gentechnik sehr stark befasst werden, - der Kollege Schlag​holz hat richtig ausgeführt – er hat sich verwundert gezeigt, warum seitens der Land​wirtschaftskammer kein Antrag auf Verbot der Gentechnik in Kärnten gestellt wurde. Ich gehe einmal von der Annahme aus, dass die Hintergrundinformationen nicht allerlei gleichgestellt sind, vor allem weil das Gentechnikvorsorgegesetz, wie es in der derzeitigen Form vorliegt, zwar aus meiner Sicht juristisch sehr gut aufbereitet ist, aber für mich in der Praxis nicht vollziehbar ist. Ich nenne nur ein Beispiel. Eine Schutzzonenbestimmung von drei Kilometern, wenn wir wissen, dass es beim Kör​nermais durch die natürliche Population eine Verstaubung von 8, 10 oder gar 20 Kilometern gibt. Das heißt, ich kann diese Schutzzonenbestimmung von drei Kilome​tern schon nicht einhalten. Darüber hinaus die große juristische Auslegung, das mit „Pollenbarrieren“ zu verhindern. Es klingt für mich sehr lustig, aber das soll mir einer zeigen, wie ich Pollenbarrieren errichten kann. Darüber hinaus macht man sich Ge​danken, ob man diese Gentechnik, oder den Einsatz von gentechnisch veränderten Organismen, nicht durch den Fruchtfolgewechsel einschränken kann. Ist für mich in der Form auch nicht möglich, weil wir wissen, dass wir es ja hier mit drei ver​schiedenen Produktionsformen in der Landwirtschaft zu tun haben. Einerseits dem konventionellen Landwirt, dem biologischen Landwirt und dann in der weiteren Folge jenen, die eben GVO einsetzen wollen.

Geschätzte Damen und Herren! Ein weiterer Problempunkt, der auf uns zukommt und wo wir uns auch gefasst machen müssen, ist ja eine neue Schädlingsart. Und zwar ist das der Maiswurzelbohrer, der ja bereits im Burgenland, im Seewinkel, sehr stark beheimatet ist und vorgefunden wurde. Das ist eine Insektenart, ein Schädling im Bereich des Kornanbaues, der es schafft, bei einer starken Verbreitung Ernteein​bußen von 90 Prozent zu erwirken. Das heißt, wenn heute bei einem Hektarertrag von rund 10.000 Kilo Nassmais erzielt wird, dass es dann bei so einem Schädling nur mehr 1.000 Kilo sein werden. Und der Problempunkt ist jener, dass er mit Insektizi​den nicht mehr zu bekämpfen ist, weil er nur dann bekämpft werden kann, wenn be​reits der Mais oder der Silomais in der höchsten Blüte ist. Das heißt, wir würden hier mit Stelzentraktoren arbeiten müssen, um das Spritzmittel ausbringen zu können. Und darüber hinaus aber auch dieser Maiswurzelbohrer bereits so stark und so resis​tent und anpassungsfähig ist, dass er auch im Zuge des Fruchtfolgewechsels auch sogar dort seine Niederlassung findet und sich wohlfühlen kann.

Geschätzte Damen und Herren! Im Grunde genommen ist das gesamte landwirt​schaftliche Budget von den Mitteln her gut dotiert. Wir haben hier, wie man sieht, auch Spielräume, wenn wir wissen, dass auch im Bereich der Dürre über eine Million dotiert sind. Wir hoffen, dass wir nicht wieder ein Jahr haben wo wir hohe Dürreent​schädigungen zahlen müssen. Und, daher bin ich einmal im Grunde genommen mit diesen Maßnahmen, die hier im Budget vorgefunden werden zufrieden und ich denke einmal, dass wir hier nur unsere Ansätze noch geben müssen, bei der Ausbildung, um hier Verbesserungen zu erreichen. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall von der FPÖ-Fraktion)
Lobnig

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist der Bereich der Landwirtschaft erledigt. Wir kommen jetzt zum Tourismus. Als Erster hat sich Herr Abgeordneter Bürgermeister Ferdi Vouk gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Wenn der Kol​lege Pfeifenberger noch anwesend wäre, hätte ich Ihn gebeten, sozusagen, noch Stellung zu nehmen im Bezug auf den öffentlichen Verkehr, weil es ist applaudiert worden bezüglich seiner Flugdestinationen, die für Kärnten und für unsere Gäste natürlich sehr, sehr wichtig sind. Und es ist auch über den Straßenverkehr sehr viel gesprochen worden, aber auf das umweltfreundliche Verkehrsmittel, auf die Bahn, ist insoferne vergessen worden. Und, da heute sehr viele Schüler, Pendler, aber auch Gäste unser Bundesland frequentieren, so denke ich doch auch, dass man auch in das umweltfreundliche Verkehrsmittel investieren sollte und auch hier Schwerpunkte setzen sollte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Tourismus ist eine Lebensader, eine wirtschaft​liche Lebensader Kärntens und ich denke, hier ist doch in den vergangenen Jahren Einiges unrund gelaufen und ich werde das sachlich, kritisch – wie wir es halt als Kommunalpolitiker gewohnt sind - versuchen, auf den Punkt zu bringen und Sie dann einladen, auch Ihre Ideen in Zukunft da miteinzubringen, aber auch gleichzeitig Alter​nativvorschläge hier anzubieten.

Ich mache hier keine Ausnahme zwischen Sommer- und Wintertourismus, denn wir haben in Kärnten wirklich alle Chancen und alle Ressourcen, uns in beiden Bereichen optimal zu entwickeln.

Durchdachte und nachhaltige Schwerpunktsetzungen bei Förderungen sind natürlich zu begrüßen – nicht aber unkoordinierte und fragwürdige Großprojekte und –ereignisse. Ich denke und hoffe, Sie können mir folgen, was ich damit meine.

Das Land Kärnten muss wie ein geschäftsführender Gesellschafter die Tourismusorganisationen ihre Aufgaben ohne ständige Einmischung erfüllen lassen. Wenn sich Politiker auf die Strategie, Vorgabe und Kontrolle, ob alles umgesetzt wurde, beschränken, wäre ein reibungsloses Arbeiten für den Tourismus möglich. Ziel muss es sein, die touristischen Organisationen im Land zu straffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich könnte jetzt eine Frage stellen, und ich würde Sie fragen, wie viele Organisationseinheiten es im Tourismus gibt, die Tourismus machen, Tourismus bearbeiten. - Das sind in Kärnten 26 an der Zahl. Ich denke, dass sich nicht nur die Tourismuspolitiker sondern auch die Betriebe schon lange nicht mehr auskennen. Ich denke, es wird wirklich höchste Zeit, dass das gestrafft wird, gebündelt wird und dass es übersichtlich gemacht wird. Auch das war ein Motiv der Sozialdemokratie in Kärnten, die Arbeitsgemeinschaft mit der Freiheitlichen Partei einzugehen, um auch hier ganz klare Punkte und Zielsetzungen umzusetzen. Aber ich denke, dass diese Frage so wichtig ist, dass auch unsere Freunde von der Österreichischen Volkspartei eingeladen sind, aber auch unsere grünen Freunde, weil ich denke, dass auch der Öko-Tourismus in Zukunft Chancen hat. Ich meine, da werden wir auch eine Partnerschaft finden. Das ist eine „Arbeitsgemeinschaft Landtag“, und man soll das vielleicht nicht so eng sehen! (Beifall vom Abg. Markut und Abg. Holub)

Unumgänglich ist natürlich eine verlässliche Raumplanung. Ich glaube, es ist ganz, ganz wichtig, dass auch künftige Generationen Chancen haben müssen, um touristisch handeln zu können. Es gibt in Kärnten keine Kernzonen an den Seen. Wir haben aktuelle Debatten, wir haben wirklich größere Probleme in diesem Bereich. Die Gemeinden sind teilweise überfordert, da natürlich der Druck der Wirtschaft, der Bevölkerung sehr, sehr stark ist. Ich denke aber auch, dass wir in dieser Legislaturperiode schaffen müssen, ganz klare Richtlinien seitens des Landtages, seitens des Landes Kärnten zu erarbeiten, um die Tourismusgemeinden in die Lage zu versetzen, mit diesen Ressourcen wirklich vorsichtig umzugehen und dass es hier „Kernzonenpläne“ gibt.

Ein wichtiger Punkt für mich ist aber auch der Ankauf von Seegrundstücken. Ich denke, das Land Kärnten sollte sich Vorkaufsrechte hier sichern. Die Finanzierung müsste aus dem Ertrag der Motorbootsteuer finanziert werden. Da hat es ja bereits ein Gesetz in diesem Hause gegeben. Dieser Ertrag ist aber leider im Budget aufgegangen, und ich denke, man hätte diesen Betrag, den ja die Wirtschaft, den ja die Motorbootfahrer letztendlich erbringen, auch bündeln kann. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das war ja mit dem Max Rauscher ausgemacht!) Es wäre dann wahrscheinlich auch Walterskirchen zu kaufen gewesen, (Zwischenruf des Abg. Dr. Strutz.) und es wäre dieser Umweltfrevel auf alle Fälle nicht eingetreten. Es nützt nichts, Kollege Strutz! Sie wären berufen gewesen, sozusagen dort anzuspannen. Wir wären jetzt in der Lage, einige günstige und schöne Seegrundstücke anzukaufen.

Ganzjahrestourismus muss natürlich oberstes Prinzip bleiben. Selbstverständlich, das ist ja ganz klar. Ich denke, man soll jene Betriebe, die mindestens acht Monate offen halten, gezielt fördern. Kärnten hat in der Vergangenheit das Stichwort der „Drei-Länder-Kooperation“ sehr häufig genannt. Dieser Gedanke „Senza confini“ hat natürlich etwas Faszinierendes an sich. Ich denke aber, es ist in den Diskussionen stecken geblieben. Ich meine, dass Kärnten alle Chancen hat, eine Leitregionen für Familien im Alpen-Adria-Raum zu werden.

Kooperationen sind nicht nur unter den Betrieben sondern auch unter den Regionen ein Schlagwort der Zukunft. So könnte eine international tätige Kongress- und Seminarvermarktung dieser Intention Rechnung tragen. Tourismuspolitische Entscheidungen und Investitionen sollen aber gleichzeitig auch freizeitpolitische Effekte mit sich bringen. Ich denke, dass Tourismuspolitik auch Freizeitpolitik für die Kärntner Bevölkerung sein muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Tourismussprecher der SPÖ-Kärnten lade ich wirklich alle ein, mit uns gemeinsam hier den Tourismus weiter zu entwickeln. Das ist eine Lebensader in Kärnten. Ich lade Sie wirklich ein, im Hinblick darauf, dass wir – wenn wir nach der Spezialdebatte das Budget für das Jahr 2004 beschließen und hier eine moderate Neuverschuldung, wie das so schön heißt, von 74 Millionen Euro auch beschließen werden, uns wirklich Gedanken machen sollten, um Einsparungspotentiale natürlich auszuschöpfen, es uns aber auch gelingen muss, Kärnten wirtschaftlich, kulturell, aber auch ökologisch weiter zu entwickeln. Ich lade wirklich alle sehr herzlich ein, hier mitzuarbeiten! Ein kräftiges Glückauf dem Lande Kärnten! Danke! (Beifall von der SPÖ- und von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mitterer das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Mitterer (FPÖ):

Mitterer

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich werde mich nicht entschuldigen, dass ich mich zu später Stunde noch zu Wort melde, in einem ganz wichtigen Bereich. Für uns Touristiker ist es noch keine späte Stunde. Für viele Touristiker beginnt um diese Zeit erst der Arbeitstag, weil auch Sie wahrscheinlich als Abgeordnete anschließend nach einer erfolgreichen Landtagssitzung die Dienstleistung der Tourismuswirtschaft und Freizeitwirtschaft in Anspruch nehmen werden. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bravo! – Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Zum Übrigen muss ich auch sagen: Es ist leider in der Buchhaltung so gesehen, dass die Wirtschaft – und der Tourismus gehört dazu – ziemlich weit hinten angesiedelt ist. Über viele Punkte, die wir heute im Laufe des Tages lange und ausführlich diskutiert haben, hätten wir gar nicht zu diskutieren brauchen, gäbe es nicht die Wirtschaft und auch den Tourismus und die KMUs, die das Geld für diese Ausgaben erwirtschaften, die wir auch im Sozialbereich tätigen oder auch die Arbeitsplätze, die jene Sparte zur Verfügung stellt.

Wir sind jetzt auf der Suche - ich und auch Kollegen der Freiheitlichen Fraktion hier im Hause -, weil wir glauben, dass wir im Moment so ziemlich die einzige Fraktion sind, die echte Wirtschaftskompetenz vorzuweisen hat. Nicht nur, dass wir den Wirtschaftsreferenten stellen, auch mit uns jemanden aus dem Bereich Handel und auch in der Wirtschaftskammer oder mit Bernhard Gritsch im Bereich des Handwerkes oder mit mir als Touristiker. Ich habe gerade von der ÖVP, die sich immer als Wirtschaftspartei hier hervorgetan hat, Aussagen vermisst, die der Wirtschaft echt etwas geholfen hätten.

Gefahr Budget Kärnten und Sanierung: Ich glaube, Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger war der Sanierer aus einer Ära Zernatto, der uns ziemlich ein Desaster hinterlassen hat. (Lärm in der ÖVP-Fraktion) Oder im Bereich der Sozialdemokratie. Hier ist es durchwegs zu erwarten gewesen, dass nicht aktive Wirtschafter oder Touristiker tätig sind. Sehr löblich, dass Bürgermeister, die wirtschaftlich denken, hier verankert sind und die auch erkannt haben, dass es eine gesunde Partnerschaft zwischen Gemeinden und KMUs geben muss und auch geben kann. Das wird auch vorgelebt. Als Auftraggeber auf der einen Seite die Gemeinden, aber auch als Steuerzahler und Arbeitgeber die Wirtschaft selbst dort sind. Mit Kollegen Vouk haben wir einen, der sich gerade auch im Tourismusbereich gut auskennt.

Wo ich nicht erwartet habe, dass es eigentlich nicht profunde, aber zumindest wirtschaftsfreundliche Aussagen hier in diesem Hause gegeben hat, das war von der Frau Kollegin Lesjak. Das muss ich hier wirklich sagen! Weil immer wieder hat es geheißen: „Na, die Grünen, die sind wirtschaftsfeindlich eingestellt, dort ist man also für Ökologie und mit Ökonomie lässt sich das nicht vereinbaren.“ Ich habe sehr aufmerksam zugehört, und hier decken sich viele meiner Ansichten auch mit den ihren. Da muss ich also sagen, ich habe schon einen ersten Partner hier im Hause gefunden, wenn es darum geht, auch wirtschaftliche und touristische Probleme umzusetzen. (Abg. Gunzer zu den Grünen: Jetzt werdet auch ihr zustimmen? – Lärm im Hause.)
Nun ein paar Worte auch zum Thema „Tourismus“, weil auch mein Vorredner das Thema behandelt hat. Ich werde Ihnen im Anschluss daran auch in Erwägung ziehen, dass im Bereich Wirtschaft die Interessengemeinschaft der Grünen auch dem die Zustimmung gibt. Eine Erfolgsmeldung seit 2000 im Bereiche des Tourismus haben wir in Kärnten zu verzeichnen. Nach den Zuwächsen im Winter, die wir schon vorher hatten, gibt es auch Zuwächse im Sommer, nicht nur 2002, sondern geringfügig auch 2003. Erfreulich! - Die Aussicht für 2004: Auf Grund der Ferienordnungen, wird es eher ein Problem geben.

Es gibt aber insgesamt fünf Bereiche, die wir im Tourismus zu betrachten haben. Die Angebotsverbesserung, damit verbunden die Infrastruktur, Angebotsgestaltung, das Marketing und die Werbung, die ökologische Absicherung des Tourismus und die Arbeitswelt daraus.

Ein paar Stichworte dazu: Infrastrukturverbesserung und Angebotsverbesserung durch den KWF in erster Linie, eingeführt in der Ära auch des Landeshauptmann-Stellvertreters Pfeifenberger. Hier ist einiges passiert. Ich glaube, dass nicht nur neben dem Ausbau der Infrastruktur auch die Bettenkapazität in gehobenen Bereichen verbessert wurde und dass auch die Qualitätssteigerung im Bereich der Förderungen – die sind heute auch von unserem Berichterstatter angeführt worden – auch kräftig angezogen haben. Ich möchte auch hier zu diesem Punkt 1, damit schließe ich ihn schon ab, ein klares Bekenntnis zur Erhaltung des Schigebietes Verditz abgeben, weil ich weiß, dass auch eine Petition im Rahmen dieser heutigen Landtagssitzung eingebracht wird.

Angebotsgestaltung durch die Kärnten-Wer​bung: Herr Kollege Vouk, ich weiß, dass es etwas unübersichtlich ist, aber es kann doch nicht angezweifelt werden, dass die Angebotsgestaltung, die auch von der Kärnten-Werbung ausgeht, insgesamt erfolgreich war. Wir sind heute in einigen Sparten am Markt im Bereich Wellness, im Sport, im Kulturtourismus. Eventtourismus hat es ja vor 1999 in Kärnten kaum gegeben. Die Kärnten-Card, Power-Card, um nur einige zu erwähnen, sind Produkte, die insgesamt von der Kärnten-Werbung erstellt werden und gemeinsam mit der Wirtschaft hier ein Paket geschnürt wird.

Der dritte Bereich, Marketing und Werbung, ebenfalls wieder über die Kärnten-Werbung, ist wieder ein anderer Bereich, wieder eine andere Gesellschaft: Hier wurden neue Wege beschritten, auch in die Kooperationen mit Alpe-Adria. Das ist auch ganz wichtig, denn hier haben wir wahrscheinlich zukünftige Partner. Wir könnten damit umso besser auch die neuen Herkunftsländer, gerade unsere neuen Partner auf der Grenze Süden und Osten Österreichs als Gäste gewinnen. Und die Zahlen sprechen ja für sich!

Der Flugtourismus, meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht nur, dass wir leichter nach Hamburg kommen, Herr Kollege Gallo, sondern dass Hamburger auch nach Kärnten kommen und auch einen Kurzurlaub hier verbringen können, wird also sicherlich auf Dauer gesehen ein großer Vorteil sein.

Die ökologische Absicherung des Tourismus ist ein großes Ziel. Hier zählt die Raumordnung natürlich auch dazu: Zweitwohnsitz, Zweitwohnsitzabgabe. In dieser Hinsicht werden wir in den nächsten Tagen, Wochen und vielleicht Monaten noch zu reden haben.

Die Vernetzung der Wirtschaft mit dem Tourismus ist eine große Aufgabe, denn die gesamte Wirtschaft profitiert vom Tourismus und ist mit einzubeziehen; ganz besonders die Landwirtschaft. Erfolgreiche Gastronomen – und ich zähle mich dazu – haben schon seit Jahren die Kooperation mit der Landwirtschaft gesucht. Der Einheimische und der Gast sind bereit, auch für ein einheimisches Produkt, wo er weiß, was er auf den Teller bekommt, etwas mehr auszugeben.

Es geht weiter auch bis zur Veränderung des Massentourismus. Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter ist nicht mehr da. Ein Punkt des Massentourismus – nicht das GTI-Treffen, zu dem ich mich also vollkommen bekenne, weil ich habe als Touristiker mehr Sorge im Land Kärnten um all diejenigen Tage, wo es zu leise ist, weil vom Schlafen können wir nicht leben, sondern ich habe eher Sorge, was den Massentourismus anlangt, dass die Saison sich wegen der Ferienordnung zusammenpfercht. Das gilt für den Winter 2004/2005, auch für den Sommer 2004. Wofür, meine sehr geehrten Damen und Herren und Hohes Haus, sind wir eigentlich Mitglieder in der EU? Können wir nicht auch dort unsere Stimme erheben, dass wir im Sinne einer Lebensqualität und einer Urlaubsqualität auch europaweit die Ferienzeiten so abstimmen, dass jeder, der dann auf Urlaub fährt, nicht erwarten muss, dass genau zu seiner Zeit alles überlaufen ist, er keine freien Strände, keinen Platz im Restaurant hat – aber zu den übrigen Zeiten ist alles leer. Hier ist eigentlich auch die Politik im Land Kärnten aufgerufen, die Stimme in Wien zu erheben und von dort aus in die EU. Das wäre ein wichtiger Beitrag zur Entzerrung des Tourismus und damit auch zur Hebung der Lebensqualität.

Arbeitswelt will ich nicht mehr anschneiden, weil das also auch ein Punkt ist, wer weit in andere Bereiche hineingeht.

Insgesamt ist auch im Programm der SPÖ und FPÖ, das ja teilweise auch von der Volkspartei mitgetragen wird, der Tourismus nur in wenigen Zeilen genannt, aber der Tourismus ist so vielseitig, dass er in alle Bereiche hineinspielt.

Als Fazit und Abschluss sage ich, dass wir hoffnungsfroh und optimistisch in eine erfolgreiche touristische Zukunft in Kärnten blicken können! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

Mitterer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 7 erledigt.

Gruppe 8: Zur Gruppe 8 liegen mir keine Wortmeldungen vor. – Wir kommen nun zur Gruppe 9, Finanzwirtschaft.

Gruppe 9: Dazu hat sich der Herr Gemeindereferent, Landesrat Rohr, gemeldet.
Ferlitsch

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich habe also zu Teilen des heutigen Tages die Debatte über das Budget, das heute beschlossen wird, mit​verfolgt. Ich denke, dass es in sehr breiter Ausführung und zu allen wichtigen The​men entsprechend diskutiert wurde. Ich will als Umwelt- und Abfallwirtschaftsreferent gar nicht darauf eingehen, was alles gesagt wurde. Ich denke nur, dass es auch wichtig ist, im Interesse der Gemeinden, dass entsprechende Mehrmittel für die Ab​wasserwirtschaft bereit gestellt wurden. Wir werden sicher auch noch die Aufgaben​stellung haben, dass wir mit dem Nachtragsbudget für das Jahr 2004 noch die entsprechenden Finanzmittel bereitstellen, um wichtige Investitionen in den Gemein​den Kärntens und auf Grund der vorhandenen Bauvorhaben, die ja im Laufen sind, entsprechend finanziell auch mit Landesmitteln bedecken zu können.

Aus meiner Sicht als Gemeindereferent möchte ich nur vielleicht einige Anmerkun​gen machen. Es war ja so, dass mein Vorgänger, Landesrat Wurmitzer, bereits 90 Gemeinden mit Bedarfszuweisungsgesprächen bedient hat und dass ich binnen kür​zester Zeit mich bemüht habe, die restlichen Gemeinden zu verhandeln, um letztlich auch die finanzielle Basis sicherzustellen und finanzielle Klarheit für das Jahr 2004 zu schaffen. Allerdings hat man dann den Eindruck, wenn man so durchs Land fährt und wenn man jetzt die Terminwünsche der Gemeindevertreter ständig und täglich aufs Neue herein bekommt, dass viele Bürgermeister glauben, dass all das, was unter meinem Vorgänger verhandelt wurde, de facto nicht gültig sei und wir jetzt neu verhandeln sollten. Ich kann ihnen nur sagen, dass es Faktum ist, dass der politische Referent, der vor mir die Bedarfszuweisungsgespräche geführt hat, natürlich auch mit der Verbindlichkeit diese Gespräche geführt hat, dass sie nach ihm Gültigkeit haben.

Und für meinen Bereich darf ich sagen, dass ich mich bemüht habe, eine gerechte Verteilung, aber im Rahmen des vorhandenen Korsetts das einfach vorgegeben war – dadurch dass schon 90 Gemeinden verhandelt worden sind – zu Stande zu brin​gen. Ich glaube auch, dass es gelungen ist, eine Punktlandung hinzubringen, denn die 49 Millionen Euro, die im BZ-Topf zur Verfügung stehen, sind im wesentlichen aufgebraucht. Das heißt, für das Jahr 2004 gibt’s also keine zusätzlichen Spiel​räume, außer es entwickelt sich sozusagen die Einnahmensituation bei den Ertrags​anteilen besser. Allerdings ist nicht davon auszugehen, wenn man weiß, dass die erste Etappe der Steuerreform auch schon voll zu Lasten der Länder und Gemein​den wirkt. Und ich darf Ihnen nur zwei Zahlen nennen, die auch wichtig sind, was die Istsituation betrifft und was dann tatsächlich die Sollsituation bei den Ertragsanteilen betrifft.

Für das Jahr 2003 waren für die Kärntner Gemeinden insgesamt Sollertragsanteile von 403 Millionen Euro angestrebt; die Istsituation im Jahr 2003 waren 391,901 Millionen. Für das Jahr 2004 sind Soll angepeilt 404 Millionen Einnahmen aus den Ertragsanteilen für die Gemeinden. Tatsächlich haben wir also zum Halbjahresstand 2004 187 Millionen Euro Ertragsanteile. Und, wenn man jetzt weiß, dass daraus 12,7 Prozent den BZ-Mitteln zufließen, dann müssen wir sagen, sind wir schon deutlich hinter der Sollsituation. Und ich habe natürlich die Befürchtung, dass die Finanzaus​gleichsverhandlungen - deswegen wird’s auch ganz entsprechend darauf ankom​men, dass die Positionen der Länder und auch der Städte und des Gemeindebundes gegenüber der Bundesregierung auch darauf ausgerichtet sind - dass die Lastenver​teilung, die vom Bund immer mehr auf die Länder, was die Aufgabenstellungen be​trifft, und auf die Gemeinden abgewälzt werden, auch in irgendeiner Form entspre​chend finanziell abzugelten sind. Und, dass man sich nicht sozusagen eine Steuer​reform finanziert zu Lasten der Gemeinden und zu Lasten der Länder und sich selbst in Wahrheit auf der Einnahmenseite seinen eigenen Budgettopf entsprechend in Ord​nung hält.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich denke, dass einfach die Situation insgesamt, was die Finanzkraft der Gemeinden betrifft, eine angespannte ist, nach​dem wir im Jahr 2003 beispielsweise 29 Abgangsgemeinden mit einem Abgangsde​ckungserfordernis von rund 4 Millionen Euro gehabt haben, ist diese Zahl angesprun​gen. Prognostiziert wars auf 59 Gemeinden. Ich sage einmal, auf Grund auch unse​rer restriktiven Kontrolle seitens der Gemeindeabteilung ist es gelungen, diese Zahl tatsächlich auf 46 Gemeinden zu senken. Aber immerhin 46 von 132 Gemeinden in Kärnten sind nicht mehr in der Lage, ihre Abgänge im ordentlichen Haushalt zu be​decken. Und vom Finanzerfordernis ist also die Zahl von 4 Millionen im Jahr 2003 auf 8,6 Millionen im Jahr 2004 angestiegen.

Und ich denke, das sollte uns auch Signal sein und sollte für uns auch natürlich be​deuten, dass wir darüber nachdenken: Wie können wir die Spielräume für die Ge​meinden in ihren ordentlichen Haushalten wieder entsprechend verbessern? Und da denke ich, wird’s auch notwendig sein, dass wir entsprechende Reformprozesse ein​leiten, dass wir Kostenstrukturen untersuchen, dass wir gemeinsame Infrastruktur nützen, dass wir verschiedene interkommunale Zusammenarbeitsmöglichkeiten nutzen. Das natürlich alles abgestimmt, sage ich einmal, auch natürlich mit den Ver​tretern des Städte- und des Gemeindebundes. Es soll nicht der Fall sein, dass damit das Ziel verfolgt wird, die Gemeindeautonomie zu untergraben, ganz im Gegenteil! Die Gemeindeautonomie soll gestärkt werden! Aber letztlich wollen wir dort, wo die Möglichkeiten bestehen Sparpotenziale, Einsparungspotenziale und neue Spiel​räume zu schaffen, diese durch Kooperationen entsprechend zu verbessern.

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir haben also ein umfassendes Re​formwerk für das Jahr 2005 vor, nachdem das Jahr 2004 – was die Mittelverteilung und die finanziellen Spielräume betrifft – im wesentlichen gelaufen ist. Wir werden versuchen, die Tatbestände auch so zu objektivieren, dass für die Gemeinden nach​vollziehbare Fakten in der Bewertung der Bedarfszuweisungsverteilung geschaffen werden. Mein Ziel ist es nicht, dass ich als politischer Referent für die Gemeinden de facto nach parteipolitischen Gesichtspunkten agiere, sondern die Dinge bestmöglich objektiviere, um am Ende auch mit den Gemeinden, die die wichtigsten Träger von Investitionen sind für die Wirtschaft und natürlich damit auch für die Wohlfahrtsent​wicklung im Land insgesamt, um mit den Gemeinden erfolgreich einen Weg zu be​schreiten, der neue Arbeitsplätze schafft, der Infrastruktur ausbaut und der letztlich auch alle Lebensbedingungen für die Menschen in allen Regionen dieses Landes mit bester Lebensqualität ausstattet.

Ich bin überzeugt davon, dass es gelingen kann, in guter Kooperation und guter Zu​sammenarbeit, wie gesagt, mit den Gemeinden. Es ist ja durchaus auch sehr sinnvoll und zielführend, dass etliche Bürgermeister aus Städten und Gemeinden unseres Landes hier dem Hohen Haus mitangehören, denn ich denke, dabei ist es dann auch möglich, entsprechende Interessenslagen zwischen dem Land und den Gemeinden auszugleichen in der Umsetzung der Landespolitik. Denn, es soll nicht so sein, dass Gemeindepolitik und Landespolitik sich konkurrenziert, sondern dass Kommunalpoli​tik und Landespolitik letztlich befruchtend wirkt und gemeinsam den Erfolg für die Zukunft im Auge hat. Wenn man also insgesamt die Budgetsituation anschaut, wird’s aus meiner Sicht schwierig genug werden, diesen Erfolgsweg zu beschreiten. Ich lade Sie alle sehr, sehr herzlich ein und biete mich auch als Partner an, was meinen Zuständigkeitsbereich in der Regierung betrifft, hier den Weg gemeinsam und erfolg​reich zu gehen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Den Vorsitz übernimmt um 21.20 Uhr 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

(Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Noch gehen wir nicht heim. So, Hohes Haus! Es liegt keine weitere Wortmeldung zu den Tagesordnungspunkten 1 bis 7 vor. Wir kommen nun zum Schlusswort und zur Abstimmung zum Tagesordnungs​punkt 1, Ldtgs.Zl. 177-9/29: Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Be​schlusses über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Landes Kärnten für das Jahr 2004.

Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf mich als Budgetsprecher namens der Freiheitlichen Fraktion nochmals bei allen Fachbeamten und jenen, die bei der Erstellung des Budgets mitgewirkt haben, herzlich bedanken. Ich bedanke mich auch bei den Damen und Herren Abgeordneten für die konstruktiven Debatten​beiträge und beantrage nun das Eingehen in die Spezialdebatte!

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über das Eingehen in die Spezialdebatte abstimmen. Wer damit einverstan​den ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich stelle den Antrag, gruppenweise abzustimmen. – Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so geschehen. Ich bitte, zu be​richten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

GRUPPE 0:

Wir kommen zum ordentlichen Haushalt. Einnahmen in der Gruppe 0. (Vorsitzender: Gruppe 0 – ja!) Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 32.524.300,-- Euro; Ausgaben 213.587.500,-- Euro. Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der Gruppe 0 erfolgt mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 1:

Öffentliche Ordnung und Sicherheit. Einnahmen: 393.800,-- Euro; Ausgaben 8.481.600,-- Euro. Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der Gruppe 1 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 2:

Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft. Einnahmen: 363.619.700,-- Euro; Ausgaben 420.857.700,-- Euro. Ich beantrage die Annahme von Gruppe 2.

(Die Annahme der Gruppe 2 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 3:

Kunst, Kultur und Kultus. Einnahmen: 2.170.300,-- Euro; Ausgaben 33.612.100,-- Euro. Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der Gruppe 3 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 4:

Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung. Einnahmen: 266.665.400,-- Euro; Aus​gaben 362.020.900,-- Euro. Ich beantrage die Annahme der Gruppe 4.

(Die Annahme der Gruppe 4 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 5:

Gesundheit. Einnahmen 41.704.600,-- Euro; Ausgaben 81.157.700,-- Euro. Ich bean​trage die Annahme der Gruppe 5.

(Die Annahme der Gruppe 5 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 6:

Straßen- und Wasserbau, Verkehr. Einnahmen: 19.457.700,-- Euro; Ausgaben: 134.479.000,-- Euro. Ich beantrage die Annahme der Gruppe 6.

(Die Annahme der Gruppe 6 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 7:

Wirtschaftsförderung. Einnahmen: 2.241.500,-- Euro; Ausgaben: 101.860.000,-- Euro. Ich beantrage die Annahme von Gruppe 7.

(Die Annahme der Gruppe 7 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 8:

Dienstleistungen. Einnahmen: 27.270.000,-- Euro; Ausgaben: 46.003.900,-- Euro. Ich beantrage die Annahme der Gruppe 8.

(Die Annahme der Gruppe 8 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen. – Berichterstatter:)
GRUPPE 9:

Finanzwirtschaft. Einnahmen 1,053.833.000,-- Euro; Ausgaben: 380.819.900,-- Euro. Ich beantrage die Annahme der Gruppe 9.

(Die Annahme der Gruppe 9 erfolgt ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP gegen die Stimmen der Grünen.)
Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir die Gruppen 0 bis 9 beschlossen. Wir kommen nun zur 3. Lesung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

Dem von der Kärntner Landesregierung vorgelegten Landesvoranschlag für das Jahr 2004 wird gemäß Artikel 60 Abs. 2 mit folgenden Beträgen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt: Gesamteinnahmen € 1.782,880.300, Gesamtausgaben € 1.782,880.300.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer dem die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Grünen, so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 1 erledigt. Ich gebe dem Berichterstatter das Schlusswort zum Tagesordnungspunkt 2, Ldtgs.Zl. 177-10/29, Regierungsvorlage betreffend den Budgetbericht im Sinne des Art. 61 Abs. 3 und 4 der Kärntner Landesverfassung.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Der Landtag wolle beschließen:

Der von der Kärntner Landesregierung gemäß den Bestimmungen des Art. 61 Abs. 3 und 4 der Kärntner Landesverfassung vorgelegte Budgetbericht zu den Haushaltsjahren 2003 und 2004 wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Grünen, so beschlossen. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3, Ldtgs.Zl. 177-11/29, Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses, mit dem der Landesregierung Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2004 erteilt werden. Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Ich beantrage das ziffernmäßige und buchstabenmäßige Aufrufen und Abstimmen.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

A) Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Grünen, angenommen. – Berichterstatter:)

B) Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Grünen, angenommen. – Berichterstatter:)

C), D), E), F), G) und H)

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und ÖVP, gegen die Grünen, angenommen. – Berichterstatter:)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke schön! Wir haben damit den Tagesordnungspunkt 3 abgeschlossen. – Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 4, Ldtgs.Zl. 177-12/29, Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan 2004 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschulwesens sowie der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen.

Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort!

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. - Der Antrag einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Stellenplan 2004 des Landes Kärnten für den Verwaltungsbereich mit insgesamt 3.331,80 Planstellen, das Musikschulwesen mit 298,90 Planstellen, die Med. Techn. Akademien sowie Gesundheits- und Krankenpflegeschulen mit 68,20 Planstellen mit einer Gesamtsumme von 3.698,90 Planstellen wird zugestimmt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5: Ldtgs.Zl. 177-13/29, Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten.

Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten wird wie folgt festgestellt:

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2004:

Genehmigte Planstellen durch BMBWK im Schuljahr 2003/2004: 4.485; benötigte Planstellen im Bereich der Pflichtschulen im laufenden Schuljahr 2003/2004: 4.835; Planstellen, die vom Land zusätzlich finanziert werden müssen: 350 Planstellen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 6, Ldtgs.Zl. 177-14/49, Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der Lehrer an Berufsschulen in Kärnten.

Der Berichterstatter hat das Schlusswort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Stellenplan der Lehrer an Berufsschulen Kärntens für das Haushaltsjahr 2004 wird wie folgt festgestellt:

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2004:

Schuljahr 2003/2004 (eind. Stand: Sept. 2003)

Leiter: 11 Stellen, Leiterstellvertreter: 9; pragmatisierte Berufschullehrer: 201; Vertragslehrer I L: 32; Vertragslehrer II L: 10; Mehrdienstleistungsplanstellen. 34; Planstellen für Vertretungen: 31, Sonderverwendungen: 14. Planstellen – gesamt: 342.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 7: Ldtgs.Zl. 177-15/29, Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Schuljahr 2003/2004 bzw. für das Haushaltsjahr 2004 der Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen in Kärnten.

Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (FPÖ):

Willegger

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2004 der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen des Landes Kärnten wird wie folgt festgestellt:

1. Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung Landwirtschaft: L 1: 13, L2: 48, Vertragslehrer IL: 30, Vertragslehrer II L: -, insgesamt 91 + 1 Religionslehrer;

2. Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung „Ländliche Hauswirtschaft“: L 1: 1, L 2: 43, Vertragslehrer IL: 22, Vertragslehrer IIL: -, insgesamt 66 + 1 Religionslehrer;

3. Landwirtschaftliche Berufsschulen: L 1: -, L 2: 2, Vertragslehrer IL: -, Vertragslehrer II L: -, insgesamt 2;

4. Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung „Gartenbau“: LT: 3, L2: 2, Vertragslehrer IL: 6, Vertragslehrer IIL: -, insgesamt 11.

Die Summe ergibt: LT: 17, L2: 95, Vertragslehrer IL: 58, Vertragslehrer IIL: -, insgesamt sind es 170 + 2 Religionslehrer.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wir haben damit den Voranschlag für 2004 mit allen Begleitgesetzen und sonstigen Notwendigkeiten beschlossen und die Tagesordnungspunkte 1 bis 7 erledigt. Ich danke Ihnen allen für die konstruktiven und sehr inhaltsreichen Wortmeldungen. Ich glaube, es hat auch für die neuen Mitglieder hier Spaß gemacht, dass man einmal sieht, wie so etwas abgezogen wird. Der eine wird gesehen haben, dass er etwas zu lang ist, der andere wird gesehen haben, dass er vielleicht zu wenig Inhalt zusammengebracht hat – ich weiß es nicht!

Aber insgesamt, glaube ich, ist die Qualität der Wortmeldungen von mir aus gesehen sehr positiv zu betrachten. Ich muss mich auch bei den Regierungsmitgliedern bedanken! Sie haben sich eher zurückhaltend gegeben, (Abg. Mag. Lesjak: Durch Abwesenheit! - Der Vorsitzende lacht.) sehr vornehm gegeben. Ich bedanke mich bei den Berichterstattern genauso wie bei den Stenographen, dass sie hier so lange ausgeharrt haben!

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 8:

8. 
Ldtgs.Zl. 86-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen betreffend Finanzierung des Jungfeuerwehrwesens

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Lobnig. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lobnig (FPÖ):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Vor rund zwei Jahren haben wir hier im Kärntner Landtag das neue Feuerwehrgesetz beschlossen, mit dem Jugendlichen von 10 bis 15 Jahren auch die Möglichkeit geschaffen wurde, der Freiwilligen Feuerwehr beizutreten. Das heißt für uns eine, möchte ich sagen, Errungenschaft, dass man junge Leute für die Freiwilligenarbeit gewinnt.

Derzeit sieht es in Kärnten so aus, dass wir in vielen Bezirken und in vielen Feuerwehren Jugendgruppen eingerichtet haben, nachdem das auch im Gemeinderat beschlossen wurde, aber die Finanzierung für die Anschaffung der Ausrüstung, vor allem für die Bekleidung und andere Gegenstände nicht gesichert ist. Daher hat sich die Freiheitliche Fraktion veranlasst gesehen, hier mit einer Initiative im Kärntner Landtag zu starten, um die Ausbildung der Jungfeuerwehren auf eine finanzielle Basis zu stellen. Ich glaube, es ist im Interesse aller, dass die Freiwilligenarbeit für die Zukunft gesichert bleibt und vor allem, dass die Freiwilligen Feuerwehren draußen ihren Fortbestand gewährleistet haben: durch Zuwachs von jungen Menschen, jungen Mädchen und Burschen, die sich der Freiwilligenarbeit hingeben.

Ich beantrage jetzt das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit dem Landesfeuerwehrverband durch finanzielle Beiträge die Führung von Feuerwehrjugendgruppen zur Nachwuchssicherung zu ermöglichen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 8 erledigt. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9:


9.
Ldtgs.Zl. 16-2/29:

Bestellung der kollegialen Schulbehörden des Bundes (Landesschulrat und Bezirksschulräte)

Hohes Haus!

In Ensprechung des Landesschulaufsichtsgesetzes hat der Landtag 35 Mitglieder des Kollegiums des Landesschulrates mit beschließender Stimme, und zwar aus dem Kreise der Lehrerschaft und der Väter und Mütter schulbesuchender Kinder zu bestellen.

Hinsichtlich der Bezirksschulräte hat der Landtag für jeden politischen Bezirk fünf Mitglieder des Kollegiums des Bezirksschulrates mit beschließender Stimme zu be​stellen. Die vom Landtag zu bestellenden Mitglieder des Kollegiums des Bezirks​schulrates haben aus Vertretern der Lehrerschaft und in die Zuständigkeit des Be​zirksschulrates fallenden Schularten zu bestellen.

Die Elternvertreter der Bezirksschulräte werden von den Gemeinden unter Mitwir​kung der Landesregierung bestellt.

Die Bestellungen erfolgen nach dem Verhältniswahlrecht. Grundlage ist das Wahler​gebnis der letzten Landtagswahl für das Land und für die Bezirksschulräte bzw. auf die Bezirke. Es liegen drei Bestellungsvorschläge vor.

Ich ersuche den Schriftführer, sie zu verlesen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Wir kommen zum Bestellungsvorschlag der FPÖ.

Für den Landesschulrat:

Mitglieder mit beschließender Stimme: Gerhild Moser - Ersatzmitglied: Johanna Kunovjanek. Mag. Jana Schumi – Ersatzmitglied: Mag. Werner Wölbitsch. Mitglied Professor Mag. Dietmar Hardt-Stremayr – Ersatzmitglied: Ing. Siegfried Andornik. Mitglied Mag. Helga Knicek – Ersatzmitglied: HS-Direktor Michael Lamprecht. Mit​glied mit beschließender Stimme: Direktor Erwin Raffer – Ersatzmitglied: Dr. Adolf Schriebl. Mitglied Heidelies Kerschbaumer – Ersatzmitglied: Mag. Simon Leschirnig-Reichel. Mitglied Ing. Paul Korak – Ersatzmitglied: Direktor Christina Leitner.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über den Vorschlag abstimmen. Die Wahlzahl ist 9. Wer damit einverstan​den ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist erfüllt und somit ist das so be​schlossen. – Ich bitte, den Bestellungsvorschlag der SPÖ vorzutragen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Mitglied als Lehrervertreter:

Mitglied Hermann Pansi – Ersatzmitglied: Mag. Franz Hudelist. Mitglied Josef Kurteu – Ersatzmitglied: Mag. Angelika Blaschun. Mitglied Hans Leeb – Ersatzmitglied: Günther Egger. Mitglied Dipl.-Ing. Heinz Meidl – Ersatzmitglied: Mag. Alfred Hölbling. Mitglied Mag. Margit Macho – Ersatzmitglied: Ing. Klaus Steiner. Mitglied Mag. Her​mann Walder – Ersatzmitglied: Mag. Georg Unterkofler. Mitglied Oskar Tscherpel – Ersatzmitglied: Ernst Miklautsch.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über den Bestellungsvorschlag der SPÖ abstimmen. Die Wahlzahl ist 8. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mehr als die Wahlzahl und somit ist dieser Vorschlag beschlossen. Ich bitte, den Bestellungsvor​schlag der ÖVP vorzutragen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Lehrervertreter:

Mitglied Ing. Reinhold Moser – Ersatzmitglied: Mag. Dr. Michael Archer. Mitglied Hauptschuldirektor Meinhard Schöffmann – Ersatzmitglied: Sonderschuldirektor Mag. Dr. Silvia Guggenbichler.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse darüber abstimmen. Die Zustimmung erfordert mindestens 3 Abgeordnete. Das heißt, die Wahlzahl ist 3. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl und somit ist dieser Vorschlag auch beschlossen.

Wir kommen zum Punkt B) Elternvertreter. Ich bitte um den Vorschlag der FPÖ!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Auf Vorschlag der FPÖ: Mitglied Peter Plunger – Ersatzmitglied: Manfred Mischelin. Mitglied Herbert Warmuth – Ersatzmitglied: Iris Ilgenfritz. Mitglied Birgit Wutte – Er​satzmitglied: Herbert Stefaner. Mitglied Klaus-Dieter Lechner – Ersatzmitglied: Karl-Heinz Nadasdy. Mitglied Isabella Dengg – Ersatzmitglied: Annemarie Spendier. Mit​glied Gemeinderat Klaus Faller – Ersatzmitglied: Helmut Fürstauer. Mitglied Josef Franzl – Ersatzmitglied: Harald Pirtscher. Mitglied Harald Trettenbrein.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse darüber abstimmen. Die Wahlzahl ist 9. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl, - somit gilt dieser Vorschlag als beschlossen. Bitte, den Vorschlag der SPÖ!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Vorschlag der SPÖ – Elternvertreter:

Mitglied Karl Auer – Ersatzmitglied: Barbara Pressl. Mitglied Heinz Pichler – Ersatz​mitglied: Marian Poglitsch. Mitglied Monika Moser – Ersatzmitglied: Maria Lenzhofer. Mitglied Tatjana Szücs – Ersatzmitglied: Ulrike Seunig. Mitglied Christine Gaschler-Andreasch – Ersatzmitglied: Petra Stromberger. Mitglied Philipp Glanzer – Ersatzmit​glied: Marin Suschetz. Mitglied Marlies Pemberger – Ersatzmitglied: Mag. Margit Ortner-Wiesinger.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über diesen Vorschlag abstimmen. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl 8, – somit ist dieser Vorschlag beschlossen. Bitte, den Vorschlag der ÖVP vorzutragen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Mitglied Mag. Werner Glas – Ersatzmitglied: Mag. Karl Heinz Rosenkranz. Mitglied Dipl.-Ing. Dr. Rüdiger Stonitsch – Ersatzmitglied: Mag. Eva Schwarz.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse darüber abstimmen. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist wesentlich über der Wahlzahl von 3 und somit ist dieser Vorschlag auch beschlossen.

Wir kommen jetzt zu den Bezirksschulräten (Lehrervertreter). Der Schriftführer wird alle Bezirke des FPÖ-Vorschlages, dann auch alle Vorschläge in allen Bezirken der SPÖ und dann der ÖVP vortragen, damit wir nicht so oft Wahlvorgänge machen müssen.

Ich bitte, über den Vorschlag der FPÖ für die Bezirke zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

FPÖ für den Bezirksschulrat Feldkirchen:

Mitglied Karin Krammer-Fink – Ersatzmitglied: Veronika Huber. Mitglied Andrea Garnitschnig, Mitglied Herta Kleitsch.

Für den Bezirksschulrat Hermagor:

Mitglied Elise Patterer – Ersatzmitglied: Chrisina Ball. Mitglied Petra Pargger.

Bezirksschulrat Klagenfurt/Land:

Mitglied Anna Gruber, Ilse Wistrela, Ulrike Hager.

Für den Bezirksschulrat Klagenfurt/Stadt:

Mitglied Ulrike Canori, Patrizia Schneider, Marion Priebernig.

Für den Bezirksschulrat St. Veit/Glan:

Mitglied Johann Gruber – Ersatzmitglied: Barbara Blasge. Mitglied Barbara Krass​nitzer – Ersatzmitglied: Birgit Petschacher. Mitglied Heidemarie Hochsteiner.

Für den Bezirksschulrat Spittal/Drau:

Mitglied Volksschuldirektor Kurt Messner – Ersatzmitglied Volksschuldirektor Klara Led. Mitglied Volksschuldirektor Annelies Nickmann – Ersatzmitglied Cornelia Ober​rauner. Mitglied Wilma Pirker – Ersatzmitglied: Angelika Hahn.

Für den Bezirksschulrat Villach/Land:

Mitglied Hauptschuloberlehrer Eleonore Schmoliner – Ersatzmitglied Volksschulober​lehrerin Dorelies Rapotz-Mölzer. Mitglied Volksschuloberlehrerin Helga Ute Freund – Ersatzmitglied: Hauptschuloberlehrerin Sylvia Achatz.

Für den Bezirksschulrat Villach/Stadt:

Mitglied Hauptschuloberlehrer Erika Andronik – Ersatzmitglied: Andrea Koller. Mit​glied Hauptschuloberlehrer Roland Riepan.

Für den Bezirksschulrat Völkermarkt: Kein Wahlvorschlag der FPÖ.

Für den Bezirksschulrat Wolfsberg:

Mitglied Alexander Slamanig – Ersatzmitglied: Andrea Dorner. Mitglied Elisabeth Szolar – Ersatzmitglied: Waltraud Brunner. Mitglied Werner Scharf – Ersatzmitglied: Gabriele Samitsch.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über diese Vorschläge der FPÖ für alle Bezirke abstimmen. Die Wahlzahl ist 9. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl, - somit gelten diese Vorschläge als beschlossen.

Ich bitte, die Vorschläge der SPÖ vorzutragen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Für den Bezirksschulrat Feldkirchen:

Mitglied Direktor Helmut Stadtschreiber – Er​satzmitglied: Brigitte Ogertschnig. Mit​glied Klaus Sekerka – Ersatzmitglied: Direktor Erich Wilhelmer.

Für den Bezirksschulrat Hermagor:

Mitglied Walter Köstl – Ersatzmitglied: Edwin Bader. Mitglied Norbert Leitner – Er​satzmitglied: Manfred Ambra.

Für den Bezirksschulrat Klagenfurt/Land:

Mitglied Ulrike Jäger – Ersatzmitglied: Agnes Klein. Mitglied Eva Eipeltauer – Ersatz​mitglied: Melitta Ogris.

Für den Bezirksschulrat Klagenfurt/Stadt:

Mitglied Ilse Domenig – Ersatzmitglied: Manfred Stranacher. Mitglied Inge Stattmann – Ersatzmitglied: Reinhard Kühr.

Für den Bezirksschulrat St. Veit/Glan:

Mitglied Eduard Staduan – Ersatzmitglied: Ewald Supanz. Mitglied Manfred Kalt​schütz – Ersatzmitglied: Julius Steindorfer.

Für den Bezirksschulrat Spittal/Drau:

Mitglied Direktor Richard Leeb – Ersatzmitglied: Mag. Karoline Krainz. Mitglied Klaus Aufegger – Ersatzmitglied: Rudolf Schintler.

Für den Bezirksschulrat Villach/Land:

Mitglied Alfred Nussbaumer – Ersatzmitglied: Gabriele Wolf. Mitglied Ernst Mik​lautsch – Ersatzmitglied: Jasna Misja-Isenberg. Mitglied Siegfried Petautschnig – Er​satzmitglied: Bürgermeister Johann Obiltschnig.

Für den Bezirksschulrat Villach/Stadt:

Mitglied Angelika Berchthold-Koroschitz – Ersatzmitglied: Mag. Susanna Wolf. Mit​glied Karl Jereb – Ersatzmitglied: Theresia Maier-Schlapper. Mitglied Mag. Gerlinde Kranner – Ersatzmitglied: Renate de Pasqualin.

Für den Bezirksschulrat Völkermarkt:

Mitglied Dietmar Schäfermeier – Ersatzmitglied: Vizebürgermeister Dr. Engelbert Ojster. Mitglied Direktor Josef Kraut – Ersatzmitglied: Heinrich Necemer.

Für den Bezirksschulrat Wolfsberg:

Mitglied Hauptschuldirektor Thomas Haudej – Ersatzmitglied: Hauptschuloberlehrer Harald Kunststätter. Mitglied Hauptschuloberlehrer Erich Kainz – Ersatzmitglied: Hauptschullehrer Michael Driessen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über die Vorschläge der SPÖ für alle Bezirke abstimmen. Wer damit ein​verstanden ist, bitte um Ihre Zustimmung! Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl 8 und somit gelten diese Vorschläge als beschlossen. Jetzt kommen wir zu den Vor​schlägen der ÖVP, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Für den Bezirksschulrat Hermagor:

Mitglied Hauptschuloberlehrer Gerald Ressi – Ersatzmitglied: Hauptschuloberlehrer Martin Waldner und

für den Bezirksschulrat Völkermarkt:

Mitglied Hauptschuldirektor Dieter Schöffmann – Ersatzmitglied: Hauptschulober​lehrer Roswitha Napetschnig.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über diese Vorschläge abstimmen. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um Zustimmung! – Das ist wesentlich mehr als die Wahlzahl 3, somit gelten diese Wahlvorschläge für beschlossen, als beschlossen? Als oder für beschlossen? – (Pro​tokollführer Puttner antwortet auf diese in den Raum gestellte Frage mit „als“.) Als beschlossen – das Protokoll. Danke! Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 9 er​ledigt.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt


10.
Ldtgs.Zl. 87-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruk​tur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 1997 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter – wie ich sehe – ist der Abgeordnete Gritsch. Bernhard Gritsch, ich bitte noch um Kenntnisnahme. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr ist die 1. Lesung er​folgt. Der Berichterstatter hat das Wort. Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (FPÖ):

Gritsch

(Der Vorsitzende gibt nach kurzer Verzögerung das Mikrofon frei.) Diese Novellie​rung des neuen Wohnbauförderungsgesetzes für den sozialen Wohnbau sieht vor, eine Änderung des Finanzierungsschlüssels, wobei der derzeit günstige Zinssatz ge​nützt werden soll. Ziel ist es, in den nächsten drei Jahren mit gleichbleibendem Budget den Bau von bis zu 1000 Wohnungen zu fördern, wobei der neue Finanzie​rungsschlüssel nunmehr 40 Prozent Direktdarlehen und 60 Prozent Fremdfinanzie​rung mit Annuitätenzuschuss beträgt. Vorwiegend geht es darum, besonders den Wohnungsbedarf in den Städten zu decken.

Im Wirtschaftsausschuss wurde dieser Antrag heute in der Früh mehrheitlich mit Stimmen von SPÖ und FPÖ beschlossen. Ich beantrage das Eingehen in die Gene​raldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. Er erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. Der Be​richterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spe​zialdebatte mit ziffernmäßigem Abstimmen.)
Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse abstimmen, über das Eingehen in die Spezialdebatte. Wer damit einver​standen, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grüne gegen die ÖVP-Fraktion so beschlossen. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (FPÖ):

Gritsch

Das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 1997 – K-WBFG 1997, LGBl.Nr. 60/1997, idFdG LGBl.Nr. 53/2000, 92/2001 und 10/2002, wird wie folgt geändert:

§ 15 Abs. 3 lautet:

(3) Für die Tilgung und Verzinsung von Eigen- oder … (Der Vorsitzende unterbre​chend: Zweitens – Na gut, lies es durch, es ist ja gleich erledigt!) Für die Tilgung und Verzinsung von Eigen- oder Fremdmitteln können rückzahlbare Annuitätenzu​schüsse gewährt werden. Annuitätenzuschüsse dürfen nur in dem Ausmaß gewährt werden, als die Summe aus dem Förderungsdarlehen und des Eigen- oder Fremd​mittelanteils, für den rückzahlbare Annuitätenzuschüsse gewährt werden, die Ge​samtkosten nicht übersteigt.

2. Nach § 15 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:

(4a) Ergibt sich in der Entgeltberechnung gemäß Abs. 4 unter Zugrundelegung des valorisierten Eigenanteils und den jährlich tatsächlichen anfallenden Zins- und Til​gungsleistungen für eingesetzte Eigen- oder Fremdmittel ein Minderbetrag, so ist der Differenzbetrag zur verstärkten Tilgung der aushaftenden Fremd- und Eigenmittel zu verwenden.

Ich beantrage die Annahme.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grün gegen ÖVP so be​schlossen. Kopf und Eingang!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (FPÖ):

Gritsch

Gesetz vom 27.5.2004, mit dem das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 1997 ge​ändert wird:

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer dem die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grün gegen ÖVP so beschlossen. Bitte, die 3. Lesung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (FPÖ):

Gritsch

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 1997 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse darüber abstimmen. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grün gegen die ÖVP-Frak​tion so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 10 erledigt, es liegen keine weiteren Tagesordnungspunkte mehr vor und ich bitte den Landtags​direktor um die Mitteilung des Einlaufes! 

Mitteilung des Einlaufes

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Einlauf der heutigen Landtagssitzung umfasst zwei Dringlichkeitsanträge, sechs Anträge, vier schriftliche Anfragen und eine Petition.

A. Dringlichkeitsanträge:

1. 
Ldtgs.Zl. 47-2/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend Errichtung von Luft-, Schadstoff- und Lärmmessstationen entlang der A 10 mit folgendem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass es noch vor Einsetzen der Hauptreisezeit zur Einrichtung von Luft-, Schadstoff- und Lärmmessstationen (3 Stück) entlang der A 10 im Bereich des Liesertales kommt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Zur Begründung des Dringlichkeitsantrages hat sich Herr Dritter Präsident Ing. Kurt Scheuch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort! Die Redezeit ist fünf Minuten.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Dritter Präsident Ing. Scheuch (FPÖ):

Ing. Scheuch

Somit ist auch gewährleistet, dass es nicht zu lang wird. - Sehr geehrte Herr Präsident! Hoher Landtag! Grundsätzlich sollten der Landtag und dessen Mitglieder mit der Problematik vertraut sein. Es geht darum, dass die A 10 einst als großes Bauwerk gefeiert wurde und jetzt eigentlich nicht nur Chancen sondern auch sehr, sehr viele Probleme beinhaltet und auch Probleme macht.

Im Zuge der Diskussion um eine zweite Tunnelröhre am Katschberg habe ich selbst an verschiedensten Veranstaltungen teilgenommen. Ich bin auch dafür, dass es zur Errichtung von Lärmschutzwänden kommen sollte, auf die Autobahn gegangen und habe diese als Erster, gemeinsam mit meinem Bruder und mit der freiheitlichen Bauernschaft, gesperrt. (Abg. Lutschounig: Blockiert!)

Nun geht es aber darum, die Diskussion nicht weiter anzuheizen, sondern es geht vor allem darum, letztendlich klare messbare Werte zu bekommen, um auch weitere Handlungen in diesem Bereich für die ohnehin nicht ganz unverschont gebliebene Bevölkerung zu setzen. Hierzu könnten Messstationen dienen – ich spreche hier von drei Messstationen -, welche eben Luftschadstoffe, Lärm, Emissionen und andere Dinge, die das menschliche Leben beeinträchtigen, messen. Denn, und das muss man hier auch einmal ganz klar sagen, es greift im Lieser- und Maltatal große Unsicherheit um sich. Bei verschiedenen Diskussionen, ich habe es ja schon erwähnt, bekommt man dann Argumente auf den Tisch, wie zum Beispiel: „Meine Stiefmütterl haben immer einen Russ drauf.“ Oder die Ärzteschaft meldet sich zu Wort und sagt, es sterben so und soviel Menschen an Feinstaub; das Krebsrisiko ist erhöht usw. Ich denke, die Diskussion sollte nicht auf dieser Ebene geführt werden, weil das impliziert nur Angst für die Menschen, sondern die Diskussion muss und sollte so geführt werden, dass man klare Messdaten hat. Letztendlich auch zur Kontrolle der Bevölkerung selbst über ihren Lebensraum sollten auch Daten der Messstation jederzeit abrufbar sein und im Internet verfügbar sein. Ich glaube, das ist eine ganz wichtige Forderung, weil ja natürlich bereits die ASFINAG Messungen vorgenommen hat. Aber die Bevölkerung sagt mir, die messen gerade dann, wenn der Tauernwind bläst. Deshalb gibt es eine gute Portion Misstrauen, sage ich jetzt einmal hier vom Rednerpult aus. Um dem zu widersprechen, sollte man eben diese Messergebnisse, diese Daten ins Internet einspeichern.

Ein weiterer wichtiger Aspekt dieser Forderung liegt darin, dass man durch diese Messstationen die Möglichkeit hätte, die etwaige Erreichung von Grenzwerten frühzeitig festzustellen. Man könnte dann auch Maßnahmen setzen; Maßnahmen, sage ich jetzt einmal, dass man einfach den Verkehr so zu sagen - sollte es zu einer schweren Grenzwertüberschreitung kommen - überhaupt stoppt, Blockabfertigung usw. Es wäre in diesem Bereich einiges denkbar.

Die Dringlichkeit – und damit bin ich jetzt hier schon am Schluss – ist darin gegeben, dass wir unbedingt haben möchten, von Seiten des Bezirks Spittal und von Seiten der Anrainer, dass diese Messstationen noch vor Einsetzen der Hauptreisezeit errichtet werden sollten; wenn möglich. Deswegen bitte ich, diesen Antrag gleich direkt an die Landesregierung weiterzuleiten und ihm die Dringlichkeit zu erteilen. Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu geben, vor allem im Interesse der Bevölkerung des Lieser- und Maltatales! Danke vielmals! (Beifall von der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober zur Dringlichkeit das Wort. – Abg. Lutschounig: Der Oberkärntner Schober? – Abg. Mitterer: Sicher, er ist ja ein Spittaler, am Goldeck!)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nicht in direktem, aber dennoch in gewissem kausalen Zusammenhang darf ich Ihnen einen Satz vorlesen. Er stammt aus dem Jahre 2002, vom 28. November genau. Die Schlagzeilen: „Die Grausamkeiten des 29. Mai 1999 dürfen nie mehr passieren – daher 2003 Tunnelausbau am Katschberg“. So die Worte des Verkehrsreferenten Landesrat Dörfler. – Jetzt haben wir 2004, aber wir merken: Es hat sich noch nichts getan, wobei ich überhaupt keine Schuldzuweisung machen möchte.

Dieser Antrag wird natürlich unsere Zustimmung finden, nur muss man schon darauf verweisen, dass es bereits mehrfach Anträge seitens der Sozialdemokraten genau mit dieser Intention gegeben hat. Etwas verwundert mich; ich habe nämlich gerade in den Protokollen der Verkehrsausschüsse nachgelesen. Darin hat es bereits eine Zusage des Verkehrsreferenten gegeben – die ist schon einige Monate alt -, wonach solche Messstationen errichtet werden sollten. Offenbar hat sich in der Richtung nichts getan, aber, wie gesagt, das soll ja so rasch als möglich über die Bühne gehen.

Wir werden aber damit sicherlich die eigentliche Problematik nicht lösen, denn ich denke, wir müssen die Ursachen bekämpfen. Und da sind wir alle aufgefordert – alle, ohne Unterschied, auf welcher Seite wir uns befinden! Ich sagen Ihnen eines, gerade weil Sie, Herr Kollege Scheuch, das erwähnt haben: Wir können das nur am Verhandlungswege erreichen. Ich denke, Aktivitäten auf der Straße – ob das in Form von Drohungen, EU usw. oder in Form von Blocken ist - sind sicherlich nicht der geeignete Weg. Hier sind Verhandlungen wirklich auf dem Verhandlungswege angesagt.

Wir müssen uns über eines auch im Klaren sein: Es gibt eine Schere, die wir zu bewältigen haben. Einerseits gibt es ein vermehrtes Verkehrsaufkommen, ob Transit, hausgemacht, wie auch immer. Andererseits geht es um den Schutz der Anrainerinteressen. Hier, glaube ich, sind wir sicherlich einer Meinung. Es wird nicht einfach sein, das in relativ kurzer Zeit zu bewältigen.

Ein klares Ja zu diesem Antrag. Ich hoffe, dass so rasch als möglich diese Intentionen des Antrages in Erfüllung gehen! (Beifall von der SPÖ- und der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Schober

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Ganz kurz. Als Oberkärntner muss ich natürlich dazu auch zwei Wörter sagen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du bist ja aus dem Drautal!) Ja, das ist doch zum Bezirk. Von unserer Seite natürlich auch ein klares Ja und Unterstützung. Das ist überhaupt keine Frage. Ich hoffe nur, dass sich alle dessen bewusst sind, was man vor den Wahlen den Liesertalern versprochen hat, auch betreffend zweiten Tunnelausbau, Volksabstimmung. Das ist von allen Seiten befürwortet worden. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nein! Der Ramsbacher nicht!) Ich kann nicht von meinem Vorredner reden, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: „Alle“, hast du gesagt!) aber von meiner Seite aus immer. Deswegen, glaube ich, müssen wir das Schritt für Schritt im Zuge der Interessen der Bevölkerung des Lieser- und Maltatales angehen. Ich bin überzeugt, wenn wir das gemeinsam machen, dann wird es auch aus der Tagespolitik herauskommen, sodass wir das zu einem Sachthema machen. Dann sehe ich der ganzen Geschichte sehr positiv entgegen.

Von unserer Seite aus zu diesem Antrag ein klares Ja! Danke! (Beifall von der ÖVP-, der FPÖ- und der SPÖ-Fraktion)

Ing. Hueter

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich komme zur Abstimmung über die Dringlichkeit dieses Antrages. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich lasse über den Antrag selbst abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig, wie ich annehme, so beschlossen.

Ich bitte, weiter zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

2. 
Ldtgs.Zl. 102-1/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des FPÖ- und des SPÖ-Klubs betreffend Geschwindigkeitskontrollen durch Organe der öffentlichen Sicherheit mit folgendem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung und dem Gemeindebund sicherzustellen, dass die Kontrolle des fließenden Verkehrs als Kernbereiche der staatlichen Aufgaben auch auf Gemeindestraßen weiterhin durch eine ausreichende Zahl von Organen der öffentlichen Sicherheit erfolgt und nicht an Privatunternehmen übertragen wird.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grünen, gegen die Stimmen der ÖVP, so beschlossen. Ich komme zur Abstimmung über den Antrag selbst. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und Grünen, gegen die Stimmen der ÖVP, so beschlossen.

Ich bitte, weiter zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

B. Anträge von Abgeordneten:

1. 
Ldtgs.Zl. 105-1/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend grenzüberschreitende Hilfseinsätze mit folgendem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass rasch eine Vereinbarung mit der Republik Italien abgeschlossen wird, welche die freiwilligen Hilfeleistungen bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen im jeweils anderen Vertragsstaat regelt, um rasch und effizient Hilfe leisten zu können.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

2. 
Ldtgs.Zl. 106-1/29:

Antrag von Abgeordneten des FPÖ-Klubs betreffend die Änderung des Kärntner Kindergartenfondsgesetzes – K-KGFG ./. mit Gesetzentwurf mit folgendem Wortlaut:

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Kindergartenfondsgesetz, K-KGFG, geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

3. 
Ldtgs.Zl. 107-1/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Umweltanwaltschaftsgesetz für Kärnten mit folgendem Wortlaut:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzesentwurf über die Errichtung einer weisungsunabhängigen Landesumweltanwaltschaft für alle Belange des Umweltschutzes in Kärnten vorzulegen.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt, unter Beiziehung des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks

4. 
Ldtgs.Zl. 108-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-KIubs betreffend Schutz unserer Jugend vor Suchtgefahren mit folgendem Wortlaut:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Zielsetzungen des Jugendschutzes (Schutz der Jugend vor Suchtgefahren) eingehalten und durch geeignete Maßnahmen in der Gesellschaft verankert werden. Der in den letzten Jahren eingeschlagene Weg der Prävention im Rahmen des Jugendschutzes muss nachhaltig fortgesetzt werden. Insbesondere wird die Landesregierung aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung und den anderen Bundesländern sich aktiv für eine Harmonisierung der Jugendschutzgesetze und für die Bereitstellung entsprechender finanzieller Mittel zur Durchführung der Präventionsprogramme einzusetzen.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales und Gesundheit

5. 
Ldtgs.Zl. 107-2/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kompetenz des Naturschutzbeirates als Umweltanwaltschaft für Kärnten mit folgendem Wortlaut:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Naturschutzbeirat die zweifelsfreie Kompetenz einer Umweltanwaltschaft – gleich nach welchen Vorschriften – zu übertragen und die dafür erforderlichen notwendigen Schritte zu setzen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich möchte das Hohe Haus ersuchen, dass wir zu diesen beiden Anträgen betreffend Umweltanwaltschaft bei den Beratungen auch den Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks beiziehen sollten. Ich glaube, das wäre sinnvoll, weil es eine übergreifende Materie ist, das so zu beraten. Ist mein Vorschlag so genehmigt? – Danke schön! Die Beiziehung ist für beide Anträge beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Danke!

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt, unter Beiziehung des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks

6. 
Ldtgs.Zl. 109-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend neue EU-Förder​kulisse ab 2007 und neues Repräsentationshaus in Brüssel mit folgendem Wortlaut:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag Berichte über die Aktivitäten des Landes Kärnten im Hinblick auf die (auf Grund der EU-Osterweiterung) ab 2007 geltenden neuen Regeln der EU-Förderkulisse und über die zukünftige Arbeit des neuen Repräsentationshauses in Brüssel vorzulegen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

C. Schriftliche Anfragen:

1. 
Ldtgs.Zl. 103-1/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten der Grünen an Landesrat Ing. Reinhart Rohr betreffend Umweltschutzkonzept

Zuleitung an den Befragten.

2. Ldtgs.Zl. 104-1/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten der Grünen an Landesrat Mag. Dr. Josef Martinz betreffend Umsetzung der Nutztier- und Intensivtierhaltungsverordnung

Zuleitung an den Befragten.

3. 
Ldtgs.Zl. 45-2/29:

Schriftliche Anfrage aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs an Landeshauptmann Dr. Jörg Haider betreffend Rechnungsabschluss 2003

Zuleitung an den Befragten.

4. Ldtgs.Zl. 45-3/29:

Schriftliche Anfrage aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Karl Pfeifenberger betreffend Rechnungsabschluss 2003

Zuleitung an den Befragten.

D. Petition:


Ldtgs.Zl. 110-1/29:

Petition vom 27. 5. 2004 betreffend Schigebiet Verditz muss erhalten bleiben

Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (FPÖ):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit ist auch der Einlauf erledigt worden. Bevor ich die Sitzung schließe, darf ich mitteilen, dass wir heute 69 Wortmeldungen gehabt haben, davon 56 Wortmeldungen zum Voranschlag des Jahres 2004. Ich darf – bevor ich schließe – noch den Herrn Abgeordneten Mock bitten, 10 Euro abzuliefern wegen Telefonierens und schließe mit großer Freude diese 4. Sitzung und danke für die Mitwirkung! (Beifall im Hause) 

Ende der Sitzung: 22.15 Uhr

Dipl.-Ing. Freunschlag

